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(Beginn um 9.02 Uhr) 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die 16. Sit-

zung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet. 

Ganztägig verhindert sind GRin Karner-Kremser, 

GRin Dr. Laschan, GR Mahdalik, GR Seidl, GR Mag. 

Taucher. Zeitweise verhindert sind GRin Akcay, GRin 

Bakos, BA, GRin Dr. Greco, GRin Marina Hanke, BA und 

GR Hursky. 

Ich darf Sie noch darauf hinweisen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, aber auch alle Damen und Herren der 

Presse und auch alle Besucher via Livestream, dass die 

heutige Sitzung unter der Corona-Fraktionsvereinbarung 

stattfindet, das heißt, wir haben uns ein eigenes Sicher-

heitsregime gegeben, wie wir unsere Sitzung abhalten 

wollen. Dazu gehört, dass wir fast alle getestet sind, 

geimpft, getestet beziehungsweise genesen, dass wir 

eine Maskenpflicht vereinbart haben, sobald man den 

Sitzplatz verlässt - gemäß Hausordnung ist sowieso 

Maskenpflicht, aber auch hier im Saal. Es wird auch 

empfohlen, am Sitzplatz die Maske zu tragen. 

Wir haben auch eine Abstandsregel vereinbart, und 

besonders wichtig ist: Es hat Debatten in der Präsidiale 

darüber gegeben, ob wir eine Redezeitverkürzung ma-

chen, da halt besondere Umstände sind. Wir haben uns 

darauf geeinigt, dass wir keine Redezeitverkürzung ma-

chen, aber dass während der Debatte die Anwesenheit 

im Saal das eine oder andere Mal vielleicht ein bisschen 

kürzer ist. Das hat nichts damit zu tun, dass die Kollegin-

nen und Kollegen nichts arbeiten wollen, sondern das ist 

eine Sicherheitsmaßnahme, damit wir weniger im Saal 

sind. Morgen am Abend bei der Abstimmung werden 

natürlich wieder alle hier sein. 

Last but not least haben wir auch vereinbart, dass wir 

natürlich, da wir im Lockdown sind, auch keine Besucher 

empfangen und auch keine Besucher im Rathaus haben 

wollen - eben aus Sicherheitsgründen. - Das war die 

erste Mitteilung, die ich machen wollte. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, 

gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung be-

kannt, dass von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-

Klubs der Bundeshauptstadt Wien vier schriftliche Anfra-

gen eingelangt sind.  

Die Postnummern 1, 2 und 3 der Tagesordnung be-

treffen die Entwürfe der Voranschläge der Bundeshaupt-

stadt Wien für das Jahr 2022 und 2023 sowie die Über-

prüfung der öffentlich-rechtlichen Geldleistungen und 

tarifmäßigen Entgelte durch den Gemeinderat. 

Ich schlage vor, die Beratungen dieser drei Ge-

schäftsstücke zusammenzuziehen und die Verhandlun-

gen nicht nach den zehn Gruppen der Voranschlagsent-

würfe, sondern nach Geschäftsgruppen zu gliedern. 

Nach einem einleitenden Referat des Berichterstatters zu 

diesem Geschäftsstück, Herrn Amtsf. StR KommR Peter 

Hanke, folgen die Allgemeine Beratung und die Spezial-

debatte über die Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirt-

schaft, Arbeit, Internationales und Wiener Stadtwerke. 

Voraussichtlich morgen, Dienstag diese Woche, wird 

nach dem Schlusswort des Herrn Amtsführenden Stadt-

rates für Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Internationales und 

Wiener Stadtwerke über die Anträge zu den genannten 

drei Geschäftsstücken abgestimmt werden. Wird dazu 

ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall.  

Ich bitte daher den Berichterstatter, Herrn Amtsf. StR 

KommR Peter Hanke, die Verhandlungen über die Post-

nummern 1, 2 und 3 einzuleiten. - Guten Morgen, Herr 

Stadtrat. Bitte schön. 

Berichterstatter Amtsf. StR KommR Peter Hanke: 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen 

und alle Wienerinnen und Wiener, die in dieser schönen 

Stadt leben und uns via Livestream heute folgen können, 

Ihnen allen wünsche ich einen schönen guten Morgen!  

Gleich zu Beginn meiner Ausführungen: Corona und 

der mittlerweile vierte Lockdown haben uns seit einer 

Woche wieder einmal fest im Griff. Wir alle sind gefor-

dert. Ich weiß, dass Sie alle und wir in der Stadtregierung 

täglich fieberhaft an der Bekämpfung dieser Pandemie 

arbeiten. Ich bin zuversichtlich, dass wir diese Pandemie 

in den kommenden zwei Jahren hinter uns gebracht 

haben werden. Trotzdem oder jetzt erst recht müssen wir 

bereits heute an der Zukunft der Pandemie arbeiten. Wir 

müssen heute die Zukunft dieser Stadt gestalten, zum 

Wohl aller in Wien lebenden Menschen. Dabei dürfen wir 

unsere wichtigsten Ziele aber nicht aus den Augen ver-

lieren, und das wären fünf:  

Erstens: Der Klimaschutz - ein besonders großes An-

liegen, vor allem, um Wien bis 2040 klimaneutral zu 

machen. 

Zweitens: Die Bewältigung der Auswirkung dieser 

Pandemie auf die Wiener Wirtschaft und den Arbeits-

markt.  

Drittens: Investitionen in die Zukunft dieser Stadt, in 

die analoge und natürlich auch in die digitale Infrastruk-

tur. 

Viertens: Erhalt des hohen Niveaus der Daseinsvor-

sorge. 

Und fünftens: Schutz der sozialen Werte, für die 

Wien wieder einmal so bekannt ist und geschätzt wird.  

Die Pandemie hat die Gesundheits-, Wirtschafts- und 

Sozialsysteme unter enormen Druck gesetzt, aber das 

System ist nicht zusammengebrochen, es hat gehalten. 

Es hat sich adaptiert und jeden Tag aufs Neue ausge-

richtet. Das ist unglaublich, wenn man darüber nach-

denkt. Es ist schön, dass diese Stadt so funktioniert. Das 

System hat sich dieser Extremsituation angepasst: Ärz-

tInnen, Pfleger, Reinigungspersonal, Hilfspersonal, aber 

auch die vielen MitarbeiterInnen der Wirtschaftsagentur 

und des WAFF, sie alle arbeiten seit fast zwei Jahren mit 

Hochdruck für die Menschen in dieser Stadt, um die 

Wienerinnen und Wiener bei ihren Bedürfnissen abzuho-

len. Die Bevölkerung kann sich auf diese Unterstützung 

verlassen. Wir alle schätzen das sehr.  

Ihnen allen gilt daher mein Dank und meine Vernei-

gung, denn die herausragenden Leistungen dieser Men-

schen machen unsere Stadt zu dem, was sie ist, zur 

lebenswertesten Stadt. Sie hat aber auch mitten in der 

Pandemie dieses Prädikat der Superlative wahrlich ver-

dient.  

Nicht nur für unsere Gesundheit und jene unserer 

Lieben ist es wichtig, diese Tatsache auszusprechen, 
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sondern auch für die über 60.000 Menschen, die für 

unsere Stadt in den unterschiedlichsten Bereichen arbei-

ten und eine Perspektive der Normalität verdient haben. 

Die 15.000 PflegerInnen haben es sich verdient, die 

Kinder und Jugendlichen haben es sich verdient, ihre 

Eltern haben es sich verdient. Auch Sie und wir alle, sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen, haben es sich und 

haben wir es uns verdient.  

Aus dem operativen Management kommend weiß 

ich, wie wichtig die Ausgangssituation ist, und diese 

können wir für unser Wien bis zum ersten Tag des ersten 

Lockdowns als ausgezeichnet bezeichnen: Tourismusre-

korde, Nächtigungen und Umsatz auf Rekordhöhe, ein 

Bruttoregionalprodukt so hoch wie noch nie und viele 

weitere Spitzenleistungen, die wir alle erbringen durften. 

Sich danach an Extremsituationen wie in einer Pandemie 

zu beweisen, kann nur jemand, der klare, nachvollzieh-

bare Entscheidungen trifft. Nur so kann die Resilienz 

einer Stadt auf demselben hohen Niveau erhalten blei-

ben. Genau deswegen ist der klare Kurs unseres Bür-

germeisters der richtige. Weil wir auch in diesen Tage 

resilient bleiben, sind wir nun in der Lage, wenn nötig, 

Menschen aus anderen Bundesländern medizinisch zu 

versorgen und zu helfen. Wir tun dies und wir tun dies 

sehr gerne. Es ist aber kein Zufall, sondern strukturier-

tem, vertrauensförderndem Handeln und klaren Ent-

scheidungen geschuldet.  

Es ist uns auch jetzt, nach einer Woche im vierten 

Lockdown, innerhalb kürzester Zeit gelungen, die 

Corona-Hilfspakete wieder bereitzustellen und zu verlän-

gern. Der Vienna Meeting Fund - 4 Millionen EUR -: nach 

wenigen Monaten sehr, sehr gebucht. Die EPU-

Förderungen - über 10 Millionen EUR -, die wir zur 

Corona-bedingten Anpassung des eigenen Geschäfts-

modells neu aufgestellt haben, wenn es Probleme gibt, 

wenn es jetzt darum geht, wieder die Normalität ein 

Stück weit zurückzuholen. Oder Wien Online next, die 

Möglichkeit für viele Unternehmen, ihre Vertriebskanäle 

umzustellen, modern zu werden und zu versuchen, so 

die Pandemie für ihr Unternehmen und die Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer bestmöglich zu gestalten. Aber 

auch das Angebot der stillen Beteiligungen über die 

WKBG, die wir extra auch mit der Wirtschaftskammer 

gemeinsam aufgeladen haben, oder auch die echten 

Beteiligungen der „Stolz auf Wien“ Beteiligungs GmbH. 

Darüber hinaus stehen - das ist mir persönlich ein ganz 

besonderes Anliegen - die Lehrlingspakete oder auch 

das Wiener Ausbildungsgeld beim WAFF für die Wiene-

rinnen und Wiener ab sofort am Arbeitsmarkt bereit. 

All diese Maßnahmen sind immer in Kombination mit 

den Bundesförderungen im Bereich Arbeit und Wirtschaft 

nachfragbar und abarbeitbar. Das ist enorm wichtig, weil 

wir mit diesem Schulterschluss beweisen wollen, dass 

wir es nur gemeinsam schaffen können, eine Zeit der 

Pandemie auch erfolgreich zu beenden. Genau diesem 

Vorhaben dient auch das erste Doppelbudget in der 

Geschichte Wiens, denn mit Corona ist eine neue Zeit 

angebrochen. Wir sind noch nicht über den Berg, aber 

wir müssen jetzt schon grundsätzliche Entscheidungen 

darüber treffen, wie wir nach der Pandemie leben, wirt-

schaften und arbeiten wollen. Die Stadt Wien arbeitet 

dafür auf nationaler und europäischer Ebene, in der 

Stadt, in den Bezirken, aber auch in den Grätzln. Wir 

müssen jetzt die Zeit nutzen, um die realen Herausforde-

rungen für die Wienerinnen und Wiener, die Wirtschaft 

und das Klima anzugehen. Dafür stehen wir im Aus-

tausch mit unseren internationalen Experten und Part-

nern, der Zivilgesellschaft, aber auch den Expertinnen 

und Experten des Vienna Economic Councils.  

In Zeiten, in denen politisch auf anderen Ebenen fast 

nichts mehr unmöglich scheint, zeigt sich eines als Ge-

wissheit: Wien bleibt stabil. Die Fortschrittskoalition der 

Stadt Wien hat in ihrem einjährigen Bestehen gezeigt, 

dass die städtischen Strukturen auch unter der starken 

Belastung der Pandemie für die Wienerinnen und Wie-

nern gut funktionieren. Sie können sich, wie wir auch, 

darauf verlassen, dass ihre PCR-Tests innerhalb von 24 

Stunden unkompliziert am Handy abrufbar sind oder 

dass man fast an jeder Ecke ohne Termin eine Impfung 

erhält.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das darf uns mit 

Stolz erfüllen und das muss uns erst einmal jemand 

nachmachen. Innerhalb oder auch außerhalb unserer 

Grenzen ist das alles nicht selbstverständlich. Die Stadt-

regierung aber eint dieser Wille, um Wien noch besser 

zu machen, die Stadt voranzubringen und sie in belaste-

ten Zeiten wie diesen beisammenzuhalten. Sie werden 

am Doppelbudget erkennen, dass es uns nicht um den 

kleinsten gemeinsamen Nenner geht, sondern um eine 

Politik der großen Wirkung. Oder, wie es der zukünftige 

deutsche Bundeskanzler letzte Woche meinte: Wir wol-

len mehr Fortschritt wagen.  

Das alles wirkt mittlerweile vielleicht selbstverständ-

lich für uns, aber mit jedem einzelnen Test, jeder Wirt-

schaftshilfe, jeder klaren und deutlichen Ansage im Kri-

senmanagement wird ein Beitrag dazu geleistet, dass 

das Vertrauen der Bevölkerung zur Politik wächst, nach-

dem es auf anderer politischer Ebene grob fahrlässig 

oder vielleicht auch vorsätzlich zerrüttet wurde. Die Fort-

schrittskoalition hingegen ist angetreten, um dieses Ver-

trauen Tag für Tag, jedes Mal aufs Neue zu gewinnen. 

Dieses Vertrauen ist die Währung der Demokratie, die-

sem Vertrauen wollen wir gerecht werden und mit Trans-

parenz, mutig und entschlossen in die Zukunft gehen.  

Ich bedanke mich aber auch für die intensive Arbeit 

in den Ausschüssen und Sitzungen bei Ihnen allen, bei 

jedem und jeder Einzelnen hier im Raum. Viele unserer 

Hilfen konnten mit klarer Mehrheit, manche sogar ein-

stimmig beschlossen werden. Ich weiß, dass das keine 

Selbstverständlichkeit ist, spricht aber für die Kultur die-

ses Hauses.  

Ich bin davon überzeugt, dass sich in den nächsten 

zwei Jahrzehnten ein historisches Zeitfenster für unsere 

Stadt öffnet. Noch selten zuvor gab es so viele neue 

Technologieentwicklungen, Veränderungen im Energie-

bereich, im Mobilitätsbereich und Forschungserfolge auf 

allen Ebenen. Der Fortschritt, die Technologie, die neuen 

Möglichkeiten werden für uns wie ein Turbo wirken, ein 

Turbo, den wir für unsere Gesellschaft, für das Standing 

in dieser Stadt brauchen, und den wir jetzt auch entspre-
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chend zünden dürfen. Wir alle tun gut daran, gemeinsam 

intensiv an diesem Zeitfenster zu arbeiten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war mir 

ein besonderes Anliegen, das Doppelbudget in eine 

Struktur zu gießen, die sowohl kurzfristige Antworten auf 

die krisenhafte Situation im Gesundheits- und Wirt-

schaftsbereich ermöglicht, aber natürlich auch langfristig 

Pflöcke einschlägt, um für die zuvor genannten vielen 

globalen Herausforderungen lokale, eigenständige Lö-

sungsansätze zu finden. Dafür haben wir vier strategi-

sche Leitlinien gegeben:  

Erstens: In den Zukunftsbereichen Bildung, Gesund-

heit und Soziales stellen wir mehr Personal und finanziel-

le Mittel bereit. Die Herausforderungen einer wachsen-

den, modernen Stadt werden mehr, es braucht mehr und 

besser ausgebildete Kindergärten, Schulen, Spitäler, um 

diese zu bewältigen.  

Zweitens: Mit unserem ambitionierten Wirtschafts- 

und Investitionsprogramm werden wir die wirtschaftliche 

Situation für die ArbeitnehmerInnen und Unternehmen 

Wiens in neue Höhen entwickeln und so die Infrastruktur 

der Daseinsvorsorge unserer Stadt weiter und weiter 

ausbauen.  

Drittens: Bei jeder politischen und infrastrukturellen 

Maßnahme ist der Klimaschutz als maßgebliche Rolle zu 

sehen und als Querschnittsmaterie in jedem Projekt 

mitzudenken und entsprechend umzusetzen.  

Viertens: Letztlich braucht es Ausgaben mit Augen-

maß, deswegen senken wir den durch Corona verur-

sachten Defizitpfad kontinuierlich und konsequent ab und 

kämpfen auf allen Ebenen für eine zukünftige Reform der 

Fiskalregeln in der Europäischen Union. Aber nein, wir 

vergessen nicht, dass mittelfristig unser Ziel ein ausge-

glichener Haushalt sein muss.  

Ich bin davon überzeugt, dass wir anhand dieser Leit-

linien das nächste Jahrzehnt so meistern werden, dass 

Wien bis 2030 nicht nur wiederholt die lebenswerteste 

Stadt der Welt sein wird, sondern zugleich Leuchtturm 

für andere europäische Metropolen.  

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Fort-

schrittskoalition hat sich auf ein Doppelbudget mit einem 

Volumen von 33,3 Milliarden EUR geeinigt. 16,7 Milliar-

den EUR entfallen dabei auf das Jahr 2022, 16,6 Milliar-

den EUR auf das Jahr 2023. Wir reduzieren dabei suk-

zessiv das durch Corona eingeschlagene Defizit. Für 

2022 erwarten wir ein Defizit von 1,7 Milliarden EUR, für 

das Jahr 2023 eines von 1,4 Milliarden EUR. Dabei ge-

lingt es uns aktuell erfolgreich, die Lage auf den interna-

tionalen Märkten auszunützen, um uns von variabel 

verzinsten Darlehen zu trennen und fix im Negativbe-

reich verzinste Fremdmittel in unser Portfolio aufzuneh-

men. So immunisieren wir uns vor etwaigen Kurs-

schwankungen. Mittlerweile sind rund 95 Prozent der 

derzeit 7,7 Milliarden EUR an Fremdmitteln fix verzinst. 

Wir gehen derzeit davon aus, dass trotz aller Herausfor-

derungen, trotz des Lockdowns auf Grund umsichtiger 

Budgetierung und des bestehenden Wirtschaftsauf-

schwungs, den wir im Jahr 2021 aktuell gesehen haben, 

mit einem deutlich niedrigeren Defizit abschließen wer-

den, als wir bisher erwarten mussten. Die Planung war 

bei 1,9 Milliarden EUR, wir haben jetzt die nächsten 

Monate noch abzuwarten, aber wir werden deutlich bes-

ser ins Ziel kommen. 

Wir haben unsere Rücklagen auf hohem Niveau, um 

für alle Fälle bereit zu sein, und wir werden Ende 2023 

Rücklagen in Höhe von rund 1,5 Milliarden EUR auswei-

sen - ein hoher Betrag. Mit diesem Posten sind auch 

kurzfristig wirtschaftspolitische Impulse jederzeit möglich, 

wie wir es bereits bei über 50 Corona-Maßnahmen in 

den letzten 20 Monaten beweisen durften. Entscheiden-

der Einfluss auf den gesamtwirtschaftlichen Konjunktur-

verlauf unserer Stadt und damit auf ganz Österreich ist 

einerseits unseren öffentlichen Investitionen der Stadt 

selbst und andererseits den 10.000 Unternehmen im 

privaten Sektor geschuldet, wie auch der erfreulich ho-

hen Nachfrage des privaten Sektors. Wir sind als Motor 

unseres Wirtschaftsstandorts Österreichs gefordert. Wir 

haben hier eine Leitfunktion zu erfüllen und müssen 

federführend arbeiten und mitanpacken, und deshalb 

werden wir den Weg der letzten Monate kontinuierlich 

fortsetzen. 

Auf der Investitionsseite konnten heuer bereits meh-

rere, wie ich meine, große Erfolge erzielt werden, die für 

die nächsten Jahre nicht nur Arbeitsplätze und Wert-

schöpfung in die Stadt bringen, sondern klimaschonende 

Bewegungsfreiheit auf hohem Niveau ermöglichen. Da-

runter die U-Bahn-Finanzierung gemeinsam mit dem 

Bund: Der Ausbau der U2/U5 ist mit rund 6 Milliarden 

EUR bis 2035 gesichert. Auch über die Finanzierung des 

einzig echten 1-2-3-Tickets für die gesamte Ostregion 

konnte man sich heuer einigen. Nachdem die städti-

schen Investitionen des Kernmagistrats im Rechnungs-

abschluss 2020 bei rund 1,3 Milliarden EUR lagen, stei-

gern wir uns für die nächsten beiden Perioden gewaltig, 

um jeweils eine halbe Milliarde Euro auf rund 1,8 Milliar-

den EUR. Gemeinsam mit den Unternehmen der Stadt 

Wien investieren wir im Jahr 2022 über 3,1 Milliarden 

EUR und im Jahr 2023 2,7 Milliarden EUR - hier ist der 

Wert noch ohne Wiener Wohnen, ohne Wien Holding, 

hier werden wir sicher auch noch einen Zuwachs sehen.  

Wir investieren als Gesamtstadt somit insgesamt ei-

nen Betrag, den es so noch nie gegeben hat: 5,8 Milliar-

den EUR. Im Vergleich zum Rechnungsabschluss 2020 

sind das Steigerungsraten zu 2022 von 934 Millionen 

EUR, eine knappe Milliarde Euro, und im Vergleich zu 

2023 von 433 Millionen EUR, eine für uns alle echte 

Kraftanstrengung, die einen positiven Teamgeist jedes 

einzelnen Mitarbeiters benötigen wird, um dieses Ziel 

Ende 2023 auch wirklich zu erreichen. 

Vergleicht man die größten deutschsprachigen Städ-

te und deren Investitionsvolumen für die nächsten 2 

Jahre, so müssen wir den Vergleich ebenfalls nicht 

scheuen: Wien investiert wie gesagt 5,8 Milliarden EUR, 

Berlin 4,5 Milliarden EUR, München 4,4 Milliarden EUR 

und Hamburg 4,2 Milliarden EUR. Wien investiert somit 

über 28 Prozent mehr als das zweitplatzierte Berlin. Das 

ist unsere Antwort auf die Herausforderungen unserer 

Zeit. Klimaschutz, Digitalisierung, Infrastruktur sind der 

Garant für Wohlstand und sozialen Ausgleich.  
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Die Klimakonferenz in Schottland hat die Widersprü-

che, mit denen die Staatenwelt umzugehen hat, wieder 

teilweise schmerzhaft zutage gebracht: Oftmals halbher-

zig vorgetragene Positionen, wenig ambitionierte Ziele, 

aber auch reale Umstellungsprobleme in den weltweit 

größten CO2-Treibern von Energieherstellung, Landwirt-

schaft und industrieller Fertigung. Mögen die Anteile 

Österreichs und Wiens naturgemäß kleiner sein als jene 

Chinas, der USA oder Indiens, so wollen wir innerhalb 

der Europäischen Union die bestimmende Kraft sein.  

Dieses Doppelbudget ist wiederholt darauf ausgerich-

tet, das nächste Jahrzehnt als Chance zu nutzen, weil 

die Zeit drängt, weil viel zu tun ist. Bis 2040 soll Wien 

klimaneutral werden, und um dieses Ziel zu erreichen, 

braucht es Investitionen in den Klimaschutz, in die Ener-

gie-, Wärme- und Mobilitätswende, denn die Klimakrise 

ist die größte Herausforderung unserer Zeit und wird die 

nächsten Jahrzehnte prägen.  

Die Wiener Fortschrittskoalition hat daher schon im 

Regierungsprogramm Klimaschutz als oberste Priorität 

angesetzt, mit investiven Meilensteinen, wie der Start der 

größten Photovoltaikoffensive in der Geschichte. Am 

Ende der Periode 2023 werden jedes Jahr mehr PV-

Anlagen errichtet werden als in den letzten 15 Jahren 

zusammen. Mit dem U-Bahn-Ausbau, den Raus-aus-

Gas-Initiativen oder auch der Parkraumbewirtschaftung 

geht diese Koalition seit einem Jahr riesige Schritte Rich-

tung Energie-, Wärme- und Mobilitätswende, den drei 

zentralen Handlungsfeldern für die Klimaneutralität in 

urbanen Räumen.  

Dass ein klimaneutrales Wien 2040 möglich ist, hat 

auch die Wien Energie in ihrer kürzlich präsentierten 

Studie festgestellt und ein Szenario zur Ablöse von Öl 

und Gas durch erneuerbare Energien entwickelt. Mit der 

einmaligen Entdeckung von Wien Energie, dass unter 

unserer Stadt ein enormes Heißwasservorkommen liegt, 

sind auch die Vorzeichen in der Frage der Zukunft der 

Fernwärme neu zu evaluieren. Bis 2030 können so 

125.000 Haushalte Wiens die Wärme der Geothermie 

nutzen. 2040 wollen wir rund 56 Prozent des Wärmebe-

darfs über klimafreundliche Fernwärme abdecken. Der 

Rest soll unter anderem mit Wärmepumpen abgedeckt 

werden. Ein spektakulärer Erfolg aller Beteiligten bei der 

Wien Energie.  

Aber schon im Jahr 2022 sind 1,5 Milliarden EUR 

klimawirksame Maßnahmen budgetiert, also eine Steige-

rung von einer halben Milliarde Euro im Vergleich zum 

Vorjahr. Mit weiteren 1,3 Milliarden EUR im Jahr 2023 

sind 2,8 Milliarden EUR an klimaschutzwirksamen Aus-

gaben vorgesehen. Dabei gehen wir die 3 größten CO2-

Treiber Wiens aktiv an: Wohnen, Energie und Verkehr. 

Wien Energie und Wiener Netze investieren über 390 

Millionen EUR in die Erneuerung und Erhaltung der 

Energieträger und Infrastruktur, auch zur Absicherung 

gegenüber möglichen Blackouts in den Energie- und 

Lieferketten Europas. Allein für moderne und klimascho-

nende Großwärmepumpen werden wir in den nächsten 2 

Jahren rund 74 Millionen EUR investieren. Wie Sie wis-

sen, stecken die Wiener Linien in den nächsten 2 Jahren 

1 Milliarde EUR in den Ausbau und den Erhalt der Infra-

struktur, und das nicht nur in die U-Bahn. Für den Aus-

bau neuer Straßenbahnlinien und die Instandhaltung der 

Flotte werden über 240 Millionen EUR investiert.  

Thermische Sanierung fördern wir mit 90 Millionen 

EUR und investieren in den nächsten 2 Jahren 120 Milli-

onen EUR in das Smartmeter-Programm der Wiener 

Netze, und - Sie wissen das auch - mit dieser Lösung 

erhalten die Kunden erstmals volle Transparenz über 

ihren Stromverbrauch zu Hause, um geheime Stromfres-

ser in den eigenen vier Wänden zu identifizieren. Den 

Bezirken können wir in den nächsten 2 Jahren 40 Millio-

nen EUR für Klimawandelanpassungsmaßnahmen wie 

Begrünungen von Fassaden oder Baumpflanzungen zur 

Verfügung stellen, die auch eigenständig von den Bezir-

ken verwaltet und verwendet werden. Die Bezirke wissen 

vor Ort am besten, wo die Bevölkerung den größten 

Nutzen der Klimaanpassungen hat und deshalb sollen 

sie entsprechend mit einbezogen werden.  

Zudem unterstützen wir das Pilotprojekt des partizi-

pativen Klimabudgets mit 12 Millionen EUR. Die Bevöl-

kerung kann selbst in einem eigenen Prozess Projekte 

zur Klimaanpassung einbringen und darüber abstimmen, 

wofür das bereitgestellte Geld verwendet wird. Die Wie-

ner Stadtwerke sind dabei der größte Hebel im Klima-

schutz. 76 Prozent, also 4,25 Milliarden EUR ihrer Ge-

samtinvestitionen von über 5,6 Milliarden EUR gehen bis 

2025 direkt in klimaschonende Maßnahmen.  

Unsere nachfragewirksamen Ausgaben stimulieren 

abseits des Investitionsvorhabens die Konjunktur mit 

rund 5,9 Milliarden EUR jährlich, sowohl im Jahr 2022 als 

auch im Jahr 2023. Das sind stolze 6 Prozent der ge-

samten Wirtschaftsleistung Wiens. Im Vergleich zum 

Rechnungsabschluss 2020 steigern wir auch dort die 

Ausgaben um beachtliche 1,2 Milliarden EUR.  

Weiters erreichen wir im Bau- und Baunebenbereich 

2 Milliarden EUR für 2022 und 2 Milliarden EUR für 

2023.  

Neben den dringend benötigten Wirtschaftsimpulsen 

setzen wir auf die krisenstabilisierenden Sektoren Bil-

dung, Soziales und Gesundheit. Das Schulbudget der 

Stadt Wien wird im Jahr 2022 auf 2,01 Milliarden EUR, 

das ist ein Plus von 5,4 Prozent im Vergleich zu 2020, 

und 2023 auf 2,1 Milliarden EUR, das ist ein Plus von 4,3 

Prozent, erhöht. Für die Kinderbetreuung steigern wir die 

finanziellen Mittel von 898 Millionen EUR im Jahr 2020 

auf 998 Millionen EUR im Jahr 2022, ein Plus von 7,9 

Prozent, und auf erstmals über 1 Milliarde EUR im Jahr 

2023, nochmals ein Plus von 2,2 Prozent. Mit diesem 

Doppelbudget werden die finanziellen Voraussetzungen 

für die beste Bildung für junge und die jüngsten Wiene-

rinnen und Wiener auf neue Beine gestellt.  

Neben Investitionen in Schulbauten, wie beispiels-

weise in der Langobardenstraße in der Donaustadt, oder 

der Errichtung von neuen Kindergärten in der Anton-

Langer-Gasse in Hietzing, sprechen wir auch von kon-

kreter Unterstützung und Entlastung der PädagogInnen, 

die besonders in den letzten zwei Jahren unter schwie-

rigsten Bedingungen ihre Aufgabe und Arbeit verrichte-

ten. 400 neue LehrerInnen, 200 neue Elementarpädago-

gInnen, 50 Sprachförderkräfte in den Wiener Kindergär-



Gemeinderat, 21. WP 29. November 2021 16. Sitzung / 7 

 

ten und 40 SozialarbeiterInnen werden die Kolleginnen 

und Kollegen vor Ort unterstützen.  

Um die Pandemie zu bewältigen und gleichzeitig den 

eingeschlagenen Weg in Richtung Top-

Gesundheitsmetropole Europas beizubehalten, stockt 

Wien zumal das Budget für die Gesundheits- und soziale 

Infrastruktur um eine halbe Milliarde Euro auf insgesamt 

5,1 Milliarden EUR auf. Das Gesundheitsbudget steigt 

um 8,8 Prozent - ein unglaublich hoher Wert - auf 2,67 

Milliarden EUR im Jahr 2022 und im Jahr 2023 auf 2,73 

Milliarden EUR. Das Sozial- und Pflegebudget steigt um 

7,7 Prozent auf 2,36 Milliarden EUR im Jahr 2022 bezie-

hungsweise 2,38 Milliarden EUR im Folgejahr 2023. Die 

Spitzenleistungen, die in diesen Bereichen erbracht 

werden, brauchen optimale Rahmenbedingungen von 

Seiten der öffentlichen Hand. Deswegen war es uns 

wichtig, monetär ins System zu wirken, indem wir inner-

halb der Stadt in kürzester Zeit auf Sozialpartnerebene 

Gefahrenzulagen für die MitarbeiterInnen auf definierten 

Corona-Stationen implementieren konnten.  

Wir tun das auch für die zukünftige Ausbildung in 

neuer Art und Weise, indem wir als einziges Bundesland 

die Wienerinnen und Wiener während ihrer Ausbildung in 

Pflege und Pädagogik monatlich zusätzlich zur AMS-

Leistung mit 400 EUR, dem Wiener Ausbildungsgeld, 

sozial absichern. Wir verlassen uns damit nicht auf das 

Prinzip Hoffnung beim enormen Arbeitskräftebedarf in 

diesen Bereichen. 

Wir haben einen Ausbildungsverbund geschaffen, in-

dem die FH Campus Wien, der Fonds Soziales Wien und 

der Wiener Gesundheitsverbund gemeinsam die Pflege-

ausbildungsplätze aufstocken und setzen damit, wie wir 

meinen, ein wichtiges Zeichen für die Attraktivität dieses 

Berufes.  

In Summe werden auf der FH ab 2024 jährlich rund 

2.200 Studierende in der akademischen Ausbildung zu 

diesem zukunftssicheren und vielfältigen Beruf stehen. 

Die Stadt und ihre Partner unternehmen große Anstren-

gungen, um den Bedarf an Plätzen und PflegerInnen zu 

sichern. In den kommenden 25 Jahren investieren wir 

mehr als 1,1 Milliarde EUR in die Ausbildung. Die Finan-

zierung der Pflege muss aber von allen angegangen 

werden. Und da erwarte ich mir und wir uns doch deut-

lich mehr Engagement der Bundesregierung, als wir 

bisher gesehen haben.  

Insgesamt sind der Stadtregierung diese 3i Bereiche 

rund die Hälfte des Gesamtbudgets wert, über 8 Milliar-

den EUR jährlich. Dafür sind wir bekannt, dazu stehen 

wir und darauf dürfen wir auch wirklich stolz sein.  

Die nächsten beiden Jahre werden aber auch von 

unserem Einsatz für Arbeit und Wirtschaft geprägt sein: 

Unser klares Bekenntnis, das wir immer wieder gerne 

erneuern, zur Sozialpartnerschaft, zum WAFF und zur 

Wirtschaftsagentur - Strukturen, die uns im positiven 

Sinn unverwechselbar in Österreich machen, das Thema 

Lehre als die neue Qualität im Ausbildungsbereich zu 

positionieren, die Fachhochschulen weiter zu stärken, 

um den jungen Männern und Frauen in unserer Stadt 

eine lebenslange Karriere in Zukunftsbranchen zu er-

möglichen.  

Die Wiener Stadtwerke, die Wien Holding und alle 

Tochtergesellschaften sind hier gefordert, mit gutem 

Beispiel voranzugehen. Tausende Jobs sind hier in den 

nächsten fünf Jahren neu zu besetzen. Unser Schulter-

schluss mit der Wirtschaft und den Arbeitnehmern wird 

uns weiter auf der Überholspur halten und unsere Kon-

kurrenzfähigkeit mit den großen Metropolen Europas 

unter Beweis stellen.  

Wir bleiben unserer Wirtschafts- und Innovationsstra-

tegie 2030 treu, arbeiten zielorientiert in unseren 6 Spit-

zenfeldern, werden unsere aktuellen Leitprojekte, die 

rund 1 Milliarde EUR ausmachen, weiter ausbauen, die 

besten Köpfe für Wiener Unternehmen ansprechen und 

für Wien begeistern. Das neueröffnete Business Immig-

ration Office und das Expat Center sind die richtigen 

Visitenkarten für die Zukunft unserer Stadt.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es stehen 

große politische Herausforderungen vor uns. Wir brau-

chen leistbaren Wohnraum für die Menschen. Wir brau-

chen Verkehrsmittel, die sie zu ihrer Arbeit bringen. Wir 

brauchen leistbare Kindergärten, in denen Eltern ihre 

Kinder pädagogisch auf höchstem Niveau betreut wis-

sen. Wir brauchen die wichtigen Investitionen im Ener-

giebereich, um die CO2-Ziele zu erreichen. Allein die 

Investitionen, die nötig sind, um den Klimawandel effektiv 

zu bekämpfen, erfordern laut Europäischer Investitions-

bank Finanzierungen von 400 Milliarden EUR Jahr für 

Jahr bis 2040. Aus diesem Grund sind wir im Oktober bei 

der Landes-Finanzreferentenkonferenz mit einer einfa-

chen Forderung aufgeschlagen: Wir müssen über Euro-

pa sprechen. Die Frage der starren, aus der Zeit gefalle-

nen Fiskalregeln darf nicht auf die lange Bank gescho-

ben werden. Ich kann Ihnen sagen, alle neun Landes-

FinanzrätInnen, von denen viele auch Landeshauptmän-

ner sind, schlossen sich parteiübergreifend der Wiener 

Position an, denn auf Grund der Pandemie wurde die im 

europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt enthaltene 

generelle Ausweichklausel aktiviert, wodurch die Fiskal-

regeln de facto außer Kraft gesetzt sind. Aber was pas-

siert danach? - Diese Frage müssen wir auch mit dem 

internationalen europäischen Städtenetzwerk stellen und 

diskutieren. Ich gebe Ihnen ein Beispiel, das Sie viel-

leicht schon kennen, aber das mir trotzdem wichtig ist, es 

so zu benennen: Wenn Wien 50 Millionen EUR in eine 

neue Schule investiert und dies tut und 2 Jahre Errich-

tungszeit hat, werden diese 2-jährigen Errichtungskosten 

voll defizitwirksam. Tut dies ein Privater, gibt es die Mög-

lichkeit der Abschreibungen, und das Ganze über einen 

langen, langen Zeitraum. Das führt zu einer Veränderung 

der Darstellung, die Sinn macht und sinngebend ist, und 

deshalb hat man sich hier, wie ich meine, diesen neuen 

Entwicklungen nicht zu verschließen, sondern offen zu 

diskutieren und den Städten und Gemeinden eine Mög-

lichkeit zu geben, sauber zu investieren und sauber zu 

wirtschaften.  

Europa befindet sich zum Glück in den letzten Mona-

ten nach der durch die Corona-Pandemie verursachten 

schweren Wirtschaftskrise des letzten Jahres wieder 

mitten in einer Wachstumsphase. Die Europazone 

wächst wieder um rund 4,3 Prozent. Zum Vergleich: Das 
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chinesische Wirtschaftswachstum wird mit rund 8,4 Pro-

zent, das amerikanische mit rund 6,4 Prozent prognosti-

ziert. Um dieses Wachstum zu erhalten und noch weiter 

zu stärken, darf es jetzt für Europa keine Wachstums-

bremse geben, um eben genau diesen modernen Zu-

gang des Investierens und Wirtschaftens zu ermögli-

chen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie kennen 

mich, ich bin ein Freund von ambitionierten Zielen, weil 

ich davon überzeugt bin, dass jene, die von Zielen nichts 

wissen, den Weg nicht kennen können. Bis Ende dieses 

Doppelbudgets ist es deshalb meine Vorgabe - und ich 

betone: an mich selbst -, dass wir - die Stadt - zusätzlich 

über 40.000 t CO2 einsparen, 2., 400 neue internationale 

Unternehmen ansiedeln, 3., ein Bruttoregionalprodukt 

von 110 Milliarden EUR auf neuem Höchstniveau erwirt-

schaften, 4., 20.000 neue Jobs in Wien kreieren, um so 

mehr als 900.000 Beschäftigungsverhältnisse in Wien zu 

haben, um, 5., letztendlich die Arbeitslosenquote auf 

unter 10 Prozent drücken zu können.  

Ambitionierte Ziele mit einem klaren Weg, aber leider 

nicht ausfallssicher und kein Selbstläufer. Insbesondere 

eine Voraussetzung muss dafür erfüllt sein: Die Pande-

mie muss enden, und die Pandemie wird enden, wenn 

wir es wollen und wenn wir unsere Stärke zum Thema 

impfen und testen weiter ausbauen können. 

Ich möchte zum Abschluss kommen: Es ist mir wich-

tig, Finanzdirektor Dietmar Griebler und seinem Team, 

der MA 5 und der MA 6, meinen großen Dank für die 

tagtägliche Arbeit auszusprechen. Wie sicher und um-

sichtig hier gearbeitet wird, ist eine Freude, und es ist gut 

zu wissen, dass das in so guten Händen liegt.  

Ich möchte mich natürlich bei meinem politischen Bü-

ro für die hervorragende Arbeit, für den Teamgeist, für 

den Spirit, für die jederzeitige Zusammenarbeit an Wo-

chenenden und zu Unzeiten bedanken. Es ist schön, mit 

euch zu arbeiten und es macht viel Spaß.  

Stellvertretend für alle Mitglieder des Hohen Hauses 

unserer Stadt möchte ich mich bei meinem Finanzaus-

schussvorsitzenden Dr. Kurt Stürzenbecher für die Ruhe 

und Erfahrung und bei seinem Stellvertreter Markus 

Ornig für sein Feuer und seine Beharrlichkeit bedanken. 

Es ist immer wieder schön, zu sehen, wie wir funktionie-

ren.  

Aber eines ist natürlich klar: Ohne die zehntausenden 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien wäre das 

alles nicht möglich, und da wir uns solch hohe Ziele 

gesetzt haben, wird es notwendig sein, dass jede und 

jeder einzelne bitte in dieser Form weiterarbeitet, um das 

zu erreichen, was wir wollen, nämlich Wien als lebens-

werteste Stadt zu erreichen.  

Ich möchte mich abschließend natürlich bei unserem 

Bürgermeister Michael Ludwig und dem Team der Fort-

schrittskoalition ganz herzlich bedanken. Es ist eine 

große Freude, mit euch allen zu arbeiten, und es werden 

zwei spannende Jahre, die mit Sicherheit gut gemanagt 

werden.  

Lassen Sie uns alle bitte Wien dort halten, wo es hin-

gehört, an die Spitze Europas. Ich danke Ihnen für Ihre 

Aufmerksamkeit, freue mich auf die bevorstehende Ar-

beit und freue mich auf die anstehende Debatte. - Dan-

ke.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich danke 

recht herzlich, Herr Finanzstadtrat, für die Einleitung der 

Debatte über das Doppelbudget.  

Ich eröffne nun die Debatte über die Postnummern 1, 

2 und 3 der Tagesordnung. Ich darf noch bekannt geben, 

dass in der generellen Fraktionsvereinbarung für Budget 

und Rechnungsabschluss Wiener Stunden vereinbart 

wurden. Das bedeutet nun für die Generaldebatte eine 

maximale Redezeit für die SPÖ von 54 Minuten, für die 

ÖVP von 39 Minuten, GRÜNE 33, NEOS 27 und FPÖ 27 

Minuten Redezeit. Als erster Redner ist Herr StR Nepp 

zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. Seine selbstge-

wählte Redezeit ist 10 Minuten. Bitte schön, Herr Stadt-

rat. 

StR Dominik Nepp, MA: Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr 

geehrter Herr Finanzstadtrat!  

Ich dachte eigentlich, mit dem Rückzug von Frau 

Brauner wäre diese Brauner-Methode bei Budgetreden 

oder Rechnungsabschlussreden eigentlich schon vorbei, 

aber Sie wenden die gleiche Methode an, die Frau Brau-

ner immer angewendet hat, nämlich ein Gesudere, dass 

man auf Grund eines Elementarereignisses ständig 

Schulden machen muss. Man sucht die Fehler aber nicht 

bei sich selbst oder im System oder vielleicht in einer 

falschen Politik, nein, es sind immer Elementarereignis-

se, die sich dann jahrzehntelang auswirken. Bei Frau 

Brauner war es die Wirtschaftskrise 2008, da haben wir 

ja noch zehn Jahre später gehört, warum wir jetzt ständig 

Schulden machen müssen, nämlich weil die Wirtschafts-

krise von vor zehn Jahren noch immer Auswirkungen 

hat. Genauso kommt es mir auch bei Ihnen vor, Herr StR 

Hanke, wenn Sie jetzt schon beginnen, zu argumentie-

ren, dass es nur auf Grund von Corona zu so schlechten 

Zahlen, wie Sie sie hier heute präsentiert haben, ge-

kommen ist. Und wenn Sie meinen, Wien bleibt stabil, 

dann ist das richtig, aber es ist nicht gut, denn Wien 

bleibt stabil in der roten Schuldenfalle, Herr Stadtrat, und 

das ist abzulehnen.  

Sie haben es geschafft, einen neuen Brauner-Rekord 

von einem Rekordschuldenstand von 10 Milliarden EUR 

zu brechen. Und wenn Sie jetzt auch meinen, dass es 

zum ersten Mal in der Geschichte Wiens so toll ist, dass 

wir ein Doppelbudget haben, dann sage ich Ihnen Fol-

gendes: Ich habe wirklich nichts gegen mittel- und lang-

fristige Finanzplanung. Sie wissen, das war auch immer 

ein Wunsch von uns, dass es auch dort hingeht. Dass 

man aber gerade jetzt, in einer so schwierigen Zeit, in 

der man nicht einmal weiß, was morgen passieren wird, 

ein Doppelbudget beschließt, somit das gesamte Ver-

mögen, das man hat, oder auch Liquidität jetzt für zwei 

Jahre determiniert, wodurch man keinen Handlungsspiel-

raum hat, das ist für mich, ehrlich gesagt, nicht nachvoll-

ziehbar. Die SPÖ und vor allem auch die NEOS im Bund 

waren immer scharfe Kritiker von einem Doppelbudget, 

weil man sich da wirklich festlegt. Jetzt kommt wieder 

eine neue Katastrophenmeldung von der WHO, dass 

jetzt die noch tödlichere Variante kommt, die noch anste-



Gemeinderat, 21. WP 29. November 2021 16. Sitzung / 9 

 

ckender ist. Wir wissen also gar nicht, was nächste Wo-

che sein wird: Haben wir noch Lockdown, haben wir 

nicht Lockdown? Brauchen wir vielleicht im Jänner wie-

der Lockdowns? Brauchen wir mehr Wirtschaftshilfen? 

Brauchen wir mehr Geld für den Ausbau in Schulen? 

Brauchen wir doch mehr Pflegepersonal? Brauchen wir 

doch mehr Ärzte? - All das ist aber in Zukunft nicht mög-

lich, wenn Sie sich jetzt schon festlegen. Wir nehmen 

uns mit diesem Doppelbudget sämtlichen Spielraum, und 

deswegen lehnen wir dieses Doppelbudget auch ab, 

Herr Stadtrat.  

Eines möchte ich auch noch erwähnen, weil Sie sich 

selbst hier immer loben und meinen, Sie investieren so 

viel - Milliarden da, Milliarden dort, hunderte Millionen da, 

hunderte Millionen dort. Da gibt es schon einmal ein 

grundlegendes Problem bei Ihnen, denn was versteht 

man unter investieren? - Investieren ist nicht gleich Geld 

ausgeben, Investieren ist Vermögensaufbau oder eine 

Schaffung eines Wertes, aber nicht dauernd nur Be-

standserhaltung, und das ist schon schlecht. Ich gebe 

Ihnen ein Beispiel: Nehmen wir an, eine Immobilie, eine 

Straßenbahnlinie, eine Infrastruktureinheit kostet 100. 

Auf Grund von Abnützung - man hat es nicht gepflegt, 

man hat es kaputtgespart, ein Krankenhaus, eine U-

Bahn-Linie - sinkt dieser Wert von 100 auf 80. Sie kom-

men daher und sagen: Jetzt investieren wir 10 und las-

sen uns dafür abfeiern und suggerieren somit der Bevöl-

kerung - und ich behaupte, auch sicher zahlreichen Ab-

geordneten, die hier zugehört haben -, dass das jetzt 110 

wert ist. Wir haben toll investiert und wir haben Vermö-

gen gesteigert und einen Wert angeschafft und aufge-

baut. In Wirklichkeit ist es durch die vorige Abwertung 

auf 80 durch schlechte Pflege, durch schlechte Investiti-

onen nur 90 wert - und das ist diese Mogelpackung, die 

Sie haben. Sie kommen ständig hier her und sagen, 

dass Sie ins Krankensystem Milliarden investieren, ins 

Schulsystem Milliarden investieren und in Wirklichkeit 

betreiben Sie Bestandserhaltung, und das ist schlecht, 

aber schon gar nicht kommt es zu einer Verbesserung 

für die Wienerinnen und Wiener, meine sehr geehrten 

Damen und Herren.  

Trotz eines Budgets von 25 Milliarden EUR in den 

nächsten 2 Jahren haben Sie es nicht geschafft, die 

Menschen auch in Zukunft zu entlasten. Es gibt keinen 

einzigen Punkt in Ihrem Budget, wo Entlastungsmaß-

nahmen getroffen werden, im Gegenteil, durch die über-

triebenen Maßnahmen der Bundesregierung, aber auch 

von Seiten des Bürgermeisters in der Corona-Zeit ist es 

zu mehr Kurzarbeit gekommen, ist es zu mehr Arbeitslo-

sigkeit gekommen. Die Menschen verdienen weniger, die 

Menschen wissen oft am Ende des Monats, gerade jetzt 

im Winter, nicht: Kann ich mir in den letzten Tagen noch 

die Heizung leisten oder kann ich mir und den Kindern 

noch etwas zu essen kaufen?  

Da gehört angesetzt, dort, wo es die Stadt machen 

kann, gehört endlich einmal eine spürbare Entlastung - 

im Bereich der Mieten, im Bereich der Gebühren. Bei 

Miete, Strom, Gas könnte man die Menschen spürbar 

entlasten, aber auch da ist kein Wille dazu zu sehen, im 

Gegenteil, wir wissen jetzt schon, wie diese Schulden 

refinanziert werden, nämlich indem Sie wieder die Ge-

bührenschraube fester drehen, und das schmerzt die 

Wiener Bevölkerung, Herr Stadtrat.  

Einzig und allein um Ihren Kurs der Unfähigkeit zu 

kaschieren, lenken Sie jetzt ab, geben Menschen die 

Schuld, warum wir jetzt dort stehen, wo wir stehen. Sie 

suchen den Fehler nicht bei sich selbst in Ihrem Corona-

Management oder auch in den Verfehlungen der jahre-

langen Gesundheitspolitik, nein, Sie spalten jetzt die 

Menschen. Es geht ein Riss durch unsere Gesellschaft, 

es geht ein Riss durch Familien, durch Freundesgrup-

pen, durch Schulklassen, weil Sie sich selbst nicht ein-

gestehen können, dass Ihre Corona-Maßnahmen nicht 

geholfen haben. Und jetzt teilen Sie in gute Menschen 

und in schlechte Menschen ein, in Geimpfte und Unge-

impfte, und die Ungeimpften sind überhaupt die größten 

Trotteln und an allem schuld. So weit darf man nicht 

gehen! In einer Krise muss man zusammenhalten und 

darf nicht die Gesellschaft spalten, Herr Bürgermeister!  

Sie aber eskalieren im Gegenteil dazu auch noch 

ständig mit Worten. Der Bundeskanzler versteht „die Wut 

der Geimpften“, die zig Tausenden Österreicher, die auf 

die Straße gegangen sind, um gegen diese Corona-

Politik zu demonstrieren, bezeichnet er als Zumutung. 

Dann heißt es, dass wir „die Zügel straffer ziehen müs-

sen“, und dass „Weihnachten für die Ungeimpften unge-

mütlich“ wird.  

Der Herr Bürgermeister war ja der Erste, der ange-

dacht hat, dass es einen Lockdown nur für Ungeimpfte 

gibt. Das heißt, Sie haben die Nichtgeimpften wegge-

sperrt, Sie haben sie als böse gebrandmarkt, das seien 

die Treiber der Pandemie. Dass Sie aber einmal schau-

en, ob Sie selbst schuld daran sind, dass die Spitäler von 

vorne bis hinten nicht mehr zurechtkommen, weil Sie sie 

in den letzten Jahren kaputtgespart haben, weil Sie trotz 

unserer Rufe nicht mehr Ärzte eingestellt haben, ja, dass 

Sie sogar Intensivbetten in der Pandemiezeit gestrichen 

haben, dass Sie einmal den Fehler bei sich selbst su-

chen, das machen Sie nicht. Nein, Sie suchen einen 

Sündenbock - das sind die Ungeimpften -, aber bei die-

ser Spaltung machen wir nicht mit, Herr Bürgermeister.  

Die Zahlen belegen es ja. Das sind auch die Zahlen, 

die Sie veröffentlicht haben. Auch Herr StR Hacker hat 

im Rahmen von Anfragebeantwortungen eindeutig ge-

schrieben, dass er gerade in Zeiten der Corona-Wellen 

43 Intensivbetten weniger zur Verfügung gestellt hat. 

Das heißt, zwischen erster und zweiter Welle hat man 

nicht geschaut, dass man vielleicht Geld in die Hand 

nimmt, dass man Ärzte anstellt, dass man vielleicht In-

tensivbetten aufstockt, dass man schaut, dass man Spi-

täler, die vor Kurzem geschlossen wurden, vielleicht 

wieder aufsperrt. Nein, man hat einzig und allein 43 

Intensivbetten gestrichen.  

Auch die Warnrufe zahlreicher Ärzte und Ärztinnen: 

Es gab ja schon vor Corona Gangbetten. Als Grippewel-

len bei uns waren, haben die Ärzte schon gesagt, sie 

kommen von vorne bis hinten nicht mehr klar. Pflegekräf-

te haben aufgeschrien, haben gesagt, dass wir einen 

enormen, eklatanten Pflegekräftemangel haben. Auch da 

haben Sie immer nur geschaut, dass Sie Prestigeprojek-
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te durchboxen, wie vielleicht das Krankenhaus Nord, das 

statt 800 Millionen EUR dann 1,6 Milliarden EUR kostet.  

Dass aber spürbar Geld im Gesundheitssystem an-

kommt - bei Ärzten durch bessere Entlohnung, bei Pfle-

gekräften durch bessere Entlohnung, durch bessere und 

schnellere Ausbildung - und dass es dem Patienten in 

einem Spital im Endeffekt besser geht, wenn er krank ist, 

darauf haben Sie nicht geschaut. Sie wollten die Super-

projekte von Ihren Ruster Klausuren durchboxen, aber 

dass das Geld wirklich dort ankommt, wo es notwendig 

ist, nämlich bei den Menschen im Gesundheitssystem, 

bei jenen, die dort arbeiten oder jenen, die davon betrof-

fen sind, das haben Sie nicht geschafft. Das fällt uns jetzt 

auf den Kopf.  

Ihre desaströse Sparpolitik im Gesundheitsbereich 

fällt uns jetzt in der Pandemie auf den Kopf. Das sind 

diese Mehrkosten im Bereich des Gesundheitswesens, 

für die Sie sich auch jetzt gelobt haben, von 500 Millio-

nen EUR. Das ist nicht, weil jetzt 500 Millionen EUR 

mehr beim Patienten ankommen, nein, es sind 500 Milli-

onen EUR, die nur deswegen da sind, weil die Struktur 

zusammenbricht. Und jeder, der sich auskennt, weiß: 

Bricht eine Struktur zusammen, kommt es zu eklatanten 

Mehrkosten. Herzlichen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank 

für die Rede. Für die Damen und Herren der Presse darf 

ich anmerken, dass das Filmen nur von den Arkaden aus 

gestattet ist und wir nicht wollen, dass während der Sit-

zung der Sitzungsbereich betreten wird. Vielen Dank. 

Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag. Emmerling 

zu Wort gemeldet. Ihre selbstgewählte Redezeit ist 14 

Minuten. Bitte schön. 

GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc (NEOS): Sehr 

geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Finanz-

stadtrat! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zusehe-

rinnen und Zuseher! 

Wir beschließen heute erstmals im Wiener Gemein-

derat ein Doppelbudget und bilden den Haushalt der 

Jahre 2022 und 2023 gemeinsam ab. Das schafft Plan-

barkeit, das schafft Stabilität, das schafft Vertrauen, 

etwas, das wir gerade jetzt in diesen Zeiten besonders 

brauchen. Es ist ein Budget der Zukunft, ein Budget für 

unsere Kinder, denn wir stellen jetzt die Weichen dafür, 

dass unsere Stadt auch künftig eine der lebenswertesten 

der Welt bleibt. Es ist ein Budget, das in den zentralen 

Bereichen Bildung und Klimaschutz Meilensteine setzt. 

Es ist ein Budget, das die Wirtschaft in diesen schweren 

Zeiten wieder ankurbelt, indem wir jetzt Investitionen 

tätigen und somit Arbeitsplätze und prosperierende Be-

triebe erhalten. 

Wie letztes Jahr zu dieser Zeit befinden wir uns in ei-

ner schwierigen Situation. Die Corona-Pandemie hat 

nicht nur Wien, sondern die ganze Welt fest im Griff. Wir 

in Wien haben die Pandemie jedoch nicht für vorzeitig 

beendet erklärt. Wir haben immer gewusst und darauf 

hingewiesen, dass ein langer und steiniger Weg vor uns 

liegt. Wir haben nicht gesagt, es ist alles wieder in Butter, 

der Sommer kann kommen, wir haben eine coole Zeit 

vor uns. Vielmehr haben wir uns ausrichten lassen dür-

fen, dass unsere Maßnahmen absurd seien.  

Das Ergebnis dieser PR-Show sehen wir jetzt. Wir 

sind wieder im Lockdown, in den meisten Bundesländern 

an der Kapazitätsgrenze unserer Intensivstationen. Und 

obwohl wir davor in Wien so viele Beschäftigte wie noch 

nie hatten, müssen wir erleben, dass neuerlich viele 

Betriebe schließen müssen, dass tausende Wienerinnen 

und Wiener wieder in Kurzarbeit müssen, dass viele 

erneut ihre Arbeitsplätze verlieren. Wir erleben Existenz-

ängste von UnternehmerInnen, EPUs, die nicht wissen, 

wie es weitergeht, Kinder und Jugendliche, die an 

schweren Depressionen leiden. Was die Bundesregie-

rung da mit ihrem Zögern, mit dem Wegschauen, mit der 

Show, mit diesem Streit mitunter angerichtet hat, das 

werden wir jetzt ausbaden.  

Ja, die Stadt Wien wird in den nächsten Jahren kein 

ausgeglichenes Budget erreichen. Das ist in Krisenzeiten 

weder möglich noch sinnvoll. Wir müssen schauen, dass 

wir wieder da hinkommen, wo wir hingehören. Der Lock-

down verlangt uns vieles ab. Die gesellschaftlichen Fol-

gen, die sozialen, die wirtschaftlichen Folgen sind eine 

Herausforderung. Deswegen gilt es, besonders vor jenen 

Menschen Demut zu zeigen, die alle seit Monaten groß-

artige Leistungen in ihren jeweiligen Berufsbereichen 

erbringen und uns das Leben leichter machen.  

Gerade jetzt müssen wir, das haben wir uns als Fort-

schrittskoalition vorgenommen, Zuversicht und Mut ver-

mitteln, damit wir für die Menschen dieser Stadt das 

Beste herausholen. Dort, wo Geld für wichtige Bereiche 

notwendig ist, wird es vorhanden sein, ebenso dort, wo 

es Anpassungen braucht, weil sich Situationen verän-

dern. Gerade in diesen unsicheren Zeiten heißt es aber 

auch, Stabilität und Verlässlichkeit zu vermitteln und 

Einigendes in den Vordergrund zu stellen. Genau das 

tun wir mit diesem Doppelbudgetvoranschlag für die 

Jahre 2022 und 2023.  

Ich möchte auf einige Zahlen und Fakten aus diesem 

Budget eingehen und auch die strategischen Leitlinien 

kurz skizzieren. Es wird höhere finanzielle Mittel für Bil-

dung, Gesundheit und Soziales geben. Gleichzeitig wird 

es ein Wirtschafts- und Investitionsprogramm für die 

Modernisierung der Stadt geben. Klimaschutz hat höchs-

te Priorität. So werden wir Maßnahmen und Investitionen 

mit ökologischem Fußabdruck setzen.  

Die Ausgaben werden wir mit Augenmaß verfolgen, 

und dazu einen kontinuierlichen und konsequenten Ab-

bau des durch Corona verursachten Defizitpfades für die 

kommenden Jahre. Für das Jahr 2022 erwarten wir ein 

Defizit von 1,7 Milliarden EUR, für das Jahr 2023 eines 

von 1,4 Milliarden EUR. Das Budgetvolumen für die 

beiden Jahre liegt insgesamt bei 33,3 Milliarden EUR: in 

diesem Jahr 16,7 Milliarden EUR, für das Jahr 2023 16,6 

Milliarden EUR. Insgesamt stecken wir jeweils mehr als 8 

Milliarden EUR in die Stärkung der Bereiche Bildung, 

Gesundheit und Soziales.  

Zum Thema Gesundheit, sicher eines der wesent-

lichsten Herausforderungen dieser Zeit: Wir müssen 

dafür sorgen, dass wir den Bürgerinnen und Bürgern ein 

hochwertiges und robustes Gesundheitssystem bieten 

können, wo jeder Mensch die medizinische Versorgung 

bekommt, die er benötigt. Der Präventionsfaktor von 
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Erkrankungen ist da besonders wichtig. Damit wir also 

die Pandemie bewältigen können und gleichzeitig unse-

ren Pfad in Richtung Top-Gesundheitsmetropole Euro-

pas beibehalten, haben wir das Budget für die Gesund-

heits- und Sozialinfrastruktur um fast 400 Millionen EUR 

aufgestockt. Das ist um 8,3 Prozent mehr im Vergleich 

zum Rechnungsabschluss 2020.  

Im Jahr 2023 wird dieses Budget auf 5,1 Milliarden 

EUR aufgestockt. Konkrete Projekte, die ich in diesem 

Bereich hervorheben möchte, sind die Einrichtung von 

neuen Kinderprimärversorgungszentren, damit auch 

jedes Kind und jede und jeder Jugendliche eine zielge-

richtete und rasche Behandlung bekommt, Gesundheit in 

der Schule, die Etablierung von Pflegepersonal an Wie-

ner Schulen und Kindergärten, die Schoolnurses, die uns 

weiterhin ein großes Anliegen sind und die wir realisieren 

werden.  

Im Bereich Klima und Energie, ich habe es erwähnt, 

der Klimaschutz als größte Herausforderung unserer 

Zeit: Wir haben in Wien viel vor, wir wollen bis 2040 

klimaneutral sein. Wir wissen, dass wir nur vereint und 

entschlossen gegen den Klimawandel vorgehen können. 

Daher müssen wir weiterhin mit mutigen und zukunftsge-

richteten Vorleistungen und Innovationen vorangehen, 

wie wir es bei den intensiven Klimaschutzmaßnahmen 

seit Langem machen. Damit wir dieses Ziel erreichen, 

brauchen wir Investitionen in die Energiewende, in die 

Wärmewende und in die Mobilitätswende. Das eine 

funktioniert nicht ohne das andere.  

Einige Zahlen und Projekte möchte ich da heraus-

streichen: Wir werden den Öffi-Ausbau weiter massiv 

vorantreiben. Die Wiener Linien stecken in den nächsten 

Jahren 1 Milliarde EUR in den Ausbau, in die klima-

freundliche Mobilität. Mehr als 240 Millionen EUR sind 

für den Ausbau von Straßenbahnlinien und für die In-

standhaltung der Flotte vorgesehen. Insgesamt werden 

in den kommenden 2 Jahren 2,8 Milliarden EUR in kli-

maschutzwirksame Maßnahmen fließen. Auch da der 

Blick in die Zukunft: Die Wiener Stadtwerke verwenden 

76 Prozent ihrer Gesamtinvestitionen bis 2025 aus-

schließlich für klimaschonende Maßnahmen. 

Darüber hinaus wird es ein großangelegtes Rad-

wegeausbauprogramm geben, für das zahlreiche Projek-

te in den nächsten Jahren realisiert werden. Mit der 

lebenswerten Klimaschutzmusterstadt mit einer Dotie-

rung von jeweils 20 Millionen EUR im Jahr werden wir 

wichtige Maßnahmen in den Bezirken - von Fassaden-

begrünungen über Wasserplätze, grüne und blaue Infra-

struktur - zur Verfügung stellen. Wir sind da im direkten 

Austausch mit den Bezirken, denn nur die Bezirke und 

die Menschen vor Ort wissen, wo sie es wirklich brau-

chen können. 

Weiters erwähnen möchte ich die Photovoltaikoffen-

sive samt Förderungen und die thermische Sanierung im 

Wohnbau, insgesamt 90 Millionen EUR für 2022 und 

2023. Wir stecken Geld in moderne, klimaschonende 

Großwärmepumpen, die Bereichsleitung Klima wird 

weiter ausgebaut, samt dem Klimafahrplan, dem 

Klimabudget, dem Klima-Check, dem Treibhausgas-

budget und dem Klimaschutzgesetz. Mit dem 

Klimabudget wissen wir auch zukünftig genau, welche 

Vorhaben in den jeweiligen Geschäftsgruppen klimarele-

vant sind. 

Der Bereich Bildung, natürlich einer unserer NEOS-

Schwerpunkte, da wir auch den Bildungsstadtrat stellen: 

Wir wissen, dass wir im Bereich der Bildung ein großes 

Ziel verfolgen, nämlich die Chancengerechtigkeit für alle 

Kinder in dieser Stadt. Das geht mit einer großen Ver-

antwortung einher. Die Jugendlichen und Kinder haben 

beste Startmöglichkeiten für einen gelungenen und er-

folgreichen weiteren Lebensweg verdient. So gesehen 

freut es mich sehr, dass wir es auch geschafft haben, 

dass es im Bereich Bildung und Kindergarten wesentlich 

mehr Geld geben wird. Jeder Cent ist da eine Investition 

in die Zukunft der jüngeren Generation.  

Das Schulbudget der Stadt wird im Jahr 2022 auf 

2,01 Milliarden EUR und im Jahr 2023 auf 2,1 Milliarden 

EUR steigen. Im Bereich des Kindergartens werden die 

finanziellen Mittel auf 998 Millionen EUR im Jahr 2022 

aufgestockt und im Jahr 2023 auf erstmals über eine 1 

Milliarde EUR. Einige konkrete Maßnahmen, die mir hier 

besonders wichtig sind: Natürlich der Ausbau weiterhin 

der Gratisganztagesschule in den kommenden Jahren, 

mit bis zu zehn Standorten jährlich, das administrative 

Hilfspersonal, das wir in den Wiener Schulen verstärkt 

ausbauen werden, und auch die psychosozialen Kräfte 

wie Schulsozialarbeiter und SchulpsychologInnen an den 

Index-3- und Index-4-Schulen.  

Im Bereich des Pflegekinderwesens erfolgt eine not-

wendige Ausweitung der Plätze in der vollen Erziehung 

sowie im Bereich der Pflegeltern. Im Bereich der Wiener 

Kindergärten werden zusätzliche Kindergärten in Betrieb 

genommen, wir bauen die Sprachförderkräfte auf und 

auch die Assistenzkräfte an den privaten Standorten. 

Auch der Personalstand selbst wird aufgestockt: Wien 

plant 400 neue Stellen für Lehrerinnen und Lehrer, 200 

für Elementarpädagoginnen und -pädagogen und 40 für 

Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter in den kommen-

den Jahren. 

Neben den wesentlichen Punkten im Bereich Ge-

sundheit, Klima, Energie und Bildung gibt es noch viele 

weitere Projekte, die wir in den nächsten zwei Tagen 

ausreichend diskutieren und präsentiert bekommen. Ich 

möchte nur einige noch erwähnen: Ein Schulwegsicher-

heitspaket, das auf den Weg gebracht wird, 20 Millionen 

EUR für die Förderung von Forschung und Wissen-

schaft, es wird den Ausbau des Kultursommers geben, 

weitere Ankerzentren als Basis für kulturelle Nahversor-

gung, fachkräftesichernde Maßnahmen, die Mittel für die 

Wiener Gewaltschutzvereine, Täterarbeit und Präventi-

onsarbeit werden aufgestockt.  

Wir bringen mit diesem Doppelbudget also vieles auf 

den Weg. Vieles, was im weiteren Verlauf sicher noch 

Diskussionen und auch Anpassungen erfordern wird, 

aber davon lebt Politik, davon lebt die Debatte, vom 

Ausloten der besten Lösungen und Maßnahmen für die 

Wiener Bevölkerung. Das war eines unserer Ziele ge-

meinsam mit dem Koalitionspartner: Die besten Lösun-

gen und Projekte für die Wienerinnen und Wiener in 

dieses Doppelbudget zu stecken.  
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Dort, wo dringend Geld notwendig ist, ist es zu inves-

tieren, gleichzeitig sind große Investitionen zu tätigen 

und ist eine sukzessive Reduktion der durch Corona 

verursachten Neuverschuldung zu verfolgen. Ich freue 

mich besonders auf die Arbeit an den gemeinsamen 

Projekten im Rahmen der Fortschrittskoalition, und auch 

gemeinsam mit der Opposition. Zuletzt möchte ich dem 

Koalitionspartner sehr herzlich für die bisher konstruktive 

und sehr gute Zusammenarbeit danken, für das gemein-

same Erstellen dieses Budgetvoranschlages.  

Ich möchte aber natürlich auch besonders allen 

Dienststellenleitern und Dienststellenleiterinnen der 

Magistrate herzlich danken. Sie haben mit ihren Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern an der Erstellung dieses Bud-

gets mitgearbeitet, indem sie ihre Aufgabenprojekte auch 

eingemeldet haben, durch ihren Einsatz und ihre hervor-

ragende Arbeit wurde dieses Budget erstellt, und daher 

kann Wien auch zuversichtlich in die nächsten Jahre 

gehen. Herzlichen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Die Redezeit war 13 Minuten. Als Nächster zu Wort 

gemeldet ist StR Peter Kraus, selbstgewählte Redezeit 

ist 8 Minuten. 

StR Peter Kraus, BSc: Guten Morgen, Herr Vorsit-

zender! Guten Morgen, Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! 

Wir besprechen in den nächsten beiden Tagen den 

Budgetvoranschlag für die Jahre 2022 und 2023 und 

damit auch die Schwerpunktsetzungen dieser roten 

Stadtregierung. Keine Frage, die Corona-Pandemie wird 

uns in den nächsten Jahren nach wie vor beschäftigen 

und unser gemeinsamer Kampf zur Überwindung der 

Pandemie - ich bleibe dabei, auch mit dem Blick auf die 

VorrednerInnen, vor allem von der FPÖ - ist eine ge-

meinsame Kraftanstrengung, die uns nur gelingt, wenn 

wir die parteipolitischen Spielchen draußenhalten.  

Die zwei Dinge, die wir jetzt brauchen: Hören wir auf 

die Wissenschaft und halten wir zusammen, so wie das 

ganz viele Menschen in den Gesundheitsberufen seit 

Monaten tun. Es sind die ÄrztInnen, es sind die Pflege-

rInnen, es sind die WissenschaftlerInnen, und so weiter, 

das sind die HeldInnen der Corona-Pandemie, und ihnen 

gebührt unser Dank.  

Ja, es stimmt, die Wiener Stadtverwaltung beweist 

aktuell in Sachen Corona, dass sie das Wohl aller Wie-

nerinnen und Wiener im Blick hat. Es wird beraten, es 

wird evaluiert, diskutiert, es werden Maßnahmen ergrif-

fen. Corona ist als Virus unsichtbar, aber trotzdem wird 

entschlossen gehandelt. Wenn ich mir dann aber die 

Politik der Stadtregierung abseits der Pandemie an-

schaue, dann fehlen diese Entschlossenheit und dieser 

Mut auf allen Ebenen.  

Gerade in der Klimafrage ist die Stadtregierung auf 

demselben Auge komplett blind. Da regieren bei der 

SPÖ die Scheuklappen, während die NEOS mit sich 

selbst beschäftigt sind. Übrig bleibt ganz viel altes Den-

ken zum Nachteil des Klimas, zum Nachteil der Men-

schen in dieser Stadt und zum Nachteil unserer zukünfti-

gen Lebensqualität. Altes Denken führt dazu, dass gera-

de in Sachen Klimaschutz jetzt andere Städte an Wien 

vorbeiziehen. Wien, die Stadt, die in ganz Europa Vorbild 

ist - das war vielleicht einmal.  

Es stimmt vielleicht heute noch in der Verwaltung, in 

der Pandemiebekämpfung, im Test- und Impfangebot, 

aber gleichzeitig sehen wir, dass beim Klimaschutz, bei 

der Innovation, bei der Bildung, bei der Neugestaltung 

des öffentlichen Raumes ganz andere Städte jetzt den 

Ton angeben. Da sind die Vorbilder heute Paris, 

Barcelona oder Oslo. In Wien fehlt der Mut, gerade im 

Klimaschutz, gerade im Verkehr wirklich große Schritte 

zu machen.  

Nach einem Jahr Stadtregierung und mit Blick auch 

auf das vorgelegte Doppelbudget kann ich es eigentlich 

nur so zusammenfassen: Das einzig wirklich Mutige an 

dieser neuen Koalition war die Größe des Punschkrap-

ferls bei der Präsentation vor einem Jahr.  

Ich möchte auf einen Bereich noch ein bisschen nä-

her eingehen und das ist der Klimaschutz beziehungs-

weise das Klimabudget, das ja auch Teil des Voran-

schlages ist. Was wir im Klimabudget bisher haben, ist 

eigentlich nicht viel mehr als ein Anhang, ganz konkret 

der Anhang 2 hinter dem Gender-Budgeting-Anhang. 

Was steht in den Zahlen? Die Begrenzung auf 1,5 Grad, 

also auf das Paris-Ziel, bedeutet ein produktionsbasier-

tes Treibhausgasbudget von 60 Millionen Tonnen CO2-

Äquivalenten für die Jahre 2021 bis 2040. Wenn man 

jetzt davon ausgeht, dass in Wien ungefähr 3,5 t CO2 pro 

Kopf und Jahr ausgestoßen werden, sind das eigentlich 

ein Level von 6,6 Millionen Tonnen, auf dem wir derzeit 

insgesamt pro Jahr sind.  

Wenn wir bis 2040 klimaneutral sein wollen, können 

wir eigentlich nur mehr durchschnittlich rund 3 Millionen 

Tonnen jährlich ausstoßen, das heißt, eine Halbierung 

über die nächsten Jahre. Diesen 3,5 Millionen Tonnen, 

die wir da durchschnittlich über die nächsten Jahre ein-

sparen müssen, stehen jetzt 18.000 t CO2-Reduktion pro 

Jahr im Klimabudget gegenüber. Ich weiß, dass sich die 

Reduktionspotenziale bei allen Ausgaben konkret noch 

nicht berechnen lassen, aber eines zeigt das 

Klimabudget schon jetzt: Es reicht noch nicht, es reicht 

bei Weitem noch nicht.  

Es reicht quantitativ noch nicht, es reicht aber auch 

qualitativ noch nicht, weil das Klimabudget kein be-

schreibender Anhang bleiben darf. Das muss ein Instru-

ment werden, das den gesamten Budgetierungsprozess 

der Stadt so verändert, dass die Ausgaben, dass die 

Investitionen im Einklang mit den 1,5-Grad-Zielen ste-

hen. Dieses Vorhaben haben Sie auf 2024 verschoben. 

Da fehlt der Mut, da fehlt das Tempo, sehr geehrte Da-

men und Herren.  

Klimaschutz heißt aber nicht nur, dass man das Rich-

tige tut, sondern auch, dass man das Falsche lässt. 

Klimaneutralität bis 2040 wird sich nur ausgehen, wenn 

man in Wien auch endlich den Mut findet, fossile Groß-

projekte zu stoppen, und ja, da müssen wir an dieser 

Stelle über die Autobahnen sprechen. Während Sie 

nämlich selbst im Regierungsprogramm von Klima-

Checks reden und diese auch ins Regierungsprogramm 

schreiben, schlägt man beim Autobahnbau dann eine 

ganz andere Richtung ein.  
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Klimaministerin Leonore Gewessler hat vollkommen 

richtig und vernünftig einen Klima-Check für Großprojek-

te der Asfinag umgesetzt. Die Reaktion aus Wien kennen 

wir alle: Die SPÖ will aus der Donaustadt lieber eine 

Betonierstadt machen und vergisst, was im eigenen 

Regierungsprogramm steht. Die Autobahnen und die 

Stadtautobahnen, die Sie vorhaben, werden sich mit der 

Klimaneutralität 2040 nicht ausgehen, sehr geehrte Da-

men und Herren, denn die Autobahnen und die Stadtau-

tobahnen, an denen die SPÖ wie besessen festhält, 

bringen 100.000 t CO2 pro Jahr mehr.  

Wir erinnern uns: Der gesamte quantifizierbare Kli-

maschutz derzeit in den Doppelbudgets spart 18.000 t 

CO2 pro Jahr, gleichzeitig will die SPÖ Autobahnen bau-

en, die die CO2-Bilanz um 100.000 t verschlechtern. Das 

ist altes Denken, das geht sich nicht aus. Den Klima-

schutz kann man sich nicht herbetonieren, sehr geehrte 

Damen und Herren.  

Zu einem sehr ähnlichen Schluss kommt übrigens 

auch Barbara Blaha. Die Chefin des Momentum-

Institutes hat anlässlich eines Jahres Stadtregierung 

einen Text mit dem Titel „Der Wiener Polit-Tanker be-

wegt sich nur langsam“ geschrieben. In diesem Text 

stellt sie fest, dass der Mut zwar beim Pandemiema-

nagement da ist, aber überall anders fehlt. Ich darf aus 

dem Text zitieren: „Ebensolchen“ - gemeint ist der Mut - 

„könnte auch die Verkehrspolitik der Stadt brauchen. Mit 

ihr hat die Stadt einen riesigen Hebel in der Hand, die 

CO2-Emissionen deutlich zu senken. Bis 2030 wollte 

man den Autoverkehr eigentlich halbieren, tut allerdings 

kaum etwas dafür, wenn man vom U-Bahn-Ausbau ab-

sieht. Doch ein paar neue U-Bahn-Kilometer alleine 

werden keine Verkehrswende in Wien schaffen, wenn 

gleichzeitig Parkgaragen und Autobahnen gebaut wer-

den.“ - Zitat Ende.  

Das Schlechte lassen, das Gute machen, das muss 

endlich das Motto in Wien sein. Ich möchte nur ein Bei-

spiel bringen - wir werden später noch mehr Gelegenheit 

haben, detailliert darüber zu reden -, wo wieder droht, 

dass man eine Chance liegen lässt. Im März 2022 wird 

die Parkraumbewirtschaftung in ganz Wien gelten. Dann 

werden viele Tausende Quadratmeter öffentlicher Raum, 

die bislang für Stellplätze genutzt wurden, frei werden. 

Es entsteht, wir haben das in Wien bereits gesehen, wir 

wissen das, quasi über Nacht neuer öffentlicher Raum.  

Eigentlich müsste man jetzt darauf vorbereitet sein, 

man müsste einen Plan haben, man müsste ein Budget 

vorlegen, das besseren öffentlichen Raum garantiert, 

das vor allem in den Flächenbezirken fördert und unter-

stützt und gemeinsam mit den Bezirken diesen öffentli-

chen Raum neu plant. Ich sehe da keinen Plan und da-

rum stellen wir GRÜNE da und in ganz vielen anderen 

Bereichen auch Anträge für mehr Platz - für mehr Bäu-

me, zum Gehen, zum Verweilen, zum Radfahren -, damit 

der Mut wieder in die Wiener Stadtregierung zurückkehrt.  

Abschließend möchte ich Sie vielleicht alle an die 

Klimakonferenz in Glasgow vor einigen Wochen erin-

nern. Greta Thunberg hat die Haltung vieler Regierungen 

bei der COP26 in Glasgow mit dem Wort Blablabla zu-

sammengefasst. Diese Haltung, einfach nur über Klima-

schutz zu reden, irgendwelche Ziele zu vereinbaren, 

dann aber nichts zu machen, nicht zu handeln, geht sich 

nicht mehr aus. Was wir beim Klimaschutz brauchen, ist 

ein Jajaja. Ja zu Öffis statt Autobahn-Bla, ja zu erneuer-

barer Energie statt Erdöl-Bla. Ja zu Bäumen statt Park-

platz-Bla. Jajaja statt Blablabla, das muss das Motto 

beim Klimaschutz werden.  

Sehr geehrte Damen und Herren, wir werden dem 

vorliegenden Doppelbudget nicht zustimmen, weil uns im 

vorgelegten Budget der Mut fehlt, weil uns die Ent-

schlossenheit fehlt, um die Klimakrise und all ihre Aus-

wirkungen wirklich anzupacken. Unsere Stadt braucht 

mehr Mut, damit wir den Weg zu einer klimagerechten 

Stadt auch wirklich schaffen. Danke schön.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war 10 Minuten, ich darf die anderen Redner der GRÜ-

NEN bitten, darauf Rücksicht zu nehmen. Als Nächster 

zu Wort gemeldet ist GR Dr. Wölbitsch-Milan, seine 

selbstgewählte Redezeit ist 15 Minuten. Bitte schön.  

GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM (ÖVP): Sehr 

geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Finanz-

stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Vielen Dank für Ihre Präsentation des Budgetan-

schlages - Budgetanschlag, ein Freud‘scher Verspre-

cher! -, des Budgetvoranschlages für 2022 und 2023. Ich 

möchte zuerst mit etwas Positivem beginnen. Das Dop-

pelbudget ist prinzipiell etwas, das wir auch begrüßt 

haben. Wir hoffen, dass dadurch auch die Planbarkeit 

besser wird und dass dadurch auch die Steuerung bes-

ser und nachhaltiger wird. Was allerdings nicht so gut ist, 

ist, dass wir im Herbst 2022 nicht mehr über den Voran-

schlag diskutieren werden.  

Ich hoffe schon, dass wir da vielleicht auch noch et-

was ändern können. Mein Kollege Markus Gstöttner wird 

dann noch einen entsprechenden Antrag einbringen, 

dass wir vielleicht doch am Ende des Jahres 2022 eine 

Debattenrunde zum Thema Budget haben, auch wenn 

wir es nicht beschließen. Denn gerade in Zeiten wie 

diesen sind sehr viele Faktoren sehr unsicher, und wahr-

scheinlich muss das eine oder andere gegen Ende 2022 

noch adaptiert werden. Also vielleicht schaffen wir es 

dann auch trotzdem, noch zumindest eine Debatte über 

das Budget zu führen. 

Wenn man sich das Budget im Detail ansieht und 

auch Ihren Schilderungen zuhört, dann hat man irgend-

wie das Gefühl, in Wien fließen Milch und Honig. In allen 

Geschäftsgruppen werden die Ausgaben erhöht. Sie 

haben es vorgerechnet, wir haben es auch ausgerech-

net: Im Vergleich zum Voranschlag 2021 bis 2023 für 

Soziales und Gesundheit plus 12,5 Prozent, Bildung plus 

10,2 Prozent, Finanzen und Wiener Stadtwerke plus 11,5 

Prozent, Klima, Umwelt und Personal plus 5,3 Prozent, 

Wohnen und Stadterneuerung plus 4,2 Prozent. Mehr 

Effizienz oder ein sparsamerer Umgang mit Steuergeld 

ist in dieser Stadt in vielen Bereichen anscheinend nicht 

vorgesehen, sondern nur Mehrausgaben. 

Ich habe genau hingehört, vielleicht habe ich es 

überhört, aber ich habe Ihren strategischen Zielen sehr 

genau zugehört. Ein Ziel ist mir dabei abgegangen: Als 

wir uns angehört haben, als es im Dezember 2020 um 
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den Voranschlag 2021 gegangen ist, war nämlich eines 

dieser strategischen Ziele eine schlanke und serviceori-

entierte Verwaltung für EPUs und KMUs. Eine schlanke, 

serviceorientierte Verwaltung: Dieses Ziel ist jetzt kom-

plett gestrichen, das finden wir natürlich schade, und 

daher werden sich auch die Schulden in dieser Stadt 

weiter erhöhen, von 2010 bis 2023 von 3 Milliarden EUR 

auf über 12 Milliarden EUR.  

Sie werden sich nicht nur erhöhen, sie werden sich 

damit vervierfachen, eine Vervierfachung der Schulden 

innerhalb von 13 Jahren. Weil Sie gesagt haben, Herr 

Finanzstadtrat, das Defizit wird sukzessive reduziert - da 

möchte ich vielleicht nur eine ein bisschen semantische 

Diskussion starten -, es wird nicht das Defizit kontinuier-

lich reduziert, sondern die Neuverschuldung eventuell 

weiter reduziert. Im Moment wird sie ja tendenziell erhöht 

oder es steigt. Das heißt, das Ziel ist nicht, dass wir ein 

Defizit reduzieren, denn das würde heißen, dass wir 

Dinge zurückzahlen, sondern die ganze Debatte dreht 

sich allein nur um die Neuverschuldung. 

Man kann vielleicht vieles auf Corona schieben, sehr 

geehrter Her Finanzstadtrat, aber sicher nicht diese 

Schulden von 13 Jahren, und auch nicht diesen hohen 

Schuldenberg. Dieses Budget, das Sie vorgelegt haben, 

ist ein in Zahlen gegossener Beweis für die rote Selbst-

zufriedenheit in Wien, die dieser Stadt nicht gut tut, sehr 

geehrte Damen und Herren.  

Ich möchte auch gleich mit einem Mythos aufräumen, 

den Sie da in den Raum gestellt haben. Das war natür-

lich erwartbar und ich gebe zu, auch auf Bundesebene 

ist die Corona-Pandemie oder deren Bewältigung natür-

lich auch beim Budget ein Faktor. Wenn man aber jetzt, 

was Sie gesagt haben, Ausgaben zur Bewältigung der 

Krise gegenüberstellt: Wie viel hat die Stadtregierung 

innerhalb der letzten eineinhalb Jahre für Hilfspakete 

ausgegeben? Ich sage es Ihnen, es waren 416 Millionen 

EUR. Zwischen März 2020 und September 2021 hat 

Wien genau 416 Millionen EUR für Corona-

Hilfsmaßnahmen ausgegeben, bei 1,7 Milliarden EUR 

geplanter Neuverschuldung für 2021, also 416 Millionen 

EUR, während der Bund im Übrigen 8,3 Milliarden EUR 

für die Wiener Unternehmen ausgegeben hat.  

Auch da kann ich Ihnen einen kleinen Exkurs nicht 

ersparen. Von diesen 416 Millionen EUR wurden gerade 

einmal 4 Millionen EUR, weil Sie es auch wieder erwähnt 

haben, für die „Stolz auf Wien“ Beteiligungs Gmbh aus-

gegeben, auf die in dieser Stadt wohl niemand mehr 

stolz ist. Nicht genug aber, dass Sie die Unternehmerin-

nen und Unternehmer nicht ausreichend unterstützen, 

Sie drangsalieren sie noch in verschiedenen Bereichen 

und steigern die Belastungen. Sie haben mit 1.1.2022 für 

Haushalte, für Unternehmerinnen und Unternehmer eine 

saftige Gebührenerhöhung, eine Mehrbelastung von 50 

Millionen EUR gestartet.  

Im Frühjahr startet die Parkraumbewirtschaftung: Null 

Reform des Systems, null Verbesserung des Systems, 

sondern ein reines Abkassieren statt Reformieren. Damit 

nicht genug, die Luftsteuer, die wir auch immer wieder 

kritisieren, ein sehr skurriles Konstrukt, wird nicht abge-

schafft, sondern mit 1.1.2022 sogar noch valorisiert. Sie 

hatten im Frühjahr, am Höhepunkt der Pandemieheraus-

forderungen, für viele Unternehmerinnen und Unterneh-

mer in dieser Stadt nichts Besseres zu tun, als Blumen-

töpfe und Schilder zu kontrollieren und zu schauen, dass 

die Luftsteuer ja gezahlt und eingehalten wird, sehr ge-

ehrte Damen und Herren. Das ist das Verständnis von 

Unterstützung für Unternehmertum in Wien, und das 

finde ich schade und schändlich, sehr geehrte Damen 

und Herren.  

Wir wollen im Gegensatz zu Ihnen, dass der Mittel-

stand und auch mittelständische Unternehmen entspre-

chend entlastet werden. Wir haben den Vorschlag für 

eine Wiener Steuerreform gemacht, mit einem errechne-

ten Volumen von 100 Millionen EUR. Dabei sollen so-

wohl die Arbeitsplatzsteuer - Schrägstrich Dienstgeber-

abgabe - als auch die Luftsteuer ersatzlos gestrichen 

werden. Das geht aus unserer Sicht ganz einfach, und 

ich darf dazu einen entsprechenden Beschlussantrag 

einbringen.  

Kommen wir aber zurück zum Budget. Ich habe es 

zuvor kurz erwähnt, 416 Millionen EUR wurden für Wirt-

schaftshilfen ausgegeben. Wie hoch aber ist die Neuver-

schuldung: 2021 1,74 Milliarden EUR, 2022 1,53 Milliar-

den EUR, 2023 1,36 Milliarden EUR. Wenn jetzt an-

scheinend die konkreten Corona-Hilfen für diese Neu-

verschuldung allein von den Zahlen her nicht ganz aus-

schlaggebend sein können, dann werden Sie wahr-

scheinlich sagen, na ja, es gibt ja viele zusätzliche Kos-

ten, die durch Corona entstanden sind. Ja, aber dann 

muss man auch so fair sein und sagen, dass ein sehr 

großer Teil, vor allem auch im Gesundheitsbereich, 

durch den Bund kompensiert wird.  

Ob es Teststraßen sind, ob es PCR-Tests, Impfun-

gen, et cetera sind, diese werden ja vom Bund getragen. 

Zuletzt wurden zum Beispiel 12,8 Millionen EUR für 

Testungen refundiert, also nichts, was jetzt das Wiener 

Budget direkt belastet. Insofern stellt sich für mich schon 

die Frage, sehr geehrter Herr Finanzstadtrat: Wie recht-

fertigen Sie die neuen Schulden - jeweils über 1 Milliarde 

EUR -, wenn die Kosten der Krisenbewältigung anschei-

nend nicht ausschlaggebend sind und wenn wir spru-

delnde Einnahmen haben?  

Sie haben es ja in Ihrer Rede auch erwähnt, Sie ha-

ben es schon angekündigt. Wir werden 2021 besser ins 

Ziel kommen, aber nicht, weil wir sparsam oder effizient 

waren oder weil Sie irgendwo gut mit dem Steuergeld 

umgegangen sind, sondern weil heuer die Ertragsanteile 

so hoch sein werden und weil die Wirtschaft im heurigen 

Jahr auch gut funktioniert hat. Sehr geehrter Herr Stadt-

rat, wir haben es auch immer wieder gesagt: Es steht 

nicht sehr schlecht um die Einnahmen in dieser Stadt, 

nicht nur Ertragsanteile, sondern auch Gebühren. Was 

ist also der wahre Grund dafür, dass wir hier schon wie-

der eine Neuverschuldung diskutieren? Ich sage es 

Ihnen, es ist ganz einfach: Die SPÖ kann mit Geld ein-

fach nicht umgehen. Das war so, das ist so, und ich 

befürchte, das wird auch so bleiben, sehr geehrte Da-

men und Herren.  

Wir haben, wie gesagt, in Wien kein Einnahmen-, 

sondern ein Ausgabenproblem, und diese Selbstzufrie-
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denheit führt auch immer wieder zu Verschwendungs-

auswüchsen, die wir beobachten. Wir haben im Frühjahr 

100 Fälle von Geldverschwendung im Ausmaß von 5 

Milliarden EUR zusammengetragen, viele Dinge, die wir 

auch hier diskutiert haben, vom Krankenhaus Nord bis 

zu sinnlosen Mähbooten, von SPÖ-Versorgungsposten, 

weil ihr Name heute schon gefallen ist, für Renate Brau-

ner bis hin zu Frühpensionierungen in der Stadt, von 

Fehlverrechnungen bei Wiener Wohnen bis zum Leer-

stand bei Wiener Wohnen, insgesamt 5 Milliarden EUR, 

die in den letzten Jahren durch Verschwendung, Miss-

wirtschaft und mangelnden Reformwillen versickert sind.  

Was wir bei dieser Präsentation im Frühjahr schon 

befürchtet haben, ist leider auch wirklich eingetreten. Es 

stehen neue Skandalprojekte ante portas. Wir haben 

Ende letzten Jahres zwei Rechnungshofprüfersuchen 

eingebracht, die sehr erschreckende Ergebnisse geliefert 

haben, einerseits zum Ausbau U2/U5, andererseits zum 

Bau der Wien Holding Arena. Seit letzter Woche wissen 

wir: Beide sind für sich genommen ein Desaster.  

Die Fertigstellungstermine werden nach hinten ver-

legt oder verzögern sich. Beim U-Bahn-Bau wird der 

Zeitpunkt zum Beispiel konkret in Zweifel gezogen. Bei 

der Wien Holding Arena reden wir jetzt von 2029, zuerst 

war es, glaube ich, 2024, dann 2026, jetzt reden wir 

schon von einer Fertigstellung 2029. Bei diesen beiden 

Großprojekten reden wir auch von Kostensteigerungen, 

bei der Wien Holding Arena wurden 250 Millionen EUR 

angekündigt, jetzt sind es 750 Millionen EUR.  

Ich verstehe schon, dass Sie sich da nicht festlegen 

wollen, daher vielleicht nur eine Bitte: Wenn Sie sich 

dann festlegen können, weil Sie hoffentlich einen guten 

privaten Partner gefunden haben, dann reden wir aber 

bitte von geschätzten Projektkosten, die auch indexiert 

sind. Dann reden wir bitte auch von Projektkosten, wo 

gerechnet wird, wie sich die Baukosten geschätzt bis 

2029 steigern, und diese Summe nehmen wir dann bitte 

auch für die Diskussion hier im Haus.  

U2/U5, 4. Und 5. Ausbaustufe: eine Verdoppelung 

der ursprünglichen Kosten auf rund 6,5 Milliarden EUR - 

das ist schon wirklich heavy -, eine Steigerung von mehr 

als 3 Milliarden EUR. Sie haben in einem Interview ge-

sagt, sehr geehrter Herr Finanzstadtrat, und da haben 

Sie recht, das ist kein Kindergeburtstag, aber was es vor 

allem nicht ist, ist das, was Sie vorhin gesagt haben, ein 

Ausgeben mit Augenmaß. Sehr geehrter Herr Finanz-

stadt, was bei der U-Bahn passiert, ist schlicht und ein-

fach ein Wahnsinn.  

Was auch auffällt, ist, dass es immer nach dem glei-

chen Muster passiert, und das ist es, das meine Fraktion 

eigentlich auch so stört und ärgert. Sie haben gestern 

gesagt, na ja, die Prüfung vom Stadtrechnungshof war 

viel zu früh, denn eigentlich ist das Projekt ja noch gar 

nicht im Laufen gewesen. Es haben sich aber schon 

wieder die gleichen Muster abgezeichnet. Sie haben eine 

Ausschreibung gemacht, einen Architekturwettbewerb, 

und da war noch nicht die Rede davon, dass ein Privater 

an Bord geholt werden soll. Ich hoffe, dass das nicht zu 

Zusatzkosten führt, denn wenn jetzt ein Privater an Bord 

geholt werden wird, dann wird er oder sie natürlich ge-

wisse Vorstellungen haben. Es ist die Frage, ob diese 

Architektur, die jetzt geplant ist, dem auch Rechnung 

trägt. Das Zweite ist, dass auch noch nicht von einem 

Generalunternehmer die Rede war.  

Jetzt, ein Rechnungshofprüfersuchen, einen Rech-

nungshofbericht und ich behaupte einmal, vielleicht ein 

bisschen Druck der Opposition später, passieren aus 

unserer Sicht positive Dinge: Es wird ein privater Partner 

an Bord geholt, ich hoffe, für Bau und Betrieb, und hof-

fentlich macht es die Wien Holding auch nicht selber, 

sondern holt einen Generalunternehmer an Bord. Das 

war genau das Thema, das wir beim Krankenhaus Nord 

und bei vielen anderen Großprojekten gesehen haben, 

und das hat sich bei diesem Projekt auch wieder abge-

zeichnet.  

Wir finden das eigentlich sehr schade, weil uns die-

ses Projekt ja sehr wichtig ist und wir das ja auch über 

viele Jahre gefordert haben. Wir sagen aber, besser spät 

als nie. Einen Kommentar kann ich mir nicht verkneifen, 

weil Sie im Interview auch gesagt haben, sehr geehrter 

Herr Finanzstadtrat, na ja, die Medien machen dieses 

Projekt schlecht, oder indirekt, die Opposition macht 

dieses Projekt schlecht. Nein, das tun wir nicht. Das 

schaffen Sie, das schafft die SPÖ immer wieder ganz 

alleine. Bitte reißen Sie das Ruder herum. Dieses Projekt 

ist zu wichtig, um vom SPÖ-System in Wien versemmelt 

zu werden, sehr geehrter Herr Finanzstadtrat.  

Ja, es gibt auch verschiedene Maßnahmen im 

Budget, die wir begrüßen. Sie haben sie angesprochen: 

höhere Ausgaben im Bildungsbereich, im Kindergarten-

bereich, das ist wichtig. Ich hoffe nur, und da schaue ich 

natürlich die NEOS an, dass dieses Geld dann auch 

wirklich bei den Kindern ankommt und nicht irgendwo im 

System versickert. Ich glaube euch den einen oder ande-

ren hehren Wunsch, aber ihr sitzt natürlich noch immer in 

einem sehr SPÖ-dominierten Konstrukt. Und ich behaup-

te, dass das vielleicht auch das Incentive für die NEOS 

war, diesem Budget und auch der Neuverschuldung 

zuzustimmen.  

Wenn man sich die Geschichte ansieht, und das 

muss man sich natürlich immer wieder vorhalten lassen, 

hat Herr Wiederkehr bei einer Debatte um den Rech-

nungsabschluss im Jahr 2020 gesagt, die Verdreifa-

chung der Schulden ist eine Bankrotterklärung der Stadt-

regierung. Heute redet niemand mehr davon, wenn sich 

die Schulden mittlerweile vervierfachen. Auch den Herrn 

Finanzstadt kann ich natürlich nicht aus der Pflicht neh-

men: Sie haben für 2025 einmal ein Nulldefizit verspro-

chen. Anfang des Monats haben Sie jedoch erklärt, dass 

frühestens ab 2026 überhaupt wieder an ein Nulldefizit 

zu denken ist, und heute haben Sie gesagt, ein Nulldefi-

zit wollen Sie mittelfristig erreichen.  

Das heißt natürlich aus unserer Erfahrung in Wien, 

dass das Ganze auf den St. Nimmerleinstag verschoben 

wird. Das finden wir schade, denn wir bekennen uns 

natürlich zu einer antizyklischen Haushaltspolitik, die Sie, 

glaube ich, auch in Ihrem Regierungsübereinkommen 

haben - das wollten wahrscheinlich die NEOS drinnen 

haben -, allein, es wird nur nicht gehalten. Zur Erinne-
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rung haben wir uns erlaubt, das in einem Antrag zusam-

menzufassen, den wir hier gerne einbringen.  

Ja, wir haben viele Herausforderungen im Moment, 

unterstrichen, und Corona ist ein Thema Bund Wien, 

aber wir haben sprudelnde Einnahmen, der Wirtschaft 

ging es heuer gut. Auch im nächsten Jahr erwarten wir 

höhere Ertragsanteile, sogar auf Vorkrisenniveau, daher 

seien Ihnen mit einem Antrag, den ich hier einbringen 

darf, die antizyklische Haushaltspolitik und solide Finan-

zen noch einmal in Erinnerung gerufen.  

Ein weiterer Antrag, den ich noch einbringen darf, be-

trifft ein Thema, das uns natürlich sehr wichtig ist, das 

Thema Tourismuszone und Sonntagsöffnung. Herr Wie-

derkehr hat eine Initiative gestartet: Sonntagsöffnung am 

4. Adventsonntag. Er möchte da seinen Koalitionspartner 

überzeugen, das können wir natürlich nur unterstützen. 

Wir setzen uns seit Jahren für Tourismuszonen in Wien 

ein, und ich glaube, gerade jetzt in Anbetracht des Lock-

downs wäre das sicher eine sinnvolle Maßnahme, um 

die Wirtschaft entsprechend zu unterstützen. Daher volle 

Unterstützung auch für Herrn Wiederkehr bei seinen 

Bemühungen, und das tun wir auch mittels eines Antra-

ges für die Öffnung am 4. Adventsonntag. Eine Unter-

schrift des Bürgermeisters reicht, und das Ganze ist 

getan. Vielen Dank.  

Ich komme schon zum Schluss. Ja, das gestehe ich 

Ihnen auch zu, sehr geehrter Herr Finanzstadtrat, Bud-

geterstellung in Zeiten wie diesen ist natürlich nicht 

leicht. Sie ist schwierig und auch für den Finanzdirektor 

sicher eine große Herausforderung, niemand weiß das 

besser als der Herr Finanzminister auf Bundesebene. 

Der einzige Unterschied ist, dass er noch an dem Termin 

für das Nulldefizit festhält und auch weiterhin eine Politik 

der Konsolidierung verfolgen möchte.  

Daher meine Bitte auch an Sie: Ich wollte das Bei-

spiel Renate Brauner nicht erwähnen, denn das finde ich 

fast ein bisschen fies, aber die ehemalige Finanzstadträ-

tin hat uns immer auf irgendeine Krise vertröstet und hat 

damit ihre Neuverschuldung über viele Jahre argumen-

tiert. Meine große Bitte ist: Nutzen Sie nicht über die 

nächsten zehn Jahre Corona als Ausrede für Neuver-

schuldung und als Ausrede dafür, mit dem Steuergeld in 

Wien nicht sorgsam genug umgegangen zu sein.  

Sie haben in einem Interview gesagt, die großen Pro-

jekte sind kein Kindergeburtstag. Ich glaube aber schon, 

dass sich vielleicht das eine oder andere Kind oder zu-

mindest die Eltern wundern, dass wir da ständig neue 

Schulden machen, die irgendwann einmal auch jemand 

tilgen und zurückzahlen muss. Sie haben sich jetzt auf 

Kredit Zeit gekauft. Sie haben sich Zeit gekauft, um not-

wendige Reformen nicht machen zu müssen. Sie haben 

sich Zeit gekauft, um das SPÖ-System in Wien weiterhin 

bedienen zu können und Sie haben sich Zeit gekauft, um 

aus dem Ruder gelaufene Großprojekte irgendwie doch 

noch hinbiegen zu können. 

Das ist die rote Selbstzufriedenheit in Wien, ohne 

Anspruch, ohne Ziel. Gegen diese rote Selbstzufrieden-

heit, sehr geehrte Damen und Herren, werden wir wei-

terhin kämpfen, für die Menschen in dieser Stadt, für die 

wunderschöne Stadt, in der wir leben, und vor allem für 

all jene, die diese Stadt mit ihrem Steuergeld erhalten. 

Vielen, vielen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war 18 Minuten. Ich darf die weiteren ÖVP-Redner bit-

ten, darauf Rücksicht zu nehmen. Der nächste Redner 

ist GR Dr. Stürzenbecher, selbstgewählte Redezeit ist 13 

Minuten. 

GR Dr. Kurt Stürzenbecher (SPÖ): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Finanzstadtrat! Ge-

schätzte Kolleginnen und Kollegen und liebe Zuschaue-

rInnen via Livestream!  

Die Budgetdebatte ist natürlich auch bei uns im Rat-

haus immer ein Ritual, wobei das nichts Negatives ist, 

weil ritualisierte Formen zur Demokratie dazugehören 

und es auch so eingebunden werden soll. Bei diesem 

Ritual auch bei uns im Rathaus ist es so: Wir, als Regie-

rungsparteien, legen sachlich und profund dar, warum 

dieses, in dem Fall, Doppelbudget sinnvoll und positiv ist, 

und die Oppositionsparteien legen mit unterschiedlicher 

Schärfe, mit unterschiedlicher Sachlichkeit dar, warum 

sie dem nicht zustimmen können. Das ist gut so, das 

wird wahrscheinlich auch immer so bleiben.  

Worauf es schon immer ankommt, ist, dass man ir-

gendwie so halbwegs bei den Fakten bleibt. Ich glaube, 

nur dann haben auch die Zuschauer via Livestream 

wirklich etwas davon, wenn man einigermaßen bei den 

Fakten bleibt und auf Basis der Fakten durchaus ver-

schiedene Anschauungen hat, wie es an sich in einer 

Demokratie selbstverständlich ist. Eines muss ich schon 

sagen: Bei manchen Redenbeiträgen ist man sehr weit 

von den Fakten entfernt. Darauf möchte ich teilweise 

eingehen, wenn auch nicht zu lang, weil die Zeit eben 

begrenzt ist.  

Vorwiegend möchte ich natürlich darlegen, dass wir 

in der Corona-Pandemie noch immer, wie der Herr Stadt-

rat auch gesagt hat, verfangen sind. Das schürt Zukunft-

sängste und Unruhe, und jede verantwortungsvolle Poli-

tik wird da gegensteuern. Nicht nur jetzt in der unmittel-

baren Pandemiebekämpfung, wo die Stadt Wien, der 

Herr Bürgermeister und die Stadträte wirklich vorbildliche 

Arbeit leisten und das wird auch Österreich-weit von 

nahezu allen vollkommen anerkannt, sondern wir müs-

sen immer auch in der strukturellen Politik gegensteuern, 

auch durch das Doppelbudget, durch welches wir Stabili-

tät und Verlässlichkeit durch langfristige Planung brin-

gen.  

Ich finde zum Beispiel das, was Kollege Nepp gesagt 

hat, nämlich dass man sich dadurch zu sehr binden 

würde, wirklich nicht angebracht. Also ich glaube, die 

langfristige Planung, Verlässlichkeit, Solidität und Pro-

fessionalität, ist wirklich, was uns auszeichnet und wir 

können darauf stolz sein, dass wir dieses Doppelbudget 

hier vorlegen. Aufgeteilt auf die beiden Jahre bringt es 

33,3 Milliarden EUR an Budgetvolumen, wobei schon 

gesagt worden ist: Wirtschafts- und Investitionspro-

gramme für eine Modernisierung der Stadt sind ein 

Schwerpunkt, natürlich Klimaschutz als höchste Priorität, 

mehr finanzielle Mittel für Bildung, Gesundheit und So-

ziales und der kontinuierliche Abbau des durch Corona 

verursachten Defizits.  
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Ich möchte die Opposition schon darauf aufmerksam 

machen, dass wir 2019, im letzten Jahr vor Corona, 

eindeutig schwarze Zahlen hatten und dass wir für 2020, 

2021, 2022 natürlich vorgehabt haben, diesen Weg fort-

zuschreiben. Es ist ausschließlich durch Corona eben 

nicht so gekommen, und wer das abstreitet, sieht die 

Fakten nicht. Wir haben aber natürlich mittelfristig vor, 

dann in den nächsten Jahren wieder zu den schwarzen 

Zahlen zu kommen. Wann das genau der Fall ist, kann 

man noch nicht ganz definitiv sagen, aber es wird sicher 

so sein.  

Dieses Doppelbudget stellt eine ausgezeichnete 

Grundlage für unseren Erneuerungsprozess dar, den wir 

auch brauchen. Es ist ein wirklich ambitioniertes, ein 

mutiges Werk, da muss ich Kollegen Peter Kraus wider-

sprechen, und es wird uns weiterbringen. Wir haben in 

50 Einzelmaßnahmen in 5 Corona-Hilfspaketen insge-

samt, da muss ich wiederum Kollegen Wölbitsch korrigie-

ren, 650 Millionen EUR - und nicht 450 Millionen EUR, 

wie er gesagt hat - unmittelbar für Corona-Zwecke aus-

gegeben.  

Bei der Aufgabe, die Pandemie so gut wie irgendwie 

möglich zu bewältigen, sowohl gesundheitlich als auch 

wirtschaftlich als auch gesellschaftlich, liegen wir gut, 

aber wir entscheiden mit dem Budget natürlich auch, wie 

es nach der Pandemie weitergehen wird. Das ist auch 

ganz, ganz wichtig. Zu Kollegen Peter Kraus, den ich 

heute eigentlich als überdurchschnittlich unseriös erlebt 

habe, vor allem, wenn er vom Klima spricht, muss ich 

schon sagen: Das Klimabudget 2022/2023, das wir vor-

legen, ist ein außerordentlich ambitioniertes. 

2,8 Milliarden EUR werden bis 2023 in klimascho-

nende Maßnahmen investiert, 1 Milliarde EUR für Infra-

struktur der Wiener Linien, 390 Millionen EUR für Infra-

struktur von Wien Energie Wiener Netze, 90 Millionen 

EUR für thermische Sanierung im Wohnbau, 74 Millionen 

EUR für moderne klimaschonende Großwärmepumpen. 

Ich kann es dann noch aufschlüsseln, auf Grund der Zeit 

mache ich das nicht, aber was ich schon noch zu Peter 

Kraus dazusagen möchte: Wenn man diskutiert - man 

kann in einer Demokratie selbstverständlich auch über 

die Stadtstraße und Lobau-Tunnel verschiedener Mei-

nung sein -, soll man aber minimal bei den Fakten blei-

ben, und wenn er ständig von einer Straße, wo man mit 

50 km/h fahren darf, als einer Stadtautobahn spricht, 

dann ist das einfach Fake News, und das ist schärfstens 

zurückzuweisen.  

Wenn gesagt wird, die Wiener Investitionen seien 

nicht mutig, ist das natürlich auch unrichtig. Wir haben im 

Vergleich zu deutschen Städten, mit denen wir ver-

gleichbar sind, in Wien ein Investitionsvolumen von 5,8 

Milliarden EUR, das ist eine Steigerung um 29 Prozent. 

In Berlin haben wir 4,5 Milliarden EUR, in München 4,4 

Milliarden EU, in Hamburg 4,2 Milliarden EUR. Also ich 

glaube, das spricht für sich. Die enormen Investitionen in 

den Klimaschutz, der ein außerordentlich zentrales The-

ma bei diesem Doppelbudget ist, sind eben, dass wir bis 

2040 klimaneutral werden wollen, und das werden wir 

auch erreichen und dafür legen wir eine sehr gute 

Grundlage.  

Das größte Klimaschutz- und Infrastrukturprogramm 

der Stadt Wien ist der Ausbau der U-Bahn-Linien U2/U5, 

wofür wir, der Herr Finanzstadtrat mit dem Finanzminis-

ter, im Herbst 2021 die Finanzierung von 6 Milliarden 

EUR bis 2035 gesichert haben. Ich bin als Gemeinderat 

natürlich für die ganze Stadt Wien zuständig, so wie wir 

alle, aber als Hernalser freue ich mich natürlich ganz 

besonders, dass die U5 bis zur Vorortelinie verlängert 

wird, was natürlich eine absolut gute Idee ist.  

Wir machen aber auch sehr viele andere Sachen, 

Radinfrastruktur zum Beispiel, ganz ambitionierte und 

zahlreiche Projekte. Wir finanzieren das Klima-Ticket mit, 

wir fördern die thermische Sanierung, wie ich auch schon 

erwähnt habe, Großwärmepumpen und vieles, vieles 

mehr. Auf Grund der Zeit kann ich nicht alles aufzählen, 

aber ich möchte schon dazusagen, dass wir, was das 

Klima betrifft, natürlich so viel investieren wie nie zuvor 

und dass wir darauf auch wirklich stolz sein können.  

Nur einige Sätze zum Thema Wohnen, weil uns das 

besonders wichtig ist. Da sehe ich, um nur etwas her-

auszugreifen, dass wir beim Voranschlag Wohnbauför-

derung für 2022 von 770 Millionen EUR haben, dass wir 

beim Bau- und Nebengewerbe besonders viel ausgeben 

und dass wir da praktisch auch sehr ambitionierte Ziele 

verfolgen. Das ist auch ein Grund dafür, dass die durch-

schnittlichen Wohnkosten pro Miethaushalt, wenn man 

das mit anderen Städten in Europa vergleicht, in Wien 

deutlich günstiger sind. Das liegt natürlich an der Struktur 

des sozialen Wohnbaus, wie wir ihn in Wien seit Langem 

verfolgen, und da will ich jetzt die Zahlen auch nicht im 

Detail bringen, aber sie sind ja nachlesbar.  

Der Schwerpunkt in der Corona-Zeit sind natürlich 

die Milliardeninvestitionen in die Gesundheit, wo wir 

2021 2,445 Milliarden EUR hatten, 2022 2,671 Milliarden 

EUR und 2023 2,734 Milliarden EUR. Ähnlich, also 

knapp darunter, sind die Investitionen im Sozialbudget, 

wirklich die Sachen, wo wir jetzt in der Corona-Zeit und 

überhaupt in Wien besonders investieren müssen. Was 

aber nicht selbstverständlich ist und worauf wir auch 

stolz sein können: Dass wir mit 885.000 Beschäftigten in 

Wien einen höheren Beschäftigungsgrad als vor der 

Krise haben und auch die höchste seit Beginn der Ar-

beitsmarktstatistik. Das muss auch einmal gesagt wer-

den.  

Wir haben so viel Menschen in Arbeit wie noch nie 

zuvor in Wien, und wir werden da weiterhin Sofortmaß-

nahmen machen. Die Förderprogramme haben gegrif-

fen - nur zum Beispiel die Lehrlingsförderungen, das 

Fachkräftezentrum, das Business Immigration Office, 

und so weiter -, auch dem WAFF und der Wirtschafts-

agentur herzlichen Dank. Ich glaube, dass wir auch an-

gesichts des moderaten Schuldenstandes da eine gute 

Ausgangsbasis haben. Wenn Kollege Wölbitsch immer 

sagt, wir hätten so viele Schulden: Wir sind nach wie vor 

beim Schuldenstand der Bundesländer pro Kopf in Euro 

im Mittelfeld, also von neun Bundesländern genau in der 

Mitte. So schlimm kann das nicht sein, obwohl wir derar-

tig viel investiert haben und natürlich uns dafür einset-

zen, dass die Fiskalpolitik der EU auf moderne Grundla-
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gen gestellt wird, damit das auch wirklich eine faire Basis 

hat.  

Abschließend sage ich, das Doppelbudget ist ein au-

ßerordentlich gelungenes Projekt der Fortschrittskoaliti-

on. Ich danke ganz besonders dem Bürgermeister, der 

Stadtregierung, aber natürlich auch dem Finanzstadtrat 

dafür, dass es gelungen ist. Herzlichen Dank. Ein Dank 

aber auch noch an das Büro des Herrn Stadtrates, das 

da wirklich blendend mitarbeitet, dem Finanzdirektor und 

seinem Team, WAFF und Wirtschaftsagentur habe ich 

schon erwähnt. Ich glaube, dass man mit diesem Budget 

wirklich eine außerordentliche Grundlage zur Bewälti-

gung der Zukunft geschaffen hat. Dem vorliegenden 

Doppelbudget kann man mit gutem Gewissen und bes-

ten Argumenten zustimmen. Ich danke Ihnen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war genau 13 Minuten. Als nächster Redner ist GR Ma-

ximilian Krauss zu Wort gemeldet. Die selbstgewählte 

Redezeit ist 10 Minuten. 

GR Maximilian Krauss, MA (FPÖ): Sehr geehrter 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, man muss Folgendes festhalten: Wäh-

rend wir auf politischer Ebene in den letzten eineinhalb 

Jahren eine enorme Spaltung erlebt haben, die natürlich 

in erster Linie von der Bundesregierung ausgegangen 

ist, die allerdings ganz massiv von dieser Stadtregierung 

mitbefeuert wurde, wobei ein Keil quer durch unsere 

Gesellschaft getrieben wurde, wobei man versucht hat 

und versucht, Menschen, Familien, Freundeskreise aus-

einanderzudividieren, die Menschen einzuteilen in gut 

und böse, in schlau und dumm, in geimpft und unge-

impft, während Sie auf politischer Ebene hier nicht nur 

die brennenden Probleme, die noch aus der Vergangen-

heit bestehen, nicht gelöst haben, während Sie in der 

aktuellen Corona-Situation die Menschen gegeneinander 

ausgespielt haben, während Sie all das auf politischer 

Ebene falsch gemacht haben, haben Sie gleichzeitig auf 

finanztechnischer Ebene diese Stadt massiv weiter ver-

schuldet. Sie wollen jetzt Corona als Ausrede verwenden 

für die verheerenden Zahlen, mit denen wir uns konfron-

tiert sehen, und da sagen wir Ihnen: Das lassen wir 

Ihnen politisch nicht durchgehen. Diese Rekordschulden 

bei gleichzeitigen Rekordbelastungen sind in Wien haus-

gemacht, und sie sind Resultat jahrzehntelanger sozialis-

tischer Politik!  

Ich finde es ja auch spannend, wenn vom Wunsch 

der NEOS oder vom Versprechen der NEOS, dass sie 

Transparenz bringen werden, dass sie Strukturreformen 

bringen werden, dass sie hier grundlegend Dinge verän-

dern werden, das Einzige, was von diesen Strukturre-

formen jetzt beschlossen wird, ein Doppelbudget ist - ein 

Doppelbudget, von dem Ihre eigene Klubobfrau in Nie-

derösterreich sagt, das ist die Abschaffung des Land-

tags, also quasi die Abschaffung der Demokratie. Ein 

Doppelbudget, das Ihre eigene Partei überall sonst ab-

lehnt, verkaufen Sie uns jetzt hier als Ihre einzige Errun-

genschaft. Das ist politisch wirklich eine mehr als magere 

Bilanz. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Schul-

den belaufen sich mittlerweile auf 10 Milliarden EUR. 

Und wenn Kollege Stürzenbecher gesagt hat, Wien liegt 

im Pro-Kopf-Vergleich im Mittelfeld, dann weiß er wahr-

scheinlich selbst, dass wir vielleicht im Pro-Kopf-

Vergleich im Mittelfeld liegen, wenn man nur die direkten 

Schulden einrechnet, wenn man allerdings die ausgela-

gerten Betriebe mitrechnet, die man Maastricht-konform 

natürlich einbeziehen müsste, dann hätte Wien auch da 

die rote Laterne, dann wäre Wien auch da Schlusslicht, 

und dann haben wir mit 20 Milliarden EUR - natürlich 

auch pro Kopf gerechnet - die höchste Verschuldung in 

Wien. Das ist das Ergebnis Ihres politischen Versagens!  

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 

wir uns Zukunftsprognosen anschauen, Zukunftsprogno-

sen von Wirtschaftsexperten, dann sagen diese, dass die 

von Ihnen geplante Neuverschuldung bis 2027 mit bald 

18 Milliarden EUR direkt und an die 30 Milliarden mit den 

ausgegliederten Betrieben, dass diese Negativbilanz 

natürlich dazu führen wird, dass es einerseits massiv 

erschwert wird, Kredite aufzunehmen, dass es für die 

Stadt massiv erschwert wird, sich zu refinanzieren, und 

auf der anderen Seite diese Kredite, die man dann noch 

bekommen wird, natürlich viel teurer sein werden.  

Das ist also eine Abwärtsspirale, in die wir uns bege-

ben haben, in erster Linie natürlich schon mit Finanz-

stadträtin Brauner, die allerdings durch den jetzigen 

Finanzstadtrat leider weitergeführt wird.  

Und weil gesagt wurde, wir hatten 2019 schwarze 

Zahlen: Warum hatten wir schwarze Zahlen? - Wir hatten 

ganz kurz schwarze Zahlen, weil Sie massive Rückstel-

lungen aufgelöst haben - und nicht, weil Sie besser ge-

arbeitet oder besser gewirtschaftet hätten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Weil von 

Kollegen Stürzenbecher auch gesagt wurde, es wurde so 

viel Geld für die Krisenbewältigung ausgegeben: Nein, 

das stimmt nicht. Es wurden in Wahrheit Minimalstbeträ-

ge verwendet. Es wurden 25 Millionen EUR - bei einem 

Gesamtbudget von über 25 Milliarden EUR - ausgege-

ben, es wurden, wenn wir Taxi-Gutscheine oder Gastro-

Gutscheine reinrechnen, noch einige weitere Millionen 

ausgegeben, aber insgesamt haben Sie selbst bei posi-

tivster oder wohlwollendster Betrachtung nicht mehr als 

66 Millionen EUR oder 0,25 Prozent des Wiener Budgets 

für diese Krisen- und Pandemiebewältigung verwendet.  

Wenn man sich diese schockierend niedrige Zahl an-

sieht, dann verwundert es natürlich nicht, dass so viele 

Wiener Betriebe aus dem letzten Loch pfeifen oder be-

reits pleitegegangen sind oder jetzt von Ihrer neuerlichen 

Lockdown-Politik natürlich noch weiter in die Enge ge-

trieben werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich fordere 

Sie politisch auf der einen Seite auf, natürlich diese sinn-

lose Lockdown-Politik endlich zu beenden, die Leute 

nicht weiter einzusperren, die Wirtschaft nicht weiter 

abzudrehen, aber auf der anderen Seite auch, finanzielle 

Hilfsmaßnahmen endlich so auszugestalten, dass sie bei 

den Betrieben und bei den Menschen ankommen.  

Wenn man sich allerdings diesen Voranschlag, der 

von Ihnen vorgelegt wurde, im Detail ansieht, dann stellt 
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man mit Erstaunen fest, dass Entschädigungszahlungen 

nicht einmal budgetiert werden. Es gibt in diesem ge-

samten Voranschlag nicht eine einzige Kostenstelle, die 

sich mit dem aktuellen Lockdown auseinandersetzt oder 

in Planung nimmt, dass es ja vielleicht auch im nächsten 

Jahr wieder von Ihnen verhängte Lockdowns geben wird. 

Es wird keine einzige Zahl genannt, die als Summe für 

Entschädigungsleistungen, für Ersatzleistungen, die hier 

notwendig werden könnten, budgetiert wird.  

Dafür budgetieren Sie natürlich auf der anderen Seite 

ein massives Belastungspaket, wie beispielsweise die 

Ausweitung der Parkpickerlzonen, wodurch die Autofah-

rer, die ohnehin schon so massiv zur Kasse gebeten 

werden, die ohnehin schon über Gebühr belastet wer-

den, noch weiter belastet werden. Und Sie planen ja 

auch bei weiteren Dingen Erhöhungen: Bei der Müllge-

bühr, bei der Wassergebühr, bei der Kanalgebühr oder 

auch im Zusammenhang mit der Erhöhung der GIS, wo 

wir bereits vor einigen Wochen hier beantragt haben, 

dass endlich diese sinnlose Landesabgabe der GIS, die 

Ihnen ja direkt ins Wiener Budget fließt, gestrichen wer-

den muss. Oberösterreich beispielsweise hat es vorge-

macht! Diese sinnlose GIS-Landesabgabe könnten wir 

heute noch ersatzlos streichen. Es würde niemandem 

auffallen, es würde niemanden stören, es würde viel-

leicht dazu führen, dass es die eine oder andere ORF-

Gala weniger gibt, bei der während des Lockdowns Spit-

zenpolitiker abfeiern können, aber ich glaube, auch das 

wäre eher ein positiver Nebeneffekt.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wohin 

fließt das Geld? Was kann man Ihrem Voranschlag ent-

nehmen? - Es wird natürlich in den nächsten Jahren 

besonders für eine Gruppe massiv mehr Geld geben, 

und zwar handelt es sich da um die Sozialausgaben für 

Nichtösterreicher, die ja schon in den letzten 15 Jahren 

in Wien massiv explodiert sind, wo Sie sich bis heute 

weigern, die Mindestsicherung endlich korrekt umzuset-

zen, und auch da wird es in Zukunft noch massiv viele 

Gelder geben, die in diesem Endlosbrunnen versickern.  

Und weil vorhin gesagt wurde, es werden 500 Millio-

nen EUR mehr im Gesundheitswesen investiert: Wo 

werden die investiert? Das klingt ja im ersten Moment 

gut, allerdings werden diese 500 Millionen EUR nicht in 

die Ausbildung neuer Pflegekräfte investiert, und sie 

werden auch nicht beispielsweise in Form von mehr 

Kassenstellen direkt bei den Patienten ankommen. Nein, 

diese 500 Millionen EUR werden - wie man erkennt, 

wenn man sich diesen Voranschlag genau durchsieht - 

am Ende dafür verwendet werden müssen, teure Über-

stunden zu bezahlen, weil es zu wenig reguläres Perso-

nal gibt, sowie für Mehrkosten, die durch Missmanage-

ment entstehen, oder beispielsweise auch dafür, dass - 

wie letzte Woche öffentlich bekannt wurde - massive 

Gelder in sogenannte alternative Behandlungsmethoden, 

wie Schamanen, gepumpt werden. Es wurde ja bekannt, 

dass für eine Schamanenstudie wieder an die 100.000 

EUR verprasst wurden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind 

Gelder, die zwar ins Gesundheitssystem fließen, aber 

nicht bei den Patienten ankommen, sondern in Wahrheit 

nur verwendet werden, um Brände zu löschen, die Sie 

selbst verursacht haben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch ab-

seits von Corona werden das Jahr 2022 und vermutlich 

auch das Jahr 2023 für die Wienerinnen und Wiener 

schwierige Jahre. Es werden teure Jahre. Wir haben 

bereits jetzt im September eine Inflation von 3,3 Prozent 

gehabt, für das kommende Jahr wird eine ähnliche prog-

nostiziert. Wir haben auf der anderen Seite eine Bundes-

regierung, die mit einer Ökosteuer die nächste Belas-

tungswelle plant - die nächste Belastungswelle im Be-

sonderen für Geringverdiener, für Familien, für Pensio-

nisten -, und wir haben in Wien leider keine Stadtregie-

rung, die hier aktiv gegensteuert.  

Wir bringen eine Reihe von Anträgen ein, die sich auf 

unterschiedlichster Ebene damit beschäftigen, wie man 

die Menschen in Wien finanziell entlasten könnte - auf 

finanzieller Ebene, im Bereich der Gesundheitspolitik, im 

Bereich der Bildungspolitik -, und werden hier heute und 

morgen viele Vorschläge machen, von denen ich hoffe, 

dass Sie sie nicht generell ablehnen werden, nur, weil 

sie von uns kommen. Diesbezüglich haben wir ja letzte 

Woche schon ein positives Erlebnis gehabt: Ich glaube, 

zum ersten Mal, seit ich hier bin, wurde ein Antrag von 

uns mit Koalitionsmehrheit angenommen. Ich hoffe - und 

damit ende ich positiv -, dass das vielleicht morgen so 

weitergeht. - Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zum 

Wort gemeldet ist Herr GR Ornig. Die selbstgewählte 

Redezeit sind 13 Minuten, die fraktionelle Restredezeit 

sind 14, die ich auch einstellen werde. 

GR Markus Ornig, MBA (NEOS): Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Stadtrat! 

Ich möchte mich vorab einmal für die bisherige De-

batte bedanken, sie war durchaus spannend. Ich habe 

immer so ein bisschen das Thema, dass es ja im Kern 

dieser Budgetdebatte darum geht, dass diejenigen, die 

hart an diesem Budget gearbeitet haben, natürlich ihr 

Möglichstes tun, um es zu präsentieren und um auch bei 

der Interpretation durch die Opposition hier das eine oder 

andere Missverständnis vorwegzunehmen. Was ich von 

der Opposition bis jetzt gehört habe, war teilweise ganz 

spannend, und ich möchte da jetzt auch gar nicht pole-

misch zurückschießen, denn das ist irgendwie euer Job 

hier, dem Ganzen mehr Dynamik zu geben. Ich glaube 

aber, dass die meisten der Dinge erstens passieren, 

dass die meisten der Dinge, die Sie vorgeschlagen ha-

ben, wir wissen und auch hart daran arbeiten, und ich 

glaube, dass wir uns im Großen und Ganzen - und jetzt 

nehme ich da vielleicht doch die FPÖ ein bisschen aus - 

einig sind, dass wir eine Pandemie haben, die uns alle 

vor große Herausforderungen stellt, und dass wir auch 

im Grunde eine gemeinsame Meinung haben, wie man 

diese zu bekämpfen hat, und uns dessen bewusst sind, 

dass wir auch genau darauf achten müssen, dass man 

dabei mit Maß und Ziel vorgeht, um Wien in Zukunft 

auch weiterzubringen.  

Wie wollen wir Wien weiterbringen? - Ich möchte da 

zwei Schlagworte nennen, die vielleicht auch vorab 
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schon vereinzelt genannt wurden: Wir wollen das mit 

Verantwortung machen, und wir wollen das mit Mut ma-

chen. Nicht immer gelingt es, beides unter einen Hut zu 

bekommen, aber ein Mal übernimmt man eben mehr 

Verantwortung, agiert aber insgesamt etwas zögerlich, 

ein anderes Mal beweist man vielleicht Mut, schlägt aber 

insgesamt über die Stränge. In der Politik gilt es natür-

lich, beide Eigenschaften bestmöglich zu vereinen. Wir 

als NEOS haben uns immer schon entlang dieser Leitli-

nien orientiert und leben jetzt gemeinsam mit unserem 

Koalitionspartner diese Leitlinie in der Fortschrittskoaliti-

on.  

Mit diesem Budget haben wir meiner Meinung nach 

beides geschafft, Verantwortung und Mut. Wir haben es 

damit nicht nur auf den Weg gebracht, sondern wir wer-

den uns weiterhin auch ganz klar danach ausrichten. 

Und ja, wir stehen vor herausfordernden Zeiten. Ich habe 

meine Rede bewusst nicht mit der Pandemie begonnen, 

sondern eigentlich können wir ja mittlerweile leider Got-

tes schon auf Erfahrung mit der Pandemie zurückgreifen. 

Vergangenes Jahr hat Wien die Corona-Pandemie durch 

diverse und rasch umgesetzte Hilfsmaßnahmen gut 

gemeistert, und wir haben jetzt wiederum aufs Neue mit 

dem vierten Lockdown herausfordernde Zeiten vor uns. 

Da ist natürlich auch wieder klar, dass die Emotionen 

hochkochen, da ist natürlich auch klar, dass man nicht 

immer einer Meinung ist, gerade in der Politik, aber wir 

haben bisher gemeinsam gerade in dieser schwierigen 

Zeit großartige Lösungen erarbeitet und werden auch in 

Zukunft gute Lösungen erarbeiten, und, da bin ich mir 

ganz sicher, das werden wir immer im Sinne der Wiene-

rinnen und der Wiener tun. Das haben wir uns vorge-

nommen, und das werden wir auch weiterhin so machen.  

Wien ist so eine beeindruckende Stadt mit Innovatio-

nen und mit inspirierenden Menschen, und Wien ist eine 

Stadt der Chancen für alle Bürgerinnen und Bürger und 

eine Stadt, die immer bewiesen hat, dass sie mutige und 

neue Wege gehen kann. Wir können stolz darauf sein, 

was für Leistungen die Menschen in den verschiedens-

ten Bereichen in dieser unsicheren Zeit bisher vollbracht 

haben. Und dass Wien eine Stadt der Chancen bleibt, 

daran gilt es, kontinuierlich weiterzuarbeiten und das 

wollen wir auch mit dem heute zu beschließenden Vor-

anschlag für das Doppelbudget deutlich machen. Wir 

werden einerseits auf Verlässlichkeit und Stabilität set-

zen, aber genauso wichtige und mutige Schritte für die 

Zukunft vorgeben. Für 2022 wird ja ein Defizit von 1,7 

Milliarden EUR erwartet, für 2023 sind es 1,4 Milliarden 

EUR, und gleichzeitig steigert Wien gemeinsam mit den 

Unternehmen der Stadt, wie auch bereits erwähnt, die 

Gesamtausgaben für Investitionen auf Rekordhöhe.  

Zu dieser Diskussion, die bisher auch geführt wurde, 

zum Thema ausgeglichenes Budget beziehungsweise 

Nulldefizit: Ich kann Ihnen versichern, sehr geehrte Da-

men und Herren, dass das natürlich unser Ziel ist, aber 

es ist im Moment nicht möglich. Zeigen Sie mir eine 

Kommune, die mit der Stadt Wien vergleichbar ist, in 

ganz Europa, die das jetzt einmal auf die Schnelle 

schafft! Ich glaube, Sie werden keine finden. Ich habe 

keine gefunden - denn wenn ich eine gefunden hätte, 

dann hätten wir dort, glaube ich, sicher angerufen und 

gefragt: Wie macht ihr das? Wie macht ihr das, ohne bei 

den Leistungen der Daseinsvorsorge zu verlieren? Wie 

macht ihr das, ohne dass die Stadt nicht mehr so gut 

verwaltet ist wie bisher? - Es ist nicht möglich, es ist aber 

nach wie vor ein großes Ziel, zu dem ich auch hier stehe. 

Abseits der Investitionsvorhaben stimulieren die 

nachfragewirksamen Ausgaben - also jene, die einen 

unmittelbaren Effekt auf das Wirtschaftswachstum haben 

- die Konjunktur des Wirtschaftsstandorts Wien mit rund 

5,9 Milliarden EUR jährlich bis 2023. So fließen bei-

spielsweise 262,8 Millionen EUR in die Bildungsinfra-

struktur, 109 Millionen in die Sportinfrastruktur, 65,2 

Millionen EUR in die Brückensanierung, 13,3 Millionen 

EUR in die Parkinfrastruktur und über 30 Millionen EUR 

in die Wiener Bäder. Erwähnen möchte ich auch, dass 

im Jahr 2022 allein die Budgets für die Bereiche Bildung, 

Kinderbetreuung, Soziales und Gesundheit 48,3 Prozent 

der Budgetgesamtausgaben ausmachen werden. Das 

alleine spricht meiner Meinung nach schon eine sehr, 

sehr deutliche Sprache, und darüber gibt es auch relativ 

wenig zu diskutieren.  

Nun aber zur wirtschaftlichen Situation, damit wir uns 

besser vor Augen halten können, unter welchen Bedin-

gungen wir das Doppelbudget beschließen und warum 

dieses unter den eingangs erwähnten Prädikaten steht: 

Im von der Corona-Krise geprägten Jahr 2020 ging die 

reale Bruttowertschöpfung in Wien um 5,6 Prozent zu-

rück. In diesem Jahr hat sich die Wirtschaft zusehends 

erholt und ein Comeback gefeiert - das kann man ruhig 

so sagen. Besonders nach den Corona-Lockerungen 

und -Aufhebungen im 3. Quartal verzeichnete die Kon-

sumnachfrage der privaten Haushalte einen starken 

Anstieg, und dazu stiegen auch die entsprechenden 

Dienstleistungsbereiche sehr stark an. Die Industriekon-

junktur stagniert, aber auf hohem Niveau, weltweite 

Lieferverzögerungen und Rohstoffmangel tragen auch 

hierzu bei.  

Gemäß ersten Berechnungen stieg das BIP im 3. 

Quartal um 3,3 Prozent gegenüber der Vorperiode. Ins-

gesamt wird für dieses Jahr ein Wertschöpfungszuwachs 

von plus 3,6 Prozent prognostiziert, trotz der von den 

Lockdown-Maßnahmen geprägten Monate Jänner bis 

Mai. Dennoch ist zu sagen, dass an diesen aktuellen 

Prognosen erhebliche Unsicherheiten über den weiteren 

Verlauf der Pandemie haften. Das zeigt also, dass wir 

sowohl Stabilität, aber auch Hoffnung vermitteln, als 

auch Flexibilität hinsichtlich unserer weiteren Maßnah-

men bewahren müssen, und ich denke, das werden wir 

auch gut hinkriegen. 

Ich bin mit vielen UnternehmerInnen aus verschiede-

nen Bereichen im Gespräch, und dabei merkt man oft, 

mit welchem Willen und Durchhaltevermögen sie trotz 

dieser schwierigen Rahmenbedingungen durch dieses 

Jahr gegangen sind. Das hat wirklich meinen Respekt, 

und es inspiriert mich auch für die Zukunft, weil es so-

wohl zeigt, dass Wien hier einiges richtig macht, was die 

wirtschaftlichen Maßnahmenpakete betrifft, als auch die 

Einstellung der Unternehmerinnen und Unternehmer 

zum Ausdruck bringt, selbst optimistisch und motiviert zu 
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bleiben, selbst wenn wir derzeit wieder von Schließun-

gen betroffen sind.  

Diesen Optimismus brauchen wir natürlich auch auf 

dem Arbeitsmarkt. Wir hatten zuletzt einen höheren 

Beschäftigungsgrad als noch vor der Krise und sogar 

den höchsten seit Beginn der Arbeitsmarktstatistiken. 

Verantwortlich für diese Beschäftigungssteigerung waren 

verschiedene Sofortmaßnahmen und Programme für den 

Arbeitsmarkt. Zu nennen sind hier etwa der heute bereits 

mehrfach erwähnte Lehrlingsbonus, die Aktion 50plus 

sowie das Business Immigration Office für internationale 

Fachkräfte. Ebenso wird es weitere Programme insbe-

sondere für die Fachkräfteentwicklung und die Bekämp-

fung der Langzeitarbeitslosigkeit geben. Insgesamt dürf-

te laut Prognose die Beschäftigung dieses Jahr im Ver-

gleich zum Krisenjahr 2020 um 2 Prozent ansteigen, was 

zu einer spürbaren Senkung der Arbeitslosenquote von 

15,1 auf 13,3 Prozent führen sollte. 

Aber auch da ist natürlich zu sagen, dass der weitere 

Verlauf der Pandemie erst beobachtet werden muss und 

wir noch viel Arbeit vor uns haben. An dieser Stelle 

möchte ich mich vor allem beim Team des Wiener Ar-

beitnehmerInnen Förderungsfonds bedanken, das im 

letzten Jahr tatsächlich Unglaubliches geleistet hat.  

Die Maßnahmenpakete, die wir zur Bekämpfung der 

wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie 

geschnürt haben, belaufen sich mittlerweile auf rund 

616,17 Millionen EUR mit einem Auszahlungsgrad von 

rund 70 Prozent. Das sind enorm wichtige Investitionen 

im Bereich öffentlicher Verkehr, im Sport, bei den Pensi-

onisten-Wohnhäusern und natürlich wiederholt in der 

Bildungsinfrastruktur, und das hat und wird wesentlich zu 

einem wirtschaftlichen Impuls in der Stadt beitragen. 

Dieses Wirtschafts- und Investitionsprogramm für die 

Modernisierung der Stadt ist eines der vier strategischen 

Leitlinien dieses Doppelbudgets. Die konkrete wirtschaft-

liche Entwicklung Wiens lässt sich durch die Corona-

Pandemie immer nur bedingt voraussagen. Was sich 

aber voraussagen lässt, sind die Prämissen, unter denen 

das Doppelbudget von uns beschlossen wird. Diese 

bleiben für die kommenden Jahre bestehen, und die 

sollte man deswegen auch sehr ernst nehmen, und da-

ran werden wir uns natürlich auch immer orientieren. Es 

sind die Leitlinien aus Verantwortung und Mut, die dafür 

sorgen, dass wir alles daransetzen werden, dass Wien 

und seine Menschen die kommenden Jahre gut daste-

hen. Wir haben das mit diesem Doppelbudget abgebildet 

und werden natürlich weiterhin so hart arbeiten wie bis-

her, damit Wien eine Stadt der Chancen bleibt.  

Abschließend möchte ich auch allen Dienststellenlei-

tern und Mitarbeitern des Magistrats, die an der Erstel-

lung des Doppelbudgets beteiligt waren, einen herzlichen 

Dank aussprechen. Besonderen Dank möchte ich auch 

noch der Wiener Wirtschaftsagentur aussprechen, deren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ebenfalls ein unfassba-

res Jahr hinter sich haben und nicht müde wurden, uns 

immer zu unterstützen und bei den großartigen Förde-

rungen für die Wiener Unternehmerinnen und Unterneh-

mer immer wieder auch Innovationstreiber zu sein.  

Abschließend möchte ich schon auch noch sagen, 

dass wir mit diesem ersten Doppelbudget in Wien gerade 

etwas Historisches geleistet haben und leisten werden, 

und darauf können wir auch stolz sein. Ich glaube, dass 

es schwierig werden wird, und ich glaube, dass wir noch 

viele Diskussionen führen werden, weil wir alle in eine 

Zukunft blicken, die mehr als unsicher ist, aber die Wei-

chen für die nächsten zwei Jahre sind gestellt und die 

Schienen gelegt, und wir werden sie jetzt mit so schnel-

len Schnellzügen wie möglich versehen, um Österreich 

und vor allem auch Wien weiter in die Zukunft zu bringen 

und um den Namen Fortschrittskoalition auch weiterhin 

festschreiben zu können. - Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist Frau StRin Mag. Pühringer. Ich erteile 

es ihr. Selbstgewählte Redezeit acht Minuten. 

StRin Mag. Judith Pühringer: Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! 

StR Peter Hanke hat es in seinen Ausführungen 

schon erwähnt: Was uns sicherlich noch die nächsten 

beiden Jahre, die Jahre des nächsten Budgets beschäf-

tigen und begleiten wird, ist die Corona-Pandemie mit 

ihren vielen Auswirkungen auf die Gesellschaft, auf den 

Arbeitsmarkt, auf das Bildungssystem, das Gesundheits-

system und das Wirtschaftssystem. Das Vergrößerungs- 

und Brennglas - über das ich hier immer wieder spreche 

und wovon ich auch nicht aufhören werde zu sprechen -, 

das die Pandemie auf das Thema soziale Ungleichheit, 

auf die Ungleichverteilung von Erwerbsarbeit und Sorge-

arbeit und - letzte Woche haben wir es gehört - auch auf 

das Thema Gewalt gegen Frauen gehalten hat, dürfen 

wir jedenfalls nicht einpacken. Wir müssen mit diesem 

Brennglas drauf bleiben und gemeinsame Anstrengun-

gen unternehmen, um Ungleichheit, die vor allem Frauen 

trifft, dauerhaft und nachhaltig zu bekämpfen, sehr ge-

ehrte Damen und Herren.  

Und ja, viele haben geklatscht, haben den Corona-

Heldinnen, den Frauen geklatscht, aber die Arbeitsbe-

dingungen hat die Politik dennoch nicht entscheidend 

verbessert, ihre Arbeitszeit haben wir dennoch nicht 

verkürzt. 

Damit komme ich schon zum Doppelbudget der Jah-

re 2022 und 2023: Ist ein Doppelbudget eine gute Idee? - 

In ruhigeren Zeiten vermutlich ja. In einer BWL-

Vorlesung des ersten Semesters bekommen wir in der 

Regel Folgendes zu hören: Ja, ein Doppelbudget ermög-

licht längerfristige und langfristige Planung, erschwert 

aber immer flexible Reaktion auf aktuelle politische und 

auch konjunkturelle Lagen. - Ich bin überzeugt davon, 

dass es in der jetzigen Situation besser, transparenter 

und auch weitsichtiger wäre, jedes Jahr auf diese äuße-

ren Gegebenheiten flexibel reagieren zu können. Genau 

diese Situation haben wir jetzt nämlich: Wir haben eine 

krisenhafte, eine sich stark verändernde, eine volatile 

Zeit vor uns, und mir scheint, als hätten wir diese Zei-

chen der Zeit vor allem beim Klimaschutz und vor allem 

bei der notwendigen klimasozialen Politik immer noch 

nicht ausreichend erkannt.  
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Klimasoziale Politik, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

meint nicht etwa, dass man in einem Ressort und in 

einem Budget Klimapolitik macht, und im anderen Ress-

ort und im anderen Budget machen wir Sozialpolitik, 

sondern echte klimasoziale Politik sprengt solche Ress-

ortgrenzen, sprengt solche Systemgrenzen, muss per se 

strukturverändernd, systemverändernd und auch Macht-

verhältnisse verändernd, Glaubenssatz verändernd sein. 

Es reicht einfach nicht, das Bestehende zu verwalten, 

sehr geehrte Damen und Herren.  

Echte klimasoziale Politik begreift, dass die Klimakri-

se nicht irgendeine Krise ist, nein, sie ist eine soziale 

Krise, weil es beim Thema Klima immer um das Thema 

ökonomische Ungleichheit, um das Thema Armut, um 

das Thema Gesundheit, um das Thema soziale Aus-

grenzung, um das Thema Geschlecht, um das Thema 

Herkunft, das Thema Arbeit und auch das Thema Gewalt 

geht. Klimasoziale Politik, wenn sie ernst gemeint ist, 

beansprucht, die Klimakrise so grundlegend, wie es nur 

irgendwie geht, zu adressieren und auch die wesentli-

chen Grundbedürfnisse abzudecken: die nach leistbarem 

Wohnen, nach mehr Platz für alle im öffentlichen Raum, 

nach noch mehr öffentlichen Verkehrsmitteln, nach si-

cheren Radwegen, nach einer leistbaren und biologi-

schen Lebensmittelversorgung - durch ein Lebensum-

feld, wo niemand an lauten Straßen und verschmutzten 

Autobahnen leben muss, wo Kinder nicht in Armut auf-

wachsen müssen und wo alle einer Arbeit nachgehen, 

die sinnvoll ist und beste Bedingungen bietet.  

Echte klimasoziale Politik, meine Damen und Herren, 

bedeutet vor allem eines: Mut und Entschlossenheit. Sie 

braucht den Mut, mit alten Mustern zu brechen und vor 

allem mit altem Denken zu brechen. Sie braucht den 

Mut, ein Budget tatsächlich so zu denken, dass eben 

nicht mehr einzelne Ressorts nebeneinander Politik 

machen, sondern sich große und visionäre politische 

Leuchttürme im Bereich klimasozialer Politik verbinden 

können. Diese großen, mutigen und entschlossenen 

klimasozialen Projekte aber vermisse ich im vorgelegten 

Budget.  

Damit komme ich zu einem Satz, den Bgm Michael 

Ludwig erst vor ein paar Tagen bei der Gemeinderatssit-

zung hier gesagt hat. Leider kann man ja die Reden seit 

Tagen nicht online nachschauen oder nachhören - so 

viel zum Thema Innovation und Digitalisierung, meine 

Damen und Herren -, insofern verzeihen Sie mir, wenn 

ich vielleicht nicht zu 100 Prozent worttreu bin, ich konn-

te die Reden nicht online nachschauen, aber der Bür-

germeister hat gesagt: Es gibt ein Prinzip, das mir heilig 

ist, es ist das Prinzip der Pakttreue! Und sein Satz war 

bezogen auf die Stadtautobahn und den Lobau-Tunnel. - 

Ich habe ehrlich gesagt Respekt vor diesem Prinzip, aber 

gleichzeitig stellt sich mir die Frage, mit wem der Bür-

germeister diesen Pakt geschlossen hat. Mit der SPÖ? 

Mit der Bauwirtschaft? Mit der Bevölkerung? Nicht ge-

meint haben kann er damit wohl die Zukunft und die 

Zukunft unserer Kinder.  

Ich lade Sie, Herr Bürgermeister, daher ein, einen 

Pakt, einen wirklichen Pakt mit der Zukunft zu schließen. 

Pakttreue erwarte ich mir vor allem gegenüber der jun-

gen Generation, gegenüber jenen, die jeden Freitag auf 

die Straße gehen, die an uns Politikerinnen und Politiker 

appellieren, auf die Warnungen der Forschung und Wis-

senschaft einzugehen, endlich damit aufzuhören, sich 

auf Entscheidungen, die wir vor 20 Jahren getroffen 

haben, zu berufen, und ein klares Ja zu ihrer Zukunft zu 

sagen. Genau mit ihnen, mit dieser Generation und da-

mit mit der Zukunft müssen wir paktieren, weil unser aller 

Leben in dieser Stadt und auf dem Planeten auf dem 

Spiel steht, meine Damen und Herren.  

So wird aus einem Prinzip der Pakttreue ein anderes 

Prinzip, nämlich das Prinzip der Verantwortung: Handle 

so, dass die Wirkungen deiner Handlung verträglich sind 

mit der Permanenz echten Lebens auf Erden. - Hans 

Jonas hat dieses Prinzip schon 1979 postuliert. Es ist 

also keine Frage der Jahreszahl, sondern vielmehr eine 

Frage der Haltung. Ein weiterer sehr weiser, schon 2.000 

Jahre alter Satz eines römischen Politikers, von Sallust 

nämlich, lautet: Ein Plan, den man nicht ändern kann, ist 

ein schlechter Plan. - Gefunden habe ich diesen Satz 

übrigens in einem wirklich lesenswerten Essay des Wie-

ner Planungsdirektors Thomas Madreiter, das „Die 

nachhaltige Stadt - Städte als Laboratorien des Wandels“ 

heißt. Das ist wirklich lesenswert und klug. Madreiter 

schreibt über die Wiener Stadtplanung und die Instru-

mente, die dem Stadtentwicklungsplan zugrunde liegen, 

Folgendes: „Natürlich gibt es Masterpläne. Diese können 

aber von Etappe zu Etappe im Detail nachjustiert wer-

den. Das gibt der Stadt die Gelegenheit, auch in den 

Rückspiegel schauen zu können. Sie kann evaluieren, 

lernen und verändern.“ - Zitat Ende.  

Es ist also alles da, und die Instrumente sind aufbe-

reitet, auch um Entscheidungen, die wir vor fast zwei 

Jahrzehnten getroffen haben, zu überdenken, zu adap-

tieren und den aktuellen Erkenntnissen anzupassen. 

Genau diese Umsicht, diese Weitsicht erwarte ich mir 

jetzt: Echten Mut für eine systemverändernde klimaso-

ziale Politik, die sich international an den Besten orien-

tiert und an der sich international die Besten orientieren, 

die in Wien Leuchttürme setzt, Leuchttürme, die vor 

allem Orientierung in krisenhaften Zeiten geben. Und 

Pakttreue wünsche ich mir, Pakttreue mit der Zukunft 

und der nächsten Generation. Das wünsche ich mir für 

unser wunderbares Wien in den nächsten beiden Jahren. 

- Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 9 

Minuten, die fraktionelle Restredezeit sind 14 Minuten. 

Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag. 

Arnoldner. Ich erteile es ihr. Selbstgewählte Redezeit 10 

Minuten. 

StRin Mag. Bernadette Arnoldner: Sehr geehrte 

Damen und Herren! Geschätzter Herr Finanzstadtrat! 

Liebe Wienerinnen und Wiener! 

Ja, wir leben in einer schwierigen Zeit, und Wien 

steht vor großen Herausforderungen, die bewältigt wer-

den müssen: Auf der einen Seite Corona und die Krisen-

bewältigung, wo wir natürlich weiterhin an einem Strang 

ziehen müssen, und auf der anderen Seite eine Stadtre-

gierung, die in roter Selbstzufriedenheit schwelgt. Vor 

allem, was die Finanzen der Stadt betrifft, wird der fast 
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fahrlässige Weg des letzten Jahrzehnts offenbar fortge-

setzt werden, denn das vorgelegte Doppelbudget ist das 

Ergebnis der jahrelangen roten Wohlfühlpropaganda.  

Es gibt wirklich keinen Grund für die Wienerinnen 

und Wiener, dieses eine Jahr rot-pinke Koalition zu beju-

beln, ganz im Gegenteil. Vor allem die langfristige Ent-

wicklung ist besorgniserregend. Seit 2010 steigt der 

Schuldenberg massiv. 2010 betrug der Schuldenberg 

noch 5,9 Milliarden EUR, 10 Jahre später, 2020, war er 

bei 10,5 Milliarden EUR, und in diesem Jahr wird er auf 

12,4 Milliarden EUR errechnet. Und 2023 gibt es eine 

Rekordhöhe, da liegt nämlich der Schuldenberg bei 15,3 

Milliarden EUR. Das heißt, der Schuldenstand pro Kopf 

liegt heuer bei 5.060 EUR und wird 2023 steigen auf 

sage und schreibe 6.400 EUR pro Kopf.  

Meine Damen und Herren, die Schulden der Vergan-

genheit hemmen die Bewältigung der Herausforderun-

gen der Zukunft! Noch unsere Kinder werden dafür zah-

len, was hier angerichtet wird!  

Wir brauchen solide Finanzen statt neue Schulden. 

Anstatt neue Reformen anzugehen, geht diese Finanz-

politik, diese verfehlte Finanzpolitik weiter wie unter Rot-

Grün. Nun wurde ein Doppelbudget für die Jahre 2022 

und 2023 vorgelegt, und es wird jetzt schon deutlich, 

dass ein Nulldefizit nie und nimmer erreicht werden 

kann. Der Voranschlag sieht für 2022 ein Defizit von 1,75 

Milliarden EUR und für 2023 ein Defizit von 1,42 Milliar-

den EUR vor. Vor einem Jahr, im November 2020, ha-

ben Sie, Herr StR Hanke, noch versprochen, dass es 

2025 ein Nulldefizit geben soll, ein Jahr später reden Sie 

von frühestens 2026, heute sogar von mittelfristig. Der 

Schuldenberg wird in dieser Periode noch auf schwin-

delnde Höhe anwachsen, wie ich sehe. Die SPÖ und die 

NEOS haben auch ihr Regierungsabkommen gebrochen, 

dort steht nämlich drinnen, dass sie sich zu einer antizyk-

lischen Haushaltspolitik bekennen, das heißt, in guten 

Zeiten sparen und in schlechten Wirtschaftsjahren inves-

tieren. Offenbar haben Sie den Begriff antizyklisch falsch 

verstanden. Sie machen nämlich immer genau das Ge-

genteil dessen, was der Bund macht. Das heißt, wenn 

der Bund mit einer ökosozialen Steuerreform entlastet, 

dann belastet die Stadt mit Gebührenerhöhungen und 

Parkpickerleinnahmen.  

Liebe NEOS, in der Opposition haben Sie an der Fi-

nanzpolitik noch viel kritisiert und Reformen verlangt. 

Heute klingt es ungefähr so wie: Augen zu und durch, 

alles Schall und Rauch. Viel haben Sie von Schuldenab-

bau und Schuldenbremse gesprochen. Sie sind Ihrem 

Wahlprogramm nicht treu, Sie haben Ihr Versprechen 

gebrochen.  

Bei uns im Bund, dort wird entlastet und dort werden 

Schulden abgebaut! Dort ist nämlich weiterhin die Rede 

von einem strukturellen Nulldefizit im Jahr 2025, das ist 

weiterhin das Ziel. Und bitte bemühen Sie nicht Corona 

als Ausrede für dieses explodierende Defizit! Die große 

Last der Corona-Hilfen trägt der Bund und nicht Wien.  

Zwischen März 2020 und September 2021 hat Wien 

416 Millionen ausbezahlt. Das sind, im Gesamtbudget 

gesehen, lediglich 1,8 Prozent. Der Bund hat genau im 

selben Zeitraum 8,3 Milliarden EUR an Mitteln zur Verfü-

gung gestellt. Dazu kommen noch Zweckzuschüsse für 

die Länder für Covid-Infrastruktur, das heißt, 12,8 Millio-

nen EUR wurden für Testungen refundiert.  

Ein Defizit von 500 Millionen EUR wäre mit der 

Corona-Situation erklärbar, eines von 1,9 Milliarden 

sicher nicht. Lieber zieht die Stadt den Wienerinnen und 

Wienern das Geld aus der Tasche. Mit dem Valorisie-

rungsgesetz gibt es eine Mehrbelastung von 50 Millionen 

EUR, von der die Wiener Haushalte und Unternehmer 

überrollt werden. Mit der Ausweitung des Parkpickerls ab 

März 2022 kostet das Parkpickerl und das Parken in der 

Inneren Stadt genauso viel wie am Stadtrand. Da klingelt 

ordentlich die Stadtkasse für den Herrn Finanzstadtrat, 

denn da gibt es Einnahmen aus der Parkometerabgabe, 

die für das Jahr 2023 mit 170 Millionen EUR errechnet 

werden. Das ist ein sattes Plus von 52 Prozent im Ver-

gleich zum aktuellen Rechnungsabschluss. Wir brauchen 

bitte eine Politik, bei der das Geld in der Tasche bleibt 

und die Menschen frei darüber verfügen können, anstatt 

der Belastungspolitik von Rot-Pink.  

Unsere Politik entlastet. Wir haben deswegen einen 

Antrag auf eine Wiener Steuerreform eingebracht. Wir 

wollen die Abschaffung der Dienstgeberabgabe und die 

Abschaffung der Luftsteuer. Zusätzlich kommt noch ein 

massiver Rückenwind durch die ökosoziale Steuerreform 

der Bundesregierung, das heißt, neben der Entlastung 

des Mittelstandes durch Senkung der Lohn- und Ein-

kommenssteuerstufen sowie der Familien durch die 

Erhöhung des Familienbonus wird auch die Steuerbelas-

tung der Betriebe reduziert. Und der Hauptprofiteur die-

ses Standortpakets ist die Bundeshauptstadt. So sieht 

Entlastung aus, meine Damen und Herren!  

Und jetzt reden Sie von Überholspur, Herr Finanz-

stadtrat?! - Ich glaube eher, wir stehen auf dem Pannen-

streifen. Wenn man sich nämlich die Kostentreiber an-

schaut, dann sieht man die Versäumnisse in dieser 

Stadt. Dann sieht man, wie die Situation bei der Mindest-

sicherung ist, nämlich: Während in Wien nur 21,5 Pro-

zent aller Einwohner Österreichs leben, sind hier 60 

Prozent aller Bezieher der Mindestsicherung zu Hause. 

69 Prozent aller Ausgaben für die Bedarfsorientierte 

Mindestsicherung entfallen auf Wien. Zusätzlich ist Wien 

Arbeitslosen-Hot-Spot. Da kann man noch so viele Sonn-

tagsreden im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit schwin-

gen, offenbar ist das erfolglos, denn Österreich-weit wird 

eine Arbeitslosenquote von 8,5 Prozent errechnet und 

Wien-weit liegt sie bei 13,3 Prozent.  

Ein zusätzlicher Kostentreiber ist das unterdurch-

schnittliche Wirtschaftswachstum. Diesbezüglich wird 

prognostiziert, dass Wien nur 3,6 Prozent Wirtschafts-

wachstum hat - im Vergleich zu Österreich, wo es 4 

Prozent beträgt.  

Wie die Stadt mit den Steuergeldern der Wienerinnen 

und Wiener wirtschaftet, wird auch vom Stadtrechnungs-

hof kritisiert: bei der Even-Halle, bei den Mehrkosten des 

Baus des U-Bahn-Kreuzes U2/U5. Wie verantwortungs-

los die Stadt mit dem Steuergeld umgeht, zeigt auch 

zuletzt die Berichterstattung der Rechercheplattform 

„Dossier“ rund um die geheimen und speziellen Insera-

ten-Deals. Dort zeigt sich nämlich, dass die Stadt ganz 
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bewusst das Medientransparenzgesetz umgangen hat, 

und da gibt es tatsächlich viele offene Fragen, die zu 

klären sind: Warum wurden Geldflüsse getarnt? Warum 

hat man bitte für ein billiges Heftchen, in dem Internettex-

te einfach kopiert wurden, an einen parteinahen Verlag 

sage und schreibe 171.000 EUR gezahlt? Gibt es wo-

möglich noch mehr solche Geldflüsse? Und warum hat 

es drei Jahre gedauert, dass sich die Stadt mit jeglichen 

juristischen Mitteln dagegen gewehrt hat, dass diese 

Daten transparent gemacht werden? Drei Jahre lang! Die 

Ministerinnen und Minister legen seit Jahren im österrei-

chischen Parlament die Kosten von einzelnen Beiträgen 

und Inseraten offen, die Stadt Wien macht das nicht. 

Wieso?  

Wir fordern hier eine lückenlose Aufklärung. Wir wol-

len ein Ende dieser Geschäftspraktiken. Wir sagen, es ist 

unfassbar, wie da mit Geld der Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahler umgegangen wird und dieses an Partei-

günstlinge weitergeleitet wird.  

Da wundert es einen wirklich wenig, dass die Stadt 

ein massives Problem mit ihrer Finanzpolitik hat. Meine 

Damen und Herren, Wien hat viel Potenzial, aber es 

braucht eine Kurskorrektur! Das „Weiter wie bisher“ mit 

der damit verbundenen roten Selbstzufriedenheit ist eine 

gefährliche Drohung. - Herzlichen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Ich erteile es ihr. 

Selbstgewählte Redezeit 13 Minuten. 

GRin Barbara Novak, BA (SPÖ): Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und 

Herren! 

Ich bin immer in Versuchung in solchen Momenten, 

denn ich schwanke zwischen der Absicht, die Rede zu 

halten, die ich vorbereitet habe, und der Möglichkeit, 

mich doch motivieren zu lassen oder vielleicht auch 

provozieren zu lassen, auf die eine oder andere Un-

glaublichkeit in den Ausführungen der Vorrednerinnen 

und Vorredner einzugehen. Das ist immer sehr schwie-

rig, weil die Redezeit halt auch nur 13 Minuten beträgt.  

Ich versuche daher, vielleicht zusammenzufassend 

zu den Aussagen meiner Vorrednerin Kollegin Arnoldner 

zu sagen: Astreine Klientelrede, würde ich einmal mei-

nen. Sie scheut allerdings nicht davor zurück - und das 

halte ich für wirklich absurd -, in einer Pandemiebekämp-

fung hier einen Wettbewerb darüber auszurufen, wer 

wen - ob Bund, Länder, Bundesländer untereinander, 

Wien - wie überdribbelt oder nicht überdribbelt, überflü-

gelt oder nicht überflügelt, wer mehr, wer weniger, wer 

irgendwie in dieser Pandemiebekämpfung einen Beitrag 

geleistet hat.  

Ich finde es gut, dass der Bund sehr, sehr viel macht. 

Ich finde es gut, dass er sich auch in der Unterstützung 

in Form der Kurzarbeit und der Wiederverlängerung der 

Kurzarbeit einbringt und da ganz massiv auch etwas 

macht. Ich finde es gut - und hoffe, dass es auch zu 

dementsprechender Umsetzung kommt -, die Dienstpos-

ten und die möglichen Beraterinnen und Berater beim 

AMS aufzustocken. Ich habe dem Geschäftsführer des 

AMS in seinem Interview sehr gut zugehört, und ich 

hoffe, dass das auch so kommt. Unterstützung von Wien 

gibt es da auf jeden Fall. Ich finde es gut, dass es sehr 

viele Maßnahmen auch für Unternehmen gegeben hat, 

von Soforthilfe über Notfallzahlungen, und so weiter.  

Es ist gut - und Wien, ja, hat auch einen großen Bei-

trag dazu geleistet mit den fünf Hilfspaketen in sehr, sehr 

unterschiedlicher Form, und oftmals haben wir sehr 

kurzfristig auch Lücken gestopft in Fällen, die in einer der 

Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung nicht berücksich-

tigt waren - und dies im Schulterschluss, sei es zum 

Beispiel im Kunst- und Kulturbereich, bei den Kultur-

schaffenden, sei es auch in der Klubszene und in der 

Nachtgastronomie, sei es in vielen, vielen anderen Be-

reichen. Es gibt also einen absoluten Schulterschluss, 

wenn es darum geht, in der Pandemiebekämpfung - und 

wir stecken leider immer noch mittendrin - gemeinsam 

etwas zu erreichen für die Wienerinnen und Wiener und 

für alle, die von den Folgen der Pandemie betroffen sind.  

Ich möchte gerne auf die einzelnen Punkte, die ich 

für mich herausgesucht habe, ein bisschen vertiefend 

eingehen. Unser Finanzstadtrat hat in seinen Ausführun-

gen die fünf Schwerpunktsetzungen dieses Doppelbud-

gets klar zum Ausdruck gebracht: Klimaschutz, dann die 

Pandemieauswirkungen - insbesondere die Frage des 

Kampfes um jeden Arbeitsplatz, auch Ausbildungsplatz 

in diesem Zusammenhang und das Erhalten der Wiener 

Betriebe -, drittens, die Investitionen, insbesondere in die 

digitale Infrastruktur und in die Digitalisierung, dann der 

weitere Schutz des hohe Niveaus der Daseinsvorsorge - 

und das ist wirklich eines der großen Assets, deren 

Wichtigkeit sich auch in dieser Pandemie erwiesen hat -, 

und fünftens - und auf zwei der Aspekte, die unter fünf-

tens fallen, möchte ich besonders eingehen -, der Schutz 

sozialer Werte, unserer sozialen Werte in Wien, des 

sozialen Zusammenhalts, der sich hier in Wien ganz 

besonders auch in der Pandemie darstellen sollte und 

von uns unterstützt wird.  

Zwei Bereiche, die mir besonders wichtig sind, sind 

die Frauenpolitik und das Frauenbudget beziehungswei-

se jene Budgetposten quer durch unser Budget, unser 

Doppelbudget, die den Frauen ganz besonders zu Gute 

kommen, insbesondere das erst kürzlich vorgestellte 

Gewaltschutzpaket unserer Frauenstadträtin. 2022 wer-

den 11 Millionen EUR in den Gewaltschutz und in die 

Gewaltprävention investiert. Das ist wichtig, das ist sehr, 

sehr bedeutend, weil wir wissen, dass heuer schon 28 

Frauenmorde in diesem Land passiert sind. Das ist uner-

träglich. Man hat den Eindruck, von Rede zu Rede zum 

Thema Gewaltschutz von allen Rednerinnen und Red-

nern hier in diesem Haus wird es jedes Mal mehr, und 

das ist auch so. Vorige Woche hatten wir erst die Gele-

genheit, dazu zu reden.  

Von den 11 Millionen EUR fließen 6 Millionen in die 

Frauenhäuser, nämlich schon 2021 - hier wird ganz 

massiv aufgestockt, weil das 5. Frauenhaus mit 1,6 Milli-

onen EUR mehr auch zum Tragen kommt -, und es gibt 

ein Plus von 1 Million EUR für die Vereinsarbeit, für jene 

wichtigen Einrichtungen, die sich in der Beratung, im 

Empowerment, in der Unterstützung von Frauen, die von 

Gewalt betroffen oder bedroht sind, zu Hause fühlen. 

Und - das zu erwähnen, ist mir ganz besonders wichtig - 
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es gibt ein ganz klares Bekenntnis auch zur Täterarbeit 

und deshalb auch 150.000 EUR für die Männerberatung.  

Auch bei all diesen Schwerpunkten ist aus meiner 

Sicht ein Wettbewerb ein falscher Wettbewerb - außer er 

führt dazu, dass wir alle noch mehr machen, andernfalls 

ist er nicht angebracht. Ich finde es gut, dass auch die 

Bundesregierung in ihrer letzten Vorlage sehr viel mehr 

Geld für diesen Bereich in die Hand nimmt, als es vorher 

der Fall war. Gemeinsam allerdings müssen wir schon 

die Rufe der in diesem Bereich tätigen SozialarbeiterIn-

nenkollegInnen hören, die ganz klar sagen, es geht auf 

Bundesebene nicht um 28 Millionen EUR, es geht um 

280 Millionen EUR, weil es genau das bräuchte, um die 

betroffenen Frauen wirklich durchgängig, flächende-

ckend und engmaschig zu beraten, zu begleiten und 

dabei zu unterstützen, dass sie aus diesem Gewaltkreis 

herauskommen.  

Frauenpolitik in Wien ist aber natürlich nicht nur Ge-

waltschutz - das ist ganz wichtig -, sondern darüber 

hinaus geht es darum, ein Umfeld zu schaffen, das 

Frauen die Möglichkeit gibt, selbstbestimmt zu leben, 

und deshalb braucht es ganz klar aktive Frauenförderung 

am Arbeitsmarkt. Das machen wir mit den WAFF, heuer, 

und nächstes Jahr noch viel stärker. Es gibt zusätzliche 

Mittel, nämlich eine halbe Million Euro allein für das 

Projekt „Basis“, das mir besonders wichtig ist, weil es für 

jene Mädchen da ist, die jetzt auch betroffen sind und 

bedroht sind davon, dass sie ihre Ausbildung nicht ab-

schließen können. Wir wissen alle, die beste Prävention, 

um Gewalt an Frauen zu verhindern, ist, Frauen auch mit 

einem selbstständigen guten Einkommen auszustatten 

und sie damit nicht abhängig von Männern werden zu 

lassen, und deshalb ist das gerade für diese Gruppe 

ganz besonders wichtig.  

Außerdem gibt es 2,795 Millionen EUR für die Frau-

envereine und 140.000 EUR für Kleinprojekte, die sich 

ganz besonders bewährt haben, weil damit viel Frauen-

power auch in der Gleichstellungspolitik geschaffen 

werden kann.  

Es gibt darüber hinaus natürlich - und das ist nicht 

nur natürlich, sondern wichtig - ab nächstem Jahr die 

Koppelung der Auftragsvergabe des gesamten Magist-

rats an die Frauenförderung. Auch das ist ein ganz wich-

tiges Signal in Richtung Wirtschaft und Gesellschaft, 

dass wir auch an anderen Hebeln drehen können, um 

Frauengleichstellung in Wien und in Österreich voranzu-

bringen - etwas, was ich mir auch vom Bund wünschen 

würde, weil sehr, sehr viele Aufträge auch von der öffent-

lichen Hand auf Bundesebene vergeben werden.  

Der zweite Bereich, der mir besonders wichtig ist, ist 

das Bildungsbudget, weil auch der Bereich Bildung einer 

ist, der zum Wesentlichen, zum sozialen Zusammenhalt 

in dieser Stadt beiträgt. Da freut es mich, dass es im 

Doppelbudget auch klare Steigerungen gibt, weil das 

bedeutet: Wir halten trotz der Pandemie, trotz der 

schwierigen Rahmenbedingungen fest am Gratiskinder-

garten, am flächendeckenden Angebot und der Möglich-

keit, eine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung in An-

spruch zu nehmen. Auch das ist ein wichtiger Beitrag zur 

Selbstständigkeit von Frauen in dieser Stadt. Es heißt, 

dass wir am Vorhaben des Ausbaus der Gratisganzta-

gesschulen - als dem pädagogisch wichtigsten, das auch 

für Familien sehr unterstützend und für Frauen einfach 

notwendig ist - festhalten. Das bedeutet, dass wir auch 

hier - und das zeigt sich in den Budgetzahlen und auch 

in den Personalzahlen - zu einem ganz deutlichen Plus 

im Bereich der PädagogInnen, sowohl im Schulbereich 

als auch im Kindergartenbereich, kommen und dass wir 

das Vorhaben, das auch VBgm Wiederkehr ganz massiv 

vorantreibt, nämlich dass die Schulen auch durch admi-

nistratives Personal unterstützt werden und wir damit 

gleichzeitig auch Menschen, die schon länger ohne Be-

schäftigung sind, wieder eine Chance geben, und vor 

allem kurz vor der Pension oft nochmals eine Chance 

geben, in Beschäftigung zu kommen, auch umsetzen, 

dass dabei auch SozialpädagogInnen und Sozialarbeite-

rInnen verstärkt zum Einsatz kommen und dafür im 

kommenden Budget auch 40 neue Dienstposten zur 

Verfügung stehen.  

Es geschieht also im Bildungsbereich sehr viel, das 

einen wesentlichen Beitrag dazu leistet, der nächsten 

Generation auch eine gute Chance zu geben, aber jetzt 

auch schon wichtig ist für das selbstbestimmte Leben 

von Frauen in dieser Stadt. Im Übrigen auch hier ein 

ganz klarer Wunsch, nämlich die 1,2 Milliarden EUR, die 

die Bundesregierung nicht für Kinderbetreuung ausge-

geben hat und per Chat gestrichen hat, über eine 15a-

Vereinbarung vielleicht doch zur Verfügung zu stellen.  

Dann könnten wir nämlich auch das umsetzen, was 

wir sehr gerne tun würden und dafür gemeinsam an 

einem Strang ziehen, nämlich die Betreuungsschlüssel 

noch zu verbessern und da auch qualitativ noch mehr zu 

machen.  

Ich möchte abschließend noch ganz kurz auf die 

Frage Klimaschutz replizieren. Ich bin sicher, es gibt 

dazu noch viele Rednerinnen und Redner, aber ich finde, 

dass 76 Prozent der Investitionen der Wiener Stadtwer-

ke, also 76 Prozent von 5,593 Milliarden EUR, klimafit 

sind, also einen wichtigen Beitrag leisten und wirkliche 

Investitionen sind, weil es um Neubau, um technologi-

sche Aufrüstung von Versorgungs- und Entsorgungsein-

richtungen und -anlagen, um Investitionen in den öffentli-

chen Verkehr, insbesondere in den U-Bahn-Ausbau 

geht. Das ist ja nicht Bla! Also wenn das Bla ist, dann 

machen wir Blabla weiter, denn 5,59 Milliarden EUR 

würde ich gerne auch weiterhin jedes Jahr zur Verfügung 

haben! - So viel zum Thema Blabla.  

All das abgesehen von den Investitionen, die Jürgen 

Czernohorszky in der Solaroffensive angekündigt hat - 

die größte Solaroffensive, die es überhaupt jemals gege-

ben hat! -, und von den thermischen Sanierungen aus 

dem Ressort Gaál möchte ich gar nicht reden.  

Also ja, ich könnte von jedem einzelnen Ressort - 

weil dieses Thema umfassend ist, weil es eben nicht nur 

einen speziellen Bereich betrifft - Klimaschutzmaßnah-

men erwähnen, weil das Ziel der CO2-Neutralität, wie es 

auch im Fortschrittskoalitionsprogramm festgeschrieben 

ist, auch konsequent verfolgt wird.  

Den auch von mir sehr geschätzten Kollegen Madrei-

ter, der von meiner Vorrednerin hier zitiert wurde und 
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dem auch ich gerne liebe Grüße von dieser Seite aus-

richte, darf auch ich zitieren. Er hat nämlich am 6. Okto-

ber 2021 - das ist auch ganz einfach im Internet nachzu-

lesen - über die zukunftsfähigen Lösungen im Verkehrs-

bereich und im Stadtentwicklungsbereich gesprochen 

und hält hierzu fest: „Die Stadtstraße trägt zur Lebens-

qualität in Wien und in der Donaustadt bei. Die Stadt-

straße ist Voraussetzung für die weitere flächenscho-

nende Quartiersentwicklung und nimmt den Entwick-

lungsdruck von weniger gut erschlossenen Bereichen 

der Stadt und vor allem des Umlandes.“ - Damit ist, 

glaube ich, alles gesagt. - Herzlichen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 

14 Minuten. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr 

GR Ellensohn. Ich erteile es ihm. Selbstgewählte Rede-

zeit 8 Minuten. 

GR David Ellensohn (GRÜNE): Frau Vorsitzende! 

Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Budget, Doppelbudget - etwas Neues in schwierigen 

Zeiten! Ich habe StR Hanke sehr genau zugehört, und es 

gibt ein paar wichtige Punkte, an die ich anschließen 

möchte: 

Es hat nicht geheißen: Vision Klima, aber nachdem 

es jetzt noch ein paar Mal erwähnt wurde, wie wichtig es 

ist, auf das Klima Rücksicht zu nehmen, sage ich jetzt: 

Im Klimabudget geht es nicht um Prozente und Euro und 

Dings, sondern es gibt etwas ganz Einfaches, nämlich 

CO2-Tonnen. Es geht also um die Frage: Wie viele Ton-

nen CO2? - 60 Millionen haben wir noch, quantifizierbar - 

das ist nicht meine Zahl, sondern die Zahl, die die Regie-

rung vorlegt -: minus 18.317 t. So, 60 Millionen durch 

18.317, das dauert wie viele Jahre? - 3.333 Jahre. In 

3.333 Jahren sind nicht mehr viele von uns da. Das ist 

die Zahl, die im Klimabudget steht. Da steht nichts von 

Prozenten und Milliarden, sondern das ist das, was drin-

nensteht.  

Gleichzeitig sagen Ihnen unter anderen zum Beispiel 

die ExpertInnen der Technischen Universität: 18.000 

minus, aber 100.000 plus - wie es heute Peter Kraus 

ausgeführt hat -, 100.000 t plus für alles, was Sie in der 

Donaustadt zubetonieren. Das ist schlecht fürs Klima, 

das passt überhaupt nicht mit den Zielen zusammen, die 

sich die Stadt selber gibt. Und dann ist es eben das, was 

Peter Kraus gesagt hat, dann ist es blabla, dann ist es 

nicht jaja. Das ist sehr schade fürs Klima, weil man das 

ernst nehmen sollte. Das sind die Zahlen, die Sie selber 

vorlegen. Diese sind nicht nur entmutigend, sondern das 

heißt einfach: verlorene Jahre. Es passiert nichts!  

Es passiert nicht nur in Wien nichts, auf der Welt gibt 

es so viele Orte, wo zu wenig passiert. Es nutzt nichts! 

Irgendjemand wird anfangen müssen, das 1,5-Grad-Ziel 

ernst zu nehmen. Es funktioniert nicht, nur weil man mit 

dem Zug nach Glasgow gefahren ist, zurückfährt und 

dann sagt, ich bin auch dafür, und dann nichts tut, was 

dazu passt. Das interessiert die jungen Leute nicht mehr. 

Ich diskutiere das bei mir zu Hause beim Frühstück, 

beim Mittagessen, beim Abendessen.  

Die sagen: Was macht ihr? Die sind schon lange voll, 

die sind 2 Mal 14 und 1 Mal 16. Die wissen, wie es geht, 

„Fridays for Future“ weiß es, die, die in der Lobau oder in 

Hirschstetten draußen übernachten, wissen es.  

Ich komme zum Bereich Arbeit. Das Ziel, die Arbeits-

losenrate unter 10 Prozent zu senken, hört sich eh schon 

schlimm genug an, aber ja, auch das ist nicht leicht zu 

erreichen und schwer genug. Was könnte man unter 

anderem in der Stadt machen, was tatsächlich visionär 

ist, womit man vorangeht, womit man etwas macht, was 

noch nicht alle gemacht haben? - Klimasoziale Politik, 

Klima ist Sozialpolitik, darüber hinaus zum Beispiel Ar-

beitszeitverkürzung. Ich weiß nicht, in wie vielen Hefteln 

der Sozialdemokratie das steht, aber es müssen immer 

die anderen zuerst beschließen.  

Es gibt über 60.000 Beschäftigte bei der Stadt Wien. 

Die 35-Stunden-Woche schafft eine Menge Arbeitsplät-

ze, irgendwann kommt sie sowieso. Die Arbeitszeitver-

kürzung kommt, weil sie immer wieder kommt. Sie 

kommt zu langsam, dauert immer ewig, die Gewerk-

schaften brauchen lange, alle brauchen lange beim Ver-

handeln. Warum geht niemand voran? Das wäre Sozial-

politik in der Stadt, die man schnell umsetzen könnte, bei 

einer Vision, wie die Arbeitswelt fürderhin ausschauen 

soll.  

Als dritte Vision hätte ich eine transparente Stadt. 

Das ist allerdings gar nicht vorgekommen. Das ist bis 

jetzt noch nicht vorgekommen, und ich lenke jetzt einmal 

die Aufmerksamkeit auf 2 Ansätze, die zwischendurch 

ein bisschen untergehen, nämlich auf die Seiten 70 und 

folgende beziehungsweise 68, auf Seite 68 der Stadt-

rechnungshof, auf Seite 70 die Öffentlichkeitsarbeit.  

Für den Stadtrechnungshof werden fürs nächste Jahr 

und auch im folgenden 14,6 Millionen EUR veranschlagt. 

14,6 Millionen für den Stadtrechnungshof, damit er kon-

trolliert, ob alles passt, was wir machen, ob das okay ist, 

was die Regierung macht. Die ganzen Berichte kommen 

wieder diesen Donnerstag.  

Auf der anderen Seite haben wir Geld, das man für 

die Öffentlichkeitsarbeit ausgibt. 45 Millionen sind jetzt 

veranschlagt, 45,217.000 im Ansatz 0150, das andere 

war der Ansatz 0140. 14,6 Millionen für den Stadtrech-

nungshof, 45 Millionen für Inserieren und andere Öffent-

lichkeitsarbeit. Nur damit man einen Vergleich hat: Man 

gibt drei Mal so viel aus, und ein Teil davon läuft wie auf 

Bundesebene - und ich sage es auch hier - unter dem 

Verdacht der Inseratenkorruption. Ein Teil von diesem 

Geld läuft einfach unter diesem Verdacht. Im Bund ist die 

Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft bereits 

damit beschäftigt. Es ist eine ziemliche Chuzpe von der 

ÖVP, sich hier herzustellen und irgendjemand anderen 

anzuschütten, denn bei der ÖVP sind die ÖVP selbst, 

der Ex-Kanzler, alle Möglichen, wie sie alle heißen, die 

Thomase und andere, angezeigt und in Untersuchung 

wegen Geldverschwendung und falscher Aussagen. 

Was ist in Wien? Wir machen einen Sondergemein-

derat, ein paar Tage später kommt über „Dossier“ wieder 

eine neue Geschichte raus. Wir reden letzte Woche 

drüber, und am Freitag kommt wieder eine neue Ge-

schichte bei „Dossier“ raus, die heute zusammengefasst 

auf Twitter bei Herrn Armin Wolf - den kennen alle - so 

heißt: Zusammenkopierte Magazine, die so selten er-
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scheinen, dass öffentliche Inserate darin nicht gemeldet 

werden müssen. Ein SPÖ-naher Verlag. Massenhaft 

Inserate der Stadt Wien. Und jahrelange Prozesse, um 

alle Auskünfte zu verweigern. Sehr spannende Recher-

che! - Das sagt Armin Wolf.  

Wir werden den Stadtrechnungshof einschalten, da-

mit er das überprüft. Bis jetzt sagen Sie tatsächlich - das 

ist unglaublich -: Was sind 16.954 Belege? Das sind so 

viele, das kann man sich gar nicht anschauen. Ich frage 

mich, wie man eine Buchhaltung macht, wenn man sagt, 

da sind so viele Belege, das geht sich nicht aus. Die 

kann man nicht alle kontrollieren, die liegen irgendwo 

herum, das geht nicht. Niemand darf sich das anschau-

en. Dann wundert es doch niemand, dass man auch 

sagt: Na, ist das vielleicht ein ähnliches System? Das 

Beinschab-Tool hatten wir schon.  

Ich glaube, dass wir im Bund der ÖVP die Inseraten-

korruption abdrehen werden. Wer noch mehr dazu wis-

sen will, es gibt gleich in der „Dossier“-Folgegeschichte 

vom Freitag in Vorarlberg mit der ÖVP natürlich wieder 

dasselbe. Es ist ganz einfach: Wo die SPÖ den Zugriff 

zum Inseratengeld hat und wo die ÖVP den Zugriff zum 

Inseratengeld hat, passt es einfach nicht, wird Geld ver-

schleudert.  

Das sind die Budgettage. Wo das Geld dann fehlt, 

wird man in den nächsten Tagen bei einzelnen Anträgen 

sehen. Es fehlt dann bei Arbeitsstipendium für Kultur-

schaffende oder bei Inflationsabgeltung für Pflegeeltern. 

Was heißt Inflationsabgeltung? Null- bis Sechsjährige, 

die bei Pflegeeltern sind: null Erhöhung, Krisenpflegeel-

tern: null Erhöhung. Null, ja! 

Wofür es schon genug Geld gibt, nämlich Millionen, 

Millionen, Millionen, ich habe es Ihnen schon in der letz-

ten Sitzung gesagt: Wien ist Weltmeister. Bitte, widerlegt 

das! Wir haben es schon so lange, diese Wette haben 

Sie auch verloren, zumindest über viele Jahre bis zum 

heutigen Tag. Neue Wette: Die SPÖ bringt uns eine 

Stadt, die mehr Geld inseriert als Wien, dann gebe ich 

eine Runde aus. Das kommt nicht, es ist letzte Woche 

schon nicht gekommen.  

Das ist alles Geld, das woanders fehlt. Wir sind ent-

täuscht über das Klimabudget. Ja, es wird zwar bemüht, 

so irgendwie weiterzuwurschteln, irgendwie rauszukom-

men. Es wird geredet, aber ich sehe nicht, dass wir et-

was ganz anders und ganz neu machen. Nach der Pan-

demie - falls es jemals ein Danach gibt, darauf muss 

man schon hoffen -, wenn es dann soweit ist, muss man 

doch etwas anderes machen als davor.  

Ich würde Sie wirklich bitten, denken Sie das mit der 

Arbeitszeitverkürzung innerhalb Wiens an. Das andere 

wird der Stadtrechnungshof für uns und für Sie erledigen. 

Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 

neun Minuten, die fraktionelle Restredezeit ist fünf Minu-

ten. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau StRin Mag. 

Jungnickel. Ich erteile es ihr. Die fraktionelle Restrede-

zeit ist elf Minuten, und diese werde ich auch einstellen. 

StRin Mag. Isabelle Jungnickel: Sehr geehrter Herr 

Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mutig neue Wege gehen. Wiens erstes Doppelbudget 

2022/2023 steht für Stabilität und Verlässlichkeit. - Das 

war die Überschrift bei der Präsentation des Voranschla-

ges am 4. November. Herr Stadtrat, ich danke Ihnen für 

die heutigen freundlichen Ausführungen, ich muss Ihnen 

aber mehrfach und massiv widersprechen.  

Mutig neue Wege: Jedes Jahr neue Schulden - neue 

Schulden sind weder mutig noch ein neuer Weg, sie sind 

eher das Gegenteil. Stabilität: Der Schuldenturm wächst 

jedes Jahr mehr. Jedes Jahr wird oben noch etwas 

draufgeklatscht. Das heißt, nicht stabil, das heißt, jedes 

Jahr wird die Situation instabiler.  

Nur bei der Verlässlichkeit schaut die Sache ein biss-

chen anders aus, denn für uns Wiener ist es schon ver-

lässlich, dass die Stadtregierung jedes Jahr mehr aus-

gibt, als sie einnimmt. In den kommenden zwei Jahren 

wird es wieder eine Neuverschuldung in Milliardenhöhe 

geben, jedes Jahr über eine Milliarde, 2024, 2025 detto.  

Ein paar von Ihnen waren dabei, am Städtetag hat 

Bgm Ludwig darüber geklagt, dass den Gemeinden und 

den Städten vor allem die Einnahmen wegbrechen und 

dass Corona so ein tiefes Loch reißt. Nun, ganz ehrlich, 

wenn man sich die Zahlen anschaut, sprechen diese 

eine andere Sprache, denn für das Jahr 2023 sind be-

reits wieder Einnahmen in der Höhe von 15,2 Milliarden 

EUR budgetiert. Das ist bereits wieder mehr als die Aus-

gaben für das heurige Jahr, die vorangeschlagt sind. Das 

heißt, das Problem liegt definitiv nicht bei den Einnah-

men, die sind nicht eingebrochen, denn die schießen im 

Moment wieder in die Höhe, sondern bei den Ausgaben.  

Und warum ist das so? Wir drehen in Wien am Geld-

hahn, quer über alle Ressorts. Wir haben es heute schon 

in den Ausführungen des Herrn Stadtrats sehr klar ge-

hört. Er hat uns sehr stolz dargeboten und erzählt, wie in 

jedem Ressort die Kosten, die Ausgaben ein bisschen 

steigen. Da ein bisschen, dort ein bisschen - nahezu mit 

Stolz. Gefehlt hat mir aber die Analyse, wo dabei besser 

gewirtschaftet wird, wo Strukturreformen gemacht wer-

den, damit es effizienter und besser wird. 

Was habe ich mir dabei gedacht? Es gab einmal 

beim Kiddy Contest dieses Lied „Ich wünsche mir einen 

Bankomat, will so einen Taschengeldvermehrer.“ Ich 

glaube, die Stadt Wien glaubt, dass sie so einen Ta-

schengeldvermehrer und so einen Bankomat hat.  

Wir als neue Volkspartei wollen eine ganz andere Po-

litik, wir wollen ein sparsameres Wien, ein effizienteres 

Wien und ein besseres Wien.  

Voriges Jahr in der Voranschlagsdebatte kam es 

auch öfter zum Thema Solidarität. Auf Grund von Corona 

und der Pandemie brauchen wir mehr Solidarität, wir 

brauchen mehr Budgetsolidarität. Ich frage mich, wo bei 

den Sozialdemokraten die Solidarität ist. Ich weiß es 

nicht, aber ich weiß ganz fix, wo sie nicht ist, nämlich bei 

den kommenden Generationen. Die werden diese 

Schulden tragen müssen, und das, was hier präsentiert 

wird, ist für die kommenden Generationen ein „No fu-

ture“-Budget.  

In dem Zusammenhang wurden heute noch so gut 

wie gar nicht die NEOS erwähnt. Wahrscheinlich schei-

nen sie gar nicht mehr auf, Beifahrer am roten Schul-
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dentrip würde ich sagen. Das Bildungs- und Jugend-

budget ist erhöht worden, und damit frisst man alles 

andere und frisst die Krot. Es ist schon erstaunlich, wie 

schnell, nämlich nach einem Jahr, man von dem ur-

sprünglichen Ziel einer gemeinsamen Budgetkonsolidie-

rung abgewichen ist und das der Vergangenheit ange-

hört. 

Ein wesentliches Thema und ein wesentlicher Punkt 

für mich sind aber auch die heute vielfach angesproche-

nen Investitionen. Es gehört ein bisschen zum Ritual 

hier, dass man die Rekordinvestitionen verkündet und 

darstellt, wie viel in Wien passiert. Heute ist nicht nur 

vom Herrn Stadtrat, sondern auch von Gemeinderat 

Herrn Stürzenbecher München angesprochen worden. 

Wien wurde mit München verglichen. Das war für mich 

recht interessant und hat mich zum Schmunzeln ge-

bracht. Genau dabei habe ich schon öfter Wien mit Mün-

chen verglichen, nämlich im Zusammenhang mit den 

Schulden. Dabei wurde mir gesagt, die zwei Städte darf 

man nicht miteinander vergleichen, das ist ganz etwas 

anderes. Heute wurde von der SPÖ-Seite Wien mit Mün-

chen verglichen. Für mich heißt das - dazu muss ich 

sagen, München ist vor der Pandemie schuldenfrei ge-

wesen -, Wien darf nicht München werden, vor allem, 

was die Schulden anbelangt.  

Lassen wir aber München, lassen wir andere Städte, 

schauen wir einfach nur auf den Rechnungsabschluss 

und bleiben bei unseren eigenen Zahlen in der Amtszeit 

von StR Hanke. Im Jahr 2018 sind die Investitionen 1,5 

Milliarden gewesen, im Jahr 2019 waren die Investitio-

nen 1,3 Milliarden und im vergangenen Jahr waren die 

Investitionen 1,34 Milliarden. Zahlen für sich sagen ja 

nicht wahnsinnig viel, nur wenn man Zahlen in Relation 

zu anderen Zahlen stellt, werden sie lebendig und krie-

gen doch ziemliche Aussagekraft.  

Zusammenfassend darf ich sagen - der Name ist 

heute schon einmal gefallen -, unter Renate Brauner 

waren die Investitionen höher. Auch wenn wir heute 

davon gehört haben, dass in den kommenden Jahren die 

Investitionen der Stadt wieder auf 1,8 und 1,9 Milliarden 

steigen werden, waren nichtsdestotrotz im Jahr 2010 

unter Renate Brauner die Investitionen der Stadt höher.  

Stellen wir es aber in eine andere Relation, schauen 

wir uns die Investitionsquote an. 2010 war die Investiti-

onsquote in Wien 16 Prozent, 2020 9 Prozent, 

2021/22/23 rechnen wir mit einer Investitionsquote von 

mageren 11 Prozent. Da frage ich mich, wo die groß 

angepriesenen Rekordinvestitionen sind. 

Und wenn ich da wieder parallel die Schuldenent-

wicklung in Relation stelle - wir haben es heute schon 

öfter gehört, Kollegin Arnoldner hat es schon angespro-

chen -: 2010 hatten wir lediglich Schulden von 5,9 Milli-

arden, 2023 werden wir Schulden von 15,3 Milliarden 

und eine magere Investitionsquote haben. Das heißt, 

zusammenfassend muss ich sagen: Das ist eine Politik, 

die wir nicht begrüßen, das ist einfach die falsche Politik 

für diese Stadt, das ist die Politik der Selbstzufriedenheit 

der SPÖ.  

Kurz muss ich jetzt schon auch noch auf den Bund 

zu sprechen kommen, weil es doch einige hier wieder 

einmal aufregt, weil die Maßnahmen des Bundes doch 

sehr gut sind und Wien sehr viel zu Gute kommen. Dabei 

möchte ich mich auf die KöSt fokussieren, die reduziert 

wird. Ich kann es nicht fassen, dass Genossen und Ge-

nossinnen gesagt haben, das ist ein Geschenk für die 

Konzerne. Ich meine, wie kann man so etwas sagen? Da 

ist man einfach am Ziel vorbei. Es ist nicht ein Geschenk 

für die Konzerne, dass die KöSt gesenkt wird, das ist ein 

Geschenk für Wien. Zu behaupten, das ist ein Geschenk 

für die Konzerne, ist nichts anderes als Wien-Bashing.  

Die meisten Kapitalgesellschaften in Österreich sind 

in Wien, AGs, GmbHs, auch Ein-Mann-GmbHs. Das sind 

31.000 Unternehmen an der Zahl, und wenn diese ent-

lastet werden, hat das eine Folgewirkung. Wir rechnen 

mit einem Plus von 500.000 Arbeitsplätzen. Ich glaube, 

das ist ein sehr, sehr wesentlicher Punkt, denn Herr StR 

Hanke hat heute als zweites Ziel die Wiener Wirtschaft 

und den Wiener Arbeitsmarkt genannt.  

Die KöSt wird aber auch ausländische Investitionen 

unterstützen. Gerade vor wenigen Tagen hat ein japani-

scher Pharmakonzern bekannt gegeben, dass er hier 

große Investitionen leisten wird - über 3.000 Arbeitsplät-

ze. Was glauben Sie, warum er das macht? Wegen des 

Wiener Schmähs? Oder vielleicht doch wegen der steu-

erlichen Rahmenbedingungen, die sich durch diese 

Maßnahme verbessern werden? Ich muss sagen, ich als 

Wienerin freue mich ganz besonders, dass auch die 

Maßnahmen des Bundes ganz besonders Wien zu Gute 

kommen. Damit habe ich gar kein Problem.  

Abschließend darf ich zusammenfassen, was auch 

schon mein Kollege Wölbitsch gesagt hat: Das Budget ist 

eine Politik, die in Zahlen gegossen ist, und daran er-

kennt man sehr gut, wohin und in welche Richtung der 

Weg geht. Der Weg geht für uns in die falsche Richtung, 

und deswegen werden wir diesem Budget heute nicht 

zustimmen.  

Ich will aber nicht damit schließen, was wir nicht tun, 

ich will schon Alternativen nennen, ganz klare Alternati-

ven, die wir uns für Wien wünschen: Konsolidierungs-

schritte, so wie sie von SPÖ und NEOS im Regierungs-

programm angekündigt waren, keine Neuverschuldung 

2025, Entlastungsschritte für die Wiener Wirtschaft, 

Belastungsstopp für die Wiener Haushalte und einfach 

besseres Wirtschaften und weniger Verschwendung. Für 

uns muss Wien sparsamer, effizienter und besser wer-

den. Danke.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu einer tatsächli-

chen Berichtung hat sich Herr GR Dr. Höferl gemeldet. 

Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr. Andreas Höferl (SPÖ): Frau GRin Arnoldner 

hat behauptet, dass die Schulden Wiens von 2010 bis 

2020 von 5,9 auf 10,5 Milliarden EUR gestiegen seien. 

Ich berichtigte tatsächlich: Ein Blick in den Rechnungs-

abschluss der Stadt Wien weist den Schuldenstand im 

Jahr 2010 mit 3,07 Milliarden aus - das ist nur etwa halb 

so hoch, wie behauptet - und im Jahr 2020 mit 6,8 Milli-

arden. Auch das ist deutlich weniger, als behauptet. Das 

heißt, der Schuldenstand der Stadt Wien ist in dieser Zeit 

um 3 Milliarden EUR gestiegen. Ich erwähne, dass der 

Schuldenstand des Bundes in derselben Zeit um 59 
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Milliarden EUR gestiegen ist. Die Schulden des Bundes 

sind also etwa 35 Mal so hoch wie die Schulden der 

Stadt Wien. Danke.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Reindl. Ich erteile es 

ihm. Die selbstgewählte Redezeit ist 13 Minuten. 

GR Mag. Thomas Reindl (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! 

Ich danke meinem Kollegen Andi Höferl, dass er hier 

in aller Klarheit gesagt hat, wie die Wahrheit aussieht. 

Das Schlimmste in der Politik ist halt, wenn man die 

eigene Propaganda glaubt, und das dürfte hier bei der 

ÖVP offenbar der Fall sein.  

Meine Damen und Herren, das vorliegende Doppel-

budget für die Stadt Wien - wir haben es ja heute schon 

gehört - ist erstmalig, ist ein richtungsweisendes und ein 

wichtiges Instrument für die zukünftige Politik. Der Herr 

Stadtrat hat heute zu Recht hingewiesen, dass in der 

Politik klare und nachvollziehbare Entscheidungen sehr 

wichtig sind, dass man resilient bleiben muss, dass man 

strukturiert und klar handeln muss und dass man sich 

auch den realen Herausforderungen stellen muss. Mit 

dem Budget, das die Fortschrittskoalition unter SPÖ und 

NEOS heute vorlegt, ist das auch für die nächsten Jahre 

gewährleistet, und darauf bin ich sehr, sehr stolz. 

Die Wienerinnen und Wiener können sich weiterhin 

darauf verlassen und können auch vertrauen - und Ver-

trauen ist ja bekanntlich die wichtigste Währung in der 

Demokratie und in der Politik -, dass wir richtige und gute 

Wege für die Wienerinnen und Wiener einschlagen und 

unsere Stadt zukunftsfit und auch resilient für die Zukunft 

machen.  

Meine Damen und Herren, das Ganze wäre aber na-

türlich viel einfacher, wenn wir nicht seit zwei Jahren eine 

ernst zu nehmende Krise hätten, die Pandemie - es ist 

heute eh schon gesagt worden -, die natürlich Platz, Zeit 

und auch sehr, sehr viel Geld verschlingt. Die vorbildhaf-

te Aufstellung der Stadt Wien bei der Bekämpfung der 

Pandemie, auch gegen noch so negative Strömungen, 

die das eine oder andere Mal vom Bund gekommen sind, 

sind sehr, sehr wichtig, sodass die Stadt als einzige 

große Millionenstadt in Österreich sehr gut aufgestellt ist. 

Die Zahlen geben uns derzeit recht, dass der durchaus 

harte Weg in der Pandemiebekämpfung, den unser Bür-

germeister für die Stadt und für die Einwohner vorgibt, 

richtig ist. Ich hoffe, dass das auch für die Zukunft so 

bleibt, aber dieser Weg ist notwendig, um die Gesundheit 

der Wienerinnen und Wiener zu erhalten, um die Arbeits-

fähigkeit der Wienerinnen und Wiener zu erhalten und 

auch, um unser Gesundheitswesen und unsere ganze 

Infrastruktur nicht gegen die Wand zu fahren.  

In diesem Budget möchte ich auch auf zwei, drei 

wichtige Punkte - es ist ja schon sehr viel gesagt wor-

den -, die vor allem für mich als Donaustädter wichtig 

sind, eingehen. Der erste Punkt betrifft auch die Donaus-

tadt, weil ja die U2 bekanntlich bei uns in der Donaustadt 

stehen bleibt. Dass es gelungen ist, gemeinsam mit dem 

Bund den Zukunftsausbau mit 6 Milliarden EUR zu ma-

chen und die U2 beziehungsweise U5 bis zum Wiener-

berg und nach Hernals zu verlängern, ist ein toller 

Schritt. Ich danke dem Herrn Stadtrat, dass damit weite-

re 11 km und 12 Stationen der U-Bahn gebaut werden 

können. 

Ich habe aber auch noch sehr gut im Ohr, lieber Herr 

Stadtrat, wie du heute gesagt hast, dass du auch der 

Meinung bist, dass die Fiskalpolitik der EU geändert 

gehört. Anhand dieses Beispiels sieht man ja sehr gut, 

was es heißt: 6 Milliarden sofort budgetwirksam - das ist 

die jetzige Regel, wie sie die EU vorgibt. Wenn man die 

U-Bahn-Investitionen aktivieren darf, so wie das der 

Vorschlag des Herrn Stadtrats ist, dann sind das ange-

rechnet für den Bund pro Jahr 37,5 Millionen Ausgaben-

abschreibung und auch 37,5 Millionen für Wien, wenn 

man eine Nutzungsdauer von 80 Jahren unterlegt. Und 

der Unterschied zwischen 6 Milliarden sofort budgetwirk-

sam oder 75 Millionen EUR sofort budgetwirksam ist 

sehr beeindruckend und zeigt auch, um welche Dimensi-

onen es geht. Da rede ich noch gar nicht über die Ar-

beitsplätze und über die sonstigen Vorteile, die das 

bringt, und natürlich wird mit dem U-Bahn-Ausbau auch 

der CO2-Verbrauch in unserer Stadt massiv reduziert. 

Auch der Ausbau der Linie 27, der auch im Budget 

vorgesehen ist, freut mich als Donaustädter ganz beson-

ders. Es ist nämlich eine Tangentialverbindung von Flo-

ridsdorf nach Aspern, von der U6 in Floridsdorf zur U1 

am Kagraner Platz und weiter zur U2 Aspern Nord, eine 

Dreifachverbindung, die Gold wert ist. Auf diese Linie 

warten wir schon lange, und ich danke dem Herrn Stadt-

rat und auch den Wiener Linien, dass dieses Projekt nun 

endgültig angegangen wird und dass wir damit auch 

sehr, sehr erfolgreich sein können.  

Weil meine Vorrednerin auch die Investitionen, die 

wir hier tätigen, ein bisschen lächerlich gemacht hat und 

mit Vergleichen, die ich jetzt nicht nachvollziehen kann 

und auch nicht nachvollziehen will, gekommen ist, muss 

ich schon auch sagen: Wir leben eben nicht im Ver-

gleich, sondern wir leben im Hier und Jetzt. Wenn 2010 

halt unterschiedliche Bedürfnisse und Ausgaben waren, 

so leben wir heute im Hier und Jetzt. Wir können unser 

Budget nicht auf Basis von 2010 machen, sondern, wie 

ich eingangs gesagt habe, für die heutigen und jetzigen 

Voraussetzungen.  

Folgendes finde ich wirklich traurig: Von unserer Sei-

te hat es keine Diskussion gegeben, welche Auswirkun-

gen die ökosoziale Steuerreform zum Beispiel hat. Ich 

meine, ein bisschen kritisieren muss ich das schon. Ja, 

eine ökosoziale Steuerreform ist in Österreich fällig, nur 

bei der Ausgestaltung muss ich mich schon ein bisschen 

fragen, was das soll, dass nämlich die Wienerinnen und 

Wiener weniger Ausgleich bekommen als der Rest von 

Österreich. Das müssen Sie einmal erklären, warum das 

so ist.  

Ich weiß schon, Sie sagen dann, die ganzen armen 

Menschen, die am Land wohnen, müssen ja mit dem 

Auto fahren, also CO2 erzeugen, und die Wiener haben 

eh so tolle Öffis, darum fahren sie nicht mit den Autos, 

darum kriegen sie auch weniger Ausgleich, weil sie we-

niger CO2 verbrauchen. Ich meine, wir haben schon im 

letzten Gemeinderat über den Grundstücksverbrauch 
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gesprochen, der am Land und in der Stadt pro Einwoh-

ner verbraucht wird, und auch mit Grundstücksverbrauch 

ist CO2 verbunden. Ich glaube, da müssten Sie noch ein 

bisschen nachschärfen.  

Eine besondere Chuzpe finde ich es ja auch, wenn 

hier die Steuerreform so toll gelobt wird und die 800 

Millionen für die Unternehmerinnen und Unternehmer, 

die so im Vorbeigehen mitausgestreut werden, jetzt als 

Förderung für die Wiener Wirtschaft verkauft werden. 

Man geht davon aus, dass Einzelunternehmen, die in 

einer Ges.m.b.H. organisiert sind, davon profitieren. Sie 

haben ja von 30.000 EUR gesprochen, von 30.000 Ein-

Personen-Unternehmen in Wien. Da sehe ich keine 

Gewinne, da geht es eher um das Risiko, wenn die Fir-

ma nicht gut geht, dass man nicht alles verliert, was man 

hat, sondern nur die Ges.m.b.H. verliert. Von den 800 

Millionen EUR profitieren ganz andere Unternehmen. 

Schauen Sie sich einmal Ihre Spenderliste an, dann 

wissen Sie, wen ich meine.  

Als eine besondere Chuzpe finde ich ja, dass dann 

im Gegenzug dazu voriges Jahr 400.000 Kinder den 

Familienbonus Plus nicht bekommen haben. 600 Millio-

nen EUR wurden da den Ärmsten der Armen vorenthal-

ten, meine Damen und Herren, weil ja die Einkommens-

grenze 1.700 EUR ist, und wer darunter fällt, bekommt 

diesen Familienbonus in Höhe von 1.500 EUR nicht. Das 

ist unsoziale Politik, meine Damen und Herren. (Zwi-

schenrufe.) - Das ist unsoziale Politik! Und Sie brauchen 

mir gar nicht damit kommen, weil die keine Steuer zah-

len! Damit sagen Sie ja nur, wer Steuer zahlt, ist ein 

braver Bürger, und wer keine Steuer zahlt, ist ein böser 

Bürger Und das lehnen wir ab, meine Damen und Her-

ren!  

Aber es ist ja nicht verwunderlich! Es ist die Politik 

des ÖVP-Vorsitzenden in Wien, die wir hier auch in Wien 

spüren, und diese Politik ist natürlich abzulehnen, so wie 

wir auch die Kritik an unserem Budget von der ÖVP 

ablehnen. 

Von den GRÜNEN, meine Damen und Herren, wird 

uns bei SPÖ und NEOS altes Denken vorgeworfen. Ich 

mache es jetzt ganz freundlich: Wissen Sie, was altes 

Denken ist? Altes Denken ist, wenn ein Bezirksrat der 

GRÜNEN in der Donaustadt postet: „Was haben die 

SPÖ-Wien und die Nazis gemeinsam?“ (Zwischenruf.) 

Ein Bezirksrat der GRÜNEN postet: „Was haben die 

SPÖ-Wien und die Nazis gemeinsam? Beide wollen eine 

Autobahn durch die Lobau bauen lassen.“ Das sollte 

doch echt zu denken geben.  

Meine Damen und Herren, die GRÜNEN begeben 

sich auf ein Niveau, da brauchen Sie nicht mehr sagen, 

wen der Anstand wählen würde. Mir fehlen eigentlich die 

Worte, ich würde wahrscheinlich jetzt Ordnungsrufe 

bekommen. Ich finde es aber wirklich unerhört, dass Sie 

in Ihren Reihen solche Menschen haben, die die SPÖ in 

Wien mit den Nazis gleichsetzen. Das ist aufs Schärfste 

zurückzuweisen und zu verurteilen!  

Besonders perfide ist ja die Situation, dass sich Herr 

Adam Unterwalcher, der Herr Bezirksrat aus der Don-

austadt von den GRÜNEN, auf einen Artikel in der „Don-

austädter Bezirkszeitung“ Nr. 6/2021 - die ist jetzt also 

kürzlich erschienen -, bezieht, wo in dieser Bezirkszei-

tung - das ist die Donaustadt-eigene Bezirkszeitung - ein 

Artikel ist: „Kuriose Ideen. G´schicht´ln und Geschichte“ 

Teil 1 „Vom Außengürtel zur Reichsautobahn zur Lobau-

Autobahn“. Und wissen Sie, von wem diese Serie ist? - 

Von Robert Eichert. Ich kenne Robert schon sehr lange, 

er war mit mir Bezirksrat in der Donaustadt. Er ist übri-

gens auch ein GRÜNER, nur damit wir wissen, wovon 

wir reden, wie die GRÜNEN hier arbeiten und versuchen, 

Meinung zu machen.  

Ein ex-grüner Bezirkspolitiker schreibt einen sehr 

komischen und dummen Artikel in einer Bezirkszeitung. 

Man muss ja hinterfragen, warum diese Bezirkszeitung 

überhaupt so einen Artikel bringt, aber das werden wir 

auf anderer Ebene klären. Ein Bezirksrat teilt den noch 

fleißig und setzt die Wiener SPÖ mit den Nazis gleich. 

Meine Damen und Herren, das ist das wahre Gesicht der 

GRÜNEN. Es tut mir sehr, sehr leid, dass sie innerhalb 

von einem Jahr, seit Sie aus der Regierung mit der SPÖ 

geflogen sind, diese Entwicklung genommen haben. 

Kommen Sie bitte auf den Weg der Demokratie zurück, 

dann können wir wieder vernünftig miteinander reden. 

Danke schön.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dipl.-Ing. Margulies. Die 

fraktionelle Restredezeit ist fünf Minuten. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Ein Wort zu meinem Vorredner: Der Autobahnver-

gleich geht natürlich überhaupt nicht. Das ist vollkommen 

klar. Ich würde ihn an seiner Stelle auch hier erwähnen, 

auch um von den eigenen Versäumnissen abzulenken. 

Was Sie aber bezüglich Demokratie und GRÜNE gesagt 

haben, ist jenseitig, Kollege Reindl. Reißen Sie sich 

zusammen! Sie wissen genau so gut wie ich, in jeder 

Fraktion gibt es den einen oder anderen, der genau 

solche Sachen von sich gibt, wo wir alle miteinander 

immer sagen, das geht überhaupt nicht, man muss das 

einbremsen, und das sollte nicht sein. Reißen Sie sich 

also mit Ihrer Demokratiefeindlichkeit zusammen, wenn 

Sie über die GRÜNEN reden, die Sie in Ihrem Beitrag 

zum Ausdruck gebracht haben, indem Sie gesagt haben: 

Dass die Medien überhaupt so etwas abdrucken, darum 

werden wir uns noch kümmern. Das muss man anders 

regeln. Wie ist denn Ihr Medienverständnis? Geht es 

noch, Kollege Vorsitzender? Reißen Sie sich in der Kritik 

ein bisschen zusammen. Danke sehr.  

Nichtsdestoweniger ist wenigstens ein bisschen 

Emotion in die Debatte hineingekommen. Ich gebe es 

ganz ehrlich zu, das ist meine 21. Voranschlagsdebatte, 

und der Enthusiasmus, der in den ersten paar Minuten 

übergesprungen ist, war enden wollend, unter anderem 

auch deshalb, weil ich eines vermisst habe, was mein 

Kollege Ellensohn schon zuvor gesagt hat: Wo sind denn 

wirklich die Vision und der Enthusiasmus gewesen, in-

dem man sich herstellt und eine Idee verteidigt? Da geht 

es nicht nur um die Ideen, man muss Wien endlich klima-

fit machen, Klimawandel, et cetera, oder im Sozialbe-

reich einen Schritt weiterkommen. Von mir aus hätte die 
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Sozialdemokratie auch sagen können, Wien ist eh okay, 

wir wollen so weiter machen wie bisher. - Aber mit En-

thusiasmus und mit Begeisterung, sodann man irgend-

wie wirklich das Gefühl hätte, da steckt etwas dahinter.  

Im Gegenzug ist tatsächlich ein Doppelbudget prä-

sentiert worden. Jetzt will ich das Doppelbudget nicht 

überbewerten und auch nicht runtermachen. Ich glaube 

nur, es ist ein Fehler, in einer Zeit, in der man weder die 

Einnahmen noch die Ausgaben abschätzen kann, ein 

Doppelbudget zu machen.  

Man muss halt auch dazusagen, es ist aber ganz an-

ders als auf Bundesebene. Auf Bundesebene ist ein 

Budget ein Gesetz, in Wien wird ein einfaches Budget, 

ein Doppelbudget, ein Dreifachbudget einfach mit Be-

schluss geändert. Wenn es jemandem in den Sinn 

kommt, kann man es ändern, und daher wird die Debatte 

in den kommenden Jahren auch selbstverständlich statt-

finden.  

Einen Satz erlaube ich mir zum Finanzausgleich be-

ziehungsweise zu den Anmerkungen, die immer wieder 

kommen, wenn der Bund doch 1,2 Milliarden EUR her-

gibt oder da etwas zahlt oder dort etwas zahlt. Liebe 

KollegInnen von der Sozialdemokratie, ich kann mich an 

unsere eigenen Gespräche erinnern. Der Finanzaus-

gleich ist ein Übereinkommen zwischen Bund, Ländern 

und Gemeinden und gilt im Großen und Ganzen für vier 

Jahre, dann wird er manchmal auf sechs Jahre verlän-

gert, et cetera. Dabei stimmt man aber zu, dass die Mit-

tel, die übertragen werden, für die Aufgaben ausreichen, 

die man bekommt. Also bitte nicht jedes Mal jammern, 

der Bund soll mehr hergeben, der Bund muss mehr tun, 

der Bund, et cetera. Im Zuge der Finanzausgleichsdebat-

ten werden wir als Stadt Wien unsere Vorgaben formulie-

ren, und dann muss man halt im Zweifelsfall, wenn man 

das Gefühl hat, es geht sich nicht aus, auch einmal Nein 

sagen, aber nicht Ja sagen und drei Minuten später 

schon wieder zum Jammern beginnen: Bitte, lieber Bund, 

das muss der Bund zahlen, das muss der Bund zahlen. 

Das sage ich als jemand, der tatsächlich vielen Entwick-

lungen auf Bundesebene sehr kritisch gegenübersteht. 

Jetzt vielleicht noch eine Anmerkung zum CO2-

Verbrauch, bevor ich dann zu einem letzten Punkt kom-

me: Es wird insbesondere in der Klimadebatte immer 

wieder gesagt - Kollege Reindl hat es vorhin gerade 

noch einmal gesagt -, man muss doch CO2 pro Bevölke-

rung anschauen. Natürlich ist es in einer Großstadt so, 

dass der CO2-Verbrauch pro Kopf am niedrigsten ist. 

Stellen wir uns einmal vor, das wäre in Wien nicht so, 

dann hätten wir ja ein riesiges Problem. Man könnte es 

aber auch anders rechnen, und dann sieht man, was für 

ein Hund Statistik ist und was man damit machen kann. 

Wenn man sich den CO2-Verbrauch in Wien auf den 

Quadratmeter umgelegt anschaut, dann ist Wien plötz-

lich Weltmeister im CO2-Verbrauch, und das ist nicht 

super. Wir sollten also tatsächlich auf Biegen und Bre-

chen schauen, dass wir mit dem CO2-Verbrauch in Wien 

runterkommen, und da sind 18.000 Tonnen angesichts 

der notwendigen 60 Millionen Tonnen deutlich zu wenig.  

He Leute! Mehr Enthusiasmus, mehr Gas geben in 

diese Richtung, damit uns wirklich etwas gelingt! Dieses 

Gasgeben bezieht sich eben nicht auf den Fuß auf dem 

Gaspedal, wofür man neue Stadtstraßen und Autobah-

nen braucht, sondern es bezieht sich auf den noch stär-

keren Ausbau der Öffis.  

Damit muss ich leider zum Schluss kommen, weil mir 

nur fünf Minuten zur Verfügung stehen, aber wir haben ja 

noch andere Möglichkeiten, diese Punkte weiter zu dis-

kutieren. Ich danke sehr.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zur Allgemeinen 

Beratung des Voranschlagsentwurfs für das Jahr 2022 

und 2023 sowie des Gebührenprüfungsantrages liegt 

keine Wortmeldung mehr vor.  

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe 

für Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Internationales und 

Wiener Stadtwerke. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing. 

Guggenbichler. Ich erteile es ihm. Die selbstgewählte 

Redezeit ist zehn Minuten. 

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist ein Doppelbudget, das jetzt in Zeiten der Unsi-

cherheit beschlossen wird, wobei wir letzte oder vorletzte 

Woche noch nicht einmal gewusst haben, dass wir uns 

jetzt in einen Lockdown befinden. Vor drei Tagen haben 

wir nicht gewusst, dass wir uns in nächster Zeit mit einer 

neuen Virusvariante beschäftigen werden müssen. Es 

war klar, dass eine kommen wird, dass sie aber so 

schnell kommt und schon hier ist, war uns vorgestern 

offensichtlich noch nicht bekannt.  

Es wundert mich auch gar nicht, wenn man durch die 

Wiener Straßen geht - vor dem Lockdown hat man ja 

dort noch Bürger antreffen dürfen -, dass jeder Zweite zu 

einem sagt, die NEOS haben sich aufgelöst. Die NEOS 

haben sich schlicht und ergreifend als Partei aufgelöst 

und sind offensichtlich, wenn überhaupt, maximal zu 

einer Sektion der SPÖ geworden. Ich weiß nicht, wer der 

Sektionsleiter von euch ist, der dort sitzt, aber von der 

Politik, die ihr selbst in irgendeiner Art und Weise in den 

letzten Jahren gepredigt habt, merkt man leider Gottes 

nichts mehr. 

Das sehe ja nicht nur ich so, dass Kollegin Emmer-

ling und Kollege Ornig, die in den Ausschüssen schwei-

gen, zum hochgelobten Doppelbudget sonst nicht sehr 

viel von sich geben. Kollegin Indra Collini aus Niederös-

terreich hat gesagt: „Wenn wir dann nicht einmal mehr 

eine jährliche Budgetdebatte im Plenum haben, dann 

schafft sich aus meiner Sicht der Landtag ab.“ Wenn Sie 

sich daran beteiligen - das haben sich die Roten nicht 

einmal unter den GRÜNEN getraut, dass sie demokrati-

sche Rechte aushebeln - und wenn sie der Meinung ist, 

dass Sie nicht so leben sollten, ist die NEOS-Politik in 

Niederösterreich offensichtlich anders.  

Ich habe keinen Fortschritt bei der Transparenz ge-

merkt. Ich habe seit Ihrer Regierungsbeteiligung keinen 

Fortschritt bei mehr parlamentarischer Diskussion ge-

merkt. Das ist ja das, wofür Sie angeblich angetreten 

sind. Das wird einer Sektion der SPÖ aber nicht erlaubt. 

Wenn Sie eine eigene Partei wären, hätten Sie wahr-

scheinlich auch in irgendeiner Art und Weise in dieser 

Koalition selbst etwas zu besprechen.  
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Ein typisches Beispiel ist der Umweltausschuss, da 

haben wir vor Jahren noch Einzelförderungen beschlie-

ßen dürfen. Da haben wir noch parlamentarisch darüber 

diskutieren dürfen, welche Unternehmungen, welche 

Vereine Unterstützungen im Umweltbereich kriegen. Das 

wurde durch ein Rahmenbudget von 450.000 EUR für 

die nächsten 3 Jahre erledigt. Das ist das, was sie am 

Ende des Tages ohne Widerspruch an zusätzlicher 

Transparenz geschaffen haben. 

Ich kann mich erinnern, als ich im Ausschuss nach-

gefragt habe, wie das jetzt eigentlich ist, ob die Parteien 

jetzt nicht mehr selbst entscheiden können - na, was 

sagt der Magistratsabteilungsleiter von der MA 22? Ich 

solle doch schlicht und ergreifend den Beamten vertrau-

en. Die machen das schon richtig. Wenn ich das jetzt auf 

die Budgetdebatte umlege, dann können wir uns die 

nächsten zwei Tage überhaupt sparen. Für nächstes 

Jahr habt ihr es eh schon abgeschafft. Die Politik braucht 

auch über kein Budget mehr reden, denn die Beamten 

werden es schon richtig machen. Das ist eine Analogie, 

die man ziehen kann. Wo war die Abgeordnete der 

NEOS im Ausschuss? - Sie hat dafür gestimmt! Sie hat 

nicht gesagt, dass wir dabei schon eine politische Ent-

scheidungsmöglichkeit haben können müssen. Das 

Sektionsmitglied der NEOS im Umweltausschuss hat in 

irgendeiner Art und Weise auch dort also nichts dazu 

beigetragen.  

In den letzten Jahren haben Sie sich auch immer 

über die Förderung der „umweltberatung“ aufgeregt, 

800.000 EUR jedes Jahr, ohne eine einzige Zahl. Na, 

was machen die NEOS in ihrem ersten Budget, das sie 

selber mitbeschlossen haben? - Machen wir aus 800.000 

fast 3 Millionen, denn wir beschließen es gleich einmal 

für 3 Jahre, obwohl Sie vor 2 Jahren noch dagegen ge-

stimmt haben. Im letzten Jahr bin ich mir nicht ganz 

sicher, aber solange ihr keine Regierung in Aussicht 

gehabt habt.  

Das ist die Arbeit der NEOS, der NEOS-Sektion der 

SPÖ. Da muss ich schon sagen, es ist sehr enttäu-

schend. Es ist nämlich nicht einmal so, was ich zuerst 

befürchtet habe, dass ihr einfach die rot-grüne Politik 

weiter macht, ihr macht einfach eine rote Alleinherrschaft 

möglich. Es soll so sein, eure liberalen Wähler, falls es 

noch welche gibt, werden sich daran erinnern.  

Zum Zweijahresbudget: Es kann ja gar nicht dem 

Prinzip der Korrektheit entsprechen. Wie kann ein 

Budget in unsicheren Zeiten wie diesen, die wir jetzt 

haben, korrekt sein, das Sie jetzt die ganze Zeit in den 

Himmel loben? Es gibt nur zwei Möglichkeiten. Entweder 

wir sitzen regelmäßig hier und beschließen ein Nach-

tragsbudget, weil wir nicht wissen - Sie wissen es nicht, 

ich weiß es nicht, und Kollege StR Hanke weiß es auch 

nicht -, wie sich die Wirtschaft im nächsten Jahr entwi-

ckelt, oder - dann ist es aber auch nicht korrekt - Sie 

haben es auf Grund der Corona-Krise so überdimensio-

niert, damit Sie sich dann in zwei Jahren selber loben 

können, weil es billiger war. Nein, das widerspricht dem 

Prinzip der Korrektheit.  

Eines fehlt mir aber wirklich im Budget, weil Sie - 

auch Herr StR Hanke in seiner Rede - heute schon die 

Retter und die Helfer in dieser Pandemie gelobt haben, 

die Krankenschwestern, die 60.000 Mitarbeiter der Stadt 

Wien, die 15.000 Mitarbeiter in der Pflege, wo wir schon 

seit über 2 Jahren darauf warten, dass sie endlich statt 

einem feuchten Händedruck auch eine finanzielle Entlas-

tung bekommen. Auch das schafft ihr nicht, und es ist im 

Budget für die Zukunft auch wieder nicht vorgesehen. 

Man sagt, in der Pflege brauchen wir dringend Kräfte, wir 

müssen schauen, dass wir diese unterstützen. Immer nur 

Danke zu sagen und ihnen keine vernünftige Unterstüt-

zung zu geben, wird zu wenig sein. Ich sehe hier aber 

auch keine budgetären Mittel, die in den nächsten zwei 

Jahren dafür vorgesehen sind.  

Wir hören alle, dass die Strompreise zwischen 16 

und 18 EUR im Monat steigen werden. Wo ist die budge-

täre Vorkehrung, den Wienerinnen und Wienern das in 

Zeiten der Krise zurückzugeben? Wo sind Hilfen, wenn 

die Arbeitslosigkeit sehr hoch sein wird? Es gibt auch in 

diesem Bereich keine budgetären Vorkehrungen.  

Das Einzige, was Sie geschafft haben und was Sie 

machen, ist das Valorisierungsgesetz. Das heißt, auf der 

einen Seite werden sie mit einem höheren Energiepreis 

im Strom- und Gasbereich belastet, und auf der anderen 

Seite werden sämtliche Gebühren, wie eben jedes Jahr 

immer, inflationsangepasst. Wobei Sie ja auch ganz 

genau wissen, weil es der Bundesrechnungshof auch 

gesagt hat, auf Grund der Intransparenz - da hätte ich 

mir von den NEOS auch mehr gewünscht - handelt es 

sich bei den Wiener Gebühren ja nicht um Gebühren, 

sondern um illegale Steuern. Sie erhöhen also die illega-

len Steuern wieder ein Stück mehr. Dem Bundesrech-

nungshof werden Sie ja hoffentlich Glauben schenken.  

Dann hatten wir noch die ökonomisch-asoziale Steu-

erreform, bei der ein gewisses Wien-Bashing betrieben 

wird. Auch damit wird die Stadt mehr belastet. Es wird 

den Wienerinnen und Wienern durch die Bundesregie-

rung mehr Steuerbelastung aufgepoppt und es wird 

ihnen auf der anderen Seite nicht die Entlastung gege-

ben, wie sie in den anderen Bundesländern gegeben 

wird. Auch hier wäre die Stadt gefordert, damit wir nicht 

für mehr Armut in dieser Stadt sorgen, in irgendeiner Art 

und Weise für Entlastung zu sorgen. Auch das fehlt hier.  

Liebe Freunde von der Sozialdemokratie! Wo ist euer 

sozialdemokratisches Herz? Seit 10 oder 20 Jahren 

erhöhen Sie die Gebühren, und Sie wissen, dass Jahr für 

Jahr auf Grund der Gehaltsanpassungen jeder Wiener 

Bürger und die Bürgerinnen an Kaufkraft verlieren, und 

das in einer sozialdemokratisch geführten Stadt. Das ist 

megamäßig enttäuschend für mich.  

Sie werden verstehen, dass ich diesem Budget nicht 

in irgendeiner Art und Weise zustimmen kann. Ich darf 

ein paar Anträge einbringen und hoffe, dass Sie diesbe-

züglich auch zustimmen. Das mit dem Valorisierungsge-

setz werden wir dann in der Umweltdebatte noch be-

sprechen, aber wir fordern eine Preisbremse für Gas, 

Strom, Friedhofgebühren, Wasser, Abwasser, Müllge-

bühren und die Hundeabgabe, die sie in den letzten 

Jahren um teilweise dreistellige Zahlen erhöht haben, 

wofür es keine Kompensation für die Bürger gegeben 

hat.  
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Dann wäre auch eine Haftungsübernahme - das ist 

eine Resolution - durch die Rücklagen der Wirtschafts-

kammer ganz interessant. Sie brüsten sich ja die ganze 

Zeit damit, dass Sie ein sehr gutes Verhältnis zur Wirt-

schaftskammer haben. Ich glaube, dafür könnte sich der 

Gemeinderat ruhig aussprechen, denn ich finde es ja 

besonders spannend. Der Präsident der Bundeswirt-

schaftskammer Mahrer hat gesagt, man soll die Grund-

umlagen nicht einheben. Was ist passiert? - Das gilt aber 

nur für die Fachgruppen. Im Bund verlangen sie den 

Zweidrittelanteil der Grundumlagen doch. Es wäre also 

ganz nett, wenn Sie zum Wirtschaftskammer-Präsident 

Ruck gehen und einmal schauen, ob hier auch etwas für 

die Kleinunternehmer getan werden kann.  

Wichtig ist auch die Aufstockung des Sicherheitsper-

sonals. Es gibt ja nicht nur Corona-bedingte Gefährdun-

gen, sondern wir haben auch ein Sicherheitsrisiko bei 

den Wiener Linien.  

Der ÖVP beziehungsweise dem Karriererausch von 

Sebastian Kurz, der schon im Jahr 2016 verhindert hat, 

dass die kalte Progression abgeschafft wird, haben wir 

eine Resolution zur Abschaffung ... (Zwischenruf.) - 

Lieber Manfred Juraczka, deine Fraktion hat sich zuvor 

herausgestellt und hat sich über das Inseratenbudget der 

Stadt Wien beschwert, womit Sie vollkommen recht 

haben. Sie haben aber vergessen, dazuzusagen, dass 

der ehemalige Kanzler Sebastian Kurz gerade wegen 

Korruption bei Inseratenvergabe angeklagt wird. (Zwi-

schenruf.) - Ich wollte es nur sagen. Er ist nicht nur daran 

schuld. Kollege Wölbitsch hat es vorhin auch schon 

angesprochen. Ich kann mich erinnern, wie Sie hier das 

Thema Kinderbetreuung aufgebracht haben. Ja, 1,2 

Milliarden EUR haben Sie und Ihre Fraktion den Bürgern 

gestohlen, und mit der kalten Progression kann es sich 

nicht einmal wer ausrechnen, was ihn das seit dem Jahr 

2016 gekostet hat. Sie sind also auch in der Bundesre-

gierung gefordert, den Bürgern etwas zurückzugeben.  

Wie gesagt, das Rot-Schwarz-Grün-NEOS-System 

hat wirklich versagt, nimmt den Bürgern seit Jahren Geld 

aus der Tasche und sorgt für Armut in dieser Stadt. 

Herr StR Hanke, Sie werden ja das nächste Mal 

wahrscheinlich wieder ein Doppelbudget beschließen, 

und das sollte ja auch das Grundprinzip der Korrektheit 

erfüllen. Da Sie ja schon beim Krankenhaus Nord in 

irgendeiner Art und Weise zur Esoterik gegriffen haben, 

darf ich Ihnen jetzt auch eine Kristallkugel überreichen, 

denn die werden Sie brauchen. Da Sharing momentan ja 

sehr in ist, wollte ich Ihnen zuerst drei Stück kaufen, 

nämlich eine für Kollegen Hacker und eine für Bgm Lud-

wig. Am besten, Sie stellen sie im Büro auf, dann können 

Sie die anderen einladen. Das ist mein abschließendes 

Geschenk für Sie heuer zu Weihnachten. (Der Redner 

überreicht Amtsf. StR KommR Peter Hanke eine kugel-

förmige Leuchte.) Nämlich mit Ton.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Herr Gemeinderat, 

darf ich Sie noch ersuchen, das Pult zu desinfizieren? 

Danke schön. - Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr 

GR Ornig. Ich erteile es ihm. Die selbstgewählte Rede-

zeit ist 7,5 Minuten. 

GR Markus Ornig, MBA (NEOS): Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 

Das ist doch lustig. Ich liebe ja österreichische Dia-

lekte, aber wenn Kollege Guggenbichler redet, hat es 

leider immer ein bisschen etwas vom Villacher Fasching, 

und dementsprechend waren auch die Ausführungen. Es 

ist schon lustig, dass du, lieber durchaus geschätzter 

Kollege, hier herausgehst und in einer Spezialdebatte 

Wirtschaft kein einziges Mal zum Thema Wirtschaft re-

dest. Das dürfte ein bisschen ein Komplex sein, weil du 

nicht zur Generaldebatte reden durftest.  

Was du von dir gegeben hast, ist aber tatsächlich toll. 

Herzugehen und zu sagen, ja, der Juniorpartner ist eine 

Sektion der SPÖ, und die NEOS sind jetzt die neue 

pinke Sektion, und so weiter, mag ja bei euch am 

Stammtisch lustig sein, wo ihr euch gemeinsam mit den 

anderen Impfverweigern über Alternativen zur Impfung 

austauscht. Hier in diesem Raum ist es eigentlich schon 

an der Tagesordnung, seriöse Politik zu machen, und ich 

möchte jetzt auch seriös auf eure heutigen Anträge ant-

worten.  

Der erste Antrag, den, glaube ich, Kollege Krauss 

eingebracht hat, war zur GIS. Ihr wart ja einmal in der 

Regierung, irgendwann einmal, bevor irgendwer versucht 

hat, unsere halbe Nation zu verkaufen, und da habt ihr 

die Chance gehabt, das zu tun. Ihr habt das aber nicht 

gemacht.  

Ihr habt dann auch die Chance gehabt, weil die Wirt-

schaftskammer jetzt angesprochen wurde, die Abschaf-

fung der Zwangsmitgliedschaft, die ihr immer gefordert 

habt, zu machen. Wofür habt ihr sie geopfert? - Dafür, 

dass man länger in Lokalen rauchen kann, bevor die EU 

dann das Ganze gerichtet hat. Ihr stellt euch also hier 

heraus, gebt Dinge von euch, offensichtlich, um irgend-

wie irgendetwas zu reden, und macht in Wirklichkeit nur 

das wett, was ihr immer gefordert und selber nicht um-

gesetzt habt. Das ist schändlich, liebe Kollegen, das ist 

diesem Haus nicht würdig.  

Ich möchte jetzt aber, weil es mir extrem wichtig ist, 

tatsächlich zur Wirtschaft und zu den Wirtschaftshilfen 

der Stadt Wien kommen und wie die Situation allgemein 

ist. Ich glaube, ich möchte in der ganzen Debatte einmal 

ein bisschen die Sicht der UnternehmerInnen einbringen. 

Ich glaube tatsächlich, einem Wiener Unternehmer oder 

einer Wiener Unternehmerin ist es völlig egal, ob sie eine 

Wirtschaftshilfe vom Bund kriegt oder ob sie eine Wirt-

schaftshilfe von der Stadt Wien kriegt. Sie brauchen 

Hilfe. Was wir machen und was wir meiner Meinung 

nach sehr gut machen, ist, uns die Wirtschaftshilfen vom 

Bund anzusehen und als Stadt zu schauen, wie wir er-

gänzen können. Was wir hier alleine im ersten Jahr in 

der Fortschrittskoalition weitergebracht haben, allein, 

dass wir schon 100 Punkte des Koalitionsprogramms im 

1. Jahr abgearbeitet haben, lässt sich nicht wegreden. 

Das ist einfach ein Fakt, und das sind Dinge, die alle 

sehr gut für die Wiener Unternehmer und Unternehme-

rinnen funktionieren.  

Aber was ist denn in so einer Situation gut? Was ist 

denn gut, wenn man kämpft, um sein eigenes Unter-
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nehmen zu retten, wenn man dafür kämpft, seine Mitar-

beiter zahlen zu können? Es ist wahrscheinlich, egal, 

was wir hier machen - da kann ich jede Kristallkugel und 

alles dieser Welt befragen -, zu wenig. Vielleicht war es 

auch einmal zu viel. Darüber können wir auch diskutie-

ren. Ich erinnere an den Umsatzersatz, da gab es durch-

aus eine Überförderung, und ich weiß, dass es auch in 

den Verhandlungen ein Thema war, zu sagen, Leute, 

wenn das Unternehmen in den Gewinnzonen ist, dann 

schütten wir natürlich nicht noch mehr aus. Das wurde 

aber von der ÖVP nicht angenommen, obwohl das dort 

versierte Wirtschaftsberater geraten haben. Das wäre 

vielleicht gescheiter gewesen, dann könnte sich der Herr 

Ho nicht jede Woche ein neues Lokal kaufen. 

In Wirklichkeit wollen wir aber den Leuten helfen, die 

es brauchen, und das tun wir als Stadt Wien. Wir haben 

uns sehr, sehr viel dafür einfallen lassen, zum einen im 

Bereich der Förderung, zum anderen aber auch im Be-

reich der Entlastung und Entbürokratisierung.  

Ich gehe es jetzt ganz kurz durch: Wir haben die 

Wiener Geschäftsbelebung angehoben. Das ist keine 

neue Förderung, aber wir haben sie noch einmal um 

10.000 EUR auf 25.000 EUR angehoben, um die Grätzl 

dieser Stadt zu beleben und dem stationären Handel 

eine Möglichkeit zu geben, hier in Wien auch mitzuhel-

fen, den Leerstand zu bekämpfen. Da hatten wir 138 

Einreichungen, 82 davon wurden gefördert, da reden wir 

von rund 60 Prozent, und 37 waren bei der letzten Evalu-

ierung sogar noch in Prüfung, wobei ich davon ausgehe, 

dass das längst passiert ist. Wir haben die Hälfte der 4 

Millionen EUR des Budgets bereits abgehoben. Das 

Gute ist, in vielen Bereichen - als ob wir es gewusst 

hätten, wir haben es natürlich nicht gewusst - haben wir 

auch damals schon all diese Förderungen bis in das Jahr 

2022 verlängert. Das heißt, auch jetzt können Unter-

nehmer, die dieses Angebot in Anspruch nehmen wollen, 

das sofort abheben.  

Das Zweite ist natürlich die EPU-Förderung, auf die 

wir als Sektion der SPÖ besonders stolz sind, die EPU-

Förderung, die uns NEOS extrem wichtig war und bei der 

wir mit 10 Millionen EUR einen riesigen Pott geschaffen 

haben, der noch nie da war, um nämlich den Härtefall-

fonds des Bundes zu ergänzen, indem wir den Unter-

nehmen, die mit ihrem Geschäftsmodell kein Auskom-

men mehr finden, die Möglichkeit geben, sich hier zu 

verändern. Es gibt 7.000 EUR pro Person - wir reden von 

Ein-Personen-Unternehmen - zusätzlich noch aus der 

Wirtschaftsagentur und 2.000 EUR aus dem WAFF für 

die Deckung von bis zu 80 Prozent von Kurskosten, 

wenn man zusätzlich Bildung in Anspruch nehmen will.  

Die nächste Förderung, Wien Online next: 20.000 

EUR pro Projekt, 3 Millionen EUR insgesamt. Hier kön-

nen Wiener Betriebe neue digitale Vertriebskonzepte 

umsetzen und neue Märkte erschließen. Das ist auch 

extrem wichtig.  

Dann großartig, ganz neu, ist das Gründungstipendi-

um: Wir wissen, dass man jetzt im Moment nur die Mög-

lichkeit hat, eine Hilfe des AMS in Anspruch zu nehmen, 

wenn man arbeitssuchend ist. Was ist aber mit den vie-

len Menschen, die bereits im Berufsleben sind, dabei 

aber eine gute Gründungsidee haben, ein Unternehmen 

zu gründen? Die haben kein Sicherheitsnetz. Dieses 

Sicherheitsnetz schaffen wir, indem wir diese Menschen 

oder auch Gruppen bis zu drei Personen unterstützen, 

ein halbes Jahr lang ihre Idee weiterzuentwickeln. Hierfür 

nehmen wir ebenfalls gutes Geld in die Hand, und ich bin 

mir sicher, dass das auch weiterlaufen wird und auch gut 

anlaufen wird. GründerInnen sind nämlich extrem wichtig 

für diese Stadt. Wir sind als Stadt Wien schon jetzt ganz 

weit vorne bei den Neugründungen von Unternehmen, 

auf Bundesebene immer am 1. Platz. Ich denke, dass 

dieses Stipendium auch helfen wird, hier noch besser zu 

werden.  

Ganz, ganz wichtig - auch weil es immer so ein biss-

chen runtergeredet wurde, vor allem von Kollegen 

Wölbitsch - ist aber der Bereich der Erleichterungen und 

Entlastungen. Wir haben natürlich in der Krise sofort 

sehr, sehr viele Zahlungserleichterungen in die Wege 

geleitet und haben da, nur um ein paar Beispiele zu 

nennen, einiges getan. 

Dazu gehört der Entfall der Schanigartengebühren, 

Ratenzahlungen, Stundungsmöglichkeiten, Entfall von 

Stundungszinsen und Säumniszuschlägen bei der Kom-

munalsteuer, Dienstgeberabgabe, Müll- und Wasserab-

gabe, Abwassergebühren sowie die Herabsetzung von 

Gebrauchsabgaben mit unbürokratischem Ansuchen. 

Wenn ich von unbürokratischem Ansuchen rede, dann ist 

das tatsächlich so. Es hat gereicht, wenn ich jetzt bei-

spielsweise ein Gastronom bin und gesagt habe: Sehr 

geehrtes Magistratisches Bezirksamt, ich habe 90 Pro-

zent weniger Frequenz in meinem Lokal, das heißt, mein 

Schanigarten ist nur zu 10 Prozent genutzt, ich bitte 

deshalb, die Gebühren um 90 Prozent herabzusetzen - 

dann wurde das gemacht. Wenn das nicht gestimmt hat, 

dann hat man sich das natürlich angeschaut. Aber unbü-

rokratischer es anzusuchen, geht, glaube ich, nicht. Ein 

Dreizeiler hat genügt. Für einen Schanigarten haben wir 

für eine Schanigartengenehmigung mittlerweile ein Sys-

tem geschaffen. Da reicht es, den Schanigarten auf eine 

Serviette zu zeichnen und dann kriegt man ihn. Das 

Gleiche, und das ist mir besonders wichtig, das werden 

wir auch so weiterführen, wir werden bei den Schanigär-

ten auch hergehen und haben für die Wintersaison das 

Ganze unbürokratisch geschaffen, was mir sehr wichtig 

war. Ich sehe schon, meine Redezeit ist vorbei. Ich gebe 

ein bissel Gas.  

Sonntagsöffnung auf den Wiener Märkten. Ich weiß, 

das ist für die Gastronomie dort ein extremer Vorteil. Die 

haben sich extrem gefreut, das zu tun. Auch hier haben 

wir es unbürokratisch und ohne zusätzliche Kosten für 

die Stadt geschafft, Rahmenbedingungen für Unterneh-

men zu schaffen, um einfach besser durch die Krise zu 

kommen. 

Ich schließe mit der Etablierung der Vienna Club 

Commission und der Klubkulturförderung, die ins Leben 

gerufen wurde. Ich darf berichten, ich war das Wochen-

ende auf der größten Konferenz, die sich mit diesem 

Thema beschäftigt. Da gibt es sehr, sehr viele Städte, 

die ganz, ganz, ganz neidisch auf Wien schauen, was wir 

hier tun. Vielen Dank.  
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Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Tatsächliche Redezeit war acht Minuten. Als nächster 

Redner zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Arsenovic, 

selbstgewählte Redezeit sieben Minuten. Sie sind am 

Wort. 

GR Johann Arsenovic (GRÜNE): Frau Vorsitzende! 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wie Sie alle wissen, hat die Bundesregierung seit 

Beginn der Corona-Pandemie Wirtschaftshilfspakete im 

Gesamtwert von 50 Milliarden EUR geschnürt. Es gab 

Steuerstundungen, Sozialversicherungsstundungen, die 

Corona-Kurzarbeit und natürlich diverseste Hilfsfonds, 

die ich jetzt gar nicht alle aufzählen möchte, und Zahlun-

gen, Garantien in sehr unterschiedlichen Branchen und 

Zielgruppen. Und nein, diese Hilfen sind nicht perfekt. 

Aber, und ich glaube, auch das darf man einmal laut 

aussprechen, sie sind in der Treffsicherheit, sie sind in 

der Abwicklung und vor allem auch in der Geschwindig-

keit der Auszahlung in den letzten 20 Monaten wirklich 

gut weiterentwickelt worden. Positiv ist auch zu erwäh-

nen, dass beim aktuellen Lockdown sofort, sofort Aus-

fallbonus, Verlustersatz, Härtefallfonds, NPO-Fonds, das 

ist der Fonds für die Vereine, KünstlerInnensozialfonds, 

aber auch natürlich die Corona-Kurzarbeit und Steuer-

stundungen oder auch so Dinge wie der VeranstalterIn-

nenschutzschirm, aber auch neue Dinge wie zum Bei-

spiel die Saisonnierkurzarbeit, all diese Dinge verlängert, 

neu erstellt beziehungsweise ausgebaut wurden. Hier 

freut es mich besonders, euch ganz aktuell und auch dir, 

lieber Stadtrat, ganz aktuell mitteilen zu können, dass wir 

durch Nachverhandlungen beim Ausfallbonus die Ein-

trittsschwelle senken konnten, nämlich auf 30 Prozent 

Umsatzeinbruch statt bisher 40 und auch, dass der Här-

tefallfonds auf 1.100 EUR Minimum aufgestockt wird. Ich 

denke, das sind sehr, sehr gute Nachrichten für 

Kleinstbetriebe und sehr, sehr gute Nachrichten für die 

vielen Ein-Personen-UnternehmerInnen. Und ihr, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, erfährt es hier zuerst.  

Wie der Kollege Ornig schon gesagt hat und auch 

der Herr Stadtrat, Wien hat alle diese Bundeshilfen mit 

mehreren Corona-Hilfspaketen, ich glaube, das sind 

auch schon 5 und es sind fast 500 Millionen EUR zusätz-

lich, immer gut, immer sehr gut ergänzt. Ich möchte 

natürlich nicht kleinlich sein, Herr Kollege Ornig, jetzt ist 

er gerade weg, aber lassen Sie es mich so formulieren: 

Ich freue mich, dass der Weg der Corona-Wien-Hilfen, 

den wir im Jahr 2020 bereits eingeschlagen haben, von 

der neuen Koalition so weitergeführt wird. Das freut mich 

zumindest. Also wie gesagt, Wien hat diese Förderungen 

immer ergänzt. Ergänzt einerseits durch Garantien und 

spezielle Förderaktionen der Wirtschaftsagentur wie zum 

Beispiel, wie gesagt, die Online-Förderung, wir haben die 

Kreativförderung oder auch die Geschäftslebenförderun-

gen. Aber wir haben natürlich, und das war wirklich wich-

tig, ergänzt durch Wirtschaftshilfen für besonders ge-

fährdete Branchen, die EPUs wurden öfter schon ge-

nannt, auch die Nachtklubszene, der Städtetourismus, 

Kongresstourismus, et cetera. Und wir haben auch im-

mer wieder Produkte in der Wiener Wirtschaftshilfe ge-

habt, die so der Bund nicht hatte. Ich erinnere an diverse 

Gutscheine, Gastro-Gutscheine sind jedem wahrschein-

lich noch ein Begriff und in Erinnerung, aber auch so 

etwas wie die Beteiligungsgesellschaft, die eben auch 

den UnternehmerInnen Eigenkapital zur Verfügung stellt, 

eine Hilfe, die es vom Bund so nicht gab. Obwohl, und 

ich sage das ganz, ganz bewusst, das Zusammenspiel 

dieser Wirtschaftshilfen zwischen Bund und Wien eigent-

lich sehr gute Wirtschaftshilfen sind, und das ist auch 

das Feedback der UnternehmerInnen, die ich bekomme 

und ich denke auch, ihr bekommt auch so ein ähnliches 

Feedback, wird das Jahr 2022 für manche Unternehme-

rInnen ein Schicksalsjahr, weil eben Corona noch nicht 

vorbei ist und weil eben neben Corona und nach Corona 

noch ganz, ganz starke Herausforderungen, zusätzliche 

Herausforderungen zu stemmen sind. Also denken wir 

nur an das veränderte KonsumentInnenverhalten, die 

Digitalisierung, den Online-Handel, und natürlich die mit 

Abstand größte Herausforderung, die Klimakrise. Die 

gute Nachricht aber ist, die Wiener UnternehmerInnen 

sind gut aufgestellt durch ihre Vielfalt, durch die unglaub-

liche Diversität der Wiener Wirtschaft, durch ihre Kleintei-

ligkeit und vor allem auch durch eine immense Investiti-

onskraft.  

Ja, sie sind resilient, aber sie sind nicht unverwund-

bar. Es braucht daher alle unsere Kraftanstrengungen, 

um all diese Krisen und vor allem diese Transformation 

der Wiener Wirtschaft, die auf uns zukommt, zu stem-

men. Von daher ist es notwendig, nein, ich würde sogar 

sagen, es ist Gebot der Stunde, diesen genannten 

Transformationsprozess der Wiener Wirtschaft auf allen 

Ebenen, die uns zur Verfügung stehen, zu unterstützen, 

indem wir zum Beispiel alle eigenen Aufträge evaluieren 

und hinterfragen, ob sie klimafreundlich und regional 

produzieren oder ob sie wirklich einen nachhaltigen 

Zweck erfüllen. Das müssen wir zukünftig konsequent 

tun, evaluieren und hinterfragen von der Kleinstbestel-

lung bis hin zum großen Verkehrsprojekt.  

Wir müssen natürlich auch immer wieder unsere 

Wirtschaftshilfen evaluieren und auch die hinterfragen. 

Natürlich braucht es jetzt einmal Corona-Erste-Hilfe-

Maßnahmen. Aber auf Dauer genauso wichtig, nein, 

wahrscheinlich noch wichtiger sind die Fragen: Fördern 

wir auch durch unsere Unterstützung Klimafreundlich-

keit? Stärken wir durch unsere Wirtschaftshilfen wirklich 

die kleinteilige und lokale Wirtschaft? Fördern wir sie 

auch nachhaltig? 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, dass die 

nächsten Jahre für uns entscheidend sein werden. Des-

halb eine Bitte an uns alle: Tun wir alles, um die Wiener 

Wirtschaft bei diesem notwendigen Transformationspro-

zess zu unterstützen. Herzlichen Dank! Danke für eure 

Aufmerksamkeit!  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Bitte noch zu desinfizieren. Danke vielmals. Das waren 

tatsächlich sieben Minuten. Als nächster Redner zu Wort 

gemeldet ist Herr GR Mag. Juraczka, selbstgewählte 

Redezeit acht Minuten. 

GR Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! 
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Es ist schon vieles gesagt, die Redezeit ist be-

schränkt, ich werde mich auf das Wesentlichste konzent-

rieren, auch wenn es viel zu replizieren gäbe bei den 

letzten Wortmeldungen. Es ist ja interessant, dass wir 

erstmals nicht nur ein Doppelbudget diskutieren, sondern 

auch ein Corona-Budget, leider Gottes mittlerweile zum 

zweiten Mal. Es ist wirklich, und es wurde schon von 

einigen Vorrednern nämlich quer durch die Oppositions-

reihen angesprochen, schon bemerkenswert, dass man 

gerade in einer Zeit, wo die pandemische Entwicklung 

der nächsten Wochen genauso unvorhersehbar ist wie 

die wirtschaftliche Entwicklung, trotzdem auf ein Doppel-

budget setzt, wo man sehr viel schon in gegossene Blö-

cke gießt und nicht mehr die Flexibilität hat, die gerade 

jetzt und gerade beim wirtschaftlichen Aufschwung, der 

nach der Bewältigung der Pandemie kommt, so dringend 

notwendig wäre.  

Aber es ist ja nicht das erste Mal, dass uns bewusst 

wird, dass Beweglichkeit für die Stadtverwaltung der 

SPÖ-Wien ungefähr so ein Anliegen ist wie die Beweg-

lichkeit eines Flugzeugträgers, nämlich keine große. Wir 

müssen das zur Kenntnis nehmen, trotzdem schmerzt es 

ein bisschen. Der Herr Stadtrat, er ist jetzt kurz rausge-

gangen, hat ja seit seinem Amtsantritt im Jahr 2018 von 

uns durchaus immer auch Vorschusslorbeeren bekom-

men, weil er ein ehrliches Interesse, zumindest uns ge-

genüber, immer dahin gehend gezeigt hat, dass es auch 

dem Wirtschaftsstandort in dieser Stadt gut geht. Er ist ja 

ein Mann der Wirtschaft, wie er auch sehr gerne erst 

jüngst in einem Interview mit der Tageszeitung „Krone“ 

thematisiert, wenngleich nicht der Privatwirtschaft, so 

immerhin der Kommunalwirtschaft, aber sei‘s drum. Wir 

haben uns 2018 einen neuen Sepp Rieder gewünscht, 

ältere unter den Kollegen können sich vielleicht noch 

erinnern, ein sozialdemokratischer Finanzstadtrat, der 

bei allen Unterschieden und bei all seiner sozialdemokra-

tischen Weltanschauung trotzdem wusste, dass er à la 

longue nicht mehr Geld ausgeben kann, als er einnimmt. 

Aber diese Entwicklung und die Hoffnung in diese Ent-

wicklung haben sich nicht erfüllt. Und wenn ich mir das 

heutige Budget anschaue, dann muss ich wirklich sagen, 

es ist eher ein Fortschreiben des Weges der Renate 

Brauner.  

Das will ich auch durchaus gut begründen. Wir ha-

ben, es ist mehrfach schon angesprochen worden, ein 

Defizit von gut 1,7 Milliarden EUR, und in Corona-Zeiten 

ist es nicht das Erste, was mir einfällt, Defizite zu kritisie-

ren, gibt es im Bund auch, gibt es in vielen verschiede-

nen Bereichen und wahrscheinlich rund um den Erdball, 

weil man natürlich mit dieser Pandemie zu kämpfen hat 

und auch mit den wirtschaftlichen Schäden, die daraus 

entstehen. Nur, schauen wir uns das Wiener Defizit doch 

genauer an. Ist es wegen der sinkenden Ertragsanteile 

des Bundes, das Geld, das Wien ja auf Grund des Fi-

nanzausgleiches vom Bund überwiesen bekommt, ein 

Finanzausgleich, der aus Wiener Sicht übrigens sehr, 

sehr gut verhandelt wurde? Nein, das kann es wohl nicht 

sein, weil die Ertragsanteile für das 21er Budget schon 

bei 97 Prozent des Vor-Corona-Niveaus liegen und für 

22 sogar über dem Vor-Corona-Niveau einen neuen 

Höchstwert erreichen. Also die Ertragsanteile können es 

nicht sein. Dann bleibt eigentlich nur, wenn man Corona 

als Ausrede gelten lassen möchte, die Corona-Hilfen. 

Und da hat der Kollege Ornig zuerst völlig richtig gesagt, 

dem Unternehmer, der Unternehmerin ist es völlig 

gleichgültig, woher die Hilfe kommt, vom Bund oder vom 

Land. Das Land hat es hier wirklich sehr gut verstanden, 

gemeinsam, diese beiden Regierungsfraktionen, eines 

zu tun, auf den Bund zu zeigen. So war es dann auch, 

dass in einem Zeitraum, in dem der Bund 8,2 Milliarden 

nur an Wiener Unternehmerinnen und Unternehmer, nur 

an Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler überwie-

sen hat, die Stadt 416 Millionen in einem Zeitraum von 

März 20 bis September 21 ausgezahlt hat. Gut, dass 

zumindest dieses Geld geflossen ist, aber auch damit 

sind 1,7 Milliarden jedenfalls nicht zu erklären. 500 Milli-

onen Defizit durch Corona, ja, hätten wir sofort ge-

schluckt. 1,7 Milliarden zeigen leider Gottes eher die 

Reformunwilligkeit und den geringen Mut, der in dieser 

Regierung steckt. Wien bleibt stabil.  

Da hat Peter Hanke ausnahmsweise einmal recht, 

leider Gottes im negativen Sinn. Man geht keine struktu-

rellen Reformen an. Man denkt lieber in alter sozialde-

mokratischer Manier daran, den Steuerzahler zu belas-

ten, an der Steuer- und Gebührenschraube zu drehen. 

Man erhöht und erhöht und erhöht die Einnahmen und 

vergisst, die Ausgaben auf Zweckmäßigkeit und Effizienz 

zu durchleuchten. Und, meine Damen und Herren, es 

wurde hier so oft gesprochen, was denn nicht alles effi-

zient und transparent gemacht wird jetzt in dieser neuen 

Regierungskonstellation. Leider ist nicht viel davon zu 

bemerken, obwohl man, und auch daran können sich die 

Älteren unter den Abgeordneten vielleicht noch ganz gut 

erinnern, schon im Jahr 2016 nach der letzten Wahl 

darangegangen ist, effizient sozusagen Potenziale zu 

heben. Da gab es, und das ist natürlich auch besonders 

interessant, wenn man ein Ding so nennt, den Wiener 

Strukturreform- und Ausgabenlenkungsausschuss, kurz 

WiStA. Das sollte antibürokratisch wirken, dieser Wiener 

Strukturreform- und Ausgabenlenkungsausschuss.  

Und lustigerweise, ich muss auf meine Uhrzeit ach-

ten, aber es gab vor wenigen Tagen einen bemerkens-

werten Fall, den Verwaltungsgerichtshofentscheid näm-

lich gegen einen Regress der Stadt Wien, eine Revision 

der Stadt Wien, die partout nicht wollte, dass die ge-

sammelten Ideen in diesem Effizienz- und Transparen-

zunding namens Wiener Strukturreform- und Ausgaben-

lenkungsausschuss auch publik werden. Der Verwal-

tungsgerichtshof hat aber einem Kläger recht gegeben 

und jetzt sind sie aufgelistet, die Ideen, die dieser Stadt 

Wien beim Thema Effizienzsteigerung ernsthaft kamen. 

Man muss dazu wissen, der Herr Magistratsdirektor 

durfte diesen Ausschuss leiten und die Stadträtinnen 

Brauner, Frauenberger und Vassilakou saßen da drin-

nen. Und was gab‘s dafür so Ideen? Vorschlag 11 zum 

Beispiel: Einstellung der Vorhangreinigung. Vorschlag 

27: Einsparung durch Kürzung der Bezirksbudgets um 5 

Prozent, als wären diese Bezirksbudgets eh nicht schon 

ganz enge Korsetts für die Bezirke, die kaum Geld für 

Spielräume haben. Vorschlag Nr. 32, auch interessant: 



Gemeinderat, 21. WP 29. November 2021 16. Sitzung / 37 

 

Reduktion der Wirtschaftsförderung durch die Wirt-

schaftsagentur. Vorschlag 41: Verwendung von dünne-

rem Druckerpapier. Vorschlag 42: Schließung der Be-

zirksmuseen. Vorschlag 118: Abschaffung der 7. Ur-

laubswoche. Die Menschen, die vielleicht in der Privat-

wirtschaft tätig sind und uns jetzt zuschauen, ja, in der 

Stadt Wien gibt es eine 7. Urlaubswoche. Sie zu Hause 

müssen wahrscheinlich mit 5 Urlaubswochen auskom-

men. Das ist aber etwas in der Stadt Wien und auch 

dieser Gedanke wurde natürlich nicht aufgegriffen. Es 

gibt natürlich dann auch den Vorschlag 181, die Bild-

schirmzulage zu pauschalisieren. Ich wusste gar nicht, 

dass die nicht pauschal ausgezahlt wird, sondern dass 

es da verschiedene Berechnungsmethoden gibt, aber 

vielleicht werden wir das ja noch erfragen. Ein lustiges 

Beispiel ist Vorschlag 53: Einstellung von W24. Für alle, 

die es nicht wissen, das ist der stadteigene Fernsehsen-

der, der natürlich nur von der Stadt betrieben wird, und 

da wird über Transparenz und Überparteilichkeit wie 

beim ORF gar nicht geredet, sei‘s drum. Ich kann da 

leider auch nicht mitreden, ob man diesen Fernsehsen-

der einstellen soll, weil die Opposition darf genauso 

wenig wissen wie die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-

ler in dieser Stadt, was der wirklich für ein Defizit 

schreibt. Aber gut, es dürfte nicht wenig sein, sonst stün-

de dieser Sender wahrscheinlich nicht in dem Papier des 

Wiener Strukturreform- und Ausgabenlenkungsaus-

schusses.  

Und dann, meine Zeit ist schon vorüber, dann gab‘s 

da noch drei Vorschläge dieses Gremiums, die wirklich 

das Fass zum Überlaufen brachten. Drum war klar, dass 

dieses Gremium geschlossen werden musste und keiner 

dieser Vorschläge wirklich umgesetzt wird. Da gibt es 

nämlich den Vorschlag 142: Baukostenreduktion bei 

Neubauten, Zubauten und Sanierungen der Stadt Wien. 

Das wäre eigentlich eine super Idee gewesen von den 

Damen Frauenberger, Brauner und Vassilakou. Eigent-

lich schade, dass es nicht umgesetzt wurde. Ebenso wie 

Vorschlag Nr. 20, und bitte Wert auf die genaue Formu-

lierung dieses Vorschlages legen: Beendigung der un-

kontrollierten Herstellung und Versendung von Katalo-

gen, Hochglanzbroschüren und dergleichen durch die 

Dienststellen der Stadt Wien.  

Unkontrollierte Herstellung - also ich als Oppositions-

politiker hätte das nie so formuliert, aber wenn es die 

Damen aus der Stadtregierung so sehen, dann wird da 

schon was dran sein. Ähnlich wie bei Vorschlag Nr. 960: 

Inseratenschaltungen der Stadt reduzieren. Meine Da-

men und Herren, ihr wisst selbst, wo es in dieser Stadt 

mangelt. Aber man muss bis zum Verwaltungsgerichts-

hof gehen, um auch die Einblicke in eure Gedankenwelt 

zu bekommen, weil so, wie es ist, ist es halt bequem. Ein 

paar Milliarden mehr sind uns wurscht, dafür haben wir 

es schön warm in dieser Stadt. Das ist schlimm, das ist 

schade, und dagegen werden wir ankämpfen, meine 

Damen und Herren!  

Ich darf jetzt noch zwei Beschlussanträge einbringen, 

die genau in diese Richtung zielen, einerseits die Ab-

schaffung des Büros für Daseinsvorsorge, andererseits 

die Abschaffung des Wiener Valorisierungsgesetzes. Ich 

würde mich über eine vernünftige Zustimmung Ihrerseits 

sehr freuen. Danke.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Vielen Dank. Das war eine tatsächliche Redezeit von elf 

Minuten. Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 

Ing. Meidlinger, gewählte Redezeit neun Minuten. Bitte, 

Sie sind am Wort. 

GR Ing. Christian Meidlinger (SPÖ): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte 

Damen und Herren auch zu Hause an den Bildschirmen! 

Ich habe leider nur neun Minuten Zeit, aber ich möch-

te auf zwei Dinge eingehen. Erstens einmal hier eine 

Glaskugel herauszubringen - ich habe so ein bissl den 

Verdacht gehabt, das ist die, die im FPÖ-Lager 2015 

übrig geblieben ist, weil ja der ehemalige Vorsitzende 

ständig nach Sieghartskirchen gefahren ist, um irgend-

welche esoterische und übersinnliche Dinge in Anspruch 

zu nehmen. Aber ich halte mich da eher ans „profil“, liebe 

FPÖ: Weniger Hokuspokus, mehr Wissenschaft, mehr 

Fakten. Das würde uns auch in der Pandemie weiterhel-

fen.  

Das ist das eine. Das Zweite ist, Herr Präsident Ju-

raczka, Sie haben jetzt da etwas verwechselt, nämlich 

das, was sozusagen in der Arbeitsgruppe aufzuarbeiten 

war, das waren nicht die Ideen der Damen, sondern das 

war das Arbeitsprinzip dieses Ausschusses, dass sich 

hier 60.000 Beschäftigte beteiligen konnten an einem 

partizipativen Projekt. Hier sind natürlich sehr, sehr viele 

Vorschläge auf den Tisch gekommen und das waren 

nicht die Vorschläge der SPÖ oder die Vorschläge der 

Stadtregierung, sondern es mussten über 1.000 Vor-

schläge abgearbeitet werden. Das da ins Lächerliche zu 

ziehen, finde ich, ehrlich gesagt, nicht okay, weil da 

haben sich 60.000 Beschäftigte den Kopf darüber zer-

brochen. Da sind Vorschläge gekommen, die gut waren, 

Vorschläge, die weniger gut waren, und Vorschläge, die 

einfach nicht umzusetzen waren. Daher, glaube ich, 

sollte man das nicht ins Lächerliche ziehen und auch da 

mehr bei den Fakten bleiben. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wie heute schon 

mehrfach angesprochen, Covid hat uns nach wie vor im 

Griff. Ich bin sehr froh, dass wir einen Budgetentwurf 

haben, einen Doppelbudgetentwurf, so wie im Bund 

übrigens auch, der auf die Krise in vielen Punkten Bezug 

nimmt und auch aktiv hier entgegensteuert. Vorab möch-

te ich mich, weil es geht mir dann sonst die Zeit wieder 

aus, gleich zu Beginn bei allen Kolleginnen und Kollegen 

in dieser Stadt in der Daseinsvorsorge, in den Gesund-

heitseinrichtungen, in den Sozialeinrichtungen, in den 

Kinderbildungseinrichtungen, in den technischen Abtei-

lungen, in den Verwaltungen recht, recht herzlich bedan-

ken. Sie haben und versuchen noch immer, die Krise zu 

bewältigen und sich entgegen zu stellen, um diese Her-

ausforderungen zu meistern, und das machen Sie groß-

artig. Ein herzliches Dankeschön dafür, liebe Kolleginnen 

und Kollegen!  

Das Wirtschaftswachstum ist ja überraschend rasch 

hier wieder angesprungen nach diesen Lockdowns. Wir 

sind ja jetzt leider wieder in einem Lockdown. Aber es 

hat nicht alle Branchen gleichmäßig gut betroffen. Für 
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den Städtetourismus, den Konferenztourismus ist es 

schwieriger und sie leiden massiv. Dennoch ist Wien ein 

attraktiver Platz für Beschäftigung. Über 270.000 Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer kommen in Normalzei-

ten aus den Bundesländern nach Wien, eben weil Wien 

eine tolle Stadt ist mit hervorragenden Arbeitsplätzen, 

hervorragenden Arbeitsbedingungen, und vor allem auch 

mit guten Einkommen für Frauen, sehr geehrte Damen 

und Herren. Man kann in diesem Zusammenhang auch 

nicht wegdrücken, dass Wien in den letzten 10 Jahren 

um knapp 13 Prozent Einwohner gewachsen ist. Das gibt 

natürlich Herausforderungen, Herausforderungen bei 

Investitionen, aber auch Herausforderungen am Ar-

beitsmarkt. 

Zum Thema Arbeitsmarkt ist heute auch schon viel 

gesagt worden. Ich möchte aber eines voranstellen: 

Arbeitsmarktpolitik, Beschäftigungspolitik ist eigentlich 

eine Angelegenheit des Bundes. Dennoch haben wir in 

Wien viel unternommen und viel gemacht. Das zeigt 

auch, dass das Beschäftigtenniveau bereits das Vorkri-

senniveau vom September 2019 um 1,2 Prozent über-

steigt. Die Zahl mit knapp 885.000 Beschäftigten wurde 

ja hier auch schon erwähnt. Dennoch, und das ist be-

dauernswert, haben wir in Wien nach wie vor 140.000 

Kolleginnen und Kollegen, die auf Arbeitssuche sind, die 

in Schulungen sind. Hier versuchen wir, entsprechend 

entgegenzusteuern. Dass die Arbeitslosigkeit sinken 

wird, wurde auch schon heute erwähnt, alleine auf 

Grund, das sagen uns ja alle Studien, des Wirtschafts-

wachstums. Hier werden die Arbeitsplätze um über 2 

Prozent ansteigen. Wir haben in Wien viel getan, aber 

wir haben zwei große Gruppen, die uns Sorgen machen, 

das sind die Langzeitarbeitslosen und das sind die Ju-

gendlichen in Ostösterreich. Bei der Langzeitarbeitslo-

sigkeit haben wir einen Höchststand, ein Plus von 9,2 

Prozent. Wir haben mit dem WAFF hier mit der Aktion 

50plus entsprechend gegengehalten. Wir werden im 

kommenden Frühjahr 1.750 Unterstützungen erreichen, 

Kolleginnen und Kollegen, die älter als 50 sind, langzeit-

arbeitslos sind oder in der Mindestsicherung, die oft als 

einziges Handicap ihr Alter mitbringen. Sie erhalten eine 

Chance am 1. Arbeitsmarkt und über 70 Prozent nutzen 

auch diese und werden weiter beschäftigt.  

Bei den Jugendlichen haben wir als Stadt selbst viel 

unternommen. Wir haben die Ausbildungsplätze, die 

Ausbildungskapazitäten in den Lehrberufen erhöht. So 

haben die Wiener Linien, das haben wir ja voriges Jahr 

schon berichtet, eine eigene Lehrwerkstätte um 16,5 

Millionen EUR errichtet. Wir haben Kampagnen gestartet 

mit „#gemmalehre“. Wir haben eine Hundertprozentstüt-

zung für Betriebe, die in der Krise hart getroffen worden 

sind, dass sie bei Lehrlingen das gesamte erste Lehrjahr 

keine Lohnkosten haben. Wir haben Prämien geschaffen 

für Betriebe, die erstmalig ausbilden. Es gibt hier 

Corona-Lehrausbildungsverbünde, die wir jetzt auch 

wieder sehr rasch ins Leben gerufen haben, um vor 

Auflösung von Lehrverhältnissen zu schützen, vor allem 

für Gastro und Tourismus. Wir haben das Corona-

Ausbildungspaket mit Zielgruppenstiftungen. Wir haben 

die ÜBA aufgestockt, im 1. Lehrjahr von 1.625 auf 2.445 

Jugendliche, die sonst keine Chance auf einen Ausbil-

dungsplatz gehabt hätten. Wir haben Job PLUS Ausbil-

dung in dieser Stadt gemeinsam mit WAFF, AMS, AWZ, 

wurde schon erwähnt, in der IT, genauso Pflegefachas-

sistenz und Pflegeassistenz, insgesamt über 1.100 Jobs, 

die hier generiert wurden.  

Wir haben das Wiener Ausbildungsgeld, auch das 

wurde schon erwähnt, mit den 400 EUR für einen Ar-

beitslosen, der in Umschulung oder in Ausbildung ist, 

das längerfristig ist, damit man nicht nur das Arbeitslo-

sengeld erhält in Wien, sondern 400 EUR dazu, damit 

man sich das Leben hier auch entsprechend leisten 

kann. Wir haben dieses Job PLUS Ausbildungs-Paket, 

das Ausbildungsgeld auch neu eingesetzt bei Elemen-

tarpädagogInnen und AssistenzpädagogInnen. Das 

heißt, Wien macht viel, Wien gibt Chancen, Wien schafft 

Arbeit für ganz, ganz viele junge Menschen in dieser 

Stadt.  

Ich könnte jetzt auch noch viel berichten zum Thema: 

Was macht der Bund bei dem Thema? Wenn man sich 

Steuerreform und Budget anschaut, und gestatten Sie 

mir diese Kritik, dann findet man nichts zum Thema 

Pflege, dann findet man nichts zum Thema Elementar-

pädagogik. Der Bund könnte viel tun, er könnte sofort 

BAfEPs errichten. Wir brauchen tausende Elementarpä-

dagogInnen. Er könnte sofort das Modell „Pflege mit 

Matura“ übernehmen, damit wir auch ausreichend Pfle-

gekräfte haben. Also hier könnte der Bund ganz, ganz 

viel machen. 

Ich möchte noch zwei Dinge hier erwähnen, die 

schon gesagt worden sind und hier auch noch einmal 

von unserer Seite darauf hinweisen. Wenn wir über Tou-

rismuszonen und Sonntagsöffnungen reden, dann reden 

wir nicht über die Menschen, sondern reden mit den 

Menschen. Die Kolleginnen und Kollegen wollen keine 

Sonntagsarbeit und wollen am Sonntag nicht offen ha-

ben. Da nützt auch nichts, wenn man sich hier noch so 

oft herstellt und beschwört, eine Unterschrift vom Herrn 

Landeshauptmann reicht. Nein, das reicht nicht! Machen 

Sie eine Sozialpartnervereinbarung! Sprechen Sie mit 

den Sozialpartnern! Kommen Sie mit ihnen überein, so 

wie es vielleicht für den 19. Dezember auch sein wird! 

Machen Sie einen Kollektivvertrag dazu, dann wird es 

hier vernünftige Regelungen geben! Eine generelle Öff-

nung und generelle Tourismuszonen lehnen wir weiterhin 

ab, sehr geehrte Damen und Herren!  

Als zweite Anmerkung noch, weil man natürlich die 

Steuerreform seitens des Großkapitals hier hochjubelt, 

auch seitens der ÖVP: Also wenn 1 Prozent der KöSt-

Zahler 66 Prozent der Mittel aus der KöSt-Senkung zu-

rückbekommt, dann sollte selbst Ihnen auffallen, dass da 

was nicht richtig läuft, dass da was nicht stimmt. Es ist in 

Wirklichkeit eine Rückzahlung an Kapital für Großunter-

nehmer, und wir wissen auch, dass das nicht bei den 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern landet. Studien, 

auch internationale Studien, sagen: KöSt-Senkungen 

gehen zu 1,6 Prozent in Richtung Arbeitnehmerinnen 

und Arbeiternehmer, die restlichen Prozente gehen wirk-

lich an Eigentümer, an Aktienbesitzer. Und das ist eine 
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Steuerreform, die wir so ablehnen. Ich bitte um Zustim-

mung zu unserem Budget. Herzlichen Dank.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das war zeitlich eine Punktlandung, 9 Minuten die ver-

brauchte Redezeit. Als nächster Redner zu Wort gemel-

det hat sich Herr GR Dr. Gara, selbstgewählte Redezeit 

sind 7 Minuten beziehungsweise 7,5 Minuten, ich stell‘ 

mal 7 ein. Sie sind am Wort, bitte.  

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Lieber Herr 

Stadtrat! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! 

Nur ganz kurz, ich finde es ja immer spannend, wenn 

sich die ÖVP heute und hier herstellt und erzählt, was sie 

nicht alles besser machen würde und könnte. Sehr ge-

ehrte Damen und Herren von der ÖVP, ich möchte Sie 

nur an Ihr Corona-Pandemiemanagement erinnern und 

die Verantwortung, die Sie dafür haben, dass wir jetzt 

wieder in einem Lockdown sind, der natürlich auch dras-

tische Auswirkungen auf die Wirtschaft und auf den 

Arbeitsmarkt hat. Ein wichtiger Punkt, der mir immer ein 

großes Anliegen ist, ist das Thema der Standortpolitik in 

Wien. Der Herr Stadtrat hat es heute schon gesagt, wir 

arbeiten heute an der Zukunft der Stadt. Wir arbeiten 

heute an den Zukunftsthemen wie Klimaschutz, Digitali-

sierung, Infrastruktur. Mit der sozial-liberalen Fort-

schrittskoalition wird Wien standortpolitisch noch wett-

bewerbsfähiger. Insbesondere das Bekenntnis zur Kli-

maneutralität 2040 wird auch von internationalen Kon-

zernen sehr positiv gesehen. Viele sagen, Wien scheint 

hier wirklich diesen Weg in die Zukunft zu gehen und 

Wien ist für uns attraktiv. Also Klimaneutralität wird zum 

Standortvorteil.  

Wien ist heute schon eine bedeutende europäische 

Gesundheitsmetropole und Wien hat im aktuellen Life-

Science-Bericht 2021/22 belegt die internationale Er-

folgs-Story des Life-Science-Standortes Wien. Wir haben 

41.000 Beschäftigte in 600 Organisationen, die pro Jahr 

einen Umsatz von 13,3 Milliarden EUR erwirtschaften. 

Damit gehört Wien zu den bedeutendsten europäischen 

Standorten für Life Science. Fast 42.000 Studierende 

und mehr als 8.000 Veröffentlichungen in Peer-

Reviewed-Fachjournalen hat das Jahr 2020 ergeben. 

Das belegt auch die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit 

der Branche. 2020 haben diese Unternehmen knapp 900 

Millionen EUR in Wien investiert, davon ein sehr, sehr 

großer Teil auch vom deutschen Pharmariesen Boehrin-

ger-Ingelheim, der ja in Meidling nach vierjähriger Bau-

zeit hier eine neue Produktionsanlage, eine sehr innova-

tive Produktionsanlage für biopharmazeutische Produkte 

errichtet hat. Dieses Unternehmen alleine schafft 500 

Arbeitsplätze.  

Forschung wirkt wie ein Magnet für Exzellenz. Vor 

Kurzem hat eines der großen oder eigentlich das größte 

Pharmaunternehmen, das in Österreich tätig ist, mit 

einem großen Anteil auch in Wien, Takeda, bekannt 

gegeben - Takeda gehört mittlerweile zum größten japa-

nischen Pharmaunternehmern -, dass Takeda in Wien 

einen ganz zentralen Forschungsstandort im europäi-

schen Wettbewerb errichten möchte. Das Spannende an 

dieser Diskussion war, es war nicht nur die Exzellenz in 

Forschung, das Potenzial an Studierenden und Arbeits-

kräften, einer der Hauptgründe dieses japanischen Kon-

zerns war auch, dass sich die Stadtregierung, dass Wien 

sich zur Klimaneutralität 2040 verpflichtet hat. Das ist 

einer der Leitwerte auch dieses Konzerns.  

Takeda investiert knapp 130 Millionen EUR in einen 

neuen Forschungsstandort in der Seestadt Aspern. Das 

ist auch für die Seestadt ganz bedeutend, weil wir natür-

lich Stück für Stück dort neue Standorte für Unterneh-

men bekommen und das ist natürlich auch ein Magnet 

für andere in der gesamten Wertschöpfungskette der 

pharmazeutischen Industrie. Takeda errichtet dort ein 

klimaneutrales Gebäude, Green Building Standards, also 

alles, was technologisch möglich ist und gleichzeitig auf 

der Forschungsseite notwendig ist. Es ist für Takeda 

sozusagen ein Labor der Zukunft, und ich glaube, dass 

wir sehr stolz sein können, dass diese großen internatio-

nalen Schlachtschiffe Wien auswählen, um hier mit 

Standortpolitik in die Zukunft zu gehen.  

Ich hab‘s betont, einer dieser Gründe ist das Thema 

der Klimaneutralität. Warum? Viele Konzerne verpflich-

ten sich bereits heute zu den sogenannten Science Ba-

sed Targets. Was ist das? Auch die Konzerne haben klar 

erkannt, dass es notwendig ist, sich zu den Pariser Kli-

mazielen zu comitten. Das bedeutet, dass sie einen ganz 

klaren Transformationspfad skizzieren, wie sie in Sco-

pe 1, Scope 2 und Scope 3 ihre Emissionen reduzieren. 

Scope 1 bedeutet alles, was unmittelbar beeinflussbar 

ist. Scope 2 bedeutet dann zum Beispiel die Möglichkeit, 

auch Energie zu beziehen, die aus erneuerbaren Ener-

giequellen kommt, eben auch am Standort Wien. Und 

Scope 3 geht sogar auf die Lieferantenkette. Also das 

Ziel dieser Konzerne ist es, bis 2040 diese Klimaneutrali-

tät über all diese Wertschöpfungsketten entsprechend 

auszurollen. Das war mit einer der Gründe, zu sagen, 

warum Wien hier einer dieser spannenden Standorte 

wird.  

Also Klimaneutralität ist ein Standortvorteil und diese 

Neuausrichtung der sozial-liberalen Wiener Klimastrate-

gie, wie ich sagen möchte, verknüpft ambitionierte Ziele, 

marktwirtschaftliche Konzepte, politische Gestaltungs-

kraft und internationale Orientierung. Es ist Zeit, dieses 

neue ordnungspolitische Paradigma, das diese Marktdy-

namiken für ökologische Innovationen und Investitionen 

mobilisiert, hier wirklich zu realisieren. Dem Land Wien 

kommt hier eine aktive gestaltende, regulative und inves-

tive Rolle zu, und ich glaube, das ist die Voraussetzung 

und es bildet den Ordnungsrahmen, um Unternehmer-

geist, Eigeninitiative und den Wettbewerb um die besten 

Lösungen und den sozialen Zusammenhalt zu fördern. 

Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Bitte noch das Pult zu reinigen. Vielen Dank. Das waren 

jetzt 6,5 Minuten. Als nächste Rednerin zu Wort gemel-

det hat sich Frau StRin Mag. Pühringer, selbstgewählte 

Redezeit 7 Minuten, ich stelle Ihnen das ein. Sie sind am 

Wort.  

StRin Mag. Judith Pühringer: Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kollegin-
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nen und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer 

am Livestream! 

Ja, ich habe heute schon in der Generaldebatte dar-

über gesprochen, dass wir es uns angesichts der Dring-

lichkeit der Herausforderungen beim Klima, beim Ar-

beitsmarkt, beim Thema Wirtschaft schlicht nicht leisten 

können und es aus dem Prinzip der Verantwortung, über 

die ich heute schon gesprochen habe, auch nicht zulas-

sen dürfen, die Fehler der Vergangenheit zu wiederho-

len. Ich weiß nicht, ob es Ihnen aufgefallen ist, aber in 

den letzten beiden Jahren hat sich die Art und Weise, 

wie wir kollektiv über Wirtschaft, wie wir über die Rolle 

der Daseinsvorsorge, die Rolle der öffentlichen Hand, die 

soziale Infrastruktur, die Gesundheitsvorsorge nachden-

ken, die hat sich geändert. Und die neoliberale Mär, das 

Märchen, das hinter jedem Problem auf der Welt die 

böse öffentliche Hand vermutet, dieses Märchen ist ein 

Stück weit verstummt. Auch die NEOS verteidigen hier 

flammend die notwendige Gesundheitsinfrastruktur, die 

soziale Infrastruktur, die Daseinsvorsorge bis hin zu 

arbeitsmarktpolitischen Programmen für langzeitarbeits-

lose Menschen, und in Wirklichkeit zu Recht. Denn wir 

haben deutlich gesehen, dass die Länder, die einen 

starken Sozialstaat, die ein starkes und gut ausgebautes 

System an Arbeitsmarktpolitik haben, da, wo Menschen 

in allen Lebenslagen gut abgesichert sind, auch die 

Länder sind, die am besten durch die Krise kommen, 

weil sie resilienter sind. Und das wird mit Sicherheit eine 

der allergrößten Herausforderungen für Städte der Zu-

kunft sein, Resilienz.  

Resilienz, also die Widerstandsfähigkeit in Zeiten von 

Krisen. Das Wien von morgen, meine Damen und Her-

ren, das Wien von morgen, das Wien von 2030 wird 

heute gebaut, und das bedeutet, dass wir heute schon 

an einer Stadt arbeiten müssen, in der wir anders leben 

und anders arbeiten werden als heute. StR Hanke hat es 

in seinen Ausführungen auch genauso gesagt. Wir wer-

den auch an und mit anderen Dingen arbeiten als wir es 

heute noch tun. Ich glaube, was essenziell ist, dass wir 

die richtigen Schlüsselstellen dafür identifizieren, zum 

Beispiel soziale Unternehmen, in der langzeitarbeitslose 

Menschen wieder einen Job finden, aber auch eine wirk-

liche grüne und nachhaltige Wirtschaft, die auch eine 

Alternative aufzeigt zu ständigem reinen quantitativen 

Wirtschaftswachstum. Nachhaltige Politik machen, heißt 

nicht unbedingt, eine Politik machen, um sich danach 

einen grünen Stempel zu geben. Nachhaltige Politik 

machen, heißt, eine Politik zu machen, die ein Wien 

2030 und darüber hinaus im Blick hat und genauso das 

Wien 2022 und 2023 schon politisch aufstellt. Ich bin 

überzeugt, Wien braucht eine Zukunftsklausel. Gefördert 

und unterstützt wird, wer Wien für die Anforderungen der 

Zukunft auch tatsächlich stärkt, eine soziale Stadt, eine 

resiliente Stadt, eine nachhaltige Stadt mit Klimaschutz 

in ihrer Mitte. Eine Zukunftsklausel braucht es für einen 

wirklichen sozial-ökologischen Wandel für die Wirtschaft, 

die Vergabepolitik der Stadt, für den Tourismus, die 

Forschung und die Arbeitsmarktpolitik. Heute war schon 

sehr oft die Rede oder wurde schon sehr oft die Frage 

gestellt, was denn das Visionäre an dem vorgelegten 

Doppelbudget ist, wo eigentlich die Visionen sind, wo die 

Leuchttürme sind, wo die wirklichen spielverändernden 

großen Schrauben sind, an denen wir drehen. Ich glau-

be, diese spielverändernden Schrauben, die müssen wir 

drehen. Wir müssen neue, innovative Wege gehen und 

wir müssen Wien zu einem wirklichen Vorbild für Klima-

schutz und soziale Gerechtigkeit machen. Um auch nicht 

in der Theorie zu bleiben, würde ich gerne drei wirkliche 

Leuchttürme hier in dem Raum stellen und Ihnen vor-

schlagen: 

Ein erster Leuchtturm könnte ein echter Green New 

Deal für Wien sein. Was ist ein Green New Deal? Ein 

Green New Deal heißt, dass man als Antwort auf die 

doppelte Krise von einerseits extremer, globaler Un-

gleichheit und Ungerechtigkeit und andererseits der 

Klimakrise eine wirkliche Transformation von der Wirt-

schaft und vom Arbeitsmarkt vorantreibt, indem wir zum 

Beispiel eine Arbeitsplatz- und eine Jobgarantie mit dem 

Thema der ökologischen Jobs verbinden und zum Bei-

spiel für langzeitarbeitslose Menschen im Bereich der 

Green Jobs, der ökologischen Jobs, der Sozialwirtschaft 

und auch der Kreislaufwirtschaft Arbeitsplätze schaffen.  

Ein zweiter Leuchtturm, und mein Kollege Ellensohn 

hat sich heute schon leidenschaftlich dafür eingesetzt, ist 

das Thema der gerechten Verteilung von Erwerbsarbeit 

und Sorgearbeit, und Wien kann hier vorangehen. Wien 

kann mit einer Arbeitszeitverkürzung für das Pflege- und 

Gesundheitspersonal der Stadt zeigen, welche positiven 

Auswirkungen auf den Bereich der Pflege, auf unsere 

Versorgung, aber vor allem auf die Arbeitsbedingungen 

von Frauen das hat. Es ist längst an der Zeit, diese Ar-

beitszeitverkürzung endlich auf den Weg zu bringen, 

sehr geehrten Damen und Herren.  

Als dritter Leuchtturm eine revolutionäre, sozial-

ökologische Vergabepolitik der Stadt. Was meint das? 

Indem man tatsächlich bei der Vergabe der öffentlichen 

Aufträge soziale und ökologische Kriterien einfließen 

lässt. Das ist ein riesiger Hebel hin zu einer gemeinwohl-

orientierten Wirtschaft, hin zu einer nachhaltigen Wiener 

Wirtschaft. Ich muss Ihnen sagen, ich habe im Koaliti-

onsvertrag der Stadt Graz nachgelesen. Dort ist das 

eines der großen Leuchtturmprojekte. Graz wird jetzt 

leider als erste Stadt, ich hätte mir gewünscht, dass 

Wien hier vorausgeht, nach dem Vorbild der Stadt 

Straßburg einen wirklichen riesigen Hebel im Bereich der 

sozial-ökologischen Vergabe ansetzen.  

Das sind also drei von unzähligen Leuchttürmen, die 

ich in dem Doppelbudget vermisse, die aber alle etwas 

gemeinsam haben, nämlich Mut zu Veränderung, den 

Mut, sich nicht zufrieden zu geben mit dem Status quo, 

den Mut, auch die eigenen getroffenen Entscheidungen 

zu hinterfragen und zu verändern. Was wir außerdem 

brauchen, davon bin ich überzeugt, ist, wir brauchen 

Zuversicht, wir brauchen Innovation, wir brauchen Unter-

nehmerInnengeist, wir brauchen Zusammenarbeit, Zu-

sammenhalt und Solidarität. Jetzt ist definitiv nicht Zeit 

für Scheuklappen und auch nicht Zeit für die immer glei-

chen Lösungen. Was wir brauchen, sind innovative We-

ge in der Wirtschaft, in der Arbeitsmarktpolitik, damit wir 

Wien zu dem Vorbild für Klimaschutz und soziale Ge-
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rechtigkeit machen, das Wien sein kann, in dem alle 

Menschen, die hier leben, zuversichtlich und solidarisch 

Zukunft gemeinsam gestalten können. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Gstö-

ttner, selbstgewählte Redezeit ist sechs Minuten. Bitte, 

Sie sind am Wort. 

GR Markus Gstöttner, MSc (ÖVP): Vielen Dank. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr 

Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 

Damen und Herren! 

Vielleicht eine kurze Replik zur doch etwas emotional 

gewordenen Diskussion zur ökosozialen Steuerreform. 

Es ist richtig, dass der Familienbonus eine steuerliche 

Reduktion ist, eine steuerliche Entlastung ist, insofern 

vor allem Familien betrifft, die Steuern zahlen. Es ist 

auch richtig, dass dieser Familienbonus im Zuge der 

ökosozialen Steuerreform auf 2.000 EUR pro Kind erhöht 

wird. Gleichzeitig, und das wurde in der Debatte bisher 

vergessen, gibt es genau deswegen, damit auch jede 

Familie, jede Arbeiternehmerin und jeder Arbeitnehmer, 

die nicht steuerpflichtig sind, entlastet werden, die Sen-

kung der Lohnnebenkosten, damit alle Menschen in 

Österreich von dieser Steuerreform profitieren.  

Da auch die Diskussion zur KöSt einigermaßen, ich 

möchte fast sagen, schablonenhaft abgelaufen ist, viel-

leicht auch da die Zahlen und Proportionen. Insgesamt 

werden die arbeitenden Menschen und die Pensionistin-

nen und Pensionisten in Österreich bis zum Jahr 2025 

um 18 Milliarden entlastet. Die KöSt beginnt zu wirken in 

den letzten beiden dieser Jahre. Es ist, und das haben 

Sie selbst gesagt, knapp unter 1 Milliarde von diesen 18 

Milliarden. Und dann sich hinzustellen und zu sagen, wir 

reden klein, wie die Arbeiternehmerinnen und Arbeiter-

nehmer entlastet werden, aber die bösen, die anderen 

da, die kriegen auch etwas, das ist exakt diese Neidde-

batte, die sich immer wieder abspielt, nicht nur hier, 

sondern überall, die niemanden in diesem Land weiter-

bringt und die vor allem das Leben von keinem Men-

schen in Österreich und in Wien besser macht. Unser 

Ziel sollte sein, einen Standort in Wien, in ganz Öster-

reich sicherzustellen, in dem sich das Arbeiten lohnt für 

ArbeitnehmerInnen genauso wie für ArbeitgeberInnen, 

und wo wir sicherstellen, dass es Arbeitsplätze gibt, die 

gesichert und geschaffen werden, sodass wir soziale 

Mobilität sicherstellen können. Das sollte eigentlich unser 

gemeinsames Interesse sein.  

Zur aktuellen Debatte zum vorliegenden Budget. Es 

wurde schon gesagt, dass wir dem Budget nicht zustim-

men können, aber dass wir dennoch der Idee eines 

Doppelbudgets durchaus etwas Positives abgewinnen 

können. Selbstverständlich, in dieser Zeit der Unsicher-

heit, in dieser Zeit des Pandemiemanagements würde es 

da Adaptierungen brauchen. Aber wir finden es gut, 

einen Plan zu haben und diesen Plan dann zu adaptie-

ren. Was wir als Opposition aber einfordern müssen und 

auch einfordern werden, ist, dass wir über diese Abände-

rungen auch zeitgerecht informiert werden, dass wir sie 

auch diskutieren können. Daher bringen wir heute den 

Antrag ein, dass der Herr Finanzstadtrat auch im No-

vember 2022 eine Aktualisierung des Budgetvoran-

schlags 2023 vorlegen möge, damit die Opposition im 

Sinne der Bürgerinnen und Bürger gemeinsam mit der 

Stadtregierung diesen auch diskutieren und debattieren 

kann 

Das ist uns aus zweierlei Gründen wichtig. Zum ei-

nen, damit wir wissen, was geändert wird, um auf die 

aktuellen wirtschaftlichen und pandemischen Gegeben-

heiten zu reagieren. Aber zum anderen, damit wir auch 

kritisch darauf schauen können und die Frage stellen 

können, ob die Stadtregierung so weiter macht wie bis-

her und unter dem, sagen wir, Vorwand von Corona 

strukturelle Probleme vielleicht ignoriert, oder ob diese 

strukturellen Probleme eigentlich gemäß dem eigenen 

Regierungsprogramm endlich angegangen werden. Und 

selbstverständlich, es ist auf den ersten Blick, auf das 

erste oberflächliche Zuhören schon verständlich, dass 

man in einer Zeit der Herausforderung, in einer Zeit der 

Pandemie, in einer Zeit der Krise vielleicht mehr ausgibt, 

als man einnimmt, dass man Schulden macht und 

Schulden steigen und Defizite macht. Aber ein Blick auf 

die Fakten, und die haben Sie ja eigentlich heute auch 

selbst immer wieder bestätigt in unterschiedlichen Zu-

sammenhängen, zeigt, dass das vielleicht nicht die ganz 

richtige Faktenlage ist.  

Denn wir haben es gesehen, wir haben es sogar tat-

sächlich von einem der Kollegen berichtigt bekommen, 

dass die Schulden der Stadt Wien schon vor Corona die 

letzten zehn Jahre de facto kontinuierlich gestiegen sind 

auf ein Niveau, je nachdem, ob wir jetzt die ausgelager-

ten Stellen mitrechnen oder nicht, von rund 10 Milliarden 

EUR. Wir haben auch gesehen nach eigenen Angaben, 

das steht in diesem eigenen Budget, dass es kein wirkli-

ches Einnahmenproblem gibt, dass die Einnahmen, Gott 

sei Dank, in der Corona-Pandemie weniger gesunken 

sind, als das befürchtet worden war, und dass sie sogar 

im Zuge dieses Budgetrahmens wieder auf das Vorkri-

senniveau steigen werden. Wenn man sozusagen konti-

nuierlich Schulden gemacht hat, es aktuell kein akutes 

Einnahmenproblem gibt, dann blieben noch die Ausga-

ben. Aber auch die Ausgaben, das haben wir auch in 

dieser Debatte schon festgestellt, werden im Zusam-

menhang mit der Corona-Pandemie fast ausschließlich 

vom Bund getragen, und das ist, da stimme ich der Kol-

legin von der SPÖ zu, das ist kein Vorwurf, das ist ein-

fach die Aufgabenteilung in unserer Republik. Aber ge-

nauso, wie es kein Vorwurf sein kann, dass der Bund die 

Hauptlast der Mehrkosten trägt, so kann es keine Ausre-

de sein für die kontinuierlichen Defizite in dieser Stadt.  

Aus unserer Sicht braucht es daher eine Trendwende 

weg von dem, was die letzten Jahre immer gemacht 

wurde, hin zu einer transparenteren Fördervergabe, 

effizienteren Ausgaben hin zu einem Ende der ständigen 

Mehrkosten bei Bauprojekten und Großprojekten ganz 

gemäß dem Rechnungshof, und hin zu einer echten 

Entlastung für die Bürgerinnen und Bürger in dieser 

Stadt, um letztlich den Wirtschaftsstandort wettbewerbs-

fähig zu erhalten und Arbeitsplätze zu sichern. Es wird 

dafür nicht reichen, dass wir uns hinstellen, bei allem 

Respekt, und sagen, wir haben die Lösung, wir werden 
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uns auf europäischer Ebene dafür einsetzen, dass die 

Fiskalregeln für alle nach unten nivelliert werden. Nein, 

sondern man sollte darauf schauen, dass in Wien bei 

strukturellen Problemen nicht weggeschaut wird, son-

dern im Sinne der Allgemeinheit gearbeitet wird. Dafür 

werden wir uns einsetzen, und wir bitten um Zustimmung 

zu unserem Antrag.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren sechs Minuten. Als nächste Rednerin zu Wort 

gemeldet hat sich GRin Rychly, selbstgewählte Redezeit 

ist neun Minuten. Sie sind am Wort. 

GRin Yvonne Rychly (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kollegin-

nen, liebe Kollegen! Liebe Zuseher vor dem Livestream! 

Mein Bericht wird sich im Besonderen auf das Thema 

Frauen und Gender Budgeting beziehen. Ich freue mich 

besonders, dass eine deutliche finanzielle Aufwertung 

die Bereiche Bildung und Kinderbetreuung erhalten. 

Warum? 95,9 Prozent der in den Kindergärten und Hor-

ten Beschäftigte sind Frauen. Für die wichtige Einrich-

tung der Elementarbildung, sprich, unsere Kindergärten, 

werden 998 Millionen im Jahr 2022 und erstmalig über 1 

Milliarde im Jahr 2023 aufgewendet. Zudem wird das 

dringende fehlende Personal aufgestockt. Wien plant 

400 neue Stellen in diesem Bereich und davon 200 für 

die ElementarpädagogInnen. Ich werde nun in einigen 

Sätzen über den Bereich des Gender Budgeting und was 

in diesem Bereich alles passiert sprechen. Eine Steige-

rung des Männeranteiles wird aus pädagogischen Grün-

den auch weiterhin angestrebt und soll durch die gezielte 

Öffentlichkeitsarbeit erreicht werden. Gendersensible 

Pädagogik ist ein als Grundsatz aus pädagogischen 

Gründen auch weiterhin angestrebt und soll durch geziel-

te Öffentlichkeitsarbeit erzielt werden. Für Kindergärten 

in Wien wird auch im Bildungsplan für die Kindergärten 

als durchgängiges Prinzip dargestellt die gendersensible 

Pädagogik. Durch die bereits erfolgte Implementierung 

und laufende Überprüfungen von Standards für gender-

sensible Pädagogik wird eine Gleichbehandlung in den 

städtischen Kindergärten und Horten erreicht. Gleichzei-

tig wird durch die Veröffentlichung der Standards die 

Transparenz gegenüber den BildungspartnerInnen un-

terstützt. Diese Standards werden auch bei Neubau- und 

Instandhaltungsprojekten von Bildungseinrichtungen 

sowie bei der Nachbeschaffung und Neuanschaffung von 

Spiel- und Beschäftigungsmaterialen eingehalten. Die 

Stadt Wien setzt in 350 Standorten der Kindergärten 

täglich Bildungsimpulse, welche freie Entwicklungsräume 

für alle Kinder eröffnen. Die persönliche und soziale 

Entwicklung, einengende, sich an traditionelle Rollenbil-

der orientierende Bildungsimpulse haben in Wien keinen 

Platz. Raumkonzepte, Spielinseln und Themen werden 

von PädagogInnen stets so konzipiert, dass Identitätsi-

dentifizierungen und Entwicklungsprozesse geschlechts-

unabhängig erfolgen können. Pädagogische Planungen 

berücksichtigen daher eine gendersensible Pädagogik 

und werden in mehreren Schritten evaluiert. Danke, 

lieber Herr StR Hanke, dass du in die Zukunft unserer 

Kinder investierst, denn Bildung beginnt im Kindergarten.  

Der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, 

kurz WAFF genannt, praktiziert Gender Mainstreaming 

im Sinne der systematischen Berücksichtigung der 

Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern. Das 

kommt im Arbeitsprogramm dadurch zum Ausdruck, 

dass auf den Ebenen der Einzelleistungen dargestellt ist, 

in welcher Weise die unterschiedlichen Leistungen von 

Frauen und Männern in Anspruch genommen werden 

und welche Mittel entweder für Frauen oder Männer 

aufgewendet werden. Als die wesentlichen Ursachen für 

die unterschiedlichen Erwerbs- und Karriereverläufe von 

Frauen und Männern gelten neben unmittelbarer Diskri-

minierung die geschlechtsspezifische Berufswahl und die 

ungleiche Verteilung zwischen bezahlter Erwerbsarbeit 

und unbezahlter Betreuungsarbeit. Die Digitalisierung 

der Arbeitswelt zeigt Tendenzen, dass sich die ge-

schlechtsspezifischen Disparitäten, sprich, Ungleichhei-

ten, verstärken. Die Corona-Krise hat Frauen und Män-

ner besonders belastet. Es gibt zahlreiche Hinweise 

darauf, dass die Lockdowns mit Homeoffice, Home-

schooling, Ausfällen externer Kinderbetreuung, Arbeits-

losigkeit und Kurzarbeit die geschlechtsspezifischen 

Muster der überwiegenden Zuständigkeit von Frauen für 

Hausarbeit und Kinderbetreuung wieder verstärkt haben.  

Die Unterstützungsprogramme des WAFF für Frau-

en, die eine grundlegende berufliche Veränderung an-

streben oder in der Phase der betreuungsbedingten 

Unterbrechung ihrer Berufstätigkeit eine Beratung und 

die Förderung beruflicher Weiterbildung brauchen, wer-

den fortgeführt. Kernstück der frauenspezifischen Unter-

stützungsmaßnahmen des WAFF ist das Programm 

„FRECH Frauen Ergreifen Chancen“. Dieses Programm 

besteht aus einem individuellen Beratungsangebot und 

einer finanziellen Unterstützung bei der Qualifizierung. 

Es richtet sich an berufstätige Frauen unabhängig von 

ihrer Ausgangsqualifikation, wenn sie sich grundsätzlich 

beruflich verändern wollen. Ein besonderer Schwerpunkt 

bei FRECH liegt auf der Verbesserung von Information 

und Kommunikationstechnologien. Frauen, die sich digi-

tale Kompetenzen aneignen oder diese erweitern wollen, 

können auch im Rahmen des Qualifizierungsprogram-

mes „Digitale Kompetenzen“ finanziell unterstützt wer-

den. Das Programm „Karenz und Wiedereinstieg“ ist 

bewusst prinzipiell auch für Männer zugänglich, wird 

aber überwiegend von Frauen genutzt, die nach wie vor 

den weitaus größeren Anteil an Karenzen im Zusam-

menhang mit Kinderbetreuung wahrnehmen. Das Pro-

gramm hilft mit Beratung bei der Planung des beruflichen 

Aus- und Wiedereinstieges und finanzieller Unterstüt-

zung bei Qualifizierungsschritten. Ab 2022 wird das 

Programm wesentlich stärker als bisher auf den raschen 

beruflichen Wiedereinstieg und die Unterstützung von 

Personen mit geringem Einkommen aus Berufstätigkeit 

ausgerichtet. Beibehalten wird die Höhe der finanziellen 

Unterstützung für die Qualifizierung von maximal 4.000 

EUR.  

Ein weiterer Beitrag des WAFF zur Gleichstellung 

von Frauen und Männern erfolgt im Rahmen der Mitfi-

nanzierung der überbetrieblichen Lehrausbildung. Rein 

zahlenmäßig ist die überbetriebliche Lehrausbildung auf 
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Grund der Geschlechterverteilung von lehrstellensu-

chenden Jugendlichen leider burschenlastig. Deshalb 

werden Mädchen gezielt gefördert, die geschlechtsspezi-

fische Berufswahl zu durchbrechen und sich mehr Per-

spektiven in nicht traditionellen Berufen zu eröffnen. Der 

WAFF berücksichtigt bei der Erstellung eines Arbeits-

marktprogrammes auch die Grundsätze des Genderbud-

gets und analysiert, inwieweit die eingestellten Mittel 

Frauen beziehungsweise Männern zu Gute kommen. 57 

Prozent der Teilnehmerinnen an allen Maßnahmen sind 

Frauen. In der Krise braucht es Stabilität und Verläss-

lichkeit und beides kann Wien anbieten.  

Danke an alle, die diese Fortschrittskoalition leben, 

und danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren 7,5 Minuten Redezeit. Als nächste Rednerin 

zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag. Bakos. Die 

selbstgewählte Redezeit beträgt 7,5 Minuten, die fraktio-

nelle Restredezeit 8 Minuten. Ich stelle Ihnen die 8 Minu-

ten ein. Bitte, Sie sind am Wort. 

GRin Mag. Dolores Bakos, BA (NEOS): Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Werte Kolleginnen 

und Kollegen!  

Ich möchte die Gelegenheit nutzen und nun auf et-

was Internationales und vor allem auf ein Projekt einge-

hen, das mir besonders am Herzen liegt, nämlich die 

gerade laufende aktuelle Konferenz zur Zukunft Europas. 

Es ist dies eine öffentliche Debatte in allen Mitgliedstaa-

ten über die zukünftige Gestaltung und Ausrichtung der 

Europäischen Union. Alle EU-Bürger sind eingeladen, 

ihre Ideen und Anliegen zu EU-Themen einzubringen 

und selbst aktiv zu werden. Eine mehrsprachige digitale 

Plattform ermöglicht es den Bürgerinnen und Bürgern 

sowie zivilgesellschaftlichen Organisationen, an der 

Diskussion teilzunehmen, indem sie ihre Ideen zu den 

Themen einbringen, die für sie am wichtigsten sind. Das 

reicht von - jetzt aktuell - Gesundheit über Themen wie 

Werte, Rechte, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Sicher-

heit, Terrorismusbekämpfung bis hin zu Wirtschaft, Ar-

beit und Entlastung.  

Ich spreche zwar von einer internationalen Plattform, 

die auf EU-Ebene eingerichtet ist, bin mir aber sicher, 

dass es, wenn es so etwas auf nationalstaatlicher Ebene 

hier in Österreich gäbe, auch sehr viele Ideen betreffend 

Entlastung gäbe. Und ich bin mir sicher, dass es einige 

Bürgerinnen und Bürger gäbe, die vor allem ein Anliegen 

hätten, nämlich die Abschaffung der kalten Progression, 

also der versteckten jährlichen Steuererhöhung, die 

entsteht, weil die Einkommen zwar Jahr für Jahr steigen, 

die Steuerstufen aber nicht an die Inflation angepasst 

werden.  

Am 3. Oktober 2021 präsentierte die Bundesregie-

rung ihren Entwurf einer Steuerreform. Von der größten 

Entlastung der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen in 

der Zweiten Republik war die Rede. Auch in diesem 

Zusammenhang ist sehr oft von Entlastung gesprochen 

worden. Die Bundesregierung hält jedoch, entgegen 

eigener Zusagen, an dieser kalten Progression fest.  

Deshalb möchte ich hier noch einmal die Gelegenheit 

nutzen und einen Antrag einbringen. Neben meiner We-

nigkeit stellen diesen Antrag die Gemeinderäte und Ge-

meinderätin Markus Ornig, Mag. Bettina Emmerling, Dr. 

Andreas Höferl und Dr. Kurt Stürzenbecher. Wir fordern 

die Bundesregierung auf, zu ihren Versprechungen aus 

dem Wahlkampf zu stehen und eine Regierungsvorlage 

vorzulegen, welche die kalte Progression endlich ab-

schafft, denn damit schaffen wir richtige Entlastungen, 

werte Kolleginnen und Kollegen.  

Aber noch einmal zurück zur Zukunftskonferenz, die 

ja sehr viele Anliegen beinhaltet. Ziel der Konferenz 

muss es sein, die EU auf interne und externe Herausfor-

derungen vorzubereiten, mit denen die EU jetzt, aber 

auch in Zukunft konfrontiert sein wird, die aber zum Zeit-

punkt des Vertrages von Lissabon noch nicht einmal 

absehbar waren. Im Frühjahr 2022 soll es dann zu 

Schlussfolgerungen kommen. Diese werden allen EU-

Institutionen vorgelegt, die sich verpflichtet haben, den 

Europäern und Europäerinnen zuzuhören und die Emp-

fehlungen der Konferenz auch tatsächlich zu befolgen.  

Wiens Hauptanliegen ist es, möglichst viele Bürge-

rinnen und Bürger gerade auf diese Zukunftskonferenz 

und auf diese direkte Beteiligungsmöglichkeit aufmerk-

sam zu machen und die aktive Teilnahme zu fördern. 

Unter Beteiligung der Mitglieder des Ausschusses für 

europäische Angelegenheiten sollen nun auch einige 

Initiativen in dieser Stadt erfolgen. Wir werden etwa die 

Landesschülervertretung, die Landesjugendvertretung 

und die HochschülerInnenschaften einladen. Sie sollen 

ihre Anliegen präsentieren. Die Jugendlichen sind ja 

diejenigen, die in diesem neuen Europa leben werden.  

Auch die Bezirke werden aufgerufen mitzutun. Eine 

offizielle Einladung von Seiten der MA 27 mit einem 

Informationspaket ist an alle Bezirke mit der Bitte ergan-

gen, mindestens eine öffentliche Veranstaltung in ihren 

Bezirken abzuhalten, die Bevölkerung über diese Dis-

kussion in Europa zu informieren und zur Beteiligung 

einzuladen. Das große Ziel ist es nämlich, von der 

kleinstmöglichen politischen Ebene, dort, wo sich die 

Menschen mit ihrem Grätzl und mit ihrem Bezirk identifi-

zieren, also so weit heruntergebrochen wie nur möglich, 

eine breite Diskussion über das Europa von morgen 

stattfinden zu lassen. Nun im Lockdown ist das natürlich 

eher schwierig, wir hoffen aber, dass das demnächst 

möglich sein wird. Die MA 27 steht mit Rat und Tat, mit 

Information und Material zur Seite und unterstützt, wo sie 

kann, und dafür möchte ich auch hier ein großes Danke-

schön aussprechen.  

Ich möchte außerdem noch auf etwas anderes zu 

sprechen kommen, was die Zukunftskonferenz betrifft. 

Etwas hat mich sehr begeistert: Das Europabüro der 

Bildungsdirektion hat eine großartige Aktion gestartet, 

nämlich die KreativCHALLENGE, und zwar im Rahmen 

dieser Zukunftskonferenz in Verbindung mit den #Eras-

musDays 2021. Dabei waren interessierte Schüler und 

Schülerinnen dazu aufgerufen, ihre eigenen visionären 

Vorstellungen und Wünsche für ihr Europa der Zukunft 

kreativ umzusetzen. Alle künstlerischen Ausdrucksfor-

men waren willkommen, Malen, Zeichnen, Anfertigung 

von Kollagen, Skulpturen, Videos. Die Ergebnisse konn-

ten sich auch die Mitglieder des Ausschusses für europä-



Gemeinderat, 21. WP 29. November 2021 16. Sitzung / 44 

 

ische Angelegenheiten ansehen. Das Ziel des Europabü-

ros der Bildungsdirektion war es, mit dieser Initiative 

einen wichtigen Brückenschlag zu zwei europäischen 

Initiativen zu machen, nämlich, wie gesagt, zur Zukunfts-

konferenz und den #ErasmusDays. Es ist wirklich groß-

artig, dass die Bildungsdirektion dadurch junge Men-

schen noch mehr für Themen betreffend ihre Zukunft 

begeistern und sie zur aktiven Mitgestaltung am politi-

schen Leben auch motivieren konnte. Auch dafür sage 

ich ein großes, großes Dankeschön.  

Wenn ich persönlich etwas in diese digitale Plattform 

einspeisen würde, dann wäre es, dass ich mir ein hand-

lungsfähiges Europa wünsche, das gerade in Zeiten wie 

jetzt in einer Pandemie schnell entscheiden kann, ein 

zukunftsfähiges Europa, das seine Kräfte vor allem zur 

Bekämpfung der Klimakrise bündelt. Genau das brau-

chen wir nämlich, ein mutiges Europa, das aktiv mitge-

staltet, das handelt, anstatt mit nationalstaatlichen Al-

leingängen zu blockieren und zu behindern. 

Wenn ich über die Zukunftskonferenz spreche, dann 

denke ich vor allem daran, dass es darum geht, Europa 

für alle Europäer und Europäerinnen erlebbar zu ma-

chen. Die Europäische Union sind nicht nur die Politiker 

und Politikerinnen in Brüssel, sondern das sind wir alle. 

Und damit das auch wirklich spürbar wird, müssen die 

Menschen mit ihren Wünschen, Anliegen und Visionen 

mit einbezogen werden. Ich persönlich und wir NEOS 

sind zutiefst überzeugt davon, dass wir nur so an einem 

neuen Europa bauen können. Und ich freue mich vor 

allen Dingen, dass wir das im Ausschuss auch gemein-

sam machen. - Herzlichen Dank.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Die tatsächliche Redezeit hat sieben Minuten betragen. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet hat sich Herr GR 

Kunrath. Selbstgewählte Redezeit sieben Minuten. Bitte 

schön. Sie sind am Wort. 

GR Nikolaus Kunrath (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Lieber Herr Stadtrat! Werte ZuschauerInnen 

am Livestream! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte zuerst im Hinblick auf Demokratiever-

ständnis auf etwas eingehen, was der Herr Vorsitzende 

des Gemeinderates heute gesagt hat. - Es ist untolerier-

bar, was der grüne Bezirksrat in der Donaustadt gemacht 

hat. Herr Reindl hat dann aber verallgemeinert und dazu 

gesagt, dass bei den Medien schon noch näher darauf 

eingegangen werden muss. Was heißt denn das? Ist das 

Demokratiefreiheit? Herr Reindl! Ich bin entsetzt, was Sie 

unter Demokratiefreiheit verstehen!  

Somit komme ich jetzt zum Thema zurück: Wenn wir 

heute vom Budget sprechen, dann können wir feststel-

len, dass natürlich seit dem EU-Beitritt Österreichs, vor 

allem aber seit dem letzten Jahr auch immer eine euro-

papolitische Dimension dabei ist. Mit dem langfristigen 

EU-Haushalt und mit dem Wiederaufbau durch NextGe-

nerationEU zur Bewältigung der Covid-Krise, im Zusam-

menhang womit den Mitgliedstaaten rund 800 Millionen 

EUR zusätzlich zur Verfügung gestellt werden, ist eine 

Grundlage für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwick-

lung, aber auch für den sozialen Zusammenhalt gege-

ben. Besonders schön dabei ist: Ein Drittel der Investitio-

nen muss klimaschutzrelevant sein.  

Auch Wien profitiert von diesen EU-Mitteln. Ich als 

Ottakringer erlebte das immer wieder auf Grund der 

Maßnahmen, die mit der Unterstützung durch EU-Mittel 

etwa in der Ottakringer Straße oder jetzt neu in der 

Thaliastraße gesetzt wurden. 

Ein weiteres schönes Beispiel: Auch im 18. Bezirk 

wurden im vergangenen Jahr auf dem Johann-Nepomuk-

Vogl-Platz entsprechende Maßnahmen abgeschlossen. 

Dort wurde schlussendlich sogar eine eigene Straßen-

bahnhaltestelle direkt beim Park eingerichtet, um die 

öffentliche Verkehrserreichbarkeit zu verbessern. Vor der 

Umgestaltung war der Platz ein sogenannter Angstraum. 

Die meisten haben einen großen Bogen rundherum 

gemacht. Jetzt ist das ein Ort, der gerne und mit Freude 

besucht wird, und zwar von allen Schichten der Bevölke-

rung.  

Ich möchte aber auch vom anderen Ende Wiens, 

über die Donau betrachtet, sprechen, nämlich von 

Transdanubien. Auch dort wurden in den letzten Jahren 

5 Millionen EUR von Seiten der Europäischen Union für 

die Unterstützung des Projekts „LIFE + Alte Donau“ und 

von Maßnahmen in der Seestadt insgesamt mitfanziert. 

Im Rahmen der Förderprogramme 2021 bis 2027 wird 

Wien nun rund 27 Millionen an Förderungen mitfinanziert 

bekommen. Von klimarelevanter Technologie bis zu 

nachhaltiger Stadtentwicklung wird Wien profitieren.  

Die Budgetmittel der EU sind auch ein Thema, das 

seit Jahren für Debatten sorgt. Es gibt Länder, in wel-

chen ein großer Teil der Bevölkerung die EU vor allem 

immer wieder als Bankomat sieht. Im Hinblick auf diese 

Problematik ist jüngst ein für mich großer Fortschritt 

erzielt worden, dessen Auswirkungen gar nicht hoch 

genug einzuschätzen sind. Ich spreche jetzt von der 

sogenannten Verordnung über eine allgemeine Konditio-

nalitätsregelung zum Schutz des Haushaltes, also, kurz 

gesagt, betreffend das Rechtsstaatlichkeitsprinzip. Bis-

her waren die Maßnahmen, die der EU gegen miss-

bräuchliche Verwendung von EU-Förderungen und ge-

gen kleptokratische Praktiken zur Verfügung standen, 

ziemlich zahnlos. Doch jetzt können bei Gefährdung der 

Unabhängigkeit der Justiz, bei Einschränkung des Zu-

gangs zu Rechtshilfe, bei Nichtahndung von Steuerbe-

trug, Korruption und anderen Vergehen Maßnahmen 

seitens der EU gesetzt werden. In manchen Ländern, ich 

nenne jetzt zum Beispiel Ungarn und Polen, wo die Re-

gierungen gegen Frauenrechte, gegen LGBTQ-Rechte 

sowie gegen unabhängige Medien vorgehen, muss ein 

klarer Schritt gesetzt werden. Ich bin neugierig, wann die 

EU, insbesondere auch bei Ungarn, wo es eine Förde-

rung des Ausbaufonds über 7 Milliarden EUR gibt, klar 

Flagge zeigen wird. Übrigens haben die GRÜNEN im 

Europaparlament und federführend die Wiener Abgeord-

nete zum Europaparlament Monika Vana, die sich jahre-

lang in Brüssel für die Schaffung solcher Mechanismen 

eingesetzt hat, maßgeblich daran mitgewirkt. Und das 

EP ist auch der Motor, der die Kommission und den Rat 

immer wieder drängt, in diesen Fragen nicht nachzuge-

ben.  
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Zum Abschluss noch ein aktuelles Thema: Derzeit ist 

die Konferenz über die Zukunft Europas, wie uns Kolle-

gin Bakos bereits erzählt hat, im Gange. Sie wurde 2019 

von der EU-Kommissionspräsidentin angekündigt und 

läuft noch, glaube ich, bis 22. oder 23. März 2022. Es 

gibt ein EU-weites Plenum, bestehend aus 433 Personen 

und mehreren BürgerInnenforen, länderübergreifend und 

auf nationaler Ebene. Die Zivilgesellschaft und vor allem 

viele junge Menschen sind daran beteiligt, leider aber 

viel zu wenige von Seiten der Stadt Wien. Am 28. April 

dieses Jahres habe ich im Gemeinderat einen Antrag 

gestellt, dass die Stadt Wien einen BürgerInnendialog 

zur Zukunft Europas organisieren möge. Leider wurde 

der Antrag von NEOS, FPÖ und SPÖ abgelehnt.  

Dank möchte ich ausdrücklich der MA 27 sagen. 

Frau Kollegin Bakos hat in ihrer vorherigen Rede gerade 

ein paar schöne Beispiele gebracht, was von der MA 27 

in diesem Zusammenhang versucht wird. Leider ist da 

vieles noch nicht wirklich auf den Boden gekommen. 

Aber dort bemüht man sich und versucht, einiges zu 

erreichen. Nochmaliges Nachhaken meinerseits hat jetzt 

wenigstens auch dazu geführt, dass, wenn auch nur auf 

die Bezirke abgeschoben, in der Stadt etwas passiert.  

Ich möchte jetzt kurz ein paar ganz konkrete Vor-

schläge bringen: Es gab früher immer wieder interessan-

te Fachseminare des Gemeinderatsausschusses für 

europäische und internationale Angelegenheiten zu 

politischen Themen, und ich würde mich sehr freuen, 

wenn es diese Fachseminare endlich wieder geben 

würde. Man kann gerade jetzt im Lockdown über Zoom 

solche Seminare mit Expertinnen und Experten anspre-

chen, starten, wieder organisieren und durchaus in aller 

Breite und Überparteilichkeit anlegen. Ein solches For-

mat würden wir uns jetzt anlässlich der Zukunftskonfe-

renz ganz besonders wünschen, und zwar - ich sage es 

einmal mit meinen Worten - auch mit etwas mehr Mut zur 

kontroversieller Diskussion. - Danke.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Danke. Das waren genau sieben Minuten. - Zu einer 

tatsächlichen Berichtung hat sich Herr GR Reindl gemel-

det. Bitte, Sie sind am Wort. 

GR Mag. Thomas Reindl (SPÖ): Ich möchte tatsäch-

lich berichtigen, dass ich mit keinem Wort die Donaus-

tädter Bezirkszeitung beziehungsweise deren Herausge-

berin, Frau Mag. Claudia Rois, die ich seit der Übernah-

me der Zeitung kenne, in diesem Zusammenhang ge-

meint habe. Ich kenne die Zeitung seit Beginn meines 

politischen Wirkens, also seit Jahrzehnten. Und wenn ich 

meine, dass diese unter Druck gesetzt werden soll be-

ziehungsweise dass man über die Bezirkszeitungen und 

deren Inhalte an anderer Stelle sprechen muss, dann 

werde ich das mit Claudia in einem persönlichen Ge-

spräch tun. 

Dass die GRÜNEN jetzt zwar verurteilen, dass Herr 

Adam Unterwalcher, Bezirksrat der GRÜNEN in der 

Donaustadt, sich negativ über die Autobahn geäußert 

hat, mir aber vorwerfen, dass ich eine Zeitung unter 

Druck setzen möchte, und dass sie die Vorhaltung, die 

Herr Unterwalcher in der Hinsicht gemacht hat, was die 

SPÖ-Wien und die Nazis gemeinsam haben, das kann 

ich euch, liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht durchge-

hen lassen. Nehmt das einmal zurück, entschuldigt euch 

dafür, dann können wir uns wieder auf demokratischer 

Augenhöhe unterhalten.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin 

Kriz-Zwittkovits. Selbstgewählte Redezeit sechs Minuten. 

Bitte, Sie sind am Wort. 

GRin Margarete Kriz-Zwittkovits (ÖVP): Sehr geehr-

te Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ge-

schätzte Damen und Herren hier im Saal und via Li-

vestream! 

Nachdem es choreographisch ganz gut passt, möch-

te ich auch eine Anmerkung zu den Aussagen des Herrn 

Gemeinderatsvorsitzenden Reindl machen. Er hat in 

seiner Rede gemeint, dass die Senkung der Körper-

schaftsteuer im Grunde genommen nur für die Reichen 

und jene gemacht wird, die Gesellschaften gründen und 

sich ersparen wollen, dass sie privat haften. - Ich darf 

Ihnen sagen: Beide Aussagen sind falsch. Erstens ist die 

Senkung der Körperschaftsteuer ein Gleichziehen mit 

den Senkungen, wie jetzt geplant, für die Einkommen-

steuerklassen 2 und 3. Zweitens werden Gesellschaften 

sicherlich nicht deswegen gegründet, um damit die pri-

vate Haftung zu umgehen, denn sie wird damit nicht 

umgangen. Geschäftsführer haften mit ihrem Privatver-

mögen, damit sie auch dann Sozialabgaben leisten, falls 

mit der Firma etwas passiert. Außerdem haften die Ge-

sellschafter und auch die Geschäftsführer bei jeder Bank 

auch privat für Kredite.  

Ich habe mir zwischenzeitlich die Zahlen herausge-

sucht, nur damit man noch einmal sieht, wer Gesell-

schaften hat. Wir haben in Wien insgesamt 43.900 Ge-

sellschaften mit beschränkter Haftung. Davon haben 

19.265 unter 5 Mitarbeiter. - Wenn also behauptet wird, 

dass das ein Vorteil für die Reichen ist, dann möchte ich 

das entschieden zurückweisen.  

Hingegen gibt es nur 250 Gesellschaften mit über 

321 Mitarbeitern. Noch dazu darf ich Ihnen sagen, dass 

eine Körperschaftsteuererleichterung speziell Wiener 

Betrieben auch bei der Eigenkapitalquote helfen würde, 

bei welcher wir hier um gute 4 Prozent im Österreich-

Schnitt nachhängen und nur 35,9 Prozent haben. - So 

viel dazu.  

Ich ersuche um Wertschätzung der Wiener Betriebe 

und jener Damen und Herren, die sich, in welcher Ge-

sellschaftsform auch immer, damit auseinandersetzen 

und ihre Haftung sehr wohl übernehmen.  

Nun zum eigentlichen Poststück beziehungsweise zu 

meinem Debattenbeitrag und Beschlussantrag. Es geht 

hier um etwas Aktuelles. Es geht um die gewünschte 

Aufstockung des Budgets für die Weihnachtsbeleuch-

tung. Das ist eine einmalige Forderung für die Wiener 

Einkaufsstraßen, welche durch den vierten Lockdown 

nun notwendig geworden ist. Worum geht es im Konkre-

ten? - Wir alle genießen ja die Wiener Weihnachtsbe-

leuchtung gerade in dieser dunklen Jahreszeit. Sie ist 

auch über die Stadtgrenzen hinaus bekannt und auch ein 

Magnet, nach Wien zu kommen und hier bei uns einzu-

kaufen. Bezahlt werden diese unterschiedlichen Be-
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leuchtungen von den Wiener UnternehmerInnen in den 

Grätzln und in den Einkaufsstraßen, und obwohl sie das 

Lieblingsprojekt auch von so manchen Trittbrettfahrern 

sind, werden Jahr für Jahr ehrenamtlich die dafür not-

wendigen Gelder akquiriert.  

Die Unternehmer haben es heuer wieder geschafft, 

obwohl es auch diesmal sehr schwierig war, weil wir ja 

zum 2. Mal in der Situation sind, dass wir kein normales 

Geschäftsjahr verbuchen können, in 31 Straßen eine 

Weihnachtsbeleuchtung zu errichten. Das war nur mög-

lich durch die Unterstützung und Förderung durch die 

Wirtschaftsagentur Wien und in abwicklungstechnischen 

Fragen auch durch die Wirtschaftskammer Wien. Diese 

50-prozentige Förderung, die jährlich gewährt wird, be-

trägt rund 300.000 EUR. Insgesamt belaufen sich die 

Kosten für diese Beleuchtungen mit Montage, Demonta-

ge, Lagerung und Reparaturen auf 660.000 EUR, und 50 

Prozent werden von den Einkaufsstraßenvereinen getra-

gen.  

Nun kommt eine Problematik dazu: Diese 50 Prozent 

beziehungsweise die Summe müssen zunächst einmal 

im Voraus bezahlt werden, und bei der Planung sind 

auch entsprechende Genehmigungen zu berücksichti-

gen. Daher ist mit einem enormen Vorlauf einzureichen, 

acht Wochen vor Montagebeginn, das heißt, im August 

beziehungsweise September müssen die Entscheidun-

gen fallen, ob es eine Weihnachtsbeleuchtung gibt oder 

nicht. Ich war auch bei einigen Einkaufsstraßenvereinen 

und habe gesehen, welch schwierige Entscheidung auch 

die Finanzierung dargestellt hat. Neben diesen behördli-

chen Genehmigungen gibt es dann die Zusagen der 

finanzierenden Unternehmer für diese rund 50 Prozent.  

Auf Grund dieses neuerlichen Lockdowns, der nahe-

zu punktgenau gleichzeitig mit der Eröffnung der Weih-

nachtssaison beziehungsweise dem Aufdrehen der Be-

leuchtungen stattgefunden hat, haben wir jetzt in den 

Einkaufsstraßen neben dem mentalen Aspekt auch noch 

ein sehr großes finanzielles Problem zu bewerkstelligen. 

Es herrscht insofern ein Missstand, als höchstwahr-

scheinlich auch die Betriebe, die zugesagt haben, Fi-

nanzmittel für die Weihnachtsbeleuchtung zur Verfügung 

zu stellen, das nicht mehr tun können, weil sie geschlos-

sen haben. 

Der konkrete Beschlussantrag richtet sich nun hier an 

Sie, meine Damen und Herren, und besagt, dass der 

geschätzte Herr Amtsführende Stadtrat für Finanzen, 

Wirtschaft, Arbeit, Internationales und Wiener Stadtwer-

ke auf die Wirtschaftsagentur einwirken möge, dass es 

zu einer Erhöhung dieser 50-prozentigen Zusage kommt, 

die auf eine 75-prozentige Refundierung abzielt. Das 

würde in Zahlen rund 165.000 EUR betragen.  

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Antrag. 

Es geht hier um unsere Geschäftsleute und um die Ein-

kaufsstraßen, und ich gehe davon aus, dass auch Ihnen 

die Erhaltung dieser Strukturen wichtig ist. - Vielen Dank  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Danke. Die Redezeit betrug knapp 6,5 Minuten. Als 

nächster Redner zu Wort gemeldet hat sich Herr GR 

Prof. Kaske. Selbstgewählte Redezeit 9 Minuten. Bitte, 

Sie sind am Wort. 

GR Prof. Rudolf Kaske (SPÖ): Sehr geschätzte Frau 

Vorsitzende! Sehr geschätzter Herr Stadtrat! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Meine geschätzten Damen und 

Herren, die via Livestream dabei sind!  

Zuerst eine Eingangsbemerkung: Ich darf aus meiner 

Sicht sagen, dass mich die bisherige Debatte, vor allem 

die Generaldebatte, nicht enttäuscht hat. Ich fand es 

spannend, dass Herr StR Nepp in seiner Rede die Stadt-

regierung für die Pandemie verantwortlich gemacht hat. 

Er hat moniert, dass in vielen Wiener Familien ein Riss 

entstanden ist. - Ja. Das stimmt. Natürlich stellt sich im 

Hinblick darauf aber die Frage: Wer sind denn die 

Brandmeister, die das befeuern und noch dazu den 

Brand dann mit Benzin löschen? Das ist die berechtigte 

Frage.  

Ich denke, es sind verantwortungslose Politiker, die 

leider insbesondere - das muss ich dazusagen, es sind 

nicht alle, aber zum großen Teil - in der FPÖ zu Hause 

sind und teilweise in Impfgegner- und Corona-Leugner-

Kreisen zu finden sind, und das stimmt mich eher nach-

denklich. - Soweit so schlecht.  

Nun aber, meine geschätzten Damen und Herren, 

zum eigentlichen Thema. Lassen Sie mich vorweg noch 

eine Feststellung treffen: Bgm Dr. Michael Ludwig und 

die Wiener Stadtregierung sind in den Jahren 2020 und 

2021 mutig und entschlossen, aber auch umsichtig mit 

den Auswirkungen der Pandemie in unserer Stadt um-

gegangen. Jetzt gilt es, mit dem Doppelbudget 2022 und 

2023 diesen Weg weiterzugehen. Aus meiner Sicht gilt 

es, aus der Krise hinauszuinvestieren und Werte für 

nächste Generationen zu schaffen, aber auch Stabilität 

und Verlässlichkeit zu signalisieren. Wichtig ist aus mei-

ner Sicht, dass die Wiener Bevölkerung weiterhin Ver-

trauen in die Politik und in die verantwortlichen Politiker 

dieser Stadt hat.  

Garant dafür im Finanzbereich sind unser Stadtrat 

Peter Hanke, der Finanzdirektor und die Beamten des 

Ressorts sowie die - ich darf das wohl so sagen - ausge-

zeichneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Büros 

des Finanzstadtrats.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir leben 

derzeit in einer spannenden Zeit, nicht nur wegen der 

Corona-Krise, sondern es müssen viele Veränderungen - 

das wurde ja schon angesprochen - bewältigt werden. 

Von der Energie- und Mobilitätswende über den sozialen 

Wohnbau bis hin zum dynamischen Wiener Arbeits-

markt: Die entsprechenden Herausforderungen werden 

nicht kleiner, sondern sie werden eher größer. Denken 

wir etwa auch an das Gesundheitswesen und an die 

Infrastruktur sowie an deren Ausbau. Aber auch die 

Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen wie Photovolta-

ik, Großwärmepumpen sind enorm Auch das wurde 

heute schon des Öfteren angesprochen.  

Im Doppelbudget wird es Investitionen auf Rekordni-

veau geben. Diesbezüglich brauchen wir ja den Ver-

gleich nicht zu scheuen, das haben der Herr Stadtrat und 

Kollege Stürzenbecher heute schon angemerkt. Das 

große Ziel muss es sein, dass wir aus dieser Krise ge-

stärkt hervorgehen. Das heißt unter anderem, dass es 

eine der Prioritäten sein muss, die Arbeitslosigkeit zu 
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senken. Es stehen aber natürlich auch Investitionen in 

Kinderbetreuung, Bildung, Soziales, Gesundheit, Kultur 

auf der Ausgabenliste.  

Meine geschätzten Damen und Herren! Gestatten 

Sie mir aber, auch zu einem wichtigen Wirtschaftszweig 

in unserer Stadt einige Anmerkungen zu machen. Als 

ehemaligem Touristiker ist mir der Wien-Tourismus ein 

besonderes Anliegen. Dazu ganz kurz die aktuellsten 

Daten aus dem regionalen Tourismus-Satellitenkonto 

von Statistik Austria und WIFO. Leider stammen die 

letztverfügbaren Unterlagen aus der Zeit knapp vor 

Corona. Wien liegt in diesem Zusammenhang sowohl bei 

den Ausgaben als auch bei der Bruttowertschöpfung in 

Euro im Bundesländervergleich an zweiter Stelle. Das 

heißt: Wien ist das zweitwichtigste Tourismusbundes-

land.  

Und ebenfalls zur Info: Jeder 9. Vollzeitjob ist mit der 

Branche verbunden. Allein in Wien werden 4,7 Milliarden 

EUR Wertschöpfung wirksam, und auch die Ausgaben 

durch touristische Nachfrage in Wien von 7,175 Milliar-

den zum Beispiel für Übernachtungen, Unterkünfte, 

Speisen, Getränke, Kultur, Kleidung sowie Sportartikel 

können sich sehen lassen. 

Bei dieser Gelegenheit, Herr Stadtrat, sage ich gro-

ßen Dank für die aktuellen Fördermaßnahmen, die deine 

Handschrift tragen - das darf ich wohl so sagen - wie 

zum Beispiel das Unterstützungspaket für die Hotellerie, 

die Corona-Lehrlingsausbildungsverbünde für die Hotel-

lerie und für die Gastronomie, das Lehrlingspaket, der 

Vienna Meeting Fund und die Vienna Film Incentive, 

und, und, und, und. Man könnte noch vieles anderes 

nennen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Natürlich heißt es 

aber auch, den Blick in die Zukunft zu richten, das heißt, 

auf die Zeit nach Corona zu schauen. In diesem Sinn 

müssen wir die Internationalisierung, die Stärkung der 

Verkehrsanbindungen und eine intensivere Marktdurch-

dringung im globalen Kampf um Marktanteile vorantrei-

ben. - Wie Sie sehen, meine Damen und Herren, gibt es 

viel zu tun, denn es herrscht auch enormer Konkurrenz-

kampf, und nach Corona werden ganz sicher die Karten 

neu gemischt werden, und dabei dürfen Wien und damit 

auch der Wien-Tourismus nicht auf der Strecke bleiben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 

mich zum Schluss auch noch Folgendes anmerken: 

Natürlich muss es ein mittelfristiges Ziel sein - das wurde 

heute ja auch schon mehrmals erwähnt -, wieder zu 

einem ausgeglichenen Budget zu kommen. Trotzdem ist 

es jetzt wichtig, in den nächsten zwei Jahren Invest-

ments in die Zukunft zu starten. Ich glaube, das ist ein 

ganz richtiger und wichtiger Weg, und ich möchte den 

politischen Verantwortlichen Respekt zollen, dass es 

trotz der schwierigen Lage gelungen ist, Ausgaben mit 

Augenmaß zu gestalten. Mein Appell an die Verantwort-

lichen oder an diejenigen, die sich verantwortlich fühlen, 

lautet daher: Arbeiten wir weiterhin im Interesse der 

Wienerinnen und Wiener! Und ich sage sehr bewusst 

und aus tiefster innerer Überzeugung und aus ganzem 

Herzen: Gestalten wir die Zukunft für diese Stadt! Vielen 

herzlichen Dank. 

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren acht Minuten Redezeit. - Zu einer tatsächli-

chen Berichtigung hat sich Herr GR Guggenbichler ge-

meldet. - Bitte, Sie sind am Wort. 

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! 

Prof. Kaske hat gesagt, dass sozusagen die Zündler 

in den Reihen der FPÖ zu finden sind. 

Ich darf tatsächlich berichtigen: Die Zündler befinden 

sich in den Reihen der Bundesregierung, die mit einer 

unnötigen Impfpflicht und einer Spaltung der Bevölke-

rung seit mehr als einem Jahr auffallen. - Danke sehr.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet hat sich Herr GR 

Dipl.-Ing. Margulies. Die gewählte Redezeit entspricht 

auch der fraktionellen Restredezeit von sechs Minuten. 

Ich stelle Ihnen das so ein. Sie sind am Wort. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zwei Punkte sind, glaube ich, heute noch nicht ange-

sprochen worden. Der erste Punkt betrifft die Bezirke. 

Das Budget zeigt nämlich in Summe, dass im Großen 

und Ganzen in fast jedem Bereich richtigerweise - wie 

ich bewusst dazusage - zumindest inflationsangepasst 

wurde, leicht erhöht wurde, leicht Vorsorge getroffen 

wurde, um inhaltlich das eine oder andere zu verändern. 

In einem Bereich ist das überhaupt nicht passiert, näm-

lich im Bereich der Bezirke. Ich glaube tatsächlich, dass 

das ein schwerer Fehler und auch eine gewisse Miss-

achtung der Tätigkeit der Bezirke ist.  

Schauen wir uns das an: Im Voranschlag 2021 noch 

ohne Schulsanierungspakete und Zahlungen sind es 210 

Millionen EUR, im Voranschlag 2022 sind es 202 Millio-

nen EUR und im Voranschlag 2023 sind es 194 Millionen 

EUR. Das ist de facto eine Reduktion um fast 10 Prozent 

für die wirklich schwierigen Aufgaben, die in den letzten 

Jahren, eigentlich seit der Dezentralisierung, von den 

Bezirken übernommen wurden und werden. Ich würde 

Sie daher tatsächlich ersuchen, dies noch zu korrigieren. 

Wir haben ja im Laufe der Periode Zeit dazu.  

Ich weiß, dass es jetzt auch eine Erhebung seitens 

des KDZ gibt, in der wir uns wieder gemeinsam die Be-

zirksfinanzen ansehen Für die wirklich wichtigen Tätig-

keiten des Bezirkes, damit es nicht eine Mangelverwal-

tung auf möglicherweise hohem Niveau oder dann nur 

mehr auf mittlerem Niveau gibt, sondern damit man als 

Bezirk auch wirklich gestalten kann, wäre es notwendig, 

keinerlei Reduktionen im Bereich der Bezirksmittel vor-

zunehmen, sondern, ganz im Gegensatz, diese Mittel 

tatsächlich zu erhöhen.  

Einen zweiten Punkt möchte ich ansprechen, bei 

dem es tatsächlich um das Budget in seiner Gesamtheit 

geht: Es gibt im Großen und Ganzen keine einfache 

Antwort auf die Frage: Wie hoch ist die Neuverschul-

dung? 

Was zählt denn eigentlich in diesem Budget? Zählt 

der Voranschlagsquerschnitt? - Das wurde früher immer 

als Maastricht-relevantes Defizit mit 1,6 Milliarden EUR 
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ausgewiesen. Zählt der Finanzierungsvoranschlag mit 

1,75 Milliarden EUR? - Dabei denke ich mir persönlich: 

Das kann es ja nicht sein, denn würde ich mir die 1,75 

Milliarden EUR als endfällige Anleihe aufnehmen, dann 

wäre da überhaupt kein Defizit, sondern es würde dort 

null stehen.  

Oder zählt der Ergebnisvoranschlag? - Im Ergebnis-

voranschlag für 2022 steht: Minus 3,42 Milliarden EUR. 

Da verstehe ich natürlich, dass man das nicht nehmen 

will. Aber der Ergebnisvoranschlag ist das, was im Gro-

ßen und Ganzen der GuV-Rechnung in einem normalen 

Unternehmen entspricht. Darin sind aber, wie möglich-

erweise eingewendet werden wird, 2,3 Milliarden EUR an 

zusätzlichen Pensionsrückstellungen enthalten, zusätz-

lich zu den 38 Milliarden EUR, die schon getätigt wurden. 

Mit noch einmal 2,3 Milliarden kommen wir 2023 auf 

knapp 44 Milliarden EUR Pensionsrückstellungen. Das 

ist schon fast das Doppelte des Werts des Vermögens 

der Stadt Wien. Entschuldigung! Das kann es doch nicht 

sein! Es weiß doch jeder, dass das falsch ist und dass 

das Vermögen der Stadt Wien mehr wert ist als alle 

Pensionsrückstellungen zusammen.  

Und es ist ja auch absurd, diese Pensionsrückstel-

lungen so vorzunehmen. Das muss man tatsächlich 

sagen. Da geht es nicht um die rechnerische Richtigkeit, 

wenn das ein Unternehmen wäre, aber die Stadt Wien 

bedient alle ihre Pensionen immer aus dem laufenden 

Budget. - Ich gestehe: Ich war nie ein begeisterter Fan 

der Vermögensauswertung der öffentlichen Hand, denn 

dabei kann nur so etwas zustande kommen, weil die 

öffentliche Hand natürlich ganz andere Aufgaben als ein 

Unternehmen hat. Die Bewertung von Grundstücken ist 

viel, viel schwieriger, genauso aber auch die Bewertung 

von Pensionsrückstellungen. Wir bewerten ja auch nicht 

unsere Einnahmen, die wir in den nächsten Jahren ganz 

sicher haben seitens des Finanzausgleiches und seitens 

der eigenen Gebarung.  

Das heißt, es machen viele Vorgangsweisen, die für 

Unternehmen Sinn machen, für Kommunen und insbe-

sondere für die Stadt Wien keinen Sinn. Und es macht 

schon gar keinen Sinn, dass man, wenn im Vermögen 

der Stadt Wien eh schon 17 Milliarden EUR negatives 

Eigenkapital ausgewiesen werden, das künstlich erhöht, 

indem man die Pensionsrückstellungen in 2 Jahren um 

4,5 Milliarden EUR erhöht, und zwar Pensionsrückstel-

lungen, die in dieser Art und Weise niemals stattfinden 

werden. Ich würde mir wünschen, dass wir auch das 

überdenken. Wenn wir schon eine Vermögensbilanz der 

Stadt Wien machen und wenn wir schon Pensionsrück-

stellungen machen, dann bitte mit Augenmaß!  

Vielleicht noch ein letzter Satz zu den Pensionsrück-

stellungen: Wir haben Pensionsrückstellungen für den 

Krankenanstaltenverbund - jetzt Gesundheitsverbund -, 

obwohl wir keinen einzigen Euro aus dem Budget der 

Stadt Wien für Pensionen im Wiener Gesundheitsver-

bund zahlen. Diese werden vom Wiener Gesundheits-

verbund getrennt bezahlt, möglicherweise von uns ir-

gendwie refundiert im Sinne des Betriebskostenzuschus-

ses. Aber der Gesundheitsverbund zahlt die Pensionen. 

Und wenn wir die Anlagen des Gesundheitsverbundes 

und auch alles, was sonstiges Eigentum des Gesund-

heitsverbundes ist, nicht in unsere Vermögensbilanz 

aufnehmen, warum nehmen wir dann Pensionszahlun-

gen, die wir als Stadt Wien überhaupt nicht tätigen, in die 

Vermögensbilanz der Stadt Wien auf? Da ist meines 

Erachtens viel inkonsistent, und das sollten wir bereini-

gen, damit wir auch seitens der Stadt Wien auf einen 

wirklichen Vermögensbestand kommen, der in etwa der 

Realität entspricht. - Ich danke sehr.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren die sechs Minuten. Als nächster Redner zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Grießler. Selbstgewählte 

Redezeit sechs Minuten, gesamte fraktionelle Restrede-

zeit neun Minuten. Nur zur Orientierung: Ein Redner 

kommt dann noch. Ich stelle Ihnen die sechs Minuten 

ein, und dann sind Sie schon am Wort. Bitte.  

GR Markus Grießler (ÖVP): Sehr geehrte Frau Vor-

sitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte 

Damen und Herren am Livestream und hier im Plenar-

saal! 

Es ist dies meine zweite Budgetverhandlung, und ich 

stehe hier mit einem Déjà-vu-Erlebnis in zweierlei Hin-

sicht. Zunächst, lieber Udo Guggenbichler, ist das der 

letzte Rundumschlag von dir, der bei dieser Argumenta-

tion natürlich auch immer wieder ein Hinhacken auf die 

Wirtschaftskammer beinhalten muss, wenn es darum 

geht, dass die Wirtschaftskammer die Beiträge eintreibt 

und sie auch an die Wirtschaftskammer Österreich wei-

terleiten muss.  

Kleine Berichtigung dazu: Die Wirtschaftskammer 

Wien hat schon zu Beginn der Pandemie die Möglichkeit 

der Stundung, aber auch der Einstellung der Mitglieds-

beiträge, sprich, der Grundumlage, möglich gemacht und 

gleichzeitig einen Beschluss gefasst, dass die Beträge 

nur in dem Ausmaß, wie sie verhältnismäßig eingezahlt 

worden sind, an die Landeskammern und auch an die 

Bundeskammer weiterzuleiten sind. Das ist das Procede-

re, so wie es in den letzten beiden Budgetverhandlungen 

und auch in der Wirtschaftskammer gelebt worden ist.  

Das eigentliche Déjà-vu-Erlebnis ist aber die Situati-

on im Tourismus, auf die ich als Tourismussprecher 

natürlich eingehen muss und möchte. Man sieht im Un-

terschied zum letzten Mal zwar, dass in der Wirtschaft 

wohl ein gewisser Wirtschaftsaufschwung stattgefunden 

hat, der aber leider speziell den urbanen touristischen 

Bereich in keiner Art und Weise mitnehmen konnte. Die 

Restaurants und Gasthäuser sind jetzt wieder geschlos-

sen. Wir sind im Lockdown. Jetzt ist eigentlich die Zeit, in 

welcher Ganslessen und Weihnachtsfeiern möglich ma-

chen sollen, dass auch Urlaubsgehälter und die Boni für 

die Mitarbeiter erwirtschaftet werden. All das ist im Mo-

ment jedoch nicht möglich. Die Hotellerie hat zugesperrt, 

und somit kommen auch die Gäste, die ihre Adventur-

laube und ihre Weihnachtsurlaube hier geplant haben, 

nicht nach Wien. Wir können nur hoffen, dass diesbezüg-

lich kein Gewöhnungseffekt eintritt. Und wir müssen 

Anreize schaffen, dass zumindest für die nächsten Jahre 

Vorsorge getroffen wird, dass unsere Gäste wieder in die 

Stadt kommen.  
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Die für uns so wichtige Ballsaison, die die Monate 

Jänner und Februar für die Hotellerie immer zu erfolgrei-

chen Monaten gemacht haben und die in Summe 140 

Millionen EUR an Wertschöpfung für die gesamte Wiener 

Wirtschaft bringt, wird de facto nicht stattfinden. Und 

auch die übrigen Freizeitbetriebe müssen halt leider zum 

überwiegenden Teil geschlossen bleiben und können 

ihre Dienstleistungen nicht anbieten.  

Kurzum: Die für Wien so wichtige Tourismusbranche 

liegt nach einem kurzen Aufschwung, der im Spätsom-

mer und im Frühherbst begonnen hat, leider wieder auf 

dem Boden.  

Die gute Nachricht ist jedoch, dass die Branche in 

diesen 20 Monaten der Krise gezeigt hat, dass sie auch 

einer Krise wie dieser trotzen kann. Und etwas ist jedem 

klar: Es ist kein einzelnes Hotel, kein spezielles Restau-

rant oder eine bestimmte Sehenswürdigkeit, die Wien als 

Destination ausmacht, sondern es ist der gesamte 

Strauß an Unterkünften, an gastronomischen Angeboten 

und Attraktionen, was zusammen und gemeinsam Wien 

ausmacht und hoffentlich in Zukunft auch ausmachen 

wird.  

Woran liegt es nun, dass nach mehr als 20 Monaten 

nahezu Totalausfall die Wiener Tourismuswirtschaft trotz 

aller Unwägbarkeiten immer noch funktions-, überlebens- 

und vor allem zukunftsfähig ist? - Die Wiener Stadthotel-

lerie hat in den vergangenen Jahren außerordentlich gut 

gewirtschaftet und Reserven aufgebaut. Das ist etwas, 

was in den kommunalen Bereichen ja nicht so gut gelun-

gen ist. Der Mix aus den verschiedensten Hilfsmaßnah-

men, die vom Bund ausgeschüttet wurden, und nun 

kurzfristig auch wieder in Kraft gesetzt beziehungsweise 

verlängert wurden, gepaart aber auch mit den zugege-

benerweise wirklich wichtigen Impulsen der Stadt wie der 

Aufstockung des Vienna Meeting Fund haben ihres dazu 

beigetragen, dass die Branche immer noch da ist und 

dass es der Branche zukunftsorientiert immer noch gut 

geht. 

Das bringt mich zu einem Punkt: Es ist heute schon 

sehr viel und vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

gedankt worden. Ich möchte mich vor allem dafür be-

danken, dass die Wiener Wirtschaftstreibenden so viel 

Enthusiasmus, Kraft, Energie und Optimismus in unsere 

touristische Zukunft stecken, dass wir gemeinsam mit 

positiven Gedanken in diese Zukunft gehen können. 

Dafür danke ich jeder einzelnen und jedem einzelnen der 

in diesem Bereich Tätigen.  

Etwas hat uns diese Krise gelehrt: Es geht nur mitei-

nander. Genauso wie der Tourismus in Wien eine Me-

lange aus den verschiedensten Wirtschaftsbereichen ist, 

so ist auch der Weg in unsere touristische Zukunft eine 

Mischung aus den verschiedensten Initiativen, die der 

Bund aufgesetzt hat und die wir hoffentlich gemeinsam 

mit der Stadt aufsetzen können und aufsetzen werden 

und auch weiterhin nutzen dürfen.  

Deshalb möchte ich mit ein paar Ideen und Wün-

schen für die gemeinsame touristische Zukunft schlie-

ßen. Wir fordern die Tourismuszonen immer wieder und 

sehr intensiv, weil das nicht nur eine Bürde sein soll für 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im Handel tätig 

sind, sondern weil das auch eine Chance sein soll, neue 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu finden. Wir wünschen 

uns eine Redimensionierung der Ortstaxe, eine Unter-

stützung der Gastronomie, wenn sie wieder aufsperrt, 

und auch eine Unterstützung der Öffnung am Sonntag, 

wenn es am 19.12. in den Endspurt geht für den Wiener 

Handel und den Wiener Tourismus. - In diesem Sinne 

sage ich: Danke schön.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren 6 Minuten, die fraktionelle Restredezeit be-

trägt jetzt nur noch 3 Minuten. Als nächster Redner zu 

Wort gemeldet hat sich Herr GR Florianschütz. Die 

selbstgewählte Redezeit beträgt 9 Minuten, die fraktio-

nelle Restredezeit wären 21 Minuten. Ich stelle ihnen auf 

jeden Fall einmal schon die 9 Minuten ein. Bitte, Sie sind 

am Wort. 

GR Peter Florianschütz, MA, MLS (SPÖ): Frau Vor-

sitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Liebe Zuschauerinnen und Zu-

schauer! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 21 

Minuten Redezeit ist verführerisch, aber ich werde das 

nicht ausnützen.  

Europa ist oftmals etwas Abstraktes, und ich werde 

mich heute bemühen, das herunterzubrechen auf eine 

konkrete Praxis. Was heißt das? Was bedeutet Europa 

für uns und unsere Tätigkeit? Und was bedeutet Europa 

für Wien? - Ich fange an mit drei Berichten aus den letz-

ten Sitzungen des Ausschusses für europäische und 

internationale Angelegenheiten. Einer davon war der 

Bericht zum europäischen Green New Deal betreffend 

ein klimaresilientes Europa, und ich bringe Ihnen aus 

dem Geschäftsstück die Begründung, warum das in der 

Europäischen Union und bei uns im Ausschuss auf die 

Tagesordnung gesetzt worden ist: Weil der Klimawandel 

längst begonnen hat, müssen wir die Welt resilienter 

machen, und das gilt natürlich global. Das gilt für Europa, 

und das gilt auch für Wien.  

Was ist geschehen? - In den Jahren 2018 und in Fol-

ge im Mai und im Juli 2020 hat eine öffentliche Konsulta-

tion in Europa stattgefunden, um sich mit der Frage 

Klima und dem New Green Deal auseinanderzusetzen. 

Dazu kann ich Ihnen berichten, dass der Art. 7 des 

Übereinkommens von Paris dazu geführt hat, dass die 

Maßnahme Nr. 13 des Ziels für nachhaltige Entwicklung 

in EU-Recht umgesetzt worden ist. Das klingt nach we-

nig, ist aber viel, weil das damit ein Rechtsbestandteil 

der Europäischen Union geworden ist und damit auch 

eine Bindung der Gebietskörperschaften in Österreich 

besteht. Das freut nicht nur mich, sondern auch meine 

Kolleginnen und Kollegen im Bereich des Umweltres-

sorts.  

In diesem Zusammenhang ist Wien eine Umweltmus-

terstadt. Sie entwickelt sich als solche weiter, und ich 

bedanke mich ausdrücklich beim zuständigen Herrn 

Stadtrat für Klima und Umweltschutz Jürgen Czernohor-

szky, dass er auf der letzten Klimakonferenz war und 

dort die Interessen der Stadt Wien vertreten hat. Auf 

Bundesebene war man am Anfang ein bisschen zöger-

lich, es wurde dann aber doch zugestimmt. Wien war nie 

zögerlich, sondern hat den Umweltschutz massiv vertre-
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ten, und dafür danke ich dem Ressort, den Mitgliedern 

des Ausschusses und insbesondere dem zuständigen 

Herrn Stadtrat vielmals.  

Zur europäischen Garantie für Kinder: Wir haben 

darüber auch im Ausschuss berichtet. Es wurden sechs 

zentrale Dienstleistungen für bedürftige Kinder in Europa 

definiert, betreffend welche empfohlen wird, diese jeden-

falls und unbedingt umzusetzen. Das gehört zur Säule 

der sozialen Rechte, und darüber haben wir in diesem 

Bereich schon mehrfach gesprochen.  

Ich sage Ihnen jetzt, worum es dabei geht: Es geht 

um einen effektiven und kostenlosen Zugang zur früh-

kindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung, zu Bil-

dungsangeboten und schulbezogenen Aktivitäten, zu 

zumindest einer gesunden Mahlzeit pro Schultag und zur 

Gesundheitsversorgung. Weiters geht es um einen effek-

tiven Zugang zu gesunder Ernährung und zu angemes-

senem Wohnraum. 

Wenn man sich das so anhört, dann findet man sich 

in Wien als einer sozial textierten Stadt wieder, denn in 

Wien haben wir all das. Jedenfalls sind wir bei der Frage 

des gesunden Mittagessens und einer gesunden Mahl-

zeit pro Tag auf dem richtigen Weg. Die Fortschrittskoali-

tion hat sich ja vorgenommen, dass wir das umsetzen 

und pro Jahr zehn weitere Schulen als betreute Ganz-

tagsschulen einsetzen werden. Das kann man beschleu-

nigen, das ist aber jedenfalls eine phantastische Leis-

tung, und ich danke dem Herrn Vizebürgermeister und 

der Stadt Wien, dass sie sich in dieser Art und Weise um 

die Kinder kümmern. Wir sind stolz auf Wien und auf 

das, was wir erreicht haben, und wir sind besonders stolz 

auf das, was wir noch erreichen werden. Diesbezüglich 

bin ich sehr optimistisch und schaue zuversichtlich in die 

Zukunft.  

Hintergrund dieser Kinderrechtsgarantie ist die Kin-

derarmut in Europa. In Europa sind 18 Millionen minder-

jährige Personen von Armut und Ausgrenzung gefährdet. 

In Österreich waren das 350.000 Minderjährige, das ist 

eine Armuts- und Ausgrenzungsquote von 22 Prozent. 

Dieser Prozentsatz ist in Wien natürlich höher, weil Wien 

die einzige wirkliche Großstadt in Österreich ist. Hier gibt 

es 144.000 von Armuts- und Ausgrenzungsgefährdung 

betroffene Kinder und Jugendliche, das sind 37 Prozent. 

Das zeigt uns auch, wie wichtig es ist, in dieser Stadt 

offensiv Sozialpolitik zu betreiben. Diesbezüglich treffen 

sich die Bemühungen des Sozialstadtrates mit den Be-

mühungen der Europäischen Union und mit den Bemü-

hungen, die wir setzen, um diese Vorgaben der europäi-

schen Ebene bei uns umzusetzen. Und ich wünsche 

Peter Hacker alles Gute bei seinem Kampf gegen Kin-

derarmut in Wien! - Das ist ein Schwerpunkt der Fort-

schrittskoalition und zeigt uns, dass meine Überlegung, 

die kritisiert wurde, richtig ist: Nicht wir müssen uns über-

legen, ob wir sozial textiert sind, sondern die Bundes-

ebene muss ihre gesetzlichen Bestimmungen dement-

sprechend anpassen, um Armut nachhaltig zu bekämp-

fen. 

Meine Kollegin Bakos und Herr GR Kunrath haben 

bereits auf die Diskussion zur Zukunft Europas hinge-

wiesen. Das ist eine wichtige Frage, ich möchte dabei 

jetzt aber nicht ins Detail gehen. Es ist bereits ausführlich 

und richtig darüber berichtet worden. Ich denke nur, dass 

es eine Chance ist, die wir gemeinsam ergreifen sollten. 

Wir haben das hier im Ausschuss gemeinsam über alle 

Fraktionsgrenzen hinweg beschlossen. Daher noch 

einmal der Appell an alle Fraktionen, dazu beizutragen, 

dass es zu einer grundsätzlichen Diskussion zum Thema 

Europa und der europäischen Ebene kommt, um ge-

meinsam daran zu arbeiten und insbesondere auch der 

Bevölkerung zu ermöglichen, mit uns gemeinsam Über-

legungen zur Zukunft Europas anzustellen und das auch 

in einen gesamteuropäischen Prozess einzubringen. 

Dazu werden wir ja gemeinsam bei der Europadebatte 

im Jänner noch entsprechende Aktivitäten setzen, dar-

über werden wir dann ausführlich berichten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 

mich, wenn wir gerade von Europa reden, noch etwas 

Wichtiges erwähnen. Dieses Thema passt zur General-

debatte, zur Spezialdebatte und zum Thema Finanzen, 

nämlich die Frage der Fiskalkriterien. Herr Stadtrat! Du 

hast dich sehr bemüht, auf europäischer Ebene die Fra-

ge der Finanzkriterien - Golden Rule, und so weiter - 

unterzubringen, und zwar, wie ich vernommen habe, 

erfolgreich. Wir wurden gehört. Wir haben uns noch nicht 

durchgesetzt, aber gut Ding braucht Weile, und wir sind 

auf dem richtigen Weg. Diesfalls danke ich wirklich viel-

mals für die Bemühungen des Ressorts, auf europäi-

scher Ebene mit anderen Städten gemeinsam für eine 

nachhaltige Finanzierung der Gebietskörperschaften in 

Europa zu sorgen. Das ist die Grundlage von all dem, 

was ich gerade besprochen habe. - Danke und viel Glück 

und Erfolg für deine Bemühungen! 

Nun zu einem Thema, das wenig erfreulich ist, das 

man aber trotzdem gerade auch aus menschenrechtli-

cher Sicht ansprechen muss. Jetzt, heute, in diesen 

Tagen ist an der Grenze der Europäischen Union ein 

humanitärer Notstand ausgebrochen. Viele Flüchtlinge 

aus Weißrussland sind an der polnischen Grenze und 

harren der Hilfe. Das ist ein schwieriges Kapitel, etwas 

ist aber unstrittig: Die Europäische Union ist der Ort des 

Rechts, der Freiheit und der Menschenrechte. Wir sind 

verpflichtet, diesen Menschen zu helfen, und ich weiß, 

dass wir uns zumindest weitgehend darüber einig sind, 

dass das auch geschehen soll. Demzufolge richte ich 

hier einen Appell an die Verantwortlichen der Bundesre-

gierung und der Europäischen Union, dafür zu sorgen, 

dass die Menschen, Männer, Frauen und Kinder, die dort 

in Not sind, nicht allein gelassen werden, sondern dass 

ihnen geholfen wird und dass sie unterstützt werden. 

Und als Menschenrechtsstadt sind wir das diesen Leuten 

auch schuldig und verpflichtet, das laut zu sagen, meine 

Damen und Herren!  

Die Redezeit geht dem Ende entgegen. Ich habe 

versprochen, die 21 Minuten nicht auszunützen. - Ich 

bedanke mich herzlich bei dir, lieber Herr Stadtrat, für die 

Unterstützung des Ausschusses in seiner Tätigkeit durch 

dich und durch dein Büro. Besonders danke ich unserer 

lieben Freundin Anni Kittinger und ihrem Team, die uns 

immer hervorragend versorgen, wie man fast sagen 

kann. Bei der MA 27 bedanke ich mich bei Kollegen 
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Pospischill und seiner Kollegin, stellvertretend für die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Bei der Magistratsdirek-

tion für Internationales bedanke ich mich bei Alena Sirka-

Bred und ihrem Team. Und nicht zuletzt, meine Damen 

und Herren, gilt mein Dank den Mitgliedern des Aus-

schusses für europäische und internationale Angelegen-

heiten für die konstruktive und sachliche Zusammenar-

beit, die es uns ermöglicht hat, viele Themen gemeinsam 

abzudecken. - Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Das waren 

knapp zehn Minuten Redezeit. Als nächster Redner zu 

Wort gemeldet hat sich Herr GR Taborsky, und die frak-

tionelle Restredezeit beträgt drei Minuten. Bitte, Sie sind 

am Wort. 

GR Hannes Taborsky (ÖVP): Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! 

Ich werde versuchen, mich daran zu halten. Ich 

möchte kurz auf meinen Vorredner replizieren. Selbst-

verständlich sind wir der Ansicht, dass Menschen huma-

nitär geholfen werden muss. Ebenso wie wir für Seenot-

rettung im Mittelmeer sind, meinen wir, dass man jenen 

Menschen helfen muss, die dort in den Wäldern aushar-

ren. Etwas ist aber auch klar zu sagen: Eine Seenotret-

tung im Mittelmeer darf nicht gleichzeitig zu einem Ticket 

in die Europäische Union führen, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, und genauso ist das dort zu sehen. 

Das heißt, ich gehe davon aus, dass Sie Kontakt mit 

dem dortigen Diktator aufnehmen und dafür sorgen wer-

den, dass wir Zugang zu diesen Menschen bekommen, 

um sie dort entsprechend zu versorgen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zahlen 

sind in Budgets der in Zahlen gegossene politische Wille. 

Dieser fehlt im internationalen Bereich wie in vielen an-

deren Bereichen in diesem Budget. Sicherheit in der 

Europäischen Union ist die Grundvoraussetzung für alle 

anderen Freiheiten. Die ÖVP in der Bundesregierung hat 

auf die großen Herausforderungen, die diesbezüglich 

anstehen, reagiert. Innenpolitisch haben dadurch wir für 

Sicherheit gesorgt, dass wir 100 Personen des Innenmi-

nisteriums als Sicherheitskräfte im Ausland haben, au-

ßenpolitisch geschieht das durch Kräfte des Bundes-

heers. Trotzdem ist ein Thema ungelöst, nämlich die 

Frage der Sicherheit an den EU-Außengrenzen, wie 

mein Vorredner bereits gesagt hat, und diese vielen 

Konfliktfelder haben ein neues zwischen Polen und Bela-

rus dazubekommen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Europa ist 

ein reicher Kontinent, und die Europäische Union ist ein 

reicher Staatenbund. Leider schaffen es Regierungen 

rund um uns nicht, ihrer Bevölkerung eine Zukunftsper-

spektive zu geben. Deswegen müssen wir unseren eu-

ropäischen Raum, der ein hervorragendes Sozialsystem 

hat, der wirtschaftliches Wachstum aufweist und seinen 

Bürgern Freiheit und Unversehrtheit garantiert, vor un-

kontrollierten Flüchtlingsströmen schützen, die eine 

Bedrohung für all diese Freiheiten darstellen.  

Was macht die Stadt Wien in diesem Zusammen-

hang? Einladungspolitik durch erhöhte Mindestsiche-

rung, Förderungen für einschlägige Kulturvereine ohne 

Zielvorgaben und eine Sicherheitsinitiative von hilflos 

Rad fahrenden Sozialarbeitern, um messerstechende 

Migrantengruppen einzufangen. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, das sind die falschen Signale in 

diesem Zusammenhang.  

Wir fordern deshalb in einem Antrag zur Solidarität 

mit Polen auf, dass man das macht, was derzeit EU-

Beschlusslage ist, meine sehr verehrten Damen und 

Herren. Wir fordern, dass sich Österreich und auch die 

Stadt Wien daran beteiligen, Schutz an den Grenzen zu 

bieten, damit ein Diktator, der hybride Kriegsführung 

betreibt, nicht gewinnt und Flüchtlinge zur Destabilisie-

rung der Europäische Union einsetzt, damit eine neue 

deutsche Bundesregierung, die farbenfrohe Zuwande-

rungspolitik auf ihre Fahnen geheftet hat, nicht der neue 

Weg ist. Die Österreicherinnen und Österreicher, die 

Wienerinnen und Wiener können sich auf die ÖVP ver-

lassen, auf Bundeskanzler Schallenberg und Bundesmi-

nister Nehammer. Wir haben einen Antrag gestellt, dass 

auch die Wiener Stadtregierung vor dem Hintergrund der 

aktuellen Situation an der polnisch-belarussischen Gren-

ze für einen effektiven Schutz der EU-Außengrenzen 

eintritt, und unterstützen die diesbezüglichen Bestrebun-

gen und Maßnahmen der Bundesregierung auf nationa-

ler und internationaler Ebene. - Ein herzliches Danke-

schön.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Die tatsächli-

che Redezeit war 3 Minuten 28 Sekunden, das wird sich 

ausgehen. Danke für den Antrag, danke auch für die 

Desinfektion. - Als Nächster ist Herr Amtsf. StR Hanke 

zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Amtsf. StR KommR Peter Hanke: Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! 

Ich danke Ihnen und euch für diese intensive Debat-

te. Ich glaube, es ist eines klar geworden, Corona und 

die Klimaneutralität 2040 sind bestimmende Themen. 

Um die haben wir uns zu kümmern, um die haben wir zu 

kämpfen, dort haben wir zu zeigen, dass die Zukunft der 

Stadt stattfindet und dass es gilt, einen Generationsver-

trag mit den Jungen abzuschließen. In dem vorliegenden 

Voranschlag für die nächsten beiden Jahre finden Sie 

genügend Argumente, Projekte und Inhalte, um das 

wirklich leben zu können. Und in der Form freue ich mich 

auf das, was auf uns zukommt.  

Wenn ich die Debatte nicht zusammenfasse, glaube 

ich, mache ich uns allen eine Freude. Wenn ich aber im 

Sinne der Sache kurz zusammenfassen darf und noch 

einmal auf Kollegen Gara eingehe: Takeda ist wirklich 

ein gutes Beispiel dafür, wo genau diese Themen der 

Zukunft - Life Science, wirtschaftliche Entwicklung, 

Standortunterstützung - zusammenkommen und dass wir 

uns nämlich dann auch im internationalen Wettbewerb 

mit anderen durchsetzen können, weit über Europa hin-

aus. Und es ist, glaube ich, schön, dass das gelungen 

ist.  

Unseren grünen Freunden darf ich vielleicht zurufen, 

ich würde mich sehr freuen, wenn dieses Thema kom-

plexe Stadtentwicklung auch ein Stück weit gemeinsam 

gelebt wird. Ich weiß, dass manche Themen vielleicht 

aus Ihrem Blickwinkel schwierig sind, nur, wir alle wollen 

den Wohlstand erhalten, wir alle wollen ein prosperie-
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rendes Wien sehen. Und deshalb ist es einfach notwen-

dig, hier an gewissen vernünftigen Stellschrauben zu 

drehen.  

Und in Richtung FPÖ: Bitte auch noch einmal, die 

Pandemie wird dann zu Ende sein, wenn wir es wirklich 

wollen. Und es wäre doch schön, wenn wir dieses Wol-

len von Ihren Vertretern und Vertreterinnen ein Stück 

weit mitentwickelt bekommen. Wir hängen in Europa ein 

Stück weit zurück mit unserer Impfquote, es wäre doch 

schön, wenn wir hier aufholen und für uns alle und für 

den Nächsten etwas Gutes tun.  

Bei der ÖVP darf ich nur sagen, ich freue mich sehr, 

wenn wir uns über wirtschaftlich Dinge im Detail unter-

halten können, ich bin nur manchmal erschrocken, in 

welcher Allgemeinheit, insbesondere bei der Generalde-

batte das dann erfolgt, wo nämlich wieder die alten Züge 

Bund gegen Land gespielt werden und man mehr über 

den Bund spricht als über die Stadt. Ich habe mir erlaubt, 

in meinen 40 Minuten eigentlich nicht den Bund anzu-

sprechen, sondern diese Stadt, die mir am Herzen liegt, 

und ich würde mich sehr freuen, wenn das von Ihrer 

Seite auch getan wird. Auch ich hätte vieles anzubieten, 

zum Thema Steuerreform, zum Thema politischer Um-

gang oder zur Corona-Politik. Ich habe es gelassen, 

belasse es auch jetzt bei dieser Kurzfeststellung und 

wünsche für die weitere Debatte alles Gute.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zur Ge-

schäftsgruppe Finanzen, Wirtschaft, Arbeit, Internationa-

les und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung 

mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe 

Klima, Umwelt, Demokratie und Personal.  

Ich schlage vor, die Debatte zu dieser Geschäfts-

gruppe mit Postnummer 8, das ist der Wirtschaftsplan 

der Unternehmung Wien Kanal für das Jahr 2022, ge-

meinsam durchzuführen, die Abstimmung über die Vor-

anschläge der Bundeshauptstadt Wien für die Jahre 

2022 und 2023 sowie über den Wirtschaftsplan Wien 

Kanal jedoch getrennt vorzunehmen. Wird dagegen ein 

Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich darf die 

Damen und Herren des Gemeinderates ersuchen, so 

vorzugehen.  

Wir kommen nur zur Beratung der Geschäftsgruppe 

Klima, Umwelt, Demokratie und Personal. Zu Wort ge-

meldet ist Herr GR Guggenbichler, ich erteile es ihm. 

Selbstgewählte Redezeit zehn Minuten, die ich jetzt 

einstelle.  

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ja, Herr Stadtrat, Sie hätten es in der Hand, den 

Wienerinnen und Wienern etwas Gutes zu tun. Sie hät-

ten es in der Hand, für weniger Armut in dieser Stadt zu 

sorgen. Sie hätten es in der Hand, wirklich drauf zu 

schauen, dass wir in Wien auf Grund dieser Belastung, 

die auch im Bund kommt, die Wienerinnen und Wiener 

entlasten können. Sie hätten es in der Hand, wenn Sie 

dafür sein würden, dass dieses unsägliche Valorisie-

rungsgesetz geändert wird, das die SPÖ mit alleiniger 

Mehrheit beschlossen hat - ich glaube, als sie noch die 

Absolute gehabt haben, wird hoffentlich nie mehr passie-

ren -, aber man sieht ja, was es für eine Auswirkung hat, 

denn immer, wenn die SPÖ alleine regiert, dann wird den 

Bürgern nachhaltig das Geld aus den Taschen gezogen, 

nachhaltig, jedes Jahr wird die Inflationsanpassung ge-

macht. Und ich darf es Ihnen kurz sagen, bis zum Jahr 

2020 haben wir die Müllgebühren um 18 Prozent erhöht. 

Ihr könnt euch alle an eine Situation in der letzten 

Woche erinnern. Die GIS gehört ja überhaupt abge-

schafft, weil es für uns überhaupt nicht einsehbar ist, 

dass mit den GIS-Gebühren Party im ORF-Zentrum 

gefeiert wird, dass da champagnisiert wird. Das müssen 

die Bürger zahlen. Sie müssen nämlich nicht nur ein 

schlechtes Programm finanzieren, sondern auch noch 

champagnisierende Partys für Bonzen und Regierungs-

mitglieder. Und es war ja nicht nur die Bundesregierung 

dort, es war ja auch die Frau SPÖ-Bundesvorsitzende 

Rendi-Wagner dort anwesend, wie man so hört. Sie war 

nur geschickter und hat nicht geschunkelt und sich nicht 

mitfilmen lassen. Aber natürlich waren Sie auch mitten-

drin, und nicht nur dabei, was das betrifft. Und natürlich 

haben Sie auch einen Landesanteil an der GIS-Gebühr, 

wo Sie nicht bereit sind, diesen Landesanteil abzugeben.  

Sie könnten wirklich das Belastungspaket mit der 

asozialen ökonomischen Steuerreform, die die Bundes-

regierung über Österreich drübergestülpt hat, abfedern, 

um für weniger Armut in dieser Stadt zu sorgen. Machen 

Sie aber nicht. Sie könnten die Müllgebühren reduzieren, 

Sie könnten die Kanalgebühren reduzieren, Sie könnten 

die Wassergebühren reduzieren. Aber Sie tun es nicht, 

sondern Sie erhöhen sie jedes Jahr. Und zeigen Sie mir 

bitte eine Wienerin oder einen Wiener, der in den letzten 

Jahren auf Grund seiner Lohnerhöhungen im Schnitt um 

20 bis 25 Prozent mehr Kaufkraft bekommen hat. Auch 

die Mitarbeiter des Magistrates haben es nicht bekom-

men. Aber genau das sind ungefähr die Prozentsätze, 

die Größenordnung, in der Sie die Gebühren erhöht 

haben. Das ist sozialdemokratische Politik, wie wir sie in 

realiter erleben. Das ist nicht das, was in Ihren Partei-

programmen steht. Das ist nicht das, was Sie am Ende 

des Tages im Wahlkampf verbreiten, wo Sie sagen, Sie 

wollen mehr Arbeit und mehr Gerechtigkeit: Sie sackeln 

die Bürger aus und produzieren gleichzeitig Schulden 

und belasten damit auch noch die nächsten Generatio-

nen. Das ist sozialdemokratische Politik, die wir mit die-

sem Budget nicht mittragen können.  

Und deswegen stelle ich auch den Antrag, nämlich 

ungefähr um den Schritt, den Sie in den letzten Jahren 

erhöht haben: Der Gemeinderat spricht sich für eine 20-

prozentige Senkung von Wasser-, Müll- und Kanalge-

bühren aus. Schauen Sie darauf, dass die Ärmsten der 

Armen nicht weiter mit Ihren Gebühren belastet werden.  

Und ich kann mich noch an die rot-grüne Regierung 

erinnern, die ersatzlos den Heizkostenzuschuss von 6 

Millionen EUR gestrichen hat. Wissen Sie, wie sozial Sie 

damals waren? Sie haben den Ärmsten 6 Millionen EUR 

weggenommen und haben gesagt, am Ende des Tages 

könnt ihr einen Energieberater beauftragen, das würden 

wir sponsern und unterstützen. Treffen wir damit zielge-

recht die Ärmsten der Armen oder nehmen wir ihnen was 
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weg? Und jetzt haben wir die Erhöhungen mit der 

Ökosteuer. Jetzt haben wir genau die Erhöhungen im 

Gasbereich, wo es sich die Mieter nicht aussuchen kön-

nen, ob sie jetzt ihre Heizanlage umbauen oder nicht, 

weil es in der Macht des Vermieters liegt, und werden mit 

100 EUR Schmähgeld im Jahr abgefertigt. Das ist asozi-

al, und da ist die Stadt natürlich gefordert, diese armuts-

fördernden Maßnahmen zu kompensieren.  

Ich würde die NEOS auch bitten, dass sie in diesem 

Bereich auf die Sozialdemokratie einwirken, um hier ein 

Stück ihr soziales Herz zu erwärmen. Was mir bei den 

NEOS ein Stück in der Regierungsbeteiligung abgeht - 

eh schon kurz angesprochen -, ist die Intransparenz, die 

hier gelebt wird, die Intransparenz, die nach einer grünen 

Regierungsbeteiligung hier frisch und fröhlich weiterge-

trieben wird. Ich kann mich erinnern, dass gerade im 

Umweltressort die Förderung von Kleinunternehmen und 

Kleinvereinen in den letzten Jahren wirklich in den Aus-

schüssen diskutiert wurde. Seitdem die NEOS dafür 

zuständig sind, gibt es nur mehr Rahmenbudgets. Früher 

haben wir noch reden können, ist es vernünftig oder 

besser, das andere Projekt zu machen, seit die NEOS in 

der Regierung sind, beschließen wir ein Rahmenbudget 

von 450.000 EUR, der Magistrat stellt sich hin und sagt, 

wir werden schon richtig entscheiden, wir werden schon 

tun, denn wir wissen es ja besser als die Politik. Analog 

dazu gesehen bräuchten wir die ganze Finanz- und 

Budgetdebatte nicht, denn der Magistrat könnte es eh 

alleine regeln. Somit schaffen sich leider Gottes die 

Regierung und die Politik von selbst ab, und das mit 

Beitrag der NEOS. Intransparenz wird hier vorangetrie-

ben.  

Auch bei der „umweltberatung“, wo die Kollegin Em-

merling in den letzten Jahren immer gesagt hat, sie kann 

nicht dafür stimmen, da keine einzige Zahl im Voran-

schlag drinnen ist. Was ist mit erster NEOS-

Regierungsbeteiligung? Wir beschließen nicht mehr 

800.000 EUR, nein, wir beschließen fast 3 Millionen. Wir 

beschließen 800.000 für ein Jahr, mit einem Aufschlag 

des Magistrats von 10 Prozent, der möglich ist, und 

beschließen es gleich auf 3 Jahre. Das ist Transparenz. 

Und was kriegt man zur Antwort? Ihr könnt ja danach auf 

der Transparenzdatenbank nachschauen.  

Wenn das die Politik der NEOS ist, muss ich leider 

sagen, Sie haben sich als Partei selbst aufgegeben, Sie 

sind eine Sektion der SPÖ geworden. Offensichtlich 

macht es Ihnen Spaß, ein Stück an der Macht zu na-

schen. Es dürfte Sie in einem Jahr so verändert haben, 

dass von Ihnen als eigenständige Partei nichts mehr 

übrig geblieben ist.  

Wie gesagt, ich bringe den Antrag für eine 20-

prozentige Senkung von Wasser-, Müll- und Kanalge-

bühren ein. Das wäre wichtig zur Armutssenkung in 

dieser Stadt, auch zur Kinderarmutssenkung, auch zur 

Frauenarmutssenkung. 

Und weiters bringe ich den Antrag auf Abschaffung 

des Wiener Valorisierungsgesetzes ein. Gerade diese 

Hoffnung hätte ich mit NEOS-Beteiligung gehabt, dass 

das vielleicht möglich ist. Es gibt eine Mehrheit gegen die 

SPÖ, und ich hoffe, sie wird irgendwann einmal genützt 

werden. - Danke sehr. 

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke, ich 

ersuche um Desinfektion. Als nächster Redner ist Dipl.-

Ing. Gara zu Wort gemeldet. Selbstgewählte Redezeit 

sind zwölf Minuten. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter 

Herr Stadtrat! Geschätzte Frau Vorsitzende! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! 

Ja, die zwei Themen bestimmen im Moment unsere 

Stadt, Corona und das Thema der Klimaneutralität. Das 

sind die Themen. Die Klimaneutralität ist dieses langfris-

tige Thema, mit dem wir uns in der Stadt auseinander-

setzen, und ich hoffe, dass wir Corona hier doch bald 

meistern können. Klimaschutz ist die größte Aufgabe 

unserer Zeit, das, glaube ich, ist allen hier bewusst, und 

der Erfolg wird vor allem in den Städten entschieden, da 

letztendlich in den nächsten paar Jahren mehr als 60 

Prozent der Weltbevölkerung in den Städten leben.  

Wir haben uns deswegen auch ein sehr, sehr ambiti-

oniertes Ziel gesetzt, nämlich diese Klimaneutralität 

2040. Man muss dazusagen, dass Wien jetzt schon im 

europäischen Städtevergleich sehr, sehr gut dasteht, 

denn bei den Pro-Kopf-Emissionen von CO2-

Äquivalenten liegen wir ziemlich im Spitzenfeld, andere 

vergleichbare Städte wie München, Berlin, et cetera 

liegen da deutlich hinter uns. Wir gehen also schon von 

einer ausgesprochen guten Situation aus, daher ist es 

natürlich umso schwieriger, dann im Anstieg zu diesem 

Gipfel diesen Fahrplan auch umzusetzen.  

Wir haben in diesem Doppelbudget auch das 

Klimabudget ergänzt. Dieser Prozess wurde ja seit 2019 

aufgesetzt, ich bin wirklich froh, dass ich damals noch 

aus der Opposition verlangt habe, dass wir in diesem 

Finanzbudget auch ein Klimabudget gemeinsam be-

schließen, dass dies damals aufgenommen wurde und in 

die ersten Schritte gelangt ist. Fakt ist, dass dieser Pro-

zess kein einfacher ist. In Wirklichkeit sprechen wir von 

diesem Klimabudgetierungsprozess und das ist für alle 

absolutes Neuland, vor allem ist es dann Neuland, wenn 

man da wirklich in die Tiefe geht. In die Tiefe gehen, 

heißt, die Methodik zu entwickeln. In die Tiefe gehen, 

heißt, auch die organisatorischen Abläufe zu entwickeln, 

dass nämlich in all den entsprechenden Ressorts des 

Magistrats die Budgetkoordinatoren auch mit etwas 

Neuem konfrontiert sind. Das heißt, dass wir auch ganz 

konkret CO2-Äquivalente von entsprechenden Projekten 

berechnen müssen.  

Jetzt haben wir in diesem Voranschlag eine große 

Liste an Verbesserungspotenzialen definiert. Vieles von 

dem ist noch nicht quantifiziert, da bin ich auch absolut 

Ihrer Meinung, da geht absolut noch mehr, natürlich. 

Aber ich betone noch einmal, das ist dieser erste wirkli-

che Schritt, um hier in eine echte Budgetierung zu kom-

men, und ich möchte schon dazusagen, dass Wien nach 

wie vor das einzige Bundesland in Österreich ist, das 

überhaupt ein Klimabudget hat, also sowohl den finanzi-

ellen Teil als auch den Treibhausgasteil, und dass es 

auch sonst europaweit praktisch keine einzige Stadt gibt, 

die diesen Prozess in diese Richtung aufgesetzt hat.  
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Der Peter Kraus hat das zuerst so als lächerlich 

kommentiert - nichts da -, ich verstehe es eigentlich 

nicht. Ich verstehe eigentlich nicht, dass es auch bei 

vielen Dingen, die die GRÜNEN initiiert haben, jetzt zu 

so einer Kindesweglegung kommt. Und ganz ehrlich, wir 

haben es uns angeschaut und das war schon auch ein 

Thema in eurem Ressort, es gab keinerlei Strukturen, 

um das entsprechend aufzubauen, es gab nicht die Me-

thodik, es gab nicht die Prozesse noch Sonstiges.  

Das ist das, was wir einmal in diesem Jahr geschaf-

fen haben, und natürlich darf man nicht vergessen, dass 

sehr, sehr viele Maßnahmen erst schlagend werden, 

wenn die entsprechenden Regulative vorhanden sind. 

Das bedeutet, wenn die entsprechenden Maßnahmen in 

der Bauordnung vorhanden sind, das bedeutet, wenn wir 

auch im Bereich des Klimaschutzgesetzes diesen nächs-

ten Schritt machen. Das bedeutet, wenn wir auch den 

Klimafahrplan letztendlich fixiert haben, und das ist et-

was, was wir uns für das 1. Quartal 2022 vorgenommen 

haben. Also da sind sehr, sehr viele Vorarbeiten zu leis-

ten, damit dann in der Summe das Klimabudget jene 

Wirkung entfalten kann, die wir uns alle wünschen und 

die auch ganz klar in Richtung des Zielpfades 2040 Kli-

maneutralität zeigt.  

Was haben wir gemacht? Die zwei wesentlichen 

Themenbereiche für die Transformation in Richtung 

Klimaneutralität sind die Wärmewende und die Mobilität. 

Ich höre ja in letzter Zeit von den GRÜNEN eigentlich nur 

noch etwas über die Stadtstraße, alle anderen Themen 

scheinen hier komplett vergessen. Aber der wesentliche 

und wahrscheinlich der schwierigste Bereich der Trans-

formation ist die Wärmewende. Und da sind wir eindeutig 

erstmals einzigartig in Österreich das einzige Bundes-

land, das im Regierungsübereinkommen der Fort-

schrittskoalition ganz klar gesagt hat: Raus aus Gas! 

Und dieser kleine Satz, raus aus Gas, hat im System 

unglaublich viel ausgelöst. Das war davor nämlich nicht 

sakrosankt, das war davor auch noch nicht fix, und erst 

durch diese klare Ansage ist viel passiert.  

Was ist konkret passiert? Die Wien Energie hat eine 

Studie in Auftrag gegeben, Szenarien zu berechnen, wie 

denn ein solcher Klimafahrplan in diesem Kontext für die 

Wien Energie aussehen könnte. Was bedeutet das für 

die Strukturen im Bereich von Strom, Wärme, Kälte und 

Mobilität? Was heißt das für die nächsten 18 Jahre bis 

2040? Und wir haben hier das Ergebnis präsentiert und 

die erfreuliche Nachricht ist, ja, es geht, ja, es wird eine 

Investition von zirka 1 Milliarde EUR pro Jahr bedeuten, 

also knapp 18 bis 20 Milliarden bis 2040, aber gleichzei-

tig ersparen wir uns fast 1 Milliarde an fossilen Energie-

trägern wie Erdgas und Erdöl. Vor dem Hintergrund ist 

es rein aus dieser energetischen Finanzierungsbilanz 

sozusagen ein Null-Summen-Spiel, aber es ist für die 

Stadt etwas Positives, weil die Impulse, die durch diese 

Transformation ausgelöst werden, riesig sind. Sie sind 

riesig im Bereich des Arbeitsmarktes. Hier wird eine 

unglaubliche Nachfrage entstehen und darauf sind wir 

wirklich stolz, denn 40 Prozent des Energieverbrauchs 

bei Haushalten und im Gewerbe fällt eben auf diesen 

Wärmesektor.  

Was in dieser Transformation passieren wird - und 

das haben wir auch ganz genau analysieren lassen - ist, 

wir haben auf der einen Seite eine Reduktion des Pri-

märenergiebedarfs, weil das Energiesystem insgesamt 

effizienter wird, und gleichzeitig eine starke Veränderung 

in Richtung erneuerbaren Strom. Wir haben auf der 

Bundesebene das Ziel, 100 Prozent erneuerbarer Strom 

bis 2030. Also die Elektrifizierung aller Sektoren findet 

statt und wird weiter forciert, und das ist natürlich auch 

ein Weg, den wir in Wien gehen. Wir wissen natürlich, 

dass wir diesen Strombedarf nicht komplett in Wien 

decken können, aber gleichzeitig versuchen wir trotz-

dem, Maßnahmen zu setzen, um diesen erneuerbaren 

Strombedarf entsprechend zu decken. 

Dazu zählt unsere Solarinitiative. Es wurde heute 

auch schon mehrfach angesprochen, aber ich möchte 

das hier noch einmal betonen: Wir schaffen jetzt pro Jahr 

so viel an Photovoltaikflächen, wie wir in den letzten 15 

Jahren in der Summe ausgebaut haben. Die einzelnen 

Institutionen der Stadt, von den Wiener Linien, vom Ge-

sundheitsverbund und von anderen Beteiligungen oder 

Unternehmen sind angehalten, auch entsprechende 

Flächen zu liefern, aufzuzeigen, wo Potenziale entste-

hen. Ein konkretes Beispiel: Es werden bis 2025 knapp 

20 Solarkraftwerke auf den Dächern der Gebäude der 

Wiener Linien errichtet, das sind zirka 70.000 m², das ist 

in der Summe eine Anlage von in etwa 3,5 Megawatt-

stunden Solarstrom. Also Stück für Stück werden überall 

diese Potenziale ganz konkret umgesetzt. Ich finde, das 

ist großartig, das ist in diesem Umfang, in dieser Dyna-

mik noch nie in dieser Stadt passiert, wie es jetzt unter 

der sozial-liberalen oder der rot-pinken Fortschrittskoali-

tion realisiert wird.  

Da möchte ich wirklich auch den MitarbeiterInnen der 

Abteilungen, in dem Fall auch ausdrücklich der MA 20, 

danken, dass hier so viel aufgesetzt wurde. Natürlich 

wurde auch schon in der Vergangenheit einiges geplant, 

das möchte ich überhaupt nicht bestreiten und ich halte 

das auch für gut, das ist ja letztendlich ein langjähriger 

Prozess, der stattfindet, aber ich finde es super, dass 

jetzt auch unter Klimastadtrat Czernohorszky diese Dy-

namik aufgenommen wurde, dass er diesen Ball aufge-

griffen hat, zu sagen, okay, wir gehen diesen Weg. Ich 

glaube, das ist einzigartig, was jetzt hier passiert. Und es 

ist notwendig, sonst werden wir diese Transformation 

nicht schaffen, und darauf bin ich auch wirklich sehr 

stolz, dass wir hier ein so ambitioniertes Programm um-

setzen können.  

Ein anderes Beispiel: Wir haben im Sommer die erste 

Schule im Bildungscampus Seestadt eröffnet, die Liselot-

te-Hansen-Schmidt-Schule, quasi ein klimafittes Leucht-

turmprojekt. Auch das ist schon über die letzten Jahre 

entstanden, zweifelsohne, auch das möchte ich hier nicht 

bestreiten, aber was wir jetzt gemacht haben, ist, wir 

haben gesagt, das wird unser Standard. Unser Standard 

bedeutet, Bildungsbauten sind klimaneutral, unser Stan-

dard bedeutet, Bildungsbauten sollen die Energie, die sie 

brauchen, selbst vor Ort erzeugen, sei es Wärme oder 

sei es Strom, und diese Bauten sind auch intelligent 

vernetzt. Ich finde, das sind ganz, ganz wichtige Leucht-
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turmprojekte, denn genau dort, wo Bildung stattfindet, 

müssen wir auch diese Zukunftspotenziale zeigen. Ich 

glaube, es ist auch für die SchülerInnen eine unglaubli-

che Motivation, in diesen neuen Gebäuden zu studieren, 

zu lernen und zu sehen, was Zukunft letztendlich ermög-

licht. Damit schaffen wir es vielleicht auch, viele dieser 

Kinder darin zu begeistern, in diesem Bereich auch tätig 

zu werden, denn genau diese Kinder und SchülerInnen 

und Lehrlinge brauchen wir für die Zukunft.  

Ich möchte abrunden, wie wir all diese Puzzlesteine 

dieses großen Transformationsprozesses zusammenfüh-

ren. Das ist unsere neue Klima-Governance, denn auch 

das ist erstmalig so, dass es jetzt wirklich über die Stadt 

eine Struktur, eine Organisation gibt, die letztendlich 

über den Klimafahrplan, über das Klimabudget, über 

Klima-Check, und so weiter, und so fort einheitliche 

Strukturen aufbaut, damit wir auch diesen Transformati-

onsprozess, den wir dann in unserem Klimafahrplan 

festgelegt haben, auch in dieser Form schaffen und 

umsetzen können. Und ich bin überzeugt, dass Wien hier 

eine der Leuchtturmstädte sein wird, dass viele nach 

Wien pilgern und sagen werden, wie habt ihr das in die-

sem Zeitraum geschafft. - Danke schön.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Nächste 

Rednerin ist GRin Otero Garcia, und ich erteile ihr das 

Wort. Selbstgewählte Redezeit ist acht Minuten, die ich 

hier einstelle. 

GRin Dipl.-Ing. Huem Otero Garcia (GRÜNE): Sehr 

geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsit-

zende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Dieses Klimabudget ist eine Enttäuschung und ver-

stehen Sie mich bitte nicht falsch: Ich will das, wo die 

Stadt Wien im Bereich Klimaschutz wirklich tätig ist, nicht 

schlechtreden, aber ein Budget besteht bekanntlich aus 

Ausgaben und aus Einnahmen auf der anderen Seite, 

und mich interessiert beim CO2 nicht nur, wie viel CO2 

wir auf der einen Seite einsparen, wenn wir bestimmte 

Investitionen tätigen, sondern mich interessiert vor allem 

auch, wie viel CO2 wir ausstoßen, wenn wir bestimmte 

Investitionen tätigen. Und das fehlt ja komplett.  

Es ist auch kein Wunder, dass das hier fehlt, denn 

das würde bedeuten, dass Sie in dieses Budget schwarz 

auf weiß schreiben müssten, dass wir durch den Bau der 

Donaustadt-Autobahn 100.000 t CO2 in die Luft blasen 

werden, oder auch nicht, je nachdem, ob sich die SPÖ 

dazu entscheidet, auf die richtige Seite der Geschichte 

zu kommen. Sie geben für das Zubetonieren in der Don-

austadt mehr Geld aus, als im kommenden Jahr insge-

samt für Klimaschutzmaßnahmen budgetiert ist, und wir 

werden durch diese Ausgaben 6 Mal so viel CO2 aussto-

ßen, als wir auf der anderen Seite einsparen, oder zu-

mindest das, was quantifiziert ist, diese 18.000 t, die ja 

jährlich eingespart werden sollen. Und da fehlt mir ein-

fach die Vernunft, das geht sich einfach nicht aus und so 

werden wir die Klimaneutralität bis 2040 nicht erreichen.  

Ja, selbstverständlich findet man wirklich gute Projek-

te für den Klimaschutz in diesem Budget. Ich bin auch 

wirklich froh über jede Tonne CO2, die wir einsparen. 

Wärmewende ist wichtig und Photovoltaik ist wichtig, 

aber, meine Damen und Herren, es fehlt der große Wurf. 

Und auch das ist kein Wunder, dass dieser große Wurf 

hier nicht zu finden ist, denn der große Wurf bedeutet, 

dass wir aufhören müssen, Parkgaragen und Autobah-

nen zu bauen, der große Wurf bedeutet, dass wir die 

70er Jahre hinter uns lassen und das System völlig neu 

denken müssen. Der große Wurf bedeutet, dass die SPÖ 

aufhören muss, an die heilige Asphaltigkeit zu glauben. 

Und solange Sie das nicht tun, können wir uns das Ziel 

Klimaneutralität bis 2040 in die Haare schmieren.  

Herr Kollege Gara von den NEOS hat heute schon in 

seiner Rede davon gesprochen, dass Klimaneutralität ein 

Standortvorteil ist und dass Wien gut unterwegs ist auf 

dem Weg, bis 2040 klimaneutral zu werden. Ich muss 

Sie leider enttäuschen, es gibt hunderte Städte in Euro-

pa, die bereit sind, nicht erst 2040, sondern bis 2030 

klimaneutral zu werden und bereit sind, sich dafür eine 

Unterstützung von der EU-Kommission zu holen. Und 

wenn wir nicht Gas geben oder, besser gesagt, vom Gas 

runtergehen, werden wir dieses Ziel nicht erreichen, und 

da werden wir ganz schön blöd schauen. Ich muss an 

dieser Stelle auch in aller Deutlichkeit sagen, der Markt 

wird das Klima nicht retten, das müssen schon wir in der 

Politik tun. Dafür muss die Stadtregierung anfangen, 

damit aufzuhören, das Falsche zu machen und in die 

fossile Vergangenheit zu investieren.  

Ich möchte an dieser Stelle zu einem anderen Thema 

übergehen, das auch mit dem Verkehr zu tun hat, für das 

Sie, Herr StR Czernohorszky, zuständig sind, nämlich 

die Luftqualität in dieser Stadt. Luftverschmutzung kostet 

Menschenleben. In Österreich sterben jährlich 6.000 

Menschen viel zu früh, weil sie schlechte Luft einatmen. 

Menschen, die nicht zusehen werden, wie ihre Kinder 

oder ihre Enkelkinder groß werden. Es sind Menschen, 

die noch viele Pläne gehabt hätten für ihr Leben. Und es 

sind vor allem Menschen, die nichts dafür können, denn 

es ist die Verantwortung der Politik, dafür zu sorgen, 

dass wir saubere Luft zum Atmen haben. Und jedes Mal, 

wenn Sie sich hier herstellen und sich für eine weitere 

Autobahn oder Stadtstraße - nennen Sie es, wie Sie 

wollen - entscheiden, entscheiden Sie sich gleichzeitig 

gegen die Gesundheit und gegen das Leben der Men-

schen in dieser Stadt.  

Die WHO, also die Weltgesundheitsorganisation hat 

im September neue Empfehlungen für Grenzwerte für 

Luftschadstoffe herausgegeben. Und wenn man diese 

neuen Grenzwerte, die auf Basis neuer wissenschaftli-

cher Erkenntnisse zustande gekommen sind, anschaut 

und mit den Luftqualitätswerten vergleicht, die wir in der 

Stadt haben, dann muss man auch zur Kenntnis neh-

men, dass wir nicht nur beim Thema Klimaschutz, son-

dern auch beim Thema Luftqualität ein gewaltiges Prob-

lem haben. Ich finde, es ist endlich Zeit, dass wir das, 

was im Leben wirklich wichtig ist, ins Zentrum aller politi-

schen Entscheidungen rücken, nämlich das Leben selbst 

und die Gesundheit und das Wohl der Menschen. Und 

das vermisse ich leider ein wenig in dieser ganzen De-

batte um Klimaschutz- und Umweltpolitik. Wenn man 

sich diese zwei Fragen „Wie geht’s den Menschen?“, 

„Was brauchen sie, um physisch und psychisch gesund 

zu sein?“ immer vor Augen führt, dann kommen der 
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Klimaschutz und der Umweltschutz von alleine. Denn es 

ist selbstverständlich, dass Klima- und Umweltschutz 

eine Frage der Gesundheit und eine Frage der sozialen 

Gerechtigkeit sind.  

Sehr geehrte Damen und Herren, die Pandemiepoli-

tik der Stadt Wien ist evidenzbasiert. Hier treffen Sie 

Entscheidungen im Austausch mit ExpertInnen aus der 

Wissenschaft. Das halte ich für den komplett richtigen 

Weg, dafür zolle ich Ihnen Anerkennung. Aber nichts 

anderes erwarte ich mir beim Thema Klimaschutz und 

beim Thema Luftqualität, dass Sie auf die Wissenschaft 

hören.  

An dieser Stelle stelle ich auch einen Antrag, dass 

Sie dafür sorgen, dass wir in Wien die Grenzwerte der 

WHO, was die Luftqualität betrifft, auch einhalten, damit 

die Wienerinnen und Wiener saubere Luft zum Atmen 

haben. 

Ich habe einen weiteren Antrag zum Thema Baum-

schutz in dieser Stadt. Es reicht nämlich nicht, sich hin-

zustellen und anzukündigen, dass man neue Bäume 

pflanzen will, man muss schon auch den Bestand schüt-

zen und retten. Da geht es um Bäume, die von Bauvor-

haben betroffen sind und die daran glauben müssen, und 

es geht auch um Bäume, die jetzt bei diesem Wetter 

sehr viel Salz abbekommen. Ich bitte Sie, Sie müssen 

endlich dafür sorgen, dass diese Kontrollen beim Winter-

dienst auch wirklich verschärft werden und dass die 

Winterdienste aufhören, Salz in die Nähe von Bäumen 

zu streuen, damit diese Bäume auch langfristig überle-

ben können in dieser Stadt. Denn wir werden jeden ein-

zelnen Baum brauchen, jeder einzelne Baum ist wichtig 

für den Klimaschutz und für die Klimawandelanpassung 

in dieser Stadt, für die Gesundheit der Wienerinnen und 

Wiener. Aus diesem Grund ersuche ich auch um Zu-

stimmung für den Antrag zum Winterdienst. - Danke.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Zu Wort ge-

meldet ist GR Mantl. Selbstgewählte Redezeit zehn 

Minuten, die ich ihm jetzt einstelle. 

GR Dr. Josef Mantl, MA (ÖVP): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Hoher Gemeinderat!  

Es freut mich, dass ich auch einen Redebeitrag zu 

dieser ungebrochenen, wichtigen Debatte zum Klima-

schutz, zum Umweltschutz halten darf. Denn wir sind uns 

alle einig, der Klimawandel befindet sich nicht im Lock-

down, er ist auch nicht im Homeoffice. Und obwohl die 

Pandemie natürlich weiterhin und leider mehr denn je 

derzeit der Hauptfokus in den Medien, der Gesellschaft 

und selbstverständlich auch in der Politik ist, dürfen wir 

nicht vergessen - und das wissen wir alle -, dass der 

Klimawandel weiterhin so stark drückt und nach der 

Gesundheitskrise wieder ganz nach oben in der Prioritä-

tenliste kommen muss.  

Es ist wichtiger denn je, dass wir gemeinsam nicht 

nur langfristige, sondern sehr wohl auch kurzfristige Ziele 

setzen und diese dann ganz professionell, konsequent 

und strukturiert abarbeiten. Vor allem zum Beispiel ganz 

konkret in der Müllvermeidung, hier sollte die Politik 

stärker ansetzen. In der Hierarchie der Abfallwirtschaft 

steht die Abfallvermeidung an oberster Stelle. Die Ab-

fallmengen werden immer größer, unser gutes Grund-

wasser wird durch schädliche Abfälle verschmutzt und 

unsere Rohstoffe werden weiterhin immer knapper. All 

diese Probleme verschwinden nicht. Es liegt weiterhin in 

unserer Hand, sinnvolle, effektive und zielorientierte 

Maßnahmen zu treffen, um den Klimaschutz in diesen 

Teilbereichen, aber auch ganzheitlich ganz energisch 

weiterhin voranzutreiben, meine sehr geehrten Damen 

und Herren.  

Als neue Volkspartei unterstützen wir überzeugt die 

europäischen Ziele zur Kreislaufwirtschaft. Es müssen 

gemäß Einwegplastikrichtlinie der EU bis 2029 ganze 90 

Prozent der Plastikflaschen in den EU-Mitgliedstaaten 

getrennt gesammelt werden, gleichzeitig muss aber auch 

die generelle Recyclingquote für Kunststoffverpackungen 

bis 2030 auf 55 Prozent erhöht werden. Eine Maßnahme 

allein reicht nicht aus, um die EU-Recyclingziele zu er-

reichen, denn Kreislaufwirtschaft muss ganzheitlich und 

gesamt gedacht werden. Dies belegen auch die Zahlen 

über das Müllaufkommen pro Kopf. Während in Wien 

290 kg Restmüll und nur 4,1 kg Verpackung pro Person 

aufkommen, ist es in Österreich 166 kg Restmüll und 

17,6 kg Verpackung pro Person. Besonders betroffen 

wären unsere kleineren Händlerinnen und Händler, für 

sie bedeutet das einen Verlust an Verkaufsfläche, hohe 

Einführungs- und Betriebskosten, Verlust an Lagerflä-

chen und ein Mehraufwand für das Personal. Noch dazu 

werden in Wien aktuell nur 38 Prozent der PET-Flaschen 

gesammelt, während in Österreich die Quote mit 73 

Prozent deutlich höher ist. 

Den Wienerinnen und Wienern ist jedoch kaum et-

was vorzuwerfen. Sie haben nämlich viel zu wenige 

Möglichkeiten, ihren Plastikmüll entsprechend einfach 

und schnell zu beseitigen. Denn für eine Stadt mit knapp 

2 Millionen Einwohnern sind lediglich 90.000 Behälter für 

Plastikflaschen einfach viel zu wenig. Die Behälter für 

eine getrennte Sammlung müssen dringend ausgebaut 

werden Die Stadt Wien ist hier aufgefordert zu handeln. 

Wien muss beim Mülltrennen an erster Stelle, nicht an 

letzter Stelle sein. Da ist Handlungsbedarf, meine sehr 

geehrten Damen und Herren. Nichtvermeidbare Abfälle 

sollten getrennt werden, so viel wie möglich muss für 

eine Wiederverwendung vorbereitet oder einem Recyc-

ling zugeführt werden. Glas, Kunststoff, Metalle, Altpa-

pier und Bioabfall können großteils recycelt oder verar-

beitet werden. Hier müssen wir einfach mehr Handlun-

gen setzen.  

Ein weiteres wichtiges Thema, dem wir einen Antrag 

widmen, zu dem ich mich schon geäußert habe, und das 

so ungebrochen bedeutend ist, ist die thermische Sanie-

rung. Wir alle wissen ja, was für eine wichtige Maßnah-

me das für einen effektiven und nachhaltigen Klima-

schutz ist, wie sehr das zur Energiekostensenkung bei-

trägt. Wer auf diese klimafreundlichen Sanierungsmaß-

nahmen setzt, der spart ja nicht nur Geld, sondern sorgt 

auch für eine lebenswerte und klimafitte Stadt. Die Sen-

kung des Heiz- und Kühlenergiebedarfs ist für eine ra-

sche und ernst gemeinte CO2-Reduktion unerlässlich. 

Die thermische Wohnhaussanierung ist zudem ein mäch-
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tiger Motor für die Wiener Wirtschaft und den Arbeits-

markt. Und ich möchte es auf Grund der Wichtigkeit 

gerne ein Mal mehr, ein Mal ganz bewusst, ein Mal mehr 

betont sagen: 2009 wurden in Wien gerade einmal 329 

Wohneinheiten, das sind nur 0,3 Prozent von 929.662 

Wohneinheiten gefördert saniert. Die derzeitige thermi-

sche Sanierungsquote bei Gebäuden liegt in Wien deut-

lich unter 1 Prozent. Mir ist dieses Ziel wichtig und ich 

kann es nicht oft genug sagen: Um die europäischen und 

nationalen Klimaziele 2030 zu erreichen, muss Wien die 

Sanierungsquote auf mindestens 3 Prozent steigern. 

Also da sind wir uns, glaube ich, einig, da geht definitiv 

mehr, meine sehr geehrten Damen und Herren.  

Ebenso hat die öffentliche Hand - und das ist unge-

brochen wichtig in der Verantwortung, die wir in der 

Politik, in der Verwaltung haben - in ihrem eigenen Be-

reich eine besondere Vorbildfunktion. Österreich liegt 

beim Energieendverbrauch aus Erneuerbaren bereits 

weit über dem EU-Durchschnitt und nur noch wenige 

Länder, wie beispielsweise Dänemark, Finnland oder 

Schweden, liegen vor uns. Ebenfalls hat Österreich sich 

das Ziel gesetzt, die Treibhausgasemissionen bis 2040 

auf null zu senken und hier spielen die Bundesländer 

einfach eine große Rolle. Wenn wir in den Westen bli-

cken, wie zum Beispiel Vorarlberg, sehen wir, was alles 

möglich ist. Und auch hier muss ich es noch einmal 

sagen, Wien liegt hier im Bundesländervergleich an 

letzter Stelle. Wir haben den geringsten Anteil an erneu-

erbaren Energien, den geringsten Anteil an erneuerba-

rem Strom und die geringste Anzahl an Photovoltaikan-

lagen. Wir müssen also da als Hauptstadt wirklich defini-

tiv aufholen. Eigentlich sollten bis zum Jahr 2030 die 

Stadtverwaltung und die öffentlichen Unternehmen der 

Stadt Wien klimaneutral werden. Das ist doch machbar. 

Das ist realistisch. Diese Klimaneutralität können wir 

konkret erreichen durch Energieeinsparung, durch Nut-

zung erneuerbarer Energien und die Verringerung weite-

rer Treibhausgasemissionen.  

Ich glaube und bin überzeugt davon, dass wir dieses 

Ziel gemeinsam verfolgen wollen, dass die Maßnahmen, 

die wir heute setzen, entscheidend dafür sind, wie unse-

re Stadt morgen aussieht. Wir können derzeit die Verän-

derungen auch gestalten, in ein paar Jahren können wir 

sie höchstens ertragen. Wir müssen diese Verantwor-

tung übernehmen und jetzt mit allen Mitteln, die uns zur 

Verfügung stehen, gegen die Folgen des Klimawandels 

kämpfen. Es ist manchmal so, dass man das Gefühl hat, 

es könnte eine Stadt, ein Bundesland nicht alleine etwas 

verändern. Aber das stimmt nicht, wir haben hier eine 

Vorbildfunktion in unserem Land und, das sehe ich auch 

so, andere europäische Städte schauen erwartungsvoll 

auf unsere Stadt. Es ist also noch nicht zu spät und wir 

müssen ja handeln, damit wir erfolgreich werden, meine 

sehr geehrten Damen und Herren.  

In diesem Sinne wünsche ich uns allen einen schö-

nen, einen nachhaltigen und vor allem einen gesunden 

Advent. - Danke schön.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke für die 

Anträge und ich ersuche noch um Desinfektion. - Zu 

Wort gelangt GR Auer-Stüger, selbstgewählte Redezeit 

zwölf Minuten, die ich jetzt einstelle. 

GR Mag. Stephan Auer-Stüger (SPÖ): Sehr geehrte 

Frau Vorsitzende! Lieber Herr Stadtrat! Werte Kollegin-

nen und Kollegen! 

Ich erlaube mir, in den nächsten Minuten zum Budget 

dieser Geschäftsgruppe zu sprechen, das ist nämlich der 

Verhandlungsgegenstand, das haben nicht alle meine 

Vorrednerinnen und Vorredner gemacht. Das Thema ist 

aber Klimaschutz, auch darüber werde ich sprechen. Ich 

denke, Klimaschutzpolitik in Wien braucht konkretes 

Handeln, das unterscheidet uns von Populismus, es 

braucht aber auch gute Vorbereitung der großen Maß-

nahmen, und wir brauchen die Vernetzung, nicht nur die 

Vernetzung im technischen, energetischen Bereich, 

sondern die Vernetzung mit Dritten, mit Privaten und mit 

Unternehmen.  

Sprich, wir brauchen ganz viel Denkarbeit, und daher 

erlauben Sie mir, dass ich in den nächsten Minuten ein 

paar Spotlights auf die Arbeit der MA 20 werfe. Kollege 

Gara hat sie schon angesprochen, die MA 20, Abteilung 

für Energiepolitik, ist extrem wichtig zur Ausgestaltung 

unserer Klimaschutzpolitik. Wenn man sich die einzelnen 

Budgetposten dieser Abteilung anschaut, dann sieht man 

auch die unterschiedlichen Kapitel, um die wir uns küm-

mern müssen. Es geht zum einen um die Dekarbonisie-

rung unseres Energiesystems, es geht aber auch um 

Maßnahmen der Energieeffizienz, also nicht nur die 

Frage des Einsatzes neuer Energieformen, sondern 

auch, wie können wir es schaffen, dass wir weniger 

Energie verbrauchen, wie schaffen wir den Einsatz er-

neuerbarer Energien und den großen Bereich der Ener-

gieraumplanung. Auch heute schon mehrmals gefallen 

ist der Hinweis auf die Photovoltaikoffensive, den diese 

Regierung gesetzt hat. Das ist ein Beginn, das ist extrem 

wichtig, jedes Dach, das sinnvoll genutzt werden kann, 

müssen wir nutzen, um die Energiewende zu schaffen, 

aber auch hier brauchen wir die Koordination, das Nach-

denken, wie können wir das bestmöglich umsetzen. Und 

das leistet die MA 20.  

Die MA 20 hat auch den Auftrag, die Anlaufstelle zu 

schaffen, wo sich Dritte, Private, aber auch Unternehmen 

ganz konkret mit Fragen hinwenden können: Wie kann 

ich auf meinem Gebäude Photovoltaikanlagen realisie-

ren? Was muss ich beachten? Wie kann ich das auch 

mit der Wien Energie zum Beispiel gemeinsam kombinie-

ren? Auch ganz essenziell ist die Umsetzung von Erneu-

erbarer-Energiegemeinschaften, auch da berät die 

MA 20, wie man das am besten machen kann.  

Ein Erfolgsmodell der letzten Jahre wird weiter aus-

gebaut, der Ökostromfonds, den das Land Wien bereits 

vor vielen Jahren aufgesetzt hat. Hier werden Photovol-

taikprogramme gefördert, aber auch Energieeffizienzpro-

gramme, und im Zuge der Photovoltaikoffensive überlegt 

sich die MA 20 auch neue Förderschienen und auch die 

Möglichkeit, neue Zielgruppen zu erreichen, um unser 

Ziel, das wir ja alle gemeinsam haben, den Ausbau der 

erneuerbaren Energie weiter voranzutreiben. 

Zu den vorher eingebrachten Anträgen zu den Zielen 

2030: Ich halte das Ziel der Klimaneutralität bis 2040 
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schon für sehr ambitioniert, das sind nämlich in Jahren 

gesprochen 19 Jahre. Und vor allem im Bereich der 

Wärme ist es eine extreme Herausforderung, vor die wir 

uns alle gestellt sehen. Das heißt nämlich nichts ande-

res, dass wir in 600.000 Haushalten in dieser Stadt vom 

Gas wegkommen und diese Haushalte mit erneuerbarer 

Wärme versorgen müssen. Und ich glaube, dass das 

Ziel, das wir uns gesetzt haben, das bis 2040 zu schaf-

fen, schon ambitioniert genug ist.  

Auch hier leistet die MA 20 extrem wichtige konzepti-

onelle Arbeit. Es wird ein Konzept finalisiert, auch auf-

bauend auf der bereits erwähnten Studie der Wien Ener-

gie „Wärme & Kälte 2040“, und StR Peter Hanke hat 

heute schon die sehr wichtige Nachricht angesprochen, 

dass nun das 3D-Modell zur Geothermie, zur Erkundung 

unseres Bodens vorliegt. Die Nutzung der Erdwärme 

wird essenziell sein, um dieses Ziel „Raus aus Gas“ zu 

erreichen. Und Sie sehen schon an dieser Wortmeldung, 

wie komplex die Sache ist, nicht nur technisch inhaltlich, 

sondern auch der ganzen Player, die in diesen Bereich 

zusammenzubringen sind. Wir haben die Verwaltung, die 

Unternehmen der Stadt Wien, wir haben die Gebäudeei-

gentümerinnen und -eigentümer, wir haben die Mieterin-

nen und Mieter, die wir hier mitnehmen müssen, die wir 

auch nicht durch etwaige Steuerreformen bestrafen 

wollen, sondern wir wollen alle gemeinsam das Ziel 

schaffen, dass das Wiener Modell, das vor 100 Jahren in 

dieser Stadt begonnen wurde, der soziale Wohnbau, der 

leistbare Wohnbau, gesichert wird und wir es gemeinsam 

in dieses 22. Jahrhundert schaffen, nämlich einen ökolo-

gisch nachhaltigen Wohnbau gemeinsam mit sozialer 

und leistungsgerechter Wohnbaupolitik zu verknüpfen. 

Das ist Aufgabe unserer Klimaschutzpolitik.  

Auch ein Teil des Budgets der MA 20 ist die Beglei-

tung und Umsetzung des partizipativen KIimabudgets in 

den Bezirken. Auf eine Initiative von StR Czernohorszky 

wird dieses nächstes Jahr in drei Pilotbezirken umge-

setzt, im 5. Bezirk, was mich persönlich sehr freut, im 11. 

und im 16. Bezirk, und danach wird evaluiert. Und das 

Spannende an diesem Programm ist wirklich die ge-

meinsame Umsetzung zwischen Politik, Verwaltung und 

den Bürgerinnen und Bürgern, denn für diese partizipati-

ven Klimabudgets werden BürgerInnenräte eingesetzt. 

Das heißt, es ist nicht nur sichergestellt, dass Bürgerin-

nen und Bürger mitentscheiden, sondern die BürgerIn-

nen sind auch repräsentativ in diesen Prozess einge-

bunden und nach diesem Pilotprozess in diesen drei 

Bezirken macht eben die MA 20 im nächsten Jahr die 

Evaluierung, denn das Ziel ist klar, wir wollen das auf so 

viele Bezirke wie möglich ausrollen.  

Zum Klimabudget generell hat Kollege Gara schon 

viel Richtiges gesagt, auch hier arbeitet die MA 20 vor 

allem, was die Methodik betrifft, wie wir unseren CO2-

Haushalt gestalten können, sehr viel mit, und auch das 

ist im Budget vorgesehen. Ich halte aber das Thema 

Energieeffizienz für genauso wichtig. Ich habe es bereits 

am Anfang gesagt, nicht nur die Frage erneuerbarer 

Energien, anderer Energien ist wichtig im Klimaschutz, 

sondern wie können wir es schaffen, weniger Energie zu 

verbrauchen. Und hier ist auch der Schlüssel bei den 

Gebäuden zu sehen, thermische Sanierung. Die Studie, 

die die Wien Energie vorgelegt hat, hat das ja als größ-

ten Hebel unserer Energiepolitik ausgemacht. Wir müs-

sen die Rate der thermischen Sanierung auch in Wien 

erhöhen, das ist klar, und wie das gehen kann, das zeigt 

die MA 20. Wir haben erst vor ein paar Wochen in der 

Seestadt Aspern genau zu diesem Thema, organisiert 

von der MA 20, ein Energieeffizienzforum veranstaltet 

und die MA 20 wird auf diesem Thema drauf bleiben. Ich 

halte das für extrem wichtig.  

Eine weitere Aufgabe, die wirklich nicht zu unter-

schätzen ist in diesem Bereich, ist die Öffentlichkeitsar-

beit der MA 20. Ich weiß schon, dass in den letzten Ta-

gen zu diesem Thema Öffentlichkeitsarbeit immer die 

Emotionen hier im Haus so hochgehen, aber einmal 

davon abgesehen, dass Öffentlichkeitsarbeit teilweise 

auch über Inserate stattfindet, müssen wir uns schon 

bewusst sein, wie wichtig die Öffentlichkeitsarbeit im 

Bereich von Klimaschutz ist, denn die Bewusstseinsbil-

dung dürfen wir nicht unterschätzen. Und wir dürfen auch 

nicht unterschätzen, wie es Menschen geht, wenn sie 

täglich von der Krise hören. Und ich meine jetzt nicht die 

Corona-Krise, sondern ich meine die Klimakrise. Es ist 

mir schon klar, dass man manchmal etwas ohnmächtig 

die Nachrichten im Fernsehen, Zeitung oder Internet 

entgegennimmt: Wie können wir denn das schaffen? 

Und ja, es wird nicht einfach sein, und ja, es braucht 

ganz viele Maßnahmen. Aber wir können es schaffen, 

wir können es aber nur gemeinsam schaffen, und dazu 

brauchen wir auch eine sinnvolle Kommunikationspolitik. 

Das stellt die MA 20 mit ihren Inhalten sicher. Es wird 

auch eine große Kampagne zur Photovoltaikoffensive 

geben, ich finde auch sehr gut die Idee des Solarpreises, 

um innovative Photovoltaikprojekte zu prämieren. Und 

auch das Dekarbonisierungskonzept, das wir vorlegen 

werden, wird entsprechend von der MA 20 kommunikativ 

begleitet.  

Lassen Sie mich zu Schluss noch einen kurzen 

Schwenk zu einer zweiten sehr wichtigen Abteilung ma-

chen, der MA 54, die 54er, die für uns alle einkauft, für 

die Stadt Wien einkauft. Die Stadt Wien kauft ja Le-

bensmittel, Textilien, Möbel, Büromaterial in dem Aus-

maß wie alle privaten Haushalte in Wien zusammen. Das 

heißt, man sieht, welchen Hebel wir hier mit der MA 54 in 

unserer Einkaufspolitik haben, und auch hier setzen wir 

Klimaschutz tagtäglich um. Die MA 54 ist beauftragt, 

gemeinsam mit der MA 22, zu der meine Kollegin Abra-

hamczik sprechen wird, ÖkoKauf 2.0 zu formulieren. 

ÖkoKauf Wien ist ein Programm, das wir seit Jahren 

ausrollen, um ökologischen Einkauf der Stadt Wien si-

cherzustellen. Und wir wollen jetzt noch mehr Gewicht 

auf Energieeffizienz legen, auf Reparaturfähigkeit, 

sprich, die Kreislaufwirtschaft in Wien zu fördern, und 

auch Produkte zu kaufen, wo wir sicherstellen können, 

dass bei ihrer Produktion, aber auch bei ihrer Lieferung, 

bei ihrem Handel Emissionen und gefährliche und toxi-

sche Materialien so weit wie möglich vermieden worden 

sind. Kriterien für die anderen Dienststellen zu entwi-

ckeln, wie das in der Praxis aussehen kann, das ist Auf-
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gabe der MA 54 und auch das ist in diesem Budget vor-

gesehen.  

Und all diese Maßnahmen tragen nicht nur zu mehr 

Klimaschutz und mehr Umweltschutz bei, sondern zu 

mehr Gesundheit und zu mehr Lebensqualität. Das sind 

alles Gründe, die, glaube ich, dafür sprechen, diesem 

Budget zuzustimmen. - Vielen Dank für die Aufmerksam-

keit.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke für die 

Desinfizierung, tatsächliche Redezeit waren elf Minuten. 

- Zu Wort gemeldet ist GRin Matiasek, ich erteile es ihr, 

sobald ich die Redezeit eingestellt habe. 

GRin Veronika Matiasek (FPÖ): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte 

Damen und Herren! 

Gestatten Sie, dass ich, bevor ich zu meinem 

Schwerpunktthema komme, doch ein bisschen was zu 

meinen Vorrednern sage. Ja, Herr Kollege Gara, raus 

aus Gas, mein Herz hängt auch nicht am Gas, aber wie 

gerade mein Vorredner gesagt hat, 600.000 Haushalte in 

Wien sind abhängig davon und es hat ja in Wien fast ein 

bisschen Tradition, vor allem Gas als Heizmittel zu ver-

wenden. Und es ist nicht einfach, da wir einen Mix aus 

sehr vielen Mietwohnungen und Eigentumshäusern 

haben, die ja aus den 60er, 70er Jahren stammen und 

erst in den letzten Jahren unter großem Kostenaufwand 

überhaupt erst von Öl auf Gas umgestellt haben. Viele 

Wohnungen in Gründerzeithäusern sind auch erst vor 

nicht allzu langer Zeit von Holz und Koks und Kohle auf 

Ölheizungen umgestellt worden und dann auf Gashei-

zungen, immer mit sehr viel Kostenaufwand auch für die 

betroffenen Personen verbunden. Und das sind nicht die 

reichen Menschen in dieser Stadt, sondern es sind viele 

Leute, die es sich wirklich vom Mund abgespart haben, 

erst in den letzten Jahren auf ein entsprechendes 

Heizsystem umzusteigen.  

Das heißt, hier wird man schon sehr genau mitverfol-

gen müssen, wie die soziale Auswirkung dieses Um-

stiegs ist, denn eines kann es nicht sein, dass das dann 

wirklich auf den - sage ich einmal - betroffenen Men-

schen kleben bleibt, die das auch kaum zu leisten ver-

mögen und für die das dann wirklich zur großen Kosten-

falle wird. Denn es wird ja jetzt schon alleine mit der 

Anhebung der Energiepreise für viele Menschen das 

Heizen zum Problem werden. Und ich glaube, das müs-

sen wir immer berücksichtigen, dass wir in Wien nicht 

lauter Einfamilienhäuser haben, wo viele Dinge relativ 

leicht technisch zu vollziehen sind, sondern viele Viertel 

wie eben die ganzen gürtelnahen Gründerzeitviertel, wo 

das wohl zum Problem wird. Und es haben sich ja auch 

die betroffenen Personen via Hausverwaltung oder die 

Eigentümer schon selbst erkundigt, wie das denn ist mit 

der Umstellung auf Fernwärme, und in vielen Bereichen 

ist das in der nächsten Zeit überhaupt nicht möglich, so 

die Auskunft der zuständigen Stellen. Also hier wird man 

schon sehr sensibel vorgehen müssen, damit die be-

troffenen Mieter und auch Eigentümer von Wohnungen, 

die jetzt wirklich nicht in den Luxusbereich fallen, nicht 

zum Handkuss kommen.  

Zur Luftqualität, die von der Frau Kollegin Otero Gar-

cia angesprochen worden ist: Ich fühle mich da jetzt nicht 

als Verteidiger der Stadt, aber ich glaube, es gibt wenig 

Städte, die das Glück haben, diese Durchlüftung zu 

haben. Wenn man sieht, wie viele Jogger auch inner-

städtisch unterwegs sind, muss man sagen, wir sind in 

Wien doch mit einer sehr guten Luftqualität gesegnet und 

es gibt vieles, was man schärfer kritisieren könnte als die 

Qualität unserer Wiener Luft, weil die selbst an durchaus 

befahrenen Straßen so beschaffen ist, dass man dort 

gehen kann, ohne Erstickungsanfälle zu bekommen. 

Also da muss man schon einmal einen Vergleich mit 

anderen Städten machen, in Wien sind wir wirklich auch 

durch die geographische Lage sehr gut dran.  

Die Baumpflege ist etwas Wichtiges, aber die Salz-

streuung manchmal auch, denn wir können den Verkehr 

nicht lahmlegen, wenn es zu entsprechenden Wetterein-

flüssen kommt, allerdings muss man auf der anderen 

Seite ja froh sein, dass wir entlang vieler Hauptstraßen 

noch Baumpflanzungen haben.  

Es muss da eine Lösung gefunden werden, dass 

man die Bäume schützt, indem man, was es ja gibt, im 

Herbst solche Vliesauflagen anbringt und dass wir dann 

auf der anderen Seite keine Gefahr für den Verkehr 

haben. Die Leute fahren ja nicht nur zum Spaß durch die 

Gegend, sondern es gibt auch sehr viel Berufsverkehr, 

der einfach unterwegs sein muss. Ich glaube, wichtig ist, 

dass wir bei nahezu jeder Wetterlage in der Stadt sicher 

unterwegs sein können. 

Ein Kollege hat das Umweltverhalten angesprochen, 

das Müllvermeiden und das richtige Entsorgen. Ja, da 

gibt es durchaus Defizite, das ist keine Frage. Trotz 

jahrelanger oder fast jahrzehntelanger Öffentlichkeitsar-

beit der Stadt, die sich sehr drauf konzentriert hat, die 

Inhalte immer sehr witzig an die Bürger zu bringen, ist es 

nicht gelungen, damit alle zu erreichen. Ein gewisser Teil 

ist bestimmt überhaupt nicht erreichbar.  

Eines ist aber schon auch zu bemerken: Ich habe vor 

vielen Jahren schon gefordert, dass diese wichtigen 

Dinge, das Umweltverhalten und da ganz besonders der 

Umgang mit dem Müll - ihn erst gar nicht entstehen zu 

lassen, aber sollte er da sein, ihn auch richtig zu entsor-

gen - unbedingt in das Integrationsprogramm aufge-

nommen werden muss, in die Vermittlung, wie wir hier 

leben, nicht nur, was Sprache und Bildung und sonstige 

Dinge betrifft, sondern da auch das Umweltverhalten mit 

einzubeziehen. Das ist regelmäßig abgelehnt worden.  

Wir können da auch durchaus ein Defizit im Zuwan-

dererbereich festmachen. Das heißt also, Öffentlich-

keitsarbeit erreicht leider nicht jeden. Es ist gerade auch 

von meinem Vorredner von der Öffentlichkeitsarbeit 

gesprochen worden. Ich meine, sie sollte in erster Linie 

seriös und verständlich sein, gerade wenn es um so 

ernste Inhalte geht wie etwa jetzt ein Umschwung in der 

Energieversorgung.  

Ich stelle erfreut fest, dass man im Umweltbereich 

etwas von der sehr gewollt witzigen Öffentlichkeitsarbeit 

abgekommen ist, worüber zwar einer, der sich auskennt, 

lächelt, was aber die Menschen, die keine Ahnung davon 

haben oder denen es vermittelt werden soll, nicht er-
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reicht. Es muss nicht das Monster von jeder Einrichtung 

der Müllentsorgung prangen, und es muss auch nicht 

jeder Schneepflug einen Namen haben. Das schabt sich 

über den Winter ab, muss neu angebracht werden, ver-

ursacht ja schließlich auch Kosten. Und dass ein Mistkü-

bel ein Mistkübel ist, ich glaube, das weiß man in der 

Regel schon, und wer es nicht weiß, wird durch einen 

witzigen Spruch auf Wienerisch auch nicht darauf auf-

merksam gemacht werden. 

Nun zu meinem Schwerpunkt: Raus aus dem Beton, 

Versiegelung, Begrünung der Stadt. Das ist ja ein star-

kes Thema bei uns, wofür jetzt auch ein gewisses 

Budget an die Bezirke gegangen ist, mit der Auflage, 

dieses für den Klimaschutz, für Begrünung, für mehr 

Lebensqualität im Raum besonders dort, wo heiße Zo-

nen in den Bezirken sind, zu verwenden. Baumpflanzun-

gen und Begrünungen sind etwas Gutes, überhaupt 

keine Frage, sie müssen aber im innerstädtischen Be-

reich auch sehr wohlüberlegt gesetzt werden.  

Wir haben im Moment die Situation, dass jeder Be-

zirk sehr bemüht ist, möglichst viele Bäume zu setzen, 

was ja grundsätzlich nichts Schlechtes ist, aber wenn 

man dann auf Schienenstraßen einen ganzen Streifen 

entlang der Schienen begrünt, wo es keine breiten Haus-

toreinfahrten gibt, dann haben wir ein Problem mit der 

Rettung. Es ist auch schon vorgekommen, dass Ret-

tungswagen sehr weit weg stehen mussten, auch die 

Zulieferung großer Dinge.  

Ich glaube, man muss schon auch immer im Auge 

behalten, dass es notwendig ist, dass man Hauseingän-

ge einigermaßen gut erreicht, auch wenn man dort nur 

vorübergehend einen Notarztwagen oder einen Ret-

tungswagen parkt. Das ist mittlerweile in manchen Berei-

chen ein bisschen schwierig geworden und deswegen 

muss man gerade bei Schienenstraßen besonders auf-

passen, um dann nicht erst recht die heranfahrende 

Straßenbahn zu blockieren. Das soll es ja nicht sein, es 

gibt ja auch andere Plätze.  

Baumfällungen sind heute schon kurz angesprochen 

worden: Auf der einen Seite soll viel neues Grün ge-

pflanzt werden, auf der anderen Seite werden gerade bei 

Bauprojekten große Baumfällungen vorgenommen. Ich 

zitiere da nur die durch die Medien gegangene Rodung 

im Bereich der Villa Manner und muss feststellen, dass 

da wirklich gesunde Bäume gerade an dem Platz, wo 

man halt unbedingt bauen will, geschlägert worden sind. 

Und das ist nicht das einzige Projekt.  

Ich sehe, ich habe fast keine Zeit mehr. Ich habe 

noch einen Antrag einzubringen, denn raus aus dem 

Beton heißt ja nicht nur, im innerstädtischen Bereich 

Grünraum zu schaffen. Wenn wir aus der Vogelperspek-

tive auf Wien schauen, dann sehen wir große Gewerbe-

zonen, dann sehen wir große Parkplätze, versiegelt, 

Flachdächer, ohne Begrünung.  

Da gilt es auch, entsprechende Maßnahmen zu set-

zen. Da wünschen wir uns ein Konzept, um in den 

nächsten Jahren auch in diesen Bereichen mit entsiegel-

ten Flächen, mit Parkraum unter der Erde, mit begrünten 

Dächern oder mit der Anbringung von Photovoltaikanla-

gen dort, wo sie hinpassen, für eine Verbesserung des 

Klimas zu sorgen. Vieles davon ist natürlich nicht im 

Eigentum der öffentlichen Hand, und daher ist es wichtig, 

entsprechende Gespräche mit den Eigentümern zu füh-

ren. Herr Stadtrat, ich würde mir sehr wünschen, wenn 

so ein Konzept Eingang in die Arbeit der nächsten Jahre 

finden würde. Das Budget lehnen wir ab.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Das war eine 

punktgenaue Landung, zehn Minuten. Die Restredezeit 

der Fraktion beträgt noch fünf Minuten. Ich habe verges-

sen, Ihnen das einzustellen. Es tut mir leid, Sie können 

sich gerne noch einmal zu Wort melden. - Als Nächste 

zu Wort gemeldet ist GRin Pipal-Leixner, selbstgewählte 

Redezeit ist zehn Minuten, die ich hier einstelle. 

GRin Mag. Angelika Pipal-Leixner, MBA (NEOS): 

Lieber Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe ZuhörerInnen via 

Livestream! 

Bevor ich auf das Thema Klimawandelanpassung, 

das eigentliche Thema meiner Rede eingehe, noch ein 

kurzes Wort in Richtung meiner Kollegin Otero Garcia 

von den GRÜNEN: Ich weiß, die Stadtstraße ist ein 

Thema, das Sie immer wieder aufbringen, Sie kampag-

nisieren das auch sehr groß. Ich möchte aber auch hier 

noch einmal daran erinnern, dass es zwei grüne Pla-

nungsstadträtinnen waren, die dieses Projekt in den 

letzten zehn Jahren vorbereitet und beschlossen haben.  

Nun zum eigentlichen Thema: Wir sind in der Ge-

schäftsgruppe, bei der es insbesondere um Klima und 

Umwelt geht, und da haben wir zwei Herausforderungen, 

einerseits den Klimaschutz und andererseits die Klima-

wandelanpassung. Die großen Punkte im Klimaschutz 

sind: Wie generieren wir die Energie, die wir brauchen? 

Wie heizen wir? Woher kommen die Wärme und die 

Mobilität? Da ist ganz klar, dass wir Großes im Bereich 

des Ausbaus der öffentlichen Verkehrsmittel und im 

Bereich der Infrastruktur für den Aktivverkehr, also für 

diejenigen, die zu Fuß und mit dem Rad unterwegs sind, 

vorhaben. Darüber werden wir uns morgen bei der ent-

sprechenden Geschäftsgruppe noch im Detail unterhal-

ten.  

Nun zum Thema Klimawandelanpassung: Wir wis-

sen, dass wir auch mit all diesen Bemühungen den Kli-

mawandel nicht mehr ganz aufhalten werden können. 

Deshalb müssen wir unsere Stadt an den unvermeidba-

ren Teil des Klimawandels anpassen. Das ist nicht zu-

letzt auch eine gesundheitliche Frage, denn insbesonde-

re Menschen, die schon gesundheitlich beeinträchtigt 

sind, und ältere Personen und Kinder leiden ganz be-

sonders unter der Hitze.  

Deshalb haben wir uns auch zum Ziel gesetzt, den 

öffentlichen Raum im Sinne des Klimawandels umzuge-

stalten und das Bezirksförderprogramm „Lebenswerte 

Klimamusterstadt“ auf den Weg gebracht, das jährlich 

mit 20 Millionen EUR dotiert ist, das on top auf das 

Budget der Bezirke draufkommt, mit dem sie kleine und 

mittlere Projekte für mehr Aufenthaltsqualität mit grüner 

und blauer Infrastruktur zur Kühlung von urbanen Hitz-

einseln umsetzen können. Dazu kommen dann noch die 

großen Projekte der Stadt direkt.  
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Zahlreiche Projekte sind schon in Planung und in 

Vorbereitung, einige haben wir aber 2021 bereits abge-

schlossen. Ich möchte einfach ein paar Beispiele aufzäh-

len: Im 5. Bezirk einen Platz an der Strobachgasse, der 

jetzt eine ganz neue Aufenthaltsqualität bietet, im 7. 

Bezirk die Zollergasse, die medial sehr gut untergekom-

men ist, im 8. Bezirk der Trude-Waehner-Platz, im 16. 

Bezirk die nagelneue Thaliastraße, im 18. Bezirk das 

Gersthofer Platzl, im 17. Bezirk noch keine Umgestal-

tung, aber zunächst einmal ein neuer Wochenmarkt, der 

sehr gut angenommen wird und auch eine gute Grundla-

ge sein wird, um den gesamten Platz zu überarbeiten.  

Im 1. Bezirk ist der Neue Markt noch nicht ganz fer-

tig, aber die großen Bäume sind schon da und ich freue 

mich besonders, dass wir es dort geschafft haben, trotz 

der Tiefgarage darunter große Bäume zu pflanzen. Der 

Platz wird sicher genial, insbesondere wenn man ver-

gleicht, wie er früher ausgeschaut hat. Bis vor Kurzem 

war das einfach ein innerstädtischer Parkplatz, der schö-

ne Donnerbrunnen dort in der Mitte ist zwischen den 

parkenden Autos untergegangen, bald wird das ein ganz 

neuer innerstädtischer Treffpunkt.  

Zusätzlich zu den Begrünungen und Kühlungsmaß-

nahmen im dichtbesiedelten Bereich haben wir uns vor-

genommen, auch Parks kühler zu gestalten und neue 

Parks in verschiedenen Größen, kleine und große, zu 

errichten. Der Herr Stadtrat und ich hatten gemeinsam 

mit dem Herrn Bezirksvorsteher aus dem 22. Bezirk 

unlängst die Freude, den Elinor-Ostrom-Park in der See-

stadt Aspern zu eröffnen. Die neue Mitte Nordbahnhof ist 

im Entstehen, und so werden wir weiterhin den Grünflä-

chenanteil in der Stadt über die 50 Prozent hinaus si-

chern.  

Last but not least möchte ich auch noch kurz die Lo-

kale Agenda 21 erwähnen, die mit ihrem Projekt „Grätz-

loase“ dazu beiträgt, dass sich Bewohnerinnen und Be-

wohner in ihrem Grätzl eine kleine Grünoase schaffen 

können, um so auch öffentlichen Raum für sich zurück-

zuholen. Einen großen Dank an die Lokale-Agenda-

Gruppen, wo engagierte Bürgerinnen und Bürger sich für 

mehr Lebensqualität in ihrem Grätzl einsetzen, und an 

alle Menschen, die daran beteiligt sind. Danke schön.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Danke für die 

Desinfektion. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR 

Stark. Selbstgewählte Redezeit sind neun Minuten, die 

ich jetzt einstelle.  

GR Kilian Stark (GRÜNE): Danke schön. Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat!  

Eigentlich ist es fast immer eine Themenverfehlung, 

wenn man hier zum Klima redet, weil der Herr Stadtrat 

leider für die größten Brocken nicht zuständig ist. Da 

aber das Budget schon das wichtigste im Klimaschutz 

ist, werde ich jetzt hier vor allem zum Klimabudget reden. 

Wir wollen vom Reden ins Tun kommen, kurz, vom Bla-

blabla zum Jajaja. Dafür braucht es noch einige Schritte. 

Was meinen wir damit: Die Klimakrise tatsächlich als 

Klimakrise zu begreifen und so zu behandeln. Das heißt, 

alles, was uns weiter Richtung Katastrophe führt, been-

den, alles, was bremst, sofort umsetzen und alle Hebel 

und alle Ruder in die andere Richtung drehen, damit wir 

vom Abgrund wegfahren.  

Ich frage mich, wo in Wien man eigentlich merkt, 

dass wir in einer Klimakrise, in einer die Menschheit 

existenziell bedrohenden Krise sind. Wo sind die 

Taskforces, wo sind die Kraftanstrengungen, die alles 

dafür tun, um unseren Planeten und damit natürlich auch 

unsere Stadt für die Zukunft lebenswert zu erhalten? 

Dieses Budget hat einige Ansätze, im Großen und Gan-

zen ist es aber leider vor allem „weiter wie bisher“, also 

eine Vogel-Strauß-Politik, Kopf in den Sand, weiter wie 

bisher. In der heutigen Debatte hat man vor allem gehört, 

dass da viel Geld investiert wird. Es braucht viel Geld, ja, 

und viele Investitionen, es geht aber primär nicht darum, 

dass man auf das Problem viel Geld wirft, sondern, dass 

man viel CO2 einspart.  

Viel Geld verbrennen, bringt auch viele Emissionen, 

das hilft uns nichts. Es geht nicht darum, viel zu investie-

ren, sondern viel einzusparen. Wo kann man das ma-

chen? Größter Sektor: der Verkehr. Der Klimarat, ein 

wissenschaftlicher Beirat, der die Stadt Wien berät, setzt 

die Prioritäten zum Beispiel darauf, was überhaupt kein 

Geld kostet. Drei Dinge, die viel bringen und nichts kos-

ten: eine klimafreundliche Parkraumbewirtschaftung - die 

bringt sogar Geld -, die autofreie City umsetzen und 

Park- und Fahrspuren in Geh- und Radwege umwan-

deln. Das geht fast über Nacht und spart übermorgen 

bereits CO2.  

Wer das ernst nimmt, könnte sich direkt die Frage 

stellen, ob wir nicht eher ein Platzbudget verhandeln 

müssten als ein Geldbudget. Denn das ist es ja, was Sie 

nicht hergeben wollen. Sie wollen keinen Platz von den 

Autos hergeben, Sie wollen keinen Platz von der Auto-

bahn hergeben. Das wird aber nötig sein. Unzählige 

Menschen, die sich mit dem Klimaschutz beschäftigen, 

sagen Ihnen, was zu tun ist. Der eigene Klimarat stellt 

die Prioritäten klar. AktivistInnen besetzen Ihre Baustel-

len, Ihre Büros, sogar Ihre Parteizentralen. In Medien 

werden mittlerweile Ihre Fake News aufgedeckt. Ehema-

lige WegbegleiterInnen sagen Ihnen, dass Sie auf der 

falschen Seite der Geschichte stehen. Sogar die eigene 

Parteijugend wendet sich ab und beantragt das Ende 

Ihrer Betonpolitik.  

Und was sagen Sie, was sagt zum Beispiel Ihr Partei-

freund und Bezirksvorsteher des 22. Bezirkes zu alledem 

heute in der „Krone“: „Es ist traurig, dass eine grüne 

Verkehrsministerin einen Haufen gewaltbereiter De-

monstranten auf die Stadt hetzt, um das Projekt Stadt-

straße zu verzögern. Sie wird kommen.“ Das ist eine 

derartige Realitätsverweigerung, dass mir wirklich fast 

die Spucke weg bleibt, wenn Sie den für den Klima-

schutz engagierten Menschen vorwerfen, von der grünen 

Verkehrsministerin aufgehetzt zu werden. Das ist absurd.  

Ich darf Ihnen vielleicht zwei Sätze eines Kommen-

tars von Klaus Eckel am Wochenende im „Kurier“ mitge-

ben. Er hat, bezogen auf die Corona-Krise, geschrieben: 

„Doch ich bin lieber ein labiler Forscher als ein stabiler 

Trottel.“ Das sagt er zu seinem eigenen Sinneswandel im 

Bezuge auf die Covid-Krise und bietet an, bei der nächs-

ten Demo ein Schild zu tragen: „Tausche Gesichtsverlust 
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gegen Erkenntnisgewinn.“ In diesem Sinne rufe ich Sie 

erneut auf: Lernen Sie Geschichte, schauen Sie sich 

auch an, was über die letzten mehr als 20 Jahre passiert 

ist, seit gewisse fossile Entscheidungen getroffen worden 

sind. Wagen Sie den Gesichtsverlust und kommen Sie 

zum Erkenntnisgewinn.  

Jetzt zu meinem eigentlichen Antrag: Sie werden es 

mitbekommen haben, bei der COP26, der Klimakonfe-

renz - der Herr Stadtrat war auch dort, ist medienwirk-

sam mit dem Zug hingefahren, was ich sehr begrüße - 

hat Alok Sharma, der Präsident der Konferenz, am Ende 

mit Tränen verkünden müssen, dass das, was erreicht 

wurde, leider nicht reicht, dass das Zuhause von hunder-

ten Millionen Menschen, wenn wir so weitermachen, 

untergehen wird, dass wir Klimaflüchtlinge haben werden 

und Millionen und Abermillionen an Klimatoten.  

Das bedeutet, dass wir mehr machen müssen, nicht 

nur international, sondern auch in Wien. Wir wissen, 

dass ein Paris-konformer Klimapfad für Wien eine Kli-

maneutralität zwischen 2030 und 2035 bedeuten würde, 

und nicht 2040, wie wir es jetzt als Ziel haben. Auf dem 

Rückweg verkünden Sie, Herr Stadtrat, die Teilnahme 

am „Race to Zero“ - dabei geht es darum, dass Wien 

2040 klimaneutral sein will wie viele, viele andere Städte 

weltweit - und sagen, dass Wien damit Vorreiter ist. Wir 

wollen allerdings, dass Wien tatsächlich wieder ins inter-

nationale Spitzenfeld kommt. Es gibt diese Gelegenheit 

der Climate-neutral and Smart Cities und wir wollen, 

dass Wien Teil der internationalen Speerspitze ist.  

Eine der 5 Missionen der EU-Kommission ist es, 100 

europäische Städte schon bis 2030 klimaneutral zu ma-

chen und da wirklich Speerspitze zu sein. Diese Städte 

werden nicht nur durch Beratung, sondern auch finanziell 

unterstützt und dazu unser Antrag: Kommen wir wirklich 

zurück an die Weltspitze, machen wir bei dieser Mission 

mit und zeigen wir, was alles in einer Stadt wie Wien, die 

gute Voraussetzungen hat, die das schaffen kann, mög-

lich ist, 2030 und dabei Paris-konform. 

Wien muss allerdings, das wissen Sie, nicht nur die 

Ziele ändern, sondern auch die Praxis. Das bedeutet, 

aufzuhören, das Falsche zu tun und bei der Transforma-

tion hin zur klimaneutralen Zukunft alle verfügbaren 

Hemdsärmel aufzukrempeln. Das heißt, die Krise ernst 

zu nehmen und auf die Wissenschaft zu hören, „listen to 

the science“, wie „Fridays for Future“ fordert. Das bedeu-

tet, weg vom Autobahnbau, weg von der Parkplatzkon-

servierung und weg vom weiter wie bisher Betonieren, 

hin zu Öffis und Radwege anlegen, Baumpflanzungen 

und Entsiegelungen fördern und umsetzen, bei der 

Wärmedämmung Gas geben und dafür raus aus Öl und 

Gas bei der Raumwärme, kurz, vom Blablabla zum 

Jajaja. In diesem Sinne erwarte ich mir und hoffe auf Ihre 

Unterstützung, Wien wieder an die Spitze beim Klima-

schutz zu bringen. Danke für die Aufmerksamkeit.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Ich ersuche 

um Desinfektion, vielen Dank. - Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist GRin Olischar, selbstgewählte Redezeit ist 

sechs Minuten, die ich jetzt einstelle. 

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Vie-

len Dank, Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wir haben es heute schon mehrfach gehört, die Pan-

demie stellt uns vor viele Herausforderungen, gesund-

heitlich, aber auch finanziell, einen kleinen positiven 

Aspekt hat sie aber auch. Sie zeigt auf, dass eine gute 

Versorgung vor Ort wichtig ist und das in den ver-

schiedensten Bereichen, vor allem aber, wenn es um die 

landwirtschaftliche Produktion von Lebensmitteln geht. 

Die Wiener Landwirtschaft leistet da Enormes, sie ist 

einzigartig.  

Es ist einzigartig, dass wir in Wien innerhalb der 

Stadtgrenzen Ackerflächen, Weinberge und Gemüse-

produktion haben. Unsere Landwirtschaft ist kleinstruktu-

riert, die meisten Betriebe sind Familienbetriebe, oft 

Traditionsbetriebe, die seit Jahrzehnten in Wien ihre 

Produkte erzeugen, und das in einer sehr hohen Quali-

tät. Es wird ja auch sehr viel ins Ausland exportiert, un-

sere Produkte können sich sehen lassen. Knapp 700 

Betriebe produzieren in Wien von Gurken über Paradei-

ser bis zu Paprika, unser Wiener Wein ist natürlich jedem 

bekannt. Weniger bekannt sind Feigenbauern oder jene, 

die Lavendelfelder bewirtschaften.  

Unser Selbstversorgungsgrad in Wien liegt bei mehr 

als 30 Prozent, wenn es um Obst und Gemüse geht, und 

das ist für eine Metropole eine beeindruckende Zahl. Ich 

möchte an dieser Stelle auch die Gelegenheit nützen 

und ganz herzlich allen Stadtlandwirten und Stadtland-

wirtinnen Danke sagen für ihre tägliche Arbeit und dass 

sie uns täglich mit ihren tollen Produkten versorgen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, ob es in zehn Jah-

ren nach wie vor Landwirtschaft in Wien geben wird, ist 

ungewiss. Klimatische Veränderungen spürt auch unsere 

Landwirtschaft, aber es gibt noch eine viel größere Be-

drohung: die Verbauung von wertvollen Böden. Der 

Bodenverbrauch als Thema fehlt derzeit kaum auf einer 

Agenda, von Raumordnung über Bodenstrategie bis zur 

Siedlungsentwicklung. Erst kürzlich war er auch Thema 

beim Städtetag, ein eigenes Kapitel in einer gemeinsa-

men Resolution der Städte.  

Ja, die Stadtentwicklung knabbert an den landwirt-

schaftlichen Böden. Wachstum der Stadt versus land-

wirtschaftliche Fläche, diese beiden Disziplinen sind im 

ständigen Spannungsfeld. Aus meiner Sicht brauchen 

wir einen verantwortungsvollen, vernünftigen und behut-

samen Umgang mit diesem Spannungsfeld und wir 

brauchen klare Ansagen, wohin die Reise künftig gehen 

soll. 

Wollen wir die Landwirtschaft in Wien halten, sehen 

wir die vielen Vorteile, die sie mit sich bringt - dass sie 

unversiegelte Flächen bewirtschaftet, dass sie für Bio-

diversität sorgt, für Klima-, Umwelt-, Tier- und Pflanzen-

schutz, dass es auch Erholungsflächen für uns alle sind, 

dass quasi ums Eck produziert wird, dass durch den 

Verkauf ab Hof und vor Ort kaum CO2 entsteht, weil man 

die Wege oft zu Fuß zurücklegen kann und keine Trans-

portwege entstehen, dass sie wirtschaftlich wichtig ist, 

Stichwort Marke, Qualität, Export, dass sie sich aber 

auch um die Bildung kümmert, beispielsweise Schule am 
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Bauernhof, wo Kinder das erste Mal sehen, wie unser 

Gemüse produziert wird - oder wollen wir sie nicht und 

entscheiden wir uns gegen die Landwirtschaft und ent-

siegeln um teures Geld jetzt schon versiegelte Böden? 

Sehr geehrte Damen und Herren, meine Entscheidung 

steht fest: Ich will die Landwirtschaft in Wien.  

Was ist die Alternative? Es wird alles zugepflastert, 

meist mit Wohnbau. Doch Wohnbau alleine macht noch 

keine Stadt aus, sehr geehrte Damen und Herren. 

Wohnbau alleine ist nicht für eine lebenswerte Stadt 

verantwortlich, der Mix, die Vielfalt machen eine Stadt 

lebens- und liebenswert. Schlafstädte beziehungsweise 

Schlafstätten haben Nachteile, viele Nachteile, nicht 

zuletzt erzeugen sie auch Verkehr.  

Abseits von Lockdowns bewegen wir uns sehr vielfäl-

tig und unterschiedlich, von Tag zu Tag anders. Wir 

gehen arbeiten, suchen Erholung in der Umgebung, 

machen Sport, gehen ins Kino, Theater, Konzerte. Wir 

gehen fort, gehen einkaufen, gehen in die Schule oder 

auf die Uni und vieles mehr, die sogenannte Stadt der 

kurzen Wege. Gibt es alle diese Dinge nicht in ihrer 

Umgebung, dann werden die Menschen mit dem Auto 

woanders hinfahren.  

In der Theorie greift die Stadt diesen gesunden Mix 

auch ab und zu auf. An einem guten Beispiel erkennt 

man, dass die Stadt versucht, bei Fehlern in der Vergan-

genheit gegenzusteuern, beispielsweise mit dem Fach-

konzept „Produktive Stadt“. Da hat man eingesehen, wie 

wichtig es ist, die Wirtschaft und auch die Arbeitsplätze 

in der Stadt zu halten. Ich frage mich, warum man das 

nicht auch bei der Landwirtschaft tut. Wie lange wird es 

dauern, sehr geehrte Damen und Herren, bis die Stadt 

auch da gegenlenkt und sich endlich verbindlich zur 

Stadtlandwirtschaft bekennt?  

Ich möchte, weil mir der Schutz der Wiener Landwirt-

schaft, die Sicherung der Flächen ein großes Anliegen 

ist, auch entsprechende Anträge einbringen, auch zum 

AgSTEP, den ich hier erneut erwähnen möchte, weil, um 

ehrlich zu sein, Aussagen der Stadtregierung in der 

Vergangenheit dazu sehr widersprüchlich waren. Nicht, 

weil sich so viele dafür zuständig fühlen, sondern weil 

gefühlt irgendwie niemand wirklich dafür zuständig ist.  

In der STEK hört man, dass der AgSTEP nicht in den 

Stadtentwicklungsplan mit einbezogen wird, in Anfrage-

beantwortungen liest man dann anderes, im Umweltaus-

schuss wusste man vom Status quo nichts, dann heißt 

es wieder, der Prozess ist schon am Laufen. Sehr geehr-

te Damen und Herren, wenn ich Rätsel raten möchte, 

dann löse ich ein Sudoku, aber ich hätte jetzt gerne 

endlich eine Klarstellung, wie es mit dem AgSTEP wei-

tergeht, und bringe entsprechend auch einen Antrag 

dazu ein.  

Ich bin zwar mit meiner Redezeit schon am Ende, 

aber eines möchte ich jetzt schon noch einmal in Rich-

tung GRÜNE sagen: Wir haben es bei der Gärtnerei 

Ganger mit einer Grundstücksübertragung zu tun, diese 

auch in der Petition, im Petitionsausschuss gehabt - ich 

wäre gerne noch näher darauf eingegangen, aber kürze 

jetzt ab -, die zu einer Zeit war, als die GRÜNEN noch in 

der Regierung waren. Sie haben nichts dagegen unter-

nommen und keinen Einspruch erhoben.  

Sie müssen einfach zugeben, sehr geehrte Damen 

und Herren von den GRÜNEN, Klima-, Umwelt- und 

Flächenschutz hat in den vergangenen zehn Jahren 

einfach nicht zu Ihren Schwerpunkten gehört. Sie haben 

sich einfach nicht dafür eingesetzt. Es war nicht auf Ihrer 

Agenda, sehr geehrte Damen und Herren, und zwar in 

keiner Form. Dabei hätte es genug Gründe gegeben, um 

Ihre Stimmen zu erheben.  

Verkehr: Sie haben es zuvor gerade angesprochen, 

Nordostumfahrung, verhindert? Nein. Geduldet? Nein, 

Sie haben sie vorangetrieben. Begrünung: Jungbäume, 

die in den vergangenen Jahren vertrocknet sind. Wo war 

Ihr Aufschrei? Es gab keinen. Verbauung: Sie haben 

Wohnbau in einem Friedhofsgebiet gewidmet, und 

Landwirtschaft war schon gar nicht auf Ihrer Agenda. 

Also bitte stecken Sie die Reden „for future“ weg, hören 

Sie auf, mit dem Finger auf andere zu zeigen und starten 

Sie einmal mit der Vergangenheitsbewältigung. Sie kön-

nen gleich damit starten, indem Sie unseren Anträgen 

zustimmen.  

Ich wünsche mir - einen kleinen Weihnachtswunsch, 

den ich äußern möchte - generell einen Zuspruch zur 

Landwirtschaft, klare Ansagen in Richtung Landwirt-

schaft. Ich würde mir sehr wünschen, dass sie mehr als 

geduldet wird in dieser Stadt. Ich wünsche mir weniger 

Paprika-Politiker-Fotos und mehr Planungssicherheit für 

die Landwirtinnen und Landwirte in Wien, denn sie gehö-

ren für mich jedenfalls zu einer Stadt von morgen. Vielen 

Dank.  

Vorsitzende GRin Dr. Jennifer Kickert: Tatsächliche 

Redezeit war jetzt neun Minuten. Als Nächster zu Wort 

gemeldet ist GR Spitzer, selbstgewählte Redezeit ist 

zwölf Minuten. 

GR Mag. Gerhard Spitzer (SPÖ): Frau Vorsitzende! 

Herr Stadtrat! Kolleginnen und Kollegen! 

Lassen Sie mich mit einer Abteilung beginnen, mit 

der wir vermutlich alle täglich zu tun haben, zumindest 

hoffe ich das, nämlich mit der MA 31 und dem Wiener 

Wasser. Eingangs vielleicht ein paar Zahlen, Daten, 

Fakten, damit wir ungefähr ein Gefühl dafür bekommen, 

was die MA 31 alles zu stemmen hat. Allein in den 

Quellgebieten haben wir rund 70 Wasser- und Quellfas-

sungen, weitere 29 Wasserfassungen in und rund um 

Wien. Die Größe unserer Wasserschongebiete im Quell-

gebiet sind 675 km², Eigengrund davon übrigens 

335 km², das ist nur ein bisschen weniger als die Fläche 

von ganz Wien. 

Insgesamt betreiben wir 16 E-Kraftwerke mit Wiener 

Wasser. Dieses läuft übrigens über 330 km Hochquellen-

leitungen bis nach Wien, über 130 Aquädukte. Es befin-

det sich in 31 Wasserbehältern mit einem Gesamtvolu-

men von rund 1,6 Millionen Kubikmetern und fließt durch 

mehr als 3.000 km Rohrnetz in Wien. Wien hat 12.500 

Hydranten, und insgesamt werden 1.100 Trinkbrunnen 

mit dem guten Wiener Wasser gespeist. 

Was passiert nun in den nächsten beiden Jahren 

konkret? Die von mir angesprochenen rund 3.000 km 

Wiener Rohrnetz müssen natürlich einerseits laufend 
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erneuert, andererseits aber auch erweitert werden. Hier-

für investiert die Stadt Wien rund 65 Millionen EUR jähr-

lich. Die MA 31 plant ja eine jährliche Erneuerungsquote 

von mindestens 30 km pro Jahr, und das übrigens meis-

tens in der grabungsarmen Bauweise, bei der quasi ein 

neues Rohr in das alte Rohr eingezogen wird. Die Vortei-

le dafür liegen auf der Hand. Zum einen natürlich niedri-

gere Kosten, weniger Baulärm, auch eine Verkürzung 

der Bauzeit, aber was auch wichtig ist, und das darf man 

nicht unterschätzen, eine deutliche Reduktion von LKW-

Transportkilometern. 

Welche Projekte sind hier noch zu nennen? Zum ei-

nen die Erneuerung der 2. Hauptleitung Süd, die Haupt-

leitung Nord, eine Neurohrlegung, die Hauptleitung Favo-

ritner Ast, was mich besonders freut, die Floridsdorfer 

Brücke, da läuft die Transportleitung, wir durften sie vor 

Kurzem ansehen, ja direkt durch das Brückentragewerk, 

eine Desinfektionsanlage für die II. Hochquellwasserlei-

tung und eine Erweiterung des Behälters am Schafberg. 

Darüber hinaus investiert die Abteilung auch in Energie-

gewinnung und eine Erneuerung der EDV-Systeme. 

Ich darf zur MA 42 überleiten: Da liegen die Schwer-

punkte eindeutig auf den Investitionen in neue Parkanla-

gen. Auf Grund einer BürgerInnenbeteiligung zum Bei-

spiel im 2. Bezirk, Freie Mitte Nordbahnhof, wird das 

keine klassische Parkanlage werden, sondern ein Erho-

lungs- und Naturraum, übrigens auch Lebensraum für 

zahlreiche Tiere wie Wechselkröten, Zauneidechsen, 

Schmetterlinge und andere, zusätzlich natürlich für die 

Jüngsten unter uns auch ein großzügiges Spielangebot 

in der Parkanlage. 

Im 3. Bezirk, Kardinal-Nagl-Platz, ebenfalls ein Er-

gebnis von BürgerInnenbeteiligung: Da waren zusätzlich 

zu neuen Baum- und Blumenbepflanzungen die Haupt-

wünsche Wasser, nämlich Wasserspiel, Nebelstelen und 

Trinkbrunnen. Ich darf die Parkanlage Wieningerplatz im 

15. Bezirk erwähnen, ebenfalls gemeinsam mit Bürgerin-

nen und Bürgern geplant: Da war der Wunsch einesteils 

die Öffnung der jetzt eingezäunten Parkanlage und zu-

sätzlich die Einbeziehung des danebenliegenden Stra-

ßenraumes, da wird begrünt und als Wohnstraße ge-

plant. 

Im Floridsdorfer Aupark wird es einen zusätzlichen 

Wasserspielbereich geben. Ein spannendes Projekt ist 

der Stadtpark Atzgersdorf, ebenfalls mit einem groß 

angelegten Beteiligungsprozess. Der Campingplatz Wien 

Süd soll ja aufgelassen, in eine Parkanlage umgewidmet 

und so der gesamten Bevölkerung zugänglich gemacht 

werden. Im 23. Bezirk, und so etwas freut mich immer 

ganz besonders, gab es einen Wunsch des Schülerpar-

laments, da wird ein Teil des Spielplatzes um eine Was-

serspielanlage erweitert. 

Was ist im Bereich der MA 42 sonst noch zu erwäh-

nen? Natürlich das große Förderpaket „Lebenswerte 

Klimamusterstadt“, mit dem zur Reduktion von Hitzein-

seln klimarelevante Maßnahmen wie zum Beispiel 

Sprühnebelanlagen, Nebelstelen, Trinkbrunnen, Schat-

tenpergolen, Baumentsiegelung, Wasserspiele, und so 

weiter finanziert werden. Insgesamt stehen für diese 

Maßnahmen rund 100 Millionen EUR zur Verfügung. 

Was mich auch freut: Bereits Mitte Oktober konnten wir 

die ersten 50 Projekte, die eingereicht wurden, genehmi-

gen. 

Im Bereich der E-Mobilität bemüht sich die MA 42 

ebenfalls. Sie besitzt ja zahlreiche Kleingartengeräte wie 

Handrasenmäher, Motorsensen, Heckenscheren, und so 

weiter, die, wenn sie kraftstoffbetrieben sind, gegen 

moderne Akkugeräte eingetauscht werden sollen. Es 

gäbe im Bereich der MA 42 noch so viel zu erwähnen: 

das zentrale Baummanagement, die Baumschule, das 

Straßenbaumsortiment, das patentierte Wiener 

Baumsubstrat, das Schwammstadtprinzip, Gießen, 

Jungbaumpflegemanagement, und vieles, vieles mehr.  

Nicht zu vergessen, wir durften sie uns ja heuer auch 

ansehen, sind auch die wunderbaren Blumengärten 

Hirschstetten, der Schulgarten Kagran und die wirklich 

gut ausgelasteten Motorikparks. Übrigens kommt jetzt 

noch ein Antrag der ÖVP auf Begrünung des Wientals. 

Ich glaube aber, dass der nicht in den Bereich der 

MA 42, sondern in den der MA 45 fallen dürfte. Das wäre 

dann eigentlich eine andere Geschäftsgruppe - nicht 

StR Czernohorszky, sondern Kollegin Ulli Sima -, aber 

sei’s drum, da werden wir sicher heute nicht darüber 

streiten müssen. 

Ich darf zur MA 48 überleiten und Kollegin Matiasek 

ergänzen. Sie hat ja über die Werbung der MA 48 ge-

sprochen, dabei aber vergessen, zu erwähnen, dass die 

Werbung der MA 48 auch mehrfach international ausge-

zeichnet wurde. Darauf sind wir sehr, sehr stolz. Auch 

die MA 48 setzt auf die Umstellung der Fahrzeuge auf 

Elektroantrieb. Es werden 24 Pritschen, 40 PKWs, 5 

Klein-LKWs, 1 Müllsammelfahrzeug, 1 Verteiler-LKW, 4 

Kehrmaschinen und 1 Umschlagbagger mit Elektroan-

trieb beschafft.  

Auch der Bereich der Behälterlogistik wurde heute 

angesprochen. Kollege Mantl hat gesagt, wir bräuchten 

zum Beispiel noch zusätzliche Plastikmüllbehälter. Wien 

hat derzeit insgesamt 440.000 Systemsammelbehälter 

und davon werden jährlich rund 31.000 ausgetauscht 

oder neu angeschafft. Ich bin sicher, dass die von ihm 

angesprochenen Plastikmüllbehälter da auch dabei sind. 

Welche Baumaßnahmen plant die MA 48? Da ist auf 

jeden Fall die Fertigstellung des Standortes beim ehema-

ligen Rinterzelt zu erwähnen, wo nach Fertigstellung des 

Objektes rund 625 MitarbeiterInnen einerseits von Wien 

Kanal, aber andererseits natürlich auch der MA 48 an 

diesem Standort tätig sein werden, eine Baurate von 13 

Millionen EUR. 

Eine sehr, sehr wichtige Aufgabe in der Stadt erfüllt 

auch die MA 49, nicht nur, aber natürlich auch im Be-

reich der Neubepflanzung der Wälder. Ich darf an zwei 

große Projekte, die uns allen bekannt sein sollten, erin-

nern: Der „Wald der jungen WienerInnen“ und das Pro-

jekt „Wald aktiv“, das gemeinsam mit Schülerinnen und 

Schülern über die Bühne geht. Dabei werden rund 

20.000 neue heimische Bäume und Sträucher, vorwie-

gend natürlich in waldarmen Gebieten im Bereich der 

Stadterweiterungsgebiete, gesetzt. Das ist nicht nur 

klimawirksam, sondern es hat natürlich für die Wienerin-
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nen und Wiener eine tolle Erholungsfunktion und somit 

eine Verbesserung der Lebensqualität in dieser Stadt.  

Kolleginnen und Kollegen, wenn man von der MA 49 

spricht, dann kann man natürlich die zusätzliche Heraus-

forderung, die durch den verheerenden Waldbrand bei 

Hirschwang an der Rax stattgefunden hat, nicht uner-

wähnt lassen. Auch da wird sehr, sehr viel Budget für 

Maßnahmen der Wiederaufforstung nötig sein. Es geht 

aber nicht nur um die Sanierung, sondern es geht auch 

um die Schaffung neuer Erholungsgebiete.  

Da darf ich den Bereich der Neuen Lobau oder den 

Bereich Breitenlee, den Norbert-Scheed-Wald oder das 

Frühe Grün Donaufeld, die Gestaltung einer neuen Erho-

lungsfläche von rund 5.000 m², als Vorbild für weitere 

klimafitte Erholungsflächen erwähnen. Was man sonst 

noch erwähnen könnte: Zum Beispiel die Stadtwild-

nisprojekte, vor allem aber im Bereich der Bildung die 

Klimabildung für Kinder und Jugendliche als wesentli-

chen Schwerpunkt der MA 49. 

Ich darf zum für mich heute letzten Bereich kommen 

und das ist der Bereich des Wien Kanals. Welche Projek-

te stehen an? Wien Kanal investiert ja zum einen in den 

Vollausbau des Wiener Kanalnetzes, zum anderen aber 

natürlich auch in den Kanalumbau, in die Erneuerung 

und auch in die Neuerrichtung von Gebäuden. Wir spre-

chen da von einem Investitionsvolumen von rund 64 

Millionen EUR.  

Wenn man sich spezielle Projekte ansieht, dann kann 

man vielleicht den integrativen Hochwasserschutz Lie-

singbach hervorheben: ein tolles Projekt, ein leistungsfä-

higer Transportkanal mit einer Länge von über 5 km. Bei 

einem Regenereignis, und die haben wir in letzter Zeit ja 

häufiger, kann dieser Entlastungskanal mit einer Kapazi-

tät von rund 17 Millionen Liter Wasser aktiviert werden. 

Ein zweites tolles Projekt ist der Wiental-

Kanalvollausbau. Damit wird einerseits die Wasserquali-

tät der Wien erheblich verbessert, aber als Entlastungs-

kanal mit einer Länge von fast 9 km ist es auch ein gutes 

Beispiel für den von mir vorhin erwähnten unterirdischen 

Tunnelvortrieb.  

Ein unglaublich tolles Projekt im Bereich der Klima-

wandelanpassung firmiert unter dem Begriff „Erweiterung 

des Regenwasserpumpwerkes Linker Donausammler“. 

Lieber Herr Stadtrat, vielleicht können wir gemeinsam die 

Wien Kanal dazu bewegen, für so unglaublich tolle Pro-

jekte auch coolere Namen zu finden, denn „Linker Do-

nausammler“ ist für das, was dieses Ding kann, relativ 

unspektakulär. Es ist das größte und strategisch wich-

tigste Pumpwerk, das wir in Wien haben, gleichzeitig 

aber auch das größte Abwasserpumpwerk im gesamten 

deutschsprachigen Raum, und darauf können wir zu 

Recht stolz sein.  

Was kann dieses Ding nun konkret? An einem tro-

ckenen Tag fördert dieses Pumpwerk rund 600 l Abwas-

ser pro Sekunde. Soweit so unspektakulär, das sagt uns 

auch nicht viel. Bei Regenwetter aber werden diese 600 l 

Abwasser pro Sekunde auf sage und schreibe 40.000 l 

pro Sekunde aufgeblasen und künftig, nach der Erweite-

rung, sogar auf 55.000 l pro Sekunde. Wem das auch 

nichts sagt, vielleicht ein Vergleich: Mit dieser Leistung 

wären die acht riesigen Schwimmbecken im Stadionbad 

in zwei bis drei Minuten komplett ausgepumpt. Das ist, 

glaube ich, eine unglaubliche Leistung, die man damit 

veranschaulichen kann.  

Eine weitere Kennzahl, weil wir auch über den Be-

reich der Instandhaltung gesprochen haben: 99,8 Pro-

zent aller Haushalte in Wien sind bereits an das städti-

sche Kanalnetz angeschlossen. Zusätzlich wächst die-

ses Netz um weitere 10 km pro Jahr. Das erfordert natür-

lich auch einiges an Reparaturleistung, in etwa rund 700 

Kanalbaustellen. Das ärgert zum einen wahrscheinlich, 

wenn man irgendwo im öffentlichen und im Individualver-

kehr unterwegs ist, auf der anderen Seite kommt es aber 

natürlich allen Wienerinnen und Wienern zu Gute. Auch 

Wien Kanal leistet, so wie übrigens alle anderen Abtei-

lungen in dieser Stadt, hervorragende Arbeit, und ich 

möchte mich auch bei den vielen, vielen Menschen be-

danken, die in diesen Bereichen tätig sind und die täglich 

dafür sorgen, dass Wien noch lebenswerter und besser 

wird. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren jetzt 14 Minuten Redezeit. Als nächste Red-

nerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klika, selbstge-

wählte Redezeit 5 Minuten. Bitte, Sie haben das Wort. 

GRin Julia Klika, BEd (ÖVP): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte 

Damen und Herren!  

Ich freue mich sehr, heute einen Antrag einbringen 

zu können, der gerade in der jetzigen Zeit unglaublich 

wichtig ist und der mir auch einfach wahnsinnig am Her-

zen liegt. Außerdem bin ich der Meinung, dass wir in 

letzter Zeit echt ein bisschen zu wenig darüber gespro-

chen haben, denn es geht um den Umgang mit Tieren 

und vor allem um den Umgang mit Haustieren.  

Die Zahl der Haustiere ist während der Pandemie 

stark gestiegen. Gründe dafür sind vermehrtes Home-

office, das Gefühl von Einsamkeit oder auch der erhöhte 

Bedarf an Beschäftigung, teilweise auch für unausgelas-

tete Kinder. Das ist natürlich auch nachvollziehbar, doch 

so groß das Interesse am Anfang auch war, so schnell 

nahm das Ganze halt wieder ab. Laut Tierschutz Austria 

haben sich die Rückgaben von Hunden im Gegensatz 

zum Frühjahr 2020 verdreifacht - verdreifacht! - und das 

ist einfach unglaublich. Das kann ich einfach so nicht 

hinnehmen, und das möchte ich auch so nicht hinneh-

men.  

Es muss uns wirklich bewusst sein, dass auch die 

Tiere die Leidtragenden sind. Für viele Tiere, wie zum 

Beispiel Hunde oder Katzen, ist es einfach ein enormer 

Stress und eine enorme Belastung, wenn sie aus der 

gewohnten Umgebung herausgerissen werden und viele 

leiden auch einfach extrem lange darunter. Ein Lock-

down ist ein denkbar schlechter Zeitpunkt für die An-

schaffung eines neuen Haustieres. Viele Menschen sind 

wieder im normalen Alltag mit den Tieren überfordert, 

haben nicht genügend Zeit oder kennen sich auch mit 

der Pflege gar nicht aus.  

Wenn ich dann am Samstag in der Zeitung auch 

noch lesen muss, dass in Floridsdorf Hundewelpen auf 

eine echt herzlose Art einfach am Straßenrand abgelegt 
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wurden, dann lässt mich das wirklich sprachlos zurück. 

Da muss wirklich gehandelt werden. Ich glaube, es wird 

echt an der Zeit, dass die Stadt Wien da ein bisschen 

handelt und mehr in Abklärungsmaßnahme investiert. 

Ein Anfang waren ja zum Beispiel schon kurze Werbe-

spots im Radio oder im Fernsehen oder vermehrte Pla-

kate.  

Gerade auch die bevorstehende Weihnachtszeit gibt 

einen Anlass, sich als Stadt Wien mehr dem Tierschutz-

thema zu widmen. Der Wunsch nach einem Haustier 

unter dem Christbaum ist leider immer noch stark ver-

breitet. Man darf nicht vergessen, dass oftmals zu weni-

ge Kenntnisse über den notwendigen Zeit- und Kosten-

aufwand, den eine artgerechte Tierhaltung beansprucht, 

vorhanden sind. Haustierhaltung, da kann ich aus Erfah-

rung sprechen, braucht Zeit, Aufmerksamkeit, Verant-

wortungsbewusstsein und teilweise auch ziemlich viel 

Geduld.  

Sowohl in der Kinder- und Jugendbildung als auch 

bei Erwachsenen wird dem Thema leider immer noch zu 

wenig Aufmerksamkeit geschenkt, und daran muss wirk-

lich gearbeitet werden. Noch immer werden Tiere als das 

ideale Geschenk wahrgenommen, aber man muss wirk-

lich festhalten: Ein Tier ist einfach kein Geschenk und 

darf keines sein. Die Anschaffung eines Haustieres muss 

wirklich gut überlegt sein. Passt es zur Familiensituation? 

Passt es überhaupt zu meinem Lebensstil? Kann ich die 

Kosten für einen Tierarzt überhaupt aufbringen?  

Auch ein Tier muss regelmäßig geimpft werden, 

braucht regelmäßige Kontrollen, und das kann schon 

auch ziemlich ins Budget gehen. Man braucht auch Geld 

für Futter, es ist nicht außer Acht zu lassen, was man da 

monatlich investiert. Ich möchte auch nicht nur kritisie-

ren. Mir ist durchaus bewusst, dass die Stadt Wien auch 

schon einiges zu dem Thema gemacht hat und dafür 

möchte ich mich natürlich auch bedanken. Ich bin aber 

einfach überzeugt davon, dass wir gerade auch jetzt vor 

Weihnachten und in dieser aktuellen Pandemie noch 

mehr machen müssen. Daher bitte ich auch um Zustim-

mung zu meinem Antrag. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Das waren 4 Minuten Redezeit. Als nächste Rednerin zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Abrahamczik, selbst-

gewählte Redezeit ist 12 Minuten, fraktionelle wäre 20 

Minuten. Bitte, Sie sind am Wort, Frau Gemeinderätin. 

GRin Mag. Nina Abrahamczik (SPÖ): Sehr geehrte 

Vorsitzende! Sehr geehrter Stadtrat! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen!  

Es wäre natürlich verlockend, die 20 Minuten jetzt 

auszunutzen, ich werde es nicht tun. Ich möchte kurz 

einen Satz zu einem Thema sagen, das das Hauptthema 

dieser bisherigen Diskussion war, nämlich Klima und 

Klimaneutralität. Das Ganze wäre um einiges leichter, 

unsere Arbeit wäre leichter, wenn auch der Bund endlich 

gewisse Dinge liefern würde, wie zum Beispiel verbindli-

che Klimaziele, die seit über 300 Tagen fehlen, oder 

wenn er auch einmal einen Begutachtungsentwurf für 

das Wärmegesetz vorlegen würde. Das würde unsere 

Arbeit wesentlich leichter machen.  

Ich möchte es zum Thema Klima aber auch dabei be-

lassen, weil unsere Geschäftsgruppe eine sehr große 

ist - sie heißt Klima, Umwelt, Demokratie und Personal - 

und ganz viele Abteilungen bisher noch nicht vorgekom-

men sind. Ich versuche jetzt, auf einige noch einzuge-

hen, weil es mir ein wirkliches Anliegen ist und sie leider 

in der Diskussion oft untergehen, aber unglaublich wich-

tige Arbeit machen. Beginnen möchte ich gleich ganz 

zentral bei der MA 2 und der MA 3. Sie kümmern sich 

nämlich um unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 

dieser Stadt, ohne die nichts von dem passieren würde, 

was wir hier in diesem Haus beschließen, und dafür ein 

großes Danke von meiner Seite.  

Die MA 2 wird natürlich die Durchführung des Um-

stieges in das neue Dienst- und Besoldungssystem wei-

terführen, ein nicht zu unterschätzender Aufwand. Zu-

sätzlich treten mit Jänner 2022 dann auch die Bestim-

mungen zur Altersteilzeit in Kraft. Das führt mich im 

Übrigen auch zur MA 3, bei der ein ganz großer Schwer-

punkt das betriebliche Eingliederungsmanagement ist. 

Oft ist es so, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf 

Grund von gesundheitlichen Einschränkungen den Job, 

den sie bisher gemacht haben, nicht mehr in dem Aus-

maß oder genau dort weiterführen können. Da versu-

chen wir zu unterstützen. Die MA 3 führt im nächsten 

Jahr da auch GesundheitslotsInnen ein, die ganz gezielt 

unterstützen sollen.  

Die betriebliche Sozialarbeit ist ein ganz wesentlicher 

Bereich, und was ich auch betonen möchte: Wir reden 

hier immer sehr viel über die Pandemie und natürlich ist 

diese auch nicht an den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern dieser Stadt vorübergegangen. Auch da gab es viele 

Umstellungen, und es ist nicht nur das mobile Arbeiten, 

das neue Herausforderungen mit sich gebracht hat, 

sondern es sind teilweise auch Erkrankungen. Wir wis-

sen in vielen Bereichen nicht, wie sich Long Covid aus-

wirken wird, und daher möchte ich jetzt noch einmal die 

Chance nutzen und wirklich zum Impfen aufrufen. Das ist 

das Einzige, das uns aus dieser Pandemie bringen wird.  

Da wir derzeit ja auch in den „16 Tagen gegen Ge-

walt an Frauen“, oder gegen Gewalt an sich, sind, möch-

te ich auch noch kurz etwas zur Arbeit der Gleichbe-

handlungsbeauftragten in der Stadt sagen. Es gibt jetzt 

die Umsetzung der Ausweitung des Opferschutzes bei 

sexueller Belästigung. Wir wissen, dass Gewalt nicht 

beim körperlichen Übergriff an sich stattfindet. Es sind oft 

schon Aussagen, es sind oft Blicke, es ist ganz wichtig, 

dass es da eine gute Bewusstseinsbildung gibt. Indem 

wir den Opferschutz ausbauen, wird Wien eigentlich das 

erste Bundesland sein, das einen umfassenden Opfer-

schutz für Betroffene sexueller Belästigung im Gleichbe-

handlungsgesetz, aber auch im Dienstrecht sicherstellen 

wird.  

Dazu gehört auch eine Schulungsoffensive für Per-

sonalverantwortliche, wie die richtige Vorgehensweise 

ist. Es ist oft schwierig, das Thema überhaupt zum The-

ma zu machen, dass betroffene Frauen sich melden, und 

da ist es wichtig, dass sensibel darauf eingegangen wird. 

Ich möchte mich auch wirklich bei unserer Vizebürger-

meisterin und Frauenstadträtin Kathrin Gaál bedanken, 
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die gerade eine wichtige Kampagne zur Zivilcourage 

gestartet hat, wenn es um Gewalt gegen Frauen geht. 

Herzlichen Dank auch dafür.  

Ein weiteres aktuelles Thema - wir haben erst letzte 

Woche in diesem Saal darüber gesprochen - ist das 

Thema Atomkraft, das ich kurz ansprechen möchte. Es 

bringt mich nämlich zur Wiener Umweltanwaltschaft, die 

ganz, ganz viele Aufgaben hat, aber auch die städtische 

Atomschutzbeauftragte ist. Wir hören leider viel zu oft in 

den letzten Wochen, dass Kernenergie angeblich ein 

Mittel gegen die Klimakrise wäre, dass sie angeblich eine 

CO2-arme Technologie ist und daher verstärkt eingesetzt 

werden soll, vor allem auch in der EU. Ich bin sehr froh, 

dass wir in Österreich und vor allem auch in Wien einen 

ganz klaren Standpunkt haben und dass auch die Wie-

ner Umweltanwaltschaft viele Jahre an Erfahrung mit-

bringt und sich da einsetzt.  

Viele Überschneidungspunkte gibt es natürlich auch 

zur MA 22, zur Stadt Wien Umweltschutz, wo es un-

glaublich viele Dinge gibt, über die ich jetzt reden könnte. 

Sie ist für Artenschutz, Ressourcenschonung, Nachhal-

tigkeit, wie den ÖkoKauf bei den Lebensmitteln, Veran-

staltungen oder die Förderung von nachhaltiger Wirt-

schaft zuständig. Ganz spannende Sachen sind bei-

spielsweise ein Forschungsprojekt zum Schallschutz 

durch Fassadenbegrünung, Luftgütemanagement, et 

cetera. Herausgreifen möchte ich kurz die Baumhaftung, 

weil sie seit Jahren in dieser Abteilung ein Herzensanlie-

gen ist. Ich freue mich sehr, dass jetzt auch auf Bundes-

ebene in einer Arbeitsgruppe im Justizministerium end-

lich Änderungen im ABGB angedacht sind, damit es zu 

Verbesserungen beim Baumschutz und auch zu Klarstel-

lungen in Fragen der Baumhaftung kommt.  

Zentral ist ja, Kollegin Olischar hat heute schon über 

Lebensmittel gesprochen, unser Plan in Wien mit „Wien 

isst G.U.T.“ auch ganz genau auf die Lebensmittel zu 

schauen, und da freue ich mich, was im nächsten Jahr 

alles kommt. Es gibt nämlich zum Beispiel „School Food 

for Change“, ein von der EU gefördertes Projekt, das 

sich in Schulen und Kindergärten mit der Versorgung mit 

gesunden Speisen, die nachhaltig und auch fair produ-

ziert werden, beschäftigt. Dabei werden nicht nur Kö-

chinnen und Köche ausgebildet, sondern auch Exkursio-

nen stattfinden, beispielsweise zum WeltTellerFeld, 

wofür wir erst vor Kurzem eine Subvention beschlossen 

haben.  

Es gibt ganz viele Bereiche wie zum Beispiel einen 

Food-Trailer, ich finde, der wird extrem cool. Das ist ein 

Anhänger mit integrierter Küche und vielen Informations-

Tools, der für Workshops sowohl zu Schulen aber auch 

zu anderen Veranstaltungsorten kommen kann. In unse-

rer Kläranlage wird es eine Pilotküche geben, wo die 

Ergebnisse des Runden Tisches für mehr Umweltschutz 

und Tierwohl in der Lebensmittelproduktion umgesetzt 

werden. Natürlich läuft auch das Programm „Natürlich 

gut essen“ weiter, wo inzwischen sowohl Haubenlokale 

als auch Würstelstände, Kebapstände und Uni-Kantinen 

bereits ausgezeichnet wurden. 

ÖkoKauf Wien hat mein Kollege Stephan Auer-

Stüger heute schon angesprochen. Dass es die MA 36 in 

Zeiten, in denen Veranstaltungen massiv eingeschränkt 

sind, nicht einfach hat, ist uns, glaube ich, allen bewusst. 

Trotzdem hoffen wir darauf, dass bessere Zeiten kom-

men. Es wird da vor allem legistisch einige Vorhaben 

geben, wie zum Beispiel eine neue Verordnung bezüg-

lich Straßenkunst, aber auch - vielleicht werden hier in 

diesem Saal nicht mehr nur unsere Sitzungen stattfin-

den, sondern vielleicht auch wieder der eine oder andere 

Ball - die Novelle des Tanzschulgesetzes.  

Kollegin Olischar hat ja schon die Landwirtschaft an-

gesprochen. Ich kann Sie absolut beruhigen, der agrar-

strukturelle Entwicklungsplan wird nicht nur evaluiert, 

sondern auch aktualisiert. Das erste Treffen wird sehr 

bald stattfinden, alles natürlich in Absprache mit der 

Landwirtschaftskammer, und es ist auch mit dem Ress-

ort von Ulli Sima schon besprochen, dass die Ergebnisse 

natürlich auch wieder in den STEP einfließen werden. 

Die MA 58 hat aber nicht nur legistische Aufgaben, son-

dern auch budgetwirksame Aufgabenbereiche wie die 

Förderung der Land- und Forstwirtschaft. Da gibt es 

mehrere Millionen, die in Förderungsmaßnahmen flie-

ßen, und sowohl dem Wiener Gartenbau, Weinbau, 

Ackerbau, aber auch den Obstbaubetrieben zu Gute 

kommen.  

Kollegin Klika hat schon zum Tierschutz gesprochen, 

auch ich finde das einen ganz, ganz wichtigen Bereich. 

Ich möchte mich auch bedanken, weil einige Sachen 

schon vorweggenommen wurden, die ich an sich sagen 

wollte. Ich möchte aber schon noch darauf verweisen, 

dass es einige sehr gute und auch jahrelang erprobte 

Informationsangebote der Stadt gibt, beispielsweise 

kriegen alle 3. Volksschulklassen jedes Jahr gratis ein 

eigenes Unterrichtsheft. Damit wurden schon über 

100.000 Kinder erreicht, aber nicht nur die Kinder, son-

dern auch deren Familien.  

Zusätzlich wird es im nächsten Jahr von der MA 60 

ein eigenes Plakat für Volksschulklassen geben, wo es 

um den sicheren Umgang mit Hunden geht. Leider wis-

sen wir, dass sehr viele Übergriffe, also Hundebisse, vor 

allem dort vorkommen, wo es um Kinder geht. Es ist 

wichtig, den LehrerInnen auch zusätzliche Infos mitzu-

geben, damit man sich damit auseinandersetzen und das 

verhindern kann. Im Herbst 2022 wird es auch verstärkt 

Ansprache für Jugendliche zum Thema Tierschutz ge-

ben, vor allem auch zur Grundsatzfrage, die eine ethi-

sche ist: Was dürfen wir mit Tieren tun und was nicht? 

Wir wissen, das ist etwas, das uns in vielen Bereichen 

sehr beschäftigt.  

Nachdem auch die Anschaffung von Tieren schon 

angesprochen wurde: Der illegale Welpenhandel ist 

leider auch ein Bereich, der uns seit vielen Jahren be-

schäftigt und wozu es regelmäßige Kampagnen der 

Stadt gibt. Ich freue mich, dass es 2022 auch eine Ko-

operation mit der Wiener Polizei geben wird. Es werden 

nämlich AmtstierärztInnen der Stadt ungefähr 80 Polizis-

tinnen und Polizisten zum Thema illegaler Welpenhandel 

und Tierschutz schulen. Ich glaube, das ist ein sehr 

wichtiger Bereich, damit auch da Bewusstsein vorhanden 

ist.  
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Und wenn wir schon beim illegalen Welpenhandel 

sind, der leider sehr oft mit dem Thema Qualzucht ver-

bunden ist, dann bringt mich das zur Tierschutzombuds-

stelle. Ich darf eine kurze Werbeeinschaltung machen: 

Es findet diese Woche am Donnerstag - auf Grund der 

aktuellen Situation online - wieder einmal der Tier- und 

Rechtstag der Tierschutzombudsstelle statt. Falls Sie 

noch nie dabei waren, ich kann es sehr empfehlen. Es ist 

unglaublich spannend, wie viel Expertise dort zusam-

menkommt. Man kann unglaublich viel Wissen mitneh-

men. Dieses Wissen der Tierschutzombudsstelle ist ja 

auch schon in den Sachkundenachweis, den wir bei 

HundehalterInnen sozusagen seit 2019 fordern, einge-

flossen. Das heißt, man muss sich vorher damit ausei-

nandersetzen, was Tiere brauchen, was wichtig für die 

Haltung ist, wie die Pflege von Haustieren, eine artge-

rechte Haltung genau funktionieren. Ich freue mich sehr, 

dass wir im kommenden Jahr etwas umsetzen werden, 

das wir auch in unserer Fortschrittskoalition im Regie-

rungsprogramm stehen haben, nämlich ein eigenes 

Portal für Exotenhaltung. Wir haben heuer im Sommer 

einige Medienberichte zu Schlangen, die irgendwo auf-

getaucht sind, gelesen. Wir wissen, dass leider gerade in 

diesem Bereich regelmäßig Tiere ausgesetzt werden, 

weil Menschen überfordert sind und ihnen einfach das 

Wissen fehlt. Daher freue ich mich, dass das jetzt auf 

einem guten Weg ist, und ich bin mir sicher, dass wir 

diesbezüglich wesentliche Fortschritte für die Tiere ma-

chen können.  

Zur MA 62 kann ich noch sagen, dass ich weiß, dass 

es dort sehr, sehr viel Arbeit die Petitionen betreffend 

gibt, vielen Dank dafür. 2022 steht auch wieder eine 

Wahl an, also zumindest eine, und das wäre die Bun-

despräsidentenwahl. Hoffen wir, dass wir diesmal nicht 

wieder so viele Durchgänge brauchen wie das letzte Mal. 

Wir wissen auch, dass es nicht an der MA 62 lag. Die 

machen da einen großartigen Job, hoffen wir, dass es 

ohne zu viele Corona-Maßnahmen möglich ist.  

Da meine Redezeit auch schon zu Ende geht, und 

ich auf Grund der Vereinbarung, uns kurz zu halten, 

auch die Restredezeit der Fraktion nicht aufbrauchen 

möchte, möchte ich mich abschließend nur noch einmal 

bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Stadt 

bedanken. Es ist immer wieder beeindruckend, wie viel 

Expertise, wie viel Engagement, wie viel Leidenschaft bei 

den Menschen in dieser Stadt vorhanden ist, die sich 

jeden Tag dafür einsetzen. Wir wissen, es ist nicht 

selbstverständlich, und ich möchte ein ganz großes 

Danke sagen. Damit komme ich auch schon zum Ende: 

Ich freue mich sehr, dass ich weiß, dass auch nächstes 

Jahr die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt mit 

vollem Herzen dabei sein werden, damit Wien die le-

benswerteste Stadt der Welt bleibt.  

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 

Danke. Das war zeitlich eine Punktlandung von zwölf 

Minuten Redezeit. Als nächste Rednerin zu Wort gemel-

det ist GRin Dr. Kickert. Laut Liste wären Sie die letzte 

von den Rednern der GRÜNEN. Das heißt, Sie hätten 

eine fraktionelle Restredezeit von zwölf Minuten. Bitte, 

Sie sind am Wort. 

GRin Dr. Jennifer Kickert (GRÜNE): Sehr geehrter 

Herr Stadtrat! Sehr geehrte Vorsitzende! Sehr geehrte 

Damen und Herren hier im Saal und vielleicht via Li-

vestream! 

Wir sprechen zur Geschäftsgruppe Klima, Umwelt, 

Demokratie und Personal. Meine Kollegin hat damit 

abgeschlossen, ich möchte damit beginnen, nämlich mit 

einem Dank an alle MitarbeiterInnen nicht nur dieser 

Geschäftsgruppe, sondern der gesamten Verwaltung, die 

sich Jahr für Jahr, Tag für Tag voll einsetzen und eine 

gute Arbeit machen. Dafür möchte ich mich am Ende 

eines Jahres bedanken.  

Dann möchte ich, selbst wenn mir Tierschutz, Klima-

schutz und Umwelt sehr am Herzen liegen, zu dem 

Thema kommen, für das ich mich bisher am längsten 

und am meisten eingesetzt habe, nämlich zu Demokratie 

und Partizipation. Nach mir wird ein Antrag von der ÖVP 

zu einer Reformarbeitsgruppe zu verschiedenen Aspek-

ten der Demokratie eingebracht, und in diesem Antrag 

wird das Regierungsabkommen zitiert. Als ich das dann 

wieder gelesen habe, habe ich schmunzeln müssen, ein 

ähnlicher Passus ist bereits im Regierungsabkommen 

2010 und jedenfalls im Regierungsabkommen 2015 

gestanden, ohne dass dazu jemals eine Enquete stattge-

funden hätte. Ein Konzept liegt jedenfalls vor, ein Grob-

konzept, das ein Kollege der SPÖ gemeinsam mit mir 

einmal entwickelt hat und das wir damals vertrauensvoll 

an StRin Frauenberger übergeben haben. Es ist mög-

licherweise zu StR Czernohorszky gegangen, weil es 

damals ein Teil einer anderen Geschäftsgruppe war. 

Falls Sie es nicht finden, ich bin gerne bereit, an einer 

Neufassung dieses Konzeptes zu arbeiten und natürlich 

auch gern an der Diskussion zum Antrag, der dann fol-

gen wird, sofern er angenommen wird. Und selbst wenn 

er nicht angenommen werden sollte, hoffe ich auf eine 

Diskussion zu der Frage, wie wir direktdemokratische 

Instrumente niederschwellig oder innovativ gestalten 

können, wie wir vielleicht am Petitionsrecht arbeiten 

können, und ja, auch wie wir die Geschäftsordnungen 

des Gemeinderates und des Landtages und der Bezirks-

vertretungen vielleicht weiterentwickeln können, wobei 

die Geschäftsordnungen wirklich ein sehr trockenes 

Kapitel sind.  

Jedenfalls sollten sich solche Diskussionsprozesse 

aber nicht nur auf die Fraktionen im Gemeinderat be-

schränken. Ich möchte hier ein wirklich starkes Plädoyer 

dafür aussprechen, dass wir bei solchen Diskussionen 

zivilgesellschaftliche Initiativen einbinden, dass wir inte-

ressierte Jugend einbinden. Die zivilgesellschaftlichen 

Initiativen kennen Sie alle, das sind IG Demokratie, De-

mokratie 21, zum Beispiel, oder: Mehr Demokratie!, auch 

die VertreterInnen der Aktion 21 würden wahrscheinlich 

mit großer Freude an solchen Themen mitarbeiten. Das 

allein schon wäre ein Beweis dafür, dass Innovation und 

niederschwellige Diskussionen dazu ernst gemeint wer-

den.  

Ich möchte, und da spreche ich den Herrn Stadtrat 

noch einmal an, an die Fachenquete erinnern, bei der wir 

gemeinsam waren. Ich glaube, das war eine Fachenque-

te zu demokratischer Innovation, damals veranstaltet 
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vom forum wien.welt.offen, und eine der zentralsten 

Aussagen an diesem Workshop an diesem 2. Mai 2019 

war: Demokratische Innovationen sind niederschwellig 

umsetzbar, es braucht dazu aber ein politisches Com-

mitment. - Dieser zweite Teil des Satzes - es braucht 

dazu ein politisches Commitment - ist so wesentlich wie 

nur etwas. Papier ist geduldig, wenn man nicht bereit ist, 

das, was man auf Papier geschrieben hat, auch tatsäch-

lich umzusetzen, wird es jahrzehntelang nichts.  

Ich stehe nicht an, Gesichtsverlust gegen Erkennt-

nisgewinn zu tauschen: Wenn es also Gesichtsverlust 

sein sollte, dass ich zugebe, dass mein Engagement in 

den letzten Jahren sehr vereinzelt war und daher nicht 

zur Umsetzung geführt hat, so ist der Erkenntnisgewinn, 

dass man nur etwas erreichen kann, wenn man dran 

bleibt. Deswegen tue ich das.  

Es fehlt aber nicht nur dieses politische Commitment, 

es fehlt einfach der Mut. Mut ist ein Wort, das häufig in 

den Mund genommen wird bei der Frage nach Heraus-

forderungen. Und ja, ich gebe zu, demokratische Innova-

tion ist vielleicht angesichts der Herausforderungen, die 

jetzt schon vollmundig beschrieben worden sind … - ich 

will damit weder die Corona-Krise noch die Klimakrise 

kleinreden, ganz im Gegenteil, ich glaube gerade beide 

Krisen würden mit einem ernst gemeinten Dialog, mit 

einer ernst gemeinten Auseinandersetzung, mit Möglich-

keiten partizipativer Entwicklungen leichter zu bewältigen 

sein. Ich glaube wirklich, dass dieser Dialog mit der Zivil-

gesellschaft, mit den Menschen, für die wir ja eigentlich 

Politik machen, das Vertrauen in genau das stärkt, näm-

lich unsere Politik und die Maßnahmen dazu.  

Wenn wir aber nicht den Mut haben, das, was wir tun 

wollen und umsetzen wollen, auch im direkten Gespräch 

und in der direkten Auseinandersetzung mit der Zivilge-

sellschaft zu diskutieren, dann werden wir diesen Ver-

trauensgewinn nicht erreichen. Auch das ist eine Er-

kenntnis, die ich gewonnen habe. Der Mut der rot-pinken 

Koalition lässt sich zumindest teilweise im Petitionsaus-

schuss erkennen, und zwar an den Empfehlungen dieser 

Fraktionen an ihre eigenen StadträtInnen. Wenige, man-

che dieser Empfehlungen gehen über das, was gesetz-

lich vorgeschriebene Maßnahmen sind, nicht hinaus. Wir 

brauchen bei allem, was wir tun, wesentlich mehr Mut als 

das. Wir brauchen Mut für die demokratischen Innovatio-

nen, wir brauchen Mut im Richtungswechsel beim Klima-

schutz und wir brauchen Mut in vielen anderen Gebieten 

auch.  

Ich würde mir diesen Mut wünschen und ich hoffe, 

dass Sie den Mut haben, offen über diesen Antrag zu 

diskutieren, ihm zuzustimmen und vor allem dann auch 

im Ausschuss darüber zu diskutieren, wie wir einen Pro-

zess zur - nennen wir es so - Reform verschiedener 

Aspekte der Wiener Demokratie finden könnten. Ich 

würde mich sehr gerne mit Ihnen daran beteiligen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Die Restredezeit Ihrer Fraktion ist noch drei Minuten. Als 

Nächster zu Wort gemeldet ist GR Taborsky. Selbstge-

wählte Redezeit ist fünf Minuten. Restredezeit für die 

Fraktion ist elf Minuten. Bitte schön. 

GR Hannes Taborsky (ÖVP): Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich darf mich zuerst, wie bereits 

einige meiner Vorredner, herzlich beim Personal der 

Gemeinde Wien bedanken, das in der Pandemie und 

trotz der Pandemie vorherragende Leistungen erbracht 

hat und zur Krisenbewältigung auch neue Leistungen 

gemacht hat. Ich glaube, das ist einen Applaus und ein 

großes Dankeschön wert - ein herzliches Dankeschön an 

die Kolleginnen und Kollegen dort!  

Ich möchte aber zum Klimawandel und zum Klima-

schutz etwas sagen und zur Realität. Die Frage ist ja 

immer auch, wie man darauf reagiert. Es gibt jetzt natür-

lich Konferenzen zu diesen Themen, zu denen man 

heutzutage medienwirksam mit Zügen anreist, dann 

leicht geschlaucht nach zwei Tagen aussteigt und drauf-

kommt, dass vielleicht diese Art und Weise der Anreise 

noch etwas verbesserungswürdig ist. Es gibt dann viele 

allgemeine Diskussionen dazu, und es ist natürlich wich-

tig, diese über CO2-Tonnen, Elektroautos und den Stel-

lenwert der Atomkraft zu führen. Es gibt jedoch zu die-

sem Thema natürlich auch zwei Schulen. Die eine Schu-

le sagt, alles muss teurer werden, Verteuerung durch 

CO2-Steuer, der Begriff Parkpickerl ist heute schon gefal-

len. Das hat dann so wunderbare Auswüchse wie bei 

uns im 14. Bezirk, wo ohne Überparkung und ohne An-

gebot des öffentlichen Verkehrs nun Kleingärtner zur 

Kasse gebeten werden. Das ist eine ganz wunderbare 

Idee, muss man sagen. Ich frage mich, wem das für 

diese Gegenden, von denen ich jetzt spreche, eingefal-

len ist. Da sagen sich maximal Bambi und böser Wolf, 

gute Nacht, aber sonst ist dort niemand. Und die werden 

jetzt dort dann bezahlen. Ich hoffe, die Parksheriffs, die 

das kontrollieren müssen, haben keine Angst in der 

Nacht, wenn sie dort spazieren gehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, und dann 

gibt es die Politik, die sagt, Umweltpolitik und Klima-

schutz mit Hausverstand, und das ist die ÖVP-Linie zu 

diesem Thema. Denke global, agiere lokal! Wir sagen, 

Angebot erhöhen! Und da gibt es in Wien einiges zu tun. 

Wir haben im Westen Wiens tolle Möglichkeiten dazu: 

U4-Verlängerung nach Auhof, Pendlerverkehr an der 

Stadtgrenze abfangen, OWS-Weltkulturerbe wäre ein 

Thema, Schutz vor Verbauung und Bodenversiegelung. 

All das wurde leider immer wieder abgelehnt, und des-

wegen haben wir eine Art Erinnerungsantrag zum Thema 

Grätzloasen eingebracht, und da ist das Wiental, glaube 

ich, eine hervorragende Möglichkeit, wo wir praktisch 

etwas zum Klimaschutz tun könnten. Seit 2001 hat die 

ÖVP Anträge zu diesem Thema gestellt. Wir haben An-

träge gestellt, einen Begleitweg zu errichten, um die 

Benutzbarkeit für Fußgänger und Radfahrer zu ermögli-

chen. Wir haben Anträge gestellt, die Beleuchtung dort 

für die Herbst- und Wintermonate zu errichten und einen 

Park als grüne Lunge zu errichten. Im Bezirk waren wir 

immer dafür, die zuständigen Magistratsabteilungen 

haben das leider immer wegen Hochwassergefahr abge-

lehnt: zu teuer, unmöglich. Faszinierenderweise ist dann 

jedes Mal vor einer Gemeinderatswahl trotzdem etwas 

gebaut worden und siehe da, das Projekt ist in der Zwi-

schenzeit eine Erfolgs-Story. Die Renaturierung ist 
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hochwasserresistent, wie wir immer gesagt haben, es ist 

ein Auwald entstanden, wo Biber und Rehe leben und 

Menschen diesen nutzen können. Nur leider ist beim 

Bahnhof Hütteldorf stopp, dort gibt es einen Beton-

schlauch, eine Betonwüste. Das Faszinierende ist, dass 

die Bebauung im Bezirk dort zunimmt und genau dort der 

Bereich wäre, wo wir auch innerstädtisch ein Naherho-

lungsgebiet schaffen könnten. Rechtzeitig vor der letzten 

Gemeinderatswahl hat es dann eine große SPÖ-

Pressekonferenz wieder zu diesem Thema gegeben, mit 

wunderbaren PowerPoint-Präsentationen - die Erledi-

gung zu diesem Thema ist bis dato null. Danach hat man 

im Mitmachbudget des 14. Bezirks - übrigens ein Projekt, 

das sich ganz hervorragend dazu eignet, die Bevölke-

rung einzubinden - das Projekt entsprechend kundgetan 

und es hat dort den 3. Platz erreicht. Seitdem ist ebenso 

null passiert.  

Deswegen unser Appell als neue Volkspartei: Klima-

konferenzen sind toll, noch toller sind wirkliche Projekte, 

zum Beispiel die Wientalbegrünung mit Wientalbeleuch-

tung, ein Ausbau als Naherholungsgebiet Wiental. Ich 

darf deshalb diesen Antrag als Wiederholung und Erin-

nerung einbringen und hoffe auf breiteste Zustimmung. - 

Ein herzliches Dankeschön.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war fünf Minuten. Die Restredezeit für Kollegen Gasse-

lich, der jetzt als Nächster zu Wort gemeldet ist, ist ma-

ximal sechs Minuten. Bitte schön. 

GR Mag. Patrick Gasselich (ÖVP): Danke. Herr Vor-

sitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Ich freue mich sehr, heute zu einem Ressort zu re-

den, das für mich selber ein bissel unüblich ist, aber das 

Thema Verfassung ist halt eine Querschnittsmaterie und 

insofern hier auch das Thema Demokratie. Das Thema 

Demokratie ist eines, das auch sehr häufig direkt zwi-

schen den Fraktionen untereinander ausgemacht wird. 

Da hatten wir eben auch ein großes Beispiel dieses Jahr, 

nämlich die Reform der Untersuchungskommission, die 

eben auch zwischen den Fraktionen abgehandelt wurde. 

Hier von einer Reform zu reden, ist ein bisschen euphe-

mistisch, wir waren damit nicht besonders zufrieden. Aus 

unserer Sicht handelt es sich nur um eine Schmalspurva-

riante, insbesondere wenn man das mit dem Bund ver-

gleicht. Schaut man sich zum Beispiel im Bund die 

Schiedsinstanz an, so ist das der Verfassungsgerichts-

hof. In Wien wollten wir das Landesverwaltungsgericht 

haben, was rechtlich möglich gewesen wäre, aber wir 

haben es leider nicht bekommen. Das ist sehr schade 

und hilft natürlich nicht bei der Aufklärung der Umstände.  

Wenn es um die Zulässigkeit eines Untersuchungs-

gegenstandes geht, dann entscheidet im Bund der Ver-

fassungsgerichtshof, in Wien wiederum ist es so, dass 

der Gemeinderatsvorsitzende, nämlich der von der SPÖ, 

darüber entscheidet - aus meiner Sicht demokratiepoli-

tisch sehr schwierig.  

Schaut man sich die Beschränkung der Zeit an, so 

gibt es im Bund keine zeitliche Beschränkung, um zu 

prüfen, in Wien kann man sich nur die letzten zehn Jahre 

anschauen. Begründet wird das teilweise damit, dass es 

an Akten fehle oder so. Aus meiner Sicht ist diese Be-

gründung auch ein bisschen lächerlich. Es ist im Bund 

völlig problemlos, mehrere Untersuchungsausschüsse 

nebeneinander zu haben, in Wien geht das nicht, und da 

war teilweise die Begründung, dass dafür zu wenige 

Räumlichkeiten im Rathaus bestünden. Da fragt man 

sich halt, was man zu so einem Argument überhaupt 

sagen soll.  

Im Bund sind die Beweisanforderungen an Bundes-

behörden möglich, in Wien nicht. Das klingt sehr trocken, 

de facto ist es aber relativ schwierig, dann wiederum 

eine gute Aufklärung zu tätigen, wenn man zum Beispiel 

keine Akten der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsan-

waltschaft bekommt. Das erschwert wiederum die Auf-

deckung massiv. Im Bund gibt es einen grundsätzlichen 

Beweisbeschluss, in Wien gibt es den nicht. Das ist ein 

bissel wie die Suche nach der Nadel im Heuhaufen, dass 

man einen Beweisantrag nach dem nächsten stellen 

muss. Auch da wird die Aufdeckungsarbeit wiederum 

extrem erschwert.  

Die NEOS und die GRÜNEN waren mit diesem 

Reförmchen, wenn ich das einmal so nennen darf, zu-

frieden, wir waren es nicht, wir wollten eine Angleichung 

an den Bund haben. Aus diesem Grund wollen wir auch 

heute noch einmal einen Versuch starten und eine Aus-

weitung erwirken. Deshalb werde ich auch hierzu einen 

Beschlussantrag einbringen.  

Aber auch wenn diese Reformgruppe, diese Arbeits-

gruppe aus unserer oder aus meiner Sicht zu keinem 

guten Ergebnis geführt hat, so sind solche natürlich doch 

sehr wichtig. Deswegen wollen wir mit einem anderen 

Antrag jetzt auch zum Bereich Demokratie wiederum 

eine Reformgruppe haben. Die Bereiche, die wir da 

drinnen haben wollen, umfassen die Bereiche direkte 

Demokratie, Wahlrecht, Petitionen, Bezirksdemokratie, 

aber auch die Geschäftsordnungen von Landtag und 

Gemeinderat. In all diesen Bereichen gibt es aus meiner 

Sicht doch sehr wohl demokratiepolitischen Aufholbedarf 

und deswegen eben auch hier von uns ein Beschlussan-

trag.  

Im Regierungsprogramm wird auf eine Enquete ver-

wiesen, und wir freuen uns, die Kollegin Kickert hat es 

schon gesagt, wenn diese wirklich stattfindet, aber aus 

unserer Sicht muss es eben mit all den Bereichen, die 

ich hier eben schon aufgezählt habe, weitergehen. Ich 

würde mich, weil der Antrag auch auf Zuweisung gestellt 

ist, gerade hier über eine Zustimmung sehr freuen, damit 

wir auch im Ausschuss darüber reden können, wie wir 

bei diesem aus meiner Sicht gerade für alle Parlamenta-

rier sehr wichtigen Punkt weiter tun und wie wir über eine 

mögliche Reformgruppe diskutieren können. Beide Maß-

nahmen, sowohl die Reform der Untersuchungskommis-

sion, also in diesem Fall die Erweiterung, als auch die 

Arbeitsgruppe, die Reformgruppe zum Demokratiepaket 

sind aus meiner Sicht sehr, sehr wichtig, vor allem im 

Sinne einer Stärkung der Demokratie in Wien, und des-

wegen auch mehr als nur notwendig. - Vielen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war knapp 5 Minuten. Zu Wort gemeldet ist Herr Amtsf. 

StR Mag. Czernohorszky. Die Redezeit beträgt maximal 

15 Minuten. 
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Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Sehr ge-

ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen!  

Herzlichen Dank für die Debatte. Danke auch für das 

große Engagement, es eint uns der gemeinsame Einsatz 

für die Umwelt, für das Klima, für mehr Demokratie und 

auch für beste Bedingungen für unsere Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter. Mich treibt ein großes Ziel an, das sich 

diese Stadtregierung gesetzt hat, ein Ziel, auf das ich 

auch sehr stolz bin, das ist unser gemeinsames Ziel, 

unsere Stadt bis 2040 klimaneutral zu machen. Daran 

arbeiten wir, und zwar die gesamte Stadtregierung, mit 

unserer gesamten Energie, und deshalb freut es mich 

auch, dass wir das auch schon den ganzen Tag, von der 

Wortmeldung unseres Finanzstadtrates bis jetzt, als 

Schwerpunktthema behandelt haben. Wie gesagt, wir 

arbeiten daran, weil wir wollen, dass Wien auch in 20 

Jahren die lebenswerteste Stadt der Welt ist und weil wir 

wollen, dass Wienerinnen und Wiener so wie heute auch 

in 20 Jahren ein gutes und gesundes Leben führen kön-

nen. Dafür braucht es ein gutes und gesundes Klima, 

das ist die Richtschnur, daran orientieren wir uns.  

Es ist heute schon kurz diskutiert worden, ich durfte 

vor drei Wochen als Klimastadtrat die Stadt Wien bei der 

Klimakonferenz in Glasgow vertreten. Nun, das Ergebnis 

war, wie soll ich sagen, eher durchwachsen. Viele Dele-

gierte, auch aus Österreich, haben sich mit voller Über-

zeugung für ambitioniertere Ziele und Regeln im Klima-

schutz eingesetzt und das 1,5-Grad-Ziel ist stärker ver-

ankert worden. Das ist gut, aber am Ende ist nicht das 

herausgekommen, was sich die Menschen zu Recht von 

der Staatengemeinschaft erwartet haben, nämlich mehr 

Tempo und mutigeres Handeln im Kampf gegen die 

Klimakrise. 

Ich bin überzeugt davon, dass es jetzt darum geht, 

das Tempo und den Mut, den viele bei den Beschlüssen 

in Glasgow vermisst haben, selber vorzulegen. Reiche 

Staaten wie Österreich können und müssen hier liefern 

und gerade wir in den Städten können und müssen vo-

rangehen. In Glasgow habe ich die Gelegenheit gehabt, 

mit sehr vielen Vertreterinnen und Vertretern anderer 

Großstädte über unsere Ziele, über Pläne beim Klima-

schutz zu sprechen. Das Feedback war, und das kann 

ich Ihnen hier mitbringen, sehr, sehr ermutigend. Was wir 

uns vorgenommen haben, vor allem aber auch das 

Tempo, mit dem wir es uns vorgenommen haben und 

abarbeiten, wird als besonders ambitioniert auch und 

besonders im internationalen Zusammenhang gesehen. 

Das ist gut und das gibt uns Rückenwind für das, was wir 

vorhaben. 

Im letzten Jahr haben wir richtig große Schritte ge-

setzt, das war heute schon oft das Thema, nicht nur in 

meinem Bereich, sondern eben generell für die Klimapo-

litik unserer Stadt, von der Photovoltaikoffensive über 

den U-Bahn-Ausbau über Raus-aus-Gas-Initiativen, der 

Parkraumbewirtschaftung, vieles, vieles mehr. Wir haben 

aber auch Pioniergeist bewiesen, wie zum Beispiel mit 

dem Ökokraftwerk Kläranlage, mit der Geothermiestrate-

gie, die wir sehr erfolgreich fahren, mit State-of-the-Art-

Energiekonzepten im Schulbau, im sozialen Wohnbau. 

Mit dieser Arbeit haben wir international gezeigt, und wir 

zeigen es gerade Woche für Woche und Monat für Mo-

nat vor, welche Wege im Klimaschutz beschritten werden 

können und auch müssen. Da sind wir gut unterwegs, wir 

sind heute das Bundesland mit den mit Abstand gerings-

ten CO2-Emissionen pro Kopf, und das ist nicht ohne 

Grund so. Klar ist aber auch, wir müssen, wir wollen und 

wir werden uns noch mehr anstrengen. Deshalb ist die-

ses Doppelbudget auch ein Rekordbudget beim Klima-

schutz und deshalb haben wir uns besonders viel vorge-

nommen. 

Herr Kollege Stark hat vorhin gesprochen, das The-

ma ist so wichtig, man sollte so etwas wie eine die Stadt 

Wien übergreifende Taskforce einrichten. Nun, wir ma-

chen es ein bissel größer und haben das ganze Klima-

schutzmanagement auf neue Beine gestellt. Da die Kli-

makrise die größte Herausforderung unserer Zeit ist, 

brauchen wir auch in der Politik, in der Verwaltung eine 

bestmögliche Aufstellung, und wir machen das. Wir ha-

ben einen die gesamte Stadtverwaltung überspannenden 

Bereich für Klimaangelegenheiten mit einem Klimadirek-

tor an der Spitze geschaffen. Wir erstellen den Wiener 

Klimafahrplan, das ist unser Weg zu netto null, da wer-

den erstmals alle großen Stellschrauben, alle Maßnah-

men, alle Instrumente gebündelt. So werden wir es 

schaffen, als Stadt unsere Klimaschutzziele zu erreichen.  

Das wird jetzt Schritt für Schritt umgesetzt. Es steht 

natürlich viel auf dem Spiel, aber es gibt noch viel mehr 

zu gewinnen, nämlich nichts weniger als das gute Leben 

für die Wienerinnen und Wiener. Deshalb ist es aber 

auch so wichtig - Frau Kollegin Kickert hat das auch 

erwähnt -, dass wir die Menschen in unserer Stadt mit-

nehmen, dass wir mit ihnen den Weg zur Klimaneutralität 

gestalten. Da passt es ganz gut, dass 2022 die Rio-

Konferenz sich zum 30. Mal jährt und damit zum 30. Mal 

eine weltweite Anstrengung zum Motto „Think global, act 

local.“ für das 21. Jahrhundert, zum Jahrhundert der 

Nachhaltigkeit, gemacht hat und immer hervorgestrichen 

hat, dass es darum geht, mit den Menschen auf Augen-

höhe zu arbeiten. Das war übrigens auch die Geburts-

stunde für die Lokale Agenda in Wien, und ich möchte 

allen, auch den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten, 

die sich da verdient gemacht haben, sehr, sehr danken. 

Wir werden im nächsten Jahr das Rio-Jubiläum nutzen, 

um auch die Lokale Agenda weiterzuentwickeln und 

zukunftsfit zu machen.  

Und ja, wir werden auch ein Klimamitmachbudget, 

ein partizipatives Klimabudget aus der Taufe heben und 

genau daran arbeiten, was eingefordert worden ist, näm-

lich demokratische Innovationen, Demokratie- und Ver-

waltungsinnovationen auf Augenhöhe mit den Bürgerin-

nen und Bürgern zu starten. In drei Pionierbezirken geht 

es los, wir haben in diesem Budget 12 Millionen EUR für 

diese Arbeit mit den Bürgerinnen und Bürgern gesichert, 

und ich freue mich unglaublich darauf, das in die Tat 

umzusetzen.  

Ja, so packen wir es an, starke Governments und 

mutige Ziele auf der einen Seite und die Einbindung der 

Wienerinnen und Wiener auf der anderen Seite. Aber wir 
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planen nicht nur, wir reden nicht nur, 2022 wird das Jahr 

der Action.  

Mit viel Mut zur Lücke möchte ich ein bissel ausfüh-

ren, was wir alles vorhaben. Die Lücke ist deshalb mög-

lich, weil insbesondere die Gemeinderätinnen und Ge-

meinderäte der Koalitionsfraktionen schon einen großar-

tigen Überblick über die vielen, vielen Bereiche in unse-

rer Geschäftsgruppe gegeben haben. Ein ganz zentraler 

Bereich ist natürlich unsere gemeinsame Arbeit an der 

Energiewende. Das ist eine Riesenherausforderung, die 

größte Sonnenstromoffensive ist gestartet, mit so vielen 

Photovoltaikanlagen jedes Jahr wie in den letzten 

15 Jahren zusammen. Riesenschritte sind schon heuer 

gesetzt worden, mit großen neuen Anlagen, wie die 

allergrößte in ganz Österreich am Schafflerhof, angefan-

gen mit der Verdreifachung der Fördermittel bis zu neuen 

Förderschienen, aber im nächsten Jahr geht es mit Rie-

senschritten weiter. Das Zentrum für erneuerbare Ener-

gien wird entstehen, das ist ein One Stop Shop für die 

Errichtung von erneuerbaren Anlagen für erneuerbare 

Energiegemeinschaften, eine Anlaufstelle für alle Bürge-

rinnen und Bürger und natürlich eines der vielen Mittel, 

die wir in die Hand nehmen werden, um Hürden abzu-

bauen, um neue Fördermöglichkeiten zu schaffen, damit 

die Energiewende auch so richtig in Schwung kommt.  

Zur Energiewende gehört natürlich auch die Wärme-

wende, das war heute schon intensives Thema. Wir 

arbeiten auch intensiv an einer Wiener Strategie zur 

Dekarbonisierung der Wärmeversorgung. Wir arbeiten 

also massiv an nichts weniger als dem Vollausstieg aus 

fossiler Wärmeversorgung unserer Wohnungen, unserer 

Gebäude. Und ja, ich kann es Ihnen allen nicht ersparen: 

Eine wesentliche Rahmenbedingung für das Raus aus Öl 

und Gas ist das erneuerbare Wärmegesetz, das wir 

gerade mit anderen Bundesländern und mit dem Bund 

verhandeln.  

Um es offen zu sagen: Meine Ungeduld wächst, das 

Jahresende naht. Es ist wirklich höchste Eisenbahn für 

einen Begutachtungsentwurf der Bundesregierung. Die 

Herausforderung vom Gasausstieg ist sowieso riesen-

groß. Sie ist ganz besonders groß in den Städten. Wir 

dürfen da keine Zeit mehr verlieren! Heute ist das Thema 

besprochen worden von hunderten Städten - ich kenne 

übrigens noch keine einzige Stadt, die sich offiziell com-

mitted hat -, die das Ziel, 2030 klimaneutral zu sein, 

angehen werden. 

Eine Rahmenbedingung wären also einmal die ge-

setzlichen Grundlagen dafür. Es gibt noch keinen Begut-

achtungsentwurf, wir diskutieren gerade über einen Vor-

schlag der Bundesregierung, mit dem Gasausstieg im 

Neubau überhaupt erst 2025 zu starten. Da bin ich, ehr-

lich gesagt, für weniger Blabla und für mehr ins Tun 

kommen. Wir brauchen das wirklich alle gemeinsam.  

Wir setzen uns in den Ländern gemeinsam auch 

massiv für einen raschen Fahrplan zum Ausstieg ein. 

Dazu gehört auch - Frau Kollegin Matiasek hat es ange-

sprochen - eine starke soziale Abfederung. Diese muss 

fix Bestandteil der österreichischen Wärmestrategie sein, 

denn nur so geht sozialer Klimaschutz. 

Wir haben zum Glück nicht die Notwendigkeit, bis 

2025 zu warten, weil wir in Wien im Neubaubereich ein 

wirklich großartiges Tool haben, das sind die Energie-

raumpläne, die wir vorgelegt haben. Zur Erinnerung: Die 

Energieraumpläne sind die zentrale Maßnahme für den 

Ausstieg aus Öl und Gas. Damit legen wir in der Stadt 

Bereiche in allen Bezirken fest, wo für Neubauten aus-

schließlich erneuerbare Wärmeversorgung oder Fern-

wärme gewählt werden kann. Das Instrument ist in ganz 

Europa einzigartig. Wir haben das jetzt in acht Bezirken 

bereits in die Tat umgesetzt. Schon im kommenden 

Quartal folgen weitere fünf, bis Ende 2022 werden wir 

das dann für alle Bezirke umgesetzt haben - schon 2022! 

Noch einmal: Leider diskutieren wir gerade über einen 

Entwurf, der noch nicht einmal vorliegt, bei dem wir von 

einem Start 2025 reden. 

Neben dem Klimaschutz braucht es natürlich auch 

konsequente Maßnahmen dafür, dass unsere Stadt für 

alle lebenswert bleibt, und zwar auch, wenn es heißer 

wird, sodass man im Sommer durchschlafen kann, wenn 

man sich keine Klimaanlage leisten kann oder keinen 

Swimmingpool am Dach hat. Es braucht also nicht nur 

für diejenigen Lebensqualität, die sich diese Qualität 

sowieso leisten können - auch das ist sozialer Klima-

schutz. Deswegen sagen wir den Hitzeinseln den Kampf 

an.  

Heute ist schon viel über die lebenswerte Klimamus-

terstadt gesprochen worden. Frau Kollegin Matiasek hat 

gesagt, ein gewisses Budget. - Es sind 100 Millionen 

EUR! 100 Millionen EUR, die wir zusätzlich in die Hand 

nehmen, um Investitionen in den Bezirken für eine le-

benswerte Stadt zu fördern, für das Aufbrechen von 

Asphalt, für das Ausweiten von Parks, für Wasser, für 

Schatten, und vieles mehr. Über dieses Projekt werden 

wir schon im nächsten Jahr wieder neue große Dinge 

umsetzen können, wie zum Beispiel den Reinlpark im 

14., den Wieninger Park im 15., Willi-Frank-Park im 5. 

und der Schedifkaplatz in Meidling sind schon in der 

Umsetzung, das gilt auch für den Stadtpark Atzgersdorf, 

und vieles mehr. 

Was mich wirklich stolz macht, ist, dass wir sagen 

können, Wien ist die grünste Stadt Europas. Nach dieser 

Regierungsperiode werden wir aber noch grüner sein - 

mit 400.000 m² neuen und umgestalteten Parks. Das 

muss uns einmal jemand nachhupfen! 

Neue Erholungsgebiete wird es auch geben. Wir ha-

ben heute schon darüber gesprochen, von der neuen 

Lobau bis über die Erweiterung vom Norbert-Scheed-

Wald, das Donaufeld. Wir pflanzen Bäume, und zwar 

nicht nur im Straßenraum, sondern 20.000 Jahr für Jahr 

für neue Waldflächen. Wir begrünen Fassaden - das 

nächste, auf das ich mich sehr freue, wird das Amtshaus 

in Mariahilf sein. 

Aber noch einmal zum Thema Wald: Es ist heute 

schon gekommen, für ein gutes Leben in unseren Brei-

ten braucht es einen besonderen Schutz unserer Wälder. 

Dazu gehören nachhaltige Bewirtschaftung, breite Unter-

schutzstellung von Waldgebieten, und im kommenden 

Jahr aber leider auch besondere Energie in die Wieder-

aufforstung, und zwar von den Gebieten, die in 
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Hirschwang vom Feuer betroffen waren. Ich möchte hier 

einen riesengroßen Dank an alle Einsatzkräfte ausspre-

chen, die es geschafft haben, diesen riesengroßen kata-

strophalen Brand in 13 Tagen unter Kontrolle zu bringen.  

Dieser Wahnsinnseinsatz war ein Einsatz für die Si-

cherung unserer Quellen. Und damit das beste Wasser 

von diesen Quellen im Rax- und im Hochschwab-Gebiet 

auch in Spitzenqualität bei uns im Glas landet, braucht 

es natürlich auch unglaubliche Investitionen in unser 

Versorgungsnetz, in das 3.000 km lange Versorgungs-

rohrnetz mit Wiener Wasser. Das sind 65 Millionen EUR 

im Jahr, die wir uns dafür aus der Hüfte schneiden, wenn 

man so will. Das ist wichtig, weil unser Wasser ein ganz 

wesentlicher Bestandteil unserer Lebensqualität ist. Das 

gilt natürlich nicht nur für das, was wir trinken, sondern 

auch für das, was wir essen.  

Das Thema Nahrung ist heute schon mehrfach er-

wähnt worden. Nachhaltige Nahrungsmittel, gesunde 

Nahrungsmittel, regionale Nahrungsmittel sind ein rie-

sengroßer Schwerpunkt von „Wien isst G.U.T.“ mit neu-

en Aktivitäten, die Frau GRin Abrahamczik schon er-

wähnt hat.  

Natürlich braucht es dabei auch die Landwirtschaft in 

Wien, unseren eigenen Betrieb. Wir setzen voll auf Bio, 

aber es braucht auch die beste Zusammenarbeit mit der 

Landwirtschaftskammer. Ich möchte mich an dieser 

Stelle auch sehr, sehr ausdrücklich dafür bedanken.  

Natürlich schauen wir in der Stadt auch darauf, wo-

her die Lebensmittel, die wir kaufen, kommen - ÖkoKauf 

ist heute auch schon diskutiert worden. Wir überarbeiten 

unsere Kriterien, und insbesondere im nächsten Jahr 

geht es darum, dass wir in Richtung Klimaschutz und in 

Richtung Lieferketten noch stärkere Kriterien vorsehen. 

Das gilt natürlich nicht nur für die Lebensmittel, der zent-

rale Einkauf ist der zentrale Hebel hin zur Kreislaufwirt-

schaft. 

Thema Kreislaufwirtschaft: Die Superheldinnen und -

helden sind nicht nur beim Säubern und Schneefreima-

chen unserer Stadt, sondern auch bei der Abfallvermei-

dung und bei der Kreislaufwirtschaft die MA 48. Kollege 

Spitzer hat schon gesagt, wie viele, nämlich 440.000, 

Sammelbehälter in der Stadt stehen, von denen übrigens 

über 30.000 regelmäßig ausgetauscht werden. Diese 

stellen sicher, dass wir gute Mülltrennung in die Tat 

umsetzen, dass wir Ressourcen schonen können. Wir 

sind Platz 3 bei den europäischen Hauptstädten in der 

getrennten Sammlung. Wir brauchen uns da also wirklich 

nicht zu verstecken. Auch mit dem 48er-Tandler, der das 

Symbol dafür ist, was wir mit Dingen in unserer Stadt tun 

sollen: nicht wegschmeißen, sondern reparieren und 

wiederverwenden. 2022 wird übrigens auch Tandler-

News bringen. Lassen Sie sich überraschen! 

Stichwort Kreislauf: Wasser hat auch einen Kreislauf, 

und zwar geht es nicht nur um das Wasser, das wir trin-

ken, sondern auch um die Wasserversorgung. Da wer-

den nötige Investitionen voll angegangen. Allein im Ka-

nalnetz investieren wir 28,9 Millionen EUR für den Voll-

ausbau des Kanalnetzes, aber auch für solche Aktivitä-

ten wie ein Projekt, das sich Integrativer Hochwasser-

schutz Liesingbach nennt. Herr Taborsky, bei dem Pro-

jekt geht es um viele Dinge, zum Beispiel auch um die 

Renaturierung der Liesing, das ist wichtig für die Bevöl-

kerung. Der Teil meiner Geschäftsgruppe und der Teil 

von Wien Kanal ist nicht der mit der Renaturierung. Also 

wenn Sie von einem Erinnerungsantrag sprechen, dann 

erinnere ich Sie daran, dass für das Wiental und dessen 

Begrünung auch nach wie vor Wiener Gewässer zustän-

dig ist. Da kann ich leider nichts ändern, aber das wird ja 

heute oder morgen auch noch diskutiert werden können. 

Ein Thema, das mir besonders am Herzen liegt, ist 

der Tierschutz. Da geht es im nächsten Jahr besonders 

um Bildungsarbeit, aber das geht sich jetzt nicht mehr 

aus. Was sich ausgehen muss und das will ich und darf 

ich und muss ich als Personalstadtrat machen: Alle diese 

Aktivitäten gehen nur, weil die Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter unserer Stadt großartige Arbeit leisten. Ganz 

besonders möchte ich den Verantwortlichen in meinem 

Ressort dafür danken. Mit ihrem Einsatz, mit ihrer Kom-

petenz werden wir in den nächsten Jahren Riesengroßes 

weiterbringen. Das gilt natürlich auch für mein Team, das 

gilt natürlich auch für Sie, liebe Gemeinderätinnen und 

Gemeinderäte, besonders jene im Ausschuss: Vielen 

Dank! Ich freue mich auf die Zusammenarbeit in unse-

rem wunderbaren Ressort. Ich freue mich auf das nächs-

te Jahr.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank, 

Herr Stadtrat.  

Zur Geschäftsgruppe Klima, Umwelt, Demokratie und 

Personal und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung 

Wien Kanal liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Nachdem noch größere Desinfektionsmaßnahmen 

am Programm stehen, machen wir eine kurze Pause.  

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe 

Kultur und Wissenschaft. Ich darf die Frau Kulturstadträ-

tin auf den Platz des Berichterstatters bitten. - Schönen 

guten Abend. 

Die erste Wortmeldung geht an Herrn GR Berger. Ich 

erteile sie ihm. 

GR Stefan Berger (FPÖ): Sehr geehrter Herr Vorsit-

zender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren hier im Sitzungssaal und zu Hause vor den 

Bildschirmen!  

Ich habe die Ehre, den Rednerreigen sozusagen in 

der jetzigen Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft 

zu eröffnen. Ich war, mit Blick auf die Rednerliste, zuge-

gebenermaßen ganz überrascht, dass in dem Ressort, 

für das es eigentlich finanziell am wenigsten Mittel gibt, 

die meisten Redner von SPÖ und GRÜNEN eingemeldet 

werden.  

Von der SPÖ sind es immerhin sechs Redner. Ich 

habe nachgezählt, nirgendwo anders gibt es mehr, und 

auch bei den GRÜNEN sind es fünf, nicht einmal beim 

Klimaressort waren es mehr. Ich bin also schon ganz 

gespannt, was die Diskussion heute mit sich bringen 

wird, insbesondere bei den grünen Rednern. Ich sage 

auch ganz offen, wenn wir schon im Bereich Kultur sind, 

dass ich sehr überrascht darüber bin, dass sich, während 

die österreichische Bevölkerung im Lockdown einge-

sperrt ist, während Künstler und Kulturschaffende mit 

Auftrittsverboten belegt werden und während die gesam-
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te Veranstaltungsbranche de facto am Boden liegt, der 

grüne Bundespräsident und die türkis-grüne Regierung 

am Küniglberg herumtreiben. Sie feiern dort bei einer 

Lockdown-Gala mit einer angehängten Champagnerpar-

ty ab, wo geschunkelt wird, wo keiner irgendeine FFP2-

Maske trägt, von Abständen ja ganz zu schweigen. Und 

am wildesten treibt es der Kunst- und Kulturminister 

selbst. Ich habe da Videos vom Herum-Shaken, vom 

Headbangen und allem Möglichen gesehen, und ja, dies, 

währenddessen eine gesamte Branche zum zu Hause 

Sitzen verdammt ist und sich die türkisen und grünen 

Bonzen dort wirklich vor hunderttausenden Zusehern live 

im Staatsfunk zeigen und offenbar auch zeigen, wie 

moralisch und offenkundig verkommen diese Regie-

rungsmannschaft mittlerweile ist. Sie zeigen, dass sie 

eigentlich gar nichts mehr im Griff haben und auch nicht 

einmal mehr sich selbst, meine sehr geehrten Damen 

und Herren.  

Grundsätzlich freue ich mich ja über den parlamenta-

rischen Austausch. Ich glaube, im Kulturressort kommen 

wir eh immer viel zu wenig dazu, und deshalb bin ich 

auch schon ganz gespannt auf die Ausführungen der 

SPÖ-Redner, das sage ich ganz offen. Ich war heuer vor 

dem Budget auch etwas überrascht, dass es keine Ju-

belmeldungen über das Kulturbudget gibt, wie viel die 

Stadt hier nicht wieder in die Hand nimmt, wie viel mehr 

es geben wird, und so weiter, und so fort. Ich kann mich 

ja an die letzten Jahre erinnern, im Jahr 2019, glaube 

ich, war es eine Schlagzeile: Kulturstadträtin dreht den 

Geldhahn auf. - Im Jahr 2020, glaube ich, gab es über-

haupt eine Erhöhung des Kulturbudgets um 10 Prozent, 

obwohl alles mit hineingemengt wurde. Im Jahr 2021 war 

es noch eine ganz kleine, geringfügige Budgeterhöhung 

und noch Mitte Mai dieses Jahres habe ich in einem 

Interview der „Wiener Zeitung“ die Frage gelesen: „Droht 

angesichts der Corona-Schulden der Stadt Wien eine 

Kürzung des Kulturbudgets?“ Die Frau Stadträtin hat 

geantwortet: „Nein, da bin ich optimistisch. Die Krise hat 

uns auch gezeigt, worin wir zu wenig investiert haben 

während der vorigen Jahrzehnte“, und so weiter, und so 

fort. - Und ja, es war ein Interview, und auch im Vorjahr 

hat man immer wieder gehört - das vorige Jahr war im 

Übrigen ein Wahljahr und vielleicht in Erinnerung zu 

rufen -, dass man einer gesamten Branche erzählt hat, 

wie systemrelevant sie denn nicht alle sind, wie wichtig 

es nicht ist, sie alle zu unterstützen, vielleicht auch mit 

einem kleinen Blick zur Seite auf etwaige Personenkomi-

tees. Aber jetzt, im Jahr 2021, als ich die nackten Zahlen 

für 2022 und 2023 gelesen habe, da wusste ich, wieso 

es heuer wahrscheinlich keine Jubelmeldungen gibt oder 

wahrscheinlich geben wird. Es ist so: Ich habe da eine 

Vergleichszahl zum Jahr 2004 - damals war noch Ihr 

Vorgänger im Amt -, das Kulturbudget am Gesamthaus-

halt der Stadt Wien betrug 2,39 Prozent. Im Jahr 2021, 

also heuer, sind es noch rund 1,7 Prozent und in Zahlen 

rund 282 Millionen EUR. Für das Jahr 2022 gibt es zwar 

grundsätzlich in absoluten Zahlen eine leichte Erhöhung 

von knapp 5 Millionen EUR, aber gerechnet am Gesamt-

budget der Stadt Wien verringert sich das Kulturbudget 

auf gut 1,6 Prozent. Und für das Jahr 2023 gibt es auch 

in absoluten Zahlen eine massive Reduzierung im Ver-

gleich zum Budget 2022. Da beträgt dann das Kultur-

budget, verglichen am Gesamtbudget der Stadt Wien, 

nur mehr 1,52 Prozent. Nur vielleicht auch zum Ver-

gleich: London und Paris haben in etwa ein Kulturbudget 

von rund 6 Prozent.  

Meine Damen und Herren, Budget ist in Zahlen ge-

gossene Politik, und wenn ich nun die Zahlen, die jetzt 

am Tisch liegen, mit Ihren Aussagen, die Sie noch im 

Vorjahr getätigt haben, vergleiche - ich verweise darauf, 

es war im Übrigen ein Wahljahr -, dann sprechen die 

Budgetzahlen wohl eine sehr, sehr deutliche Sprache. 

Dies vor allem, wenn sich das Kulturbudget - in Prozent 

am Gesamtbudget der Stadt Wien ausgedrückt - in 19 

Jahren um rund ein Drittel verringert. Ich würde doch 

meinen, meine Damen und Herren, dass Österreich und 

insbesondere Wien durchaus ein sehr, sehr großes kul-

turelles Erbe haben. Zwei Drittel aller Touristen, die nach 

Wien kommen - das hat eine Studie des Instituts für 

Höhere Studien vor ein paar Jahren ergeben -, kommen 

wegen des Kulturangebots nach Wien. Und über die 

Umwegrentabilität vom Kulturressort an sich über Förde-

rungen, und so weiter, und so fort profitieren ja auch 

sehr, sehr viele andere Bereiche, wie die Hotellerie, die 

Gastronomie, das Beförderungswesen, aber auch 

durchaus das Bau- und Baunebengewerbe, wenn es 

beispielsweise um Investitionszuschüsse zu Theatern, 

und so weiter, und so fort geht. Deshalb verstehen wir 

diese Zurückhaltung im Budgetbereich nicht, meine 

Damen und Herren. In Zeiten wie diesen, in denen eine 

Branche von der Bundesregierung oder vom Bürger-

meister am Freitag erfährt, dass sie ab Montag zusper-

ren müssen und dass Lockdown herrscht, halten wir 

auch die Herangehensweise mit einem Zweijahres-

budget eigentlich für vollkommen falsch. Denn wenn man 

zwei bis drei oder vier Lockdowns im Jahr hat, dann ist 

vielleicht kurzfristiges Handeln viel, viel entscheidender 

und, wie ich glaube, auch effektiver, damit man dieser 

Branche weiterhilft. Deshalb ist meines und unseres 

Erachtens auch diese Herangehensweise eine falsche.  

Sehr gespannt bin ich auch darauf, wie sich diverse 

Ankündigungen in Zukunft umsetzen lassen werden. Es 

ist ja so, dass das Wien Museum im Jahr 2023 fertigge-

stellt und eröffnet werden soll und wir sozusagen als 

Vorbote im Ausschuss auch schon eine kleine Präsenta-

tion darüber genossen haben, was man denn jetzt dann 

in Zukunft und in den nächsten Jahren mit den einzelnen 

Bezirksmuseen vorhat. Da soll das Projekt Bezirksmuse-

en Reloaded ausgerollt werden. Es soll zum Teil neuge-

staltet werden, es soll mehr Personal zur Verfügung 

gestellt werden. Das haben ja viele andere Städte nicht, 

nämlich 23 Bezirksmuseen. Ich glaube, dass diese über-

haupt zum Großteil ehrenamtlich geleitet werden. Ja, wie 

sich das entsprechend finanziell ausgehen soll, weiß ich 

nicht, vor allem, weil das Budget mit der Beendigung der 

Bauraten für das Wien Museum jetzt wieder im Bereich 

etwa der Jahre, in denen wir keine intensive Wien-

Museum-Sanierung hatten, stagniert. Da stellt sich die 

Frage, wie viel Spielraum hier überhaupt noch besteht.  
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Auch was die Fair-Pay-Strategie anlangt, die Sie ja 

auch groß angekündigt hatten, nämlich dass es in der 

gesamten Kultur- und Kunstbranche keine Hungerlöhne 

geben soll, stellt sich die Frage, wie man das in Zukunft 

entsprechend vorantreiben möchte.  

Meine Damen und Herren, ich habe heute auch sehr 

genau die Generaldebatte verfolgt. Das Wort Kultur oder 

generell das Kulturbudget ist mit keiner Silbe erwähnt 

worden. Die Zahlen, meine Damen und Herren, sind 

durchaus ernüchternd. Das Wahljahr ist offensichtlich 

vorbei und man muss ganz offen sagen, kulturpolitisch 

sind wir jetzt leider Gottes am harten Boden der Realität 

wieder angelangt. - Danke, das war es fürs Erste.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

betrug genau zehn Minuten. Zu Wort gemeldet ist GR 

Weber, selbstgewählte Redezeit ist zwölf Minuten. Bitte 

schön. 

GR Thomas Weber (NEOS): Vielen lieben Dank. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Geschätzte Gäste via Livestream! 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich werde zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 

Berger noch einiges sagen, wenn es thematisch dazu 

passt. Viele Punkte haben mich da jetzt getriggert, wozu 

ich Anmerkungen machen möchte. Zuerst möchte ich 

aber das Wichtigste sagen, das mir ein wirkliches Anlie-

gen ist. Ich möchte nämlich einsteigen und mich bei den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe, 

der Magistratsabteilungen und des Stadtratbüros sehr 

herzlich bedanken, sehr herzlich bedanken dafür, dass 

sie mit ihrer Arbeit einen enorm wichtigen Beitrag für die 

Kunst- und Kulturschaffenden in dieser Stadt leisten. Ich 

möchte das einfach nicht nur so tun, indem ich ihnen 

Danke sage, sondern ich habe zwei Zahlen mitgenom-

men, die auf eine sehr eindrucksvolle Art und Weise 

darlegen, wie wichtig und wie umfangreich ihr Beitrag ist, 

den sie da leisten: Bis Oktober wurden von der MA 7 

53.000 Geschäftsstücke abgewickelt, 6.000 Förderansu-

chen. Das ist sehr eindrucksvoll und, wie gesagt, das 

zeigt sehr deutlich den enormen Beitrag, den sie für den 

Kunst- und Kulturbetrieb in dieser Stadt leisten. Dafür 

gebührt ihnen der herzliche Dank aus der Politik. Vielen 

Dank.  

Noch ein Nachsatz zum Thema Förderungen aus 

dem Bereich der MA 7: 28 externe ExpertInnengremien 

sind da beschäftigt, bis Oktober hat es 45 Jury- und 

Beiratssitzungen gegeben, in Summe gibt es bei der 

MA 7 30 Förderschienen, 55 Einreichtermine, 6 laufende 

Einreichmöglichkeiten. Auch das sind sehr imposante 

Zahlen, die zeigen, wie breit das Thema externe Jurys 

und Beiräte hier aufgestellt ist. An der Stelle möchte ich 

mich auch namens der Kulturpolitik bei all jenen Men-

schen bedanken, die mit ihrer Fachexpertise in diesen 

Jurys und Beiräten mit tun. Herzlichen Dank.  

Ich bin mir ziemlich sicher, dass wir im Zuge der wei-

teren Debatte viele Zahlen hören werden. Ich möchte 

Ihnen auch ein paar Zahlen nennen und möchte Ihnen 

meine Einschätzung der Zahlen mitgeben, die teilweise 

eine ganz andere ist als die Einschätzung, die Herr Kol-

lege Berger jetzt gegeben hat. Wir haben 2022 ein Ge-

samtbudget von 287 Millionen EUR. Das ist eine Steige-

rung von 4,3 Millionen EUR, aber es ist anzumerken, 

wenn wir da die Rate für das Wien Museum 2022, die 

um 10 Millionen EUR niedriger ist, rausrechnen, sehen 

wir, dass wir im Budgetbereich der MA 7 ein Plus von 14 

Millionen EUR haben. Anders ausgedrückt ist das ein 

Plus von 6,7 Prozent, und das ist schon eine ganz ande-

re Aussage, als mein Vorredner, Herr Kollege Berger, 

hier von sich gegeben hat.  

Wenn wir auf das Budget 2023 schauen - die Zahl 

haben wir gehört -, sind es 270 Millionen EUR. Das sind 

auf den ersten Blick um 17 Millionen EUR weniger. Was 

man dazusagen muss, ist, dass auch da wieder dazu-

kommt, dass die Rate für das Wien Museum niedriger 

wird, nämlich um 16 Millionen EUR. Was man da daher 

sehr schön sieht, ist, dass auch 2023 das Kulturbudget 

ein stabiles Budget ist, das fortgeschrieben wird. Auch 

da teile ich die Einschätzung, die Kollege Berger gege-

ben hat, nicht.  

Eine andere Zahl, die mir, wenn wir über das Kultur-

budget reden, ebenfalls noch sehr wichtig ist: 89 Prozent 

des Budgets fließen dabei direkt auch in Förderungen. 

Wenn Sie mich fragen, ob das ein Budgetbeitrag und 

genug Geld für das Thema Kultur, Kunst und Wissen-

schaft in Wien ist, dann sage ich: Na klar ist es das nicht. 

Ich glaube, für niemanden, der sich kulturpolitisch oder 

wissenschaftspolitisch engagiert, ist es irgendwann ein-

mal genug Geld. Ich bin aber fest davon überzeugt, dass 

das vorliegende Kulturbudget und Wissenschaftsbudget 

ein tatsächlich gutes Budget und ein sehr gelungenes 

Budget ist. Dieses Budget ermöglicht uns nämlich, unse-

re Projekte, die wir uns im Regierungsprogramm der 

Fortschrittskoalition vorgenommen haben, auch tatsäch-

lich umzusetzen, und gleichzeitig ermöglicht dieses 

Budget auch, unsere Stadt und die Kunst- und Kultur-

schaffenden gut durch die kommenden Monate der Pan-

demie zu bringen.  

Herr Kollege Berger hat die Frage gestellt, warum 

sich so viele Menschen bei der Kulturbudgetdebatte 

melden. Ja, das ist relativ einfach: Weil sich im Kulturbe-

reich in dieser Stadt unglaublich viel tut. Egal, wo Sie 

hinschauen, Sie sehen Bewegung, Sie sehen die Projek-

te, und zu diesen Projekten gibt es nun einmal viel zu 

sagen und viel zu erzählen. Wenn wir aber heute hier 

stehen und über das Kulturbudget reden, dann sehen wir 

auch speziell im Kulturbereich aktuell viele Fragezei-

chen. Im Sommer ist die Pandemie für die Geimpften 

von Altkanzler Sebastian Kurz für beendet erklärt wor-

den, beim Impffortschritt hat es keine Fortschritte gege-

ben - wundert mich auch nicht, wenn man die Pandemie 

für beendet erklärt -, und nun stehen wir im nächsten 

Lockdown und wissen nicht, wie es im Bereich Kultur 

weitergeht. Wir wissen auch nicht, wie es mit der aktuel-

len Mutante, die bei uns anklopft, weitergeht und was 

das für den Verlauf der Pandemie heißt. - Viele Frage-

zeichen.  

Wir haben auf diese vielen Fragezeichen mit Stand 

heute keine Antworten, aber ich kann Ihnen mit Sicher-

heit sagen, dass wir - so wie wir das in der Vergangen-

heit gemacht haben - ganz genau hinschauen werden 
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und natürlich, wenn es notwendig sein wird, neben dem 

heute vorgestellten Budget der Situation angepasste 

Unterstützungsmaßnahmen setzen werden, weil wir die 

Wiener Kunst- und Kulturszene natürlich auch auf den 

hoffentlich letzten Metern der Pandemie gut durchbrin-

gen werden. Das ist unsere Verantwortung als Politik, 

und dieser Verantwortung werden wir natürlich nach-

kommen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, so sehr uns die 

Pandemie zur Zeit auch in Atem hält, ich habe schon 

gesagt, egal, wo Sie am kulturpolitischen Feld hinschau-

en, es tut sich unglaublich viel in Wiens Kulturbetrieb. 

Viele der Projekte entlang des Regierungsprogramms 

unserer Fortschrittskoalition sind bereits aufgegleist und 

in Umsetzung, andere Projekte sind wir dabei umzuset-

zen, andere Projekte kommen noch, manche sind über-

haupt schon ganz umgesetzt. Die Wienerinnen und Wie-

ner können sich darüber auch selbst ein direktes und 

klares Bild machen, sie können sich mit unserem Regie-

rungsmonitor über die Projekte der rot-pinken Koalitions-

arbeit informieren, etwas in Österreich Einmaliges, einer 

digitalen Check-Liste, mit der wir unserem Versprechen 

einer transparenten Politik auch nachkommen.  

Ich möchte Sie einladen, machen Sie sich selber ein 

Bild und Sie werden sehen, es ist tatsächlich so, dass 

sich unglaublich viel auf Wiens Kulturbühne tut, gemein-

sam mit den Kunst- und Kulturschaffenden am Entstehen 

und Werden der Projekte gearbeitet wird. Einige habe ich 

Ihnen mitgenommen. Das ist das Thema - ich rede im-

mer darüber, wenn ich hier stehe -: Räume und Infra-

struktur, kulturelle Infrastruktur, kulturelle Räume. Wir 

verstehen die ganze Kulturpolitik, wir verstehen das 

Schaffen an Räumen als kulturelle Stadtentwicklung. Da 

geht es um den Leerstand, um das Nutzen von Leer-

stand, um den Ausbau des Vorhandenen, Schaffung von 

Synergien, neue architektonische Konzepte hin an die 

Grenzen dieser Stadt. Es ist uns ein Anliegen, Kunst und 

Kultur aus dem Zentrum der Stadt quer über die ganze 

Stadt zu bringen.  

Das sind die Ankerzentren - Bettina Emmerling hat 

sie in ihrer Rede heute schon erwähnt -, diese gelunge-

nen Ankerzentren, das sind Keimzellen für Kultur. Das 

sind vor allem soziale Räume, die identitätsstiftend wir-

ken, Zugehörigkeit und Teilhabe der unterschiedlichen 

Communities am Leben der Stadt vermitteln, und daraus 

entsteht letztendlich etwas wie Gemeinschaft. Ankerzen-

tren arbeiten niederschwellig, sie arbeiten partizipativ, sie 

arbeiten integrativ und sie arbeiten interkulturell. SOHO 

Studios in Ottakring, der Schlingermarkt Atelierhof: zwei 

Ankerzentren, die sich der bildenden Kunst widmen. Das 

F23, die ehemalige Sargfabrik, da gibt es Ausstellungen, 

Modeschauen, Chorfestivals, Kinder- und Jugendpro-

gramme. Oder das Kulturhaus in der Favoritner Brotfab-

rik, das sich sehr bewusst mit dem Stadtteil auseinan-

dersetzt und andere Aktivitäten setzt, Communitycooking 

oder Lerncafé. Und auch 2022 werden wir weitere An-

kerzentren umsetzen.  

Räume war das Stichwort: Ganz besonders freut es 

mich, wenn wir über Räume sprechen, dass wir das 

Haus für die freie Szene beim Kultur- und Mediencluster 

in St. Marx entstehen lassen. Das ehemalige Bankhaus 

wird ein Theater für die freie Szene und strahlt damit in 

die Zukunft, sichert die Spielstätte für das brut ab. Da ist 

uns etwas ganz Großartiges gelungen, das zukunftswei-

sende Strahlkraft hat. Beim Thema Räume bin ich auch 

schon beim Thema Auftrittsmöglichkeiten für Kunst- und 

Kulturschaffende, und da sind wir dann sehr rasch beim 

Thema Kultursommer.  

Der Kultursommer, das ist etwas, das ich als wirklich 

sehr gelungen empfinde, der auch weit über die Grenzen 

der Stadt strahlt. Da kommen andere Städte zu uns und 

schauen: Wie macht ihr das mit dem Kultursommer? So 

etwas wollen wir auch machen. - Ich freue mich sehr 

darüber, dass wir auch 2022 den Kultursommer weiter-

führen werden, weil ich dabei an die vielen Auftrittsmög-

lichkeiten für die Kunst- und Kulturschaffenden denke, an 

die vielen Begegnungen, die mit Kunst und Kultur statt-

finden, und obendrein das Ganze niederschwellig, Gra-

tiseintritt quer durch die ganze Stadt verteilt.  

Ein Thema, über das wir viel zu selten reden, ist das 

Thema Filmstandort Wien. Auch da haben wir angesetzt, 

haben die Förderung noch einmal erhöht. Da gibt es 

enormes Potenzial, 6.000 Filmschaffende und 3.000 

Unternehmen sind in Wien in der Filmbranche tätig. Beim 

Thema Film bin ich ja sehr schnell beim Thema Garten-

baukino - ein Stück europäische Kinogeschichte ist wie-

der da. Das Gartenbaukino ist nach seiner Generalsanie-

rung wiedereröffnet, es ist das letzte seiner Art in Öster-

reich als großes Einsaalkino. Ich habe es mir schon 

angesehen, es ist großartig geworden. Das alte Kino, der 

alte Charme, seine Atmosphäre sind auf eine bezau-

bernde Art und Weise erhalten geblieben.  

Noch nicht wiedereröffnet wie das Gartenbaukino ist 

das Wien Museum, aber das Projekt Wien Museum ist 

im vorgesehenen Zeitplan. Ich weiß das, weil wir in je-

dem Kulturausschuss die spannenden Fortschrittsberich-

te hören. An der Stelle möchte ich mich auch bei Direktor 

Matti Bunzl und seinem gesamten Team für die Baufort-

schrittsberichte, die wir in jedem Kulturausschuss von 

der Frau Stadträtin vorgelesen bekommen, bedanken - 

das ist gelebte Transparenz. Ich möchte mich auch dafür 

bedanken, dass wir als Kulturausschuss mehrmals ein-

geladen worden waren und die Möglichkeit gehabt ha-

ben, diese Baustelle zu besuchen, um uns ein eigenes 

Bild von diesem Baufortschritt machen zu können. Ich 

kann die Eröffnung des neuen Wien Museums gar nicht 

mehr erwarten, insbesondere auch deshalb, weil es 

einen freien Eintritt in die Dauerstellung des Wien Muse-

um geben wird. Auf diese Art und Weise machen wir 

Stadtgeschichte für alle erlebbar.  

Stadtgeschichte ist das Stichwort, das bringt mich 

zum Thema Erinnerungskultur. Wir haben unlängst erst 

die Möglichkeit gehabt, über den Historikerbericht zur 

Rothschild-Stiftung zu reden. Wir verstehen Wien als 

eine weltoffene Stadt, also eine Stadt, die ganz ent-

schieden gegen Rassismus, gegen hetzerische und 

antisemitische Tendenzen vorgeht. Uns ist der aktive 

Umgang mit unserer eigenen Geschichte ein wichtiges 

Anliegen. Sie wissen das. Nur, wenn du deine Geschich-

te kennst, kannst du mit dem Blick auf die Zukunft die 
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richtigen Entscheidungen treffen. Daher werden wir 

weiterhin beispielsweise alle belastenden Straßennamen 

mit Zusatztafeln versehen und das auch sehr konse-

quent verfolgen. Wir haben auch einen Prozess gestar-

tet, die Reflexion um Gedenkorte wie das Lueger-

Denkmal anzugehen.  

Apropos Erinnerungskultur: Schön finde ich auch, 

dass wir nach der Absage des Künstlers den Wettbe-

werb um das längst fällige Denkmal für die Opfer der 

Homosexuellenverfolgung in der NS-Zeit neu aufgesetzt 

haben.  

Es gibt wahnsinnig viel, über das wir im Kunst- und 

Kulturbereich bei der Debatte über das Kulturbudget 

reden können. Es gäbe noch wahnsinnig viel zu sagen, 

aber die Redezeit geht mir langsam aus. Ich mag zum 

Ende kommen, bin mir aber sicher, dass manche The-

men noch genannt werden, beispielsweise das Erarbei-

ten einer Wiener Kulturstrategie, das Thema Fair Pay, 

weil - und den Satz möchte ich sagen -: Kulturarbeit ist 

Arbeit - man kann diesen Satz nicht oft genug sagen -, 

oder auch über Kunst und Kultur im öffentlichen Raum, 

die KÖR.  

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie sehen, in 

Wiens Kulturszene tut sich unglaublich viel. Ich bin da-

von überzeugt, dass wir Wiens Kulturszene weiterhin gut 

durch die Corona-Krise bekommen werden, aber mit 

diesen Projekten, die ich Ihnen jetzt aufgezählt habe, 

auch gleichzeitig das kulturelle Aufblühen der Post-

Corona-Zeit befeuern werden. Bei der Umsetzung unse-

rer Projekte gilt immer eines: Wir arbeiten mit den Akteu-

ren und Akteurinnen der Kulturbranche auf Augenhöhe 

zusammen, weil gelungene Partizipation und Kooperati-

on sind Bedingung und Garant für den Erfolg unserer 

Projekte. 

Abschließend möchte ich mich insbesondere noch 

bei jenen Menschen bedanken, die der Wiener Kultur-

szene in diesen schwierigen Zeiten die Stange gehalten 

haben - dem Publikum. Mehr denn je sehen wir als Ge-

sellschaft, als Menschen eines: Wir brauchen einander. 

Kunst und Kultur haben dabei eine ganz zentrale Funkti-

on, eine ganz besonders schöne und wichtige Aufgabe, 

nämlich das Herz und die Seele der Menschen zu beflü-

geln. 

Liebe Kunst- und Kulturschaffende! Danke, dass ihr 

uns als Gesellschaft mit eurem kreativen Schaffen auch 

in diesen besonders schwierigen Zeiten schöne Momen-

te geschaffen habt, Momente, in denen ihr unsere See-

len und unsere Herzen beflügelt habt. Wir brauchen 

euch, wir brauchen euer Schaffen, euer Tun. Wir brau-

chen euch als Stadt und wir brauchen euch als Gesell-

schaft. - Vielen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war knapp 15 Minuten. Die Restredezeit für die Fraktion 

NEOS ist daher 7 Minuten und ein paar Zerquetschte. - 

Bevor ich der nächsten Rednerin das Wort erteile, gibt es 

eine tatsächliche Berichtigung. Herr GR Berger, bitte. 

GR Stefan Berger (FPÖ): Meine Damen und Herren!  

Ich möchte meinen Vorredner berichtigen, der hier 

ein bisschen Äpfel mit Birnen miteinander verglichen hat. 

Die Zahlen, die ich genannt habe, waren immer das 

Kulturbudget total, also inklusive aller Bauraten auch für 

das Wien Museum. Mit dieser Baurate hat sich euer 

Regierungspartner ja auch medienwirksam immer abge-

feiert. Und ja, Faktum ist, dass diese Rate jetzt weniger 

wird und entsprechend auch das Kulturbudget reduziert 

wird. Da nützt es nichts, wenn ich irgendwelche Prozent-

rechnungen anstelle und hin- und herschiebe. Es ist ein 

Faktum, dass das Budget insbesondere hinsichtlich 2023 

deutlich weniger wird. Deswegen möchte ich das auch 

nicht so stehen lassen, wie das vorhin hier deponiert 

wurde. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Als Nächste 

zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Berner. Bitte 

schön. Die selbstgewählte Redezeit ist neun Minuten. 

GRin Mag. Ursula Berner, MA (GRÜNE): Gleich am 

Anfang: Danke, Herr Weber, für das Lob für die rot-grüne 

Kulturpolitik, die wir die letzten zehn Jahre gemacht 

haben. Es zeigt, die war nachhaltig. Wir haben da viele 

nachhaltige Projekte gemacht. Ich finde das super, dass 

Sie das auch so sehen. Ich hoffe, Sie werden auch ein 

paar nachhaltige Projekte weiterbetreiben.  

Wenn wir uns allerdings das Gesamtbudget der Stadt 

Wien ansehen, zeigt sich, dass Wien sich zwar gerne als 

Kulturhauptstadt Europas bezeichnet, aber leider, leider 

im Budget nur relativ wenig Geld für Kulturausgaben 

reserviert wird. Ganze 1,7 Prozent der 16,2 Milliarden 

EUR, die Wien 2021 ausgegeben hat, werden in Kultur-

agenden fließen. Das sind gerade einmal 282 Millionen 

EUR und ein paar Zerquetschte. Nächstes Jahr sollen es 

zwar 287 Millionen EUR werden, aber der Gesamtanteil 

ist trotzdem nur 1,6 Prozent des dann 17 Milliarden EUR 

Budgets in der Stadt.  

Man muss also eigentlich schon wieder fragen: Wie 

viel sind die Kultur und die AkteurInnen dieser Stadt 

wert? Warum steigt also auch in den kommenden Jah-

ren - und wir wissen, sie werden noch immer von Corona 

gezeichnet sein und überall wachsen Wirtschaftsförde-

rungen und Unterstützungsfonds aus dem Boden - in der 

Kultur das Budget in dem wohl 3. Corona-Jahr um mar-

ginale 4 Millionen EUR? Das ist nicht einmal ein Tropfen 

im großen Budgetfass. Warum also kann es sein, dass 

die Wiener Stadtregierung glaubt, dass es gerade bei 

den Kulturarbeitenden, die in den letzten 2 Jahren kaum, 

oft gar keine öffentlichen Auftritte hatten, reicht, dieses 

Budget um lumpige 4 Millionen EUR anzuheben? Und da 

gilt es nicht, die 10 Millionen EUR fürs Wien Museum 

rauszurechnen, weil die 10 Millionen EUR ja verwendet 

werden und das Wien Museum die 10 Millionen EUR 

auch braucht, weil es ja weitergebaut wird, und das ist 

auch gut so, dass es gebaut wird. Diese 4 Millionen 

EUR, das wissen wir, sind nur 1 Prozent. Das heißt, es 

reicht nicht einmal, um die Preissteigerungen auszuglei-

chen. Wir alle wissen, in den letzten Monaten gab es 

eine Inflationsrate von 3,7 Prozent. Das heißt konkret, es 

genügt nicht. Um die aktuelle Wirtschaftslage abzude-

cken, müssten die Kulturausgaben eigentlich um 10,4 

Millionen EUR steigen, und das ist nur die Inflation, 3,7 

Prozent. Bei diesem Betrag würde noch niemand mehr 

verdienen, ganz im Gegenteil. Bei Bau- und Infrastruktur 

wird einfach fraglos akzeptiert, dass Preise jährlich stei-
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gen, im Kulturbereich wird das gerne übersehen. Es 

steigt die Miete, es steigen die Kosten für Gas und 

Strom, es steigen Preise für Wasser und Nahrungsmittel, 

für Gewand und Gebrauchsgüter, aber die Honorare in 

der Kultur bleiben gleich. De facto bedeutet das, dass die 

Honorare sinken. Mit dem gleichen Einkommen kann 

weniger gekauft werden. Das heißt konkret, wir sollen 

morgen ein Budget mitbeschließen, das die Armut unter 

den Kulturarbeitenden weiter fördert. Wir GRÜNE wer-

den da nicht mitgehen!  

Es ist unmoralisch, gerade in dem Bereich zu sparen, 

in dem laut Studie der sozialen Lage der Kulturschaffen-

den und KunstvermittlerInnen schon jetzt die Einkom-

mensverhältnisse sehr mager sind, zwischen 5.000 EUR 

im Jahr oder 10.000 EUR bei Filmschaffenden verdienen 

Kulturarbeitende im Jahr. Es ist klar, eine Stadt kann 

nicht die gesamte soziale Absicherung für Kulturarbei-

tende übernehmen, aber für eine Kulturhauptstadt Euro-

pas sollte zumindest in schwierigen Zeiten nicht noch 

mehr an der Stellschraube für Freie und Selbstständige 

gedreht werden. Es sind rund 50 Prozent der Kulturarbei-

tenden im darstellenden Bereich selbstständig und in der 

bildenden Kunst, in der Literatur sogar 94 Prozent. Wir 

beschließen mit dem neuen Budget also de facto eine 

Reduktion vor allem für Freie.  

Wir wissen - auch wenn das die ÖVP vor Kurzem 

behandelt hat -, mit Eintrittsgeldern wird man das nicht 

abdecken können. Wir alle haben gesehen, dass mit 

Corona das Publikum auch vorsichtiger geworden ist, 

und das heißt, es wurden auch weniger Eintrittsgelder 

eingenommen. Das heißt, wir müssen andere Alternati-

ven schaffen. Deshalb plädieren wir dafür, wieder Ar-

beitsstipendien einzurichten, zumindest für die kommen-

den Monate, solange Corona noch jede Planbarkeit 

verhindert. Wir wissen, dass damit zumindest ein regel-

mäßiges Einkommen möglich ist, dass Projekte weiter-

betrieben werden können und dass letztlich das Ganze 

eine Win-win-Situation für die Stadt bringt. Wir werden 

einen Antrag auf Einrichtung von 3.000 Arbeitsstipendien 

einbringen. 

Ich komme zu meinem zweiten Stichwort, Fair Pay: 

Fair Pay wird schon seit Jahren und über die letzten 

Monate verstärkt diskutiert. Nicht nur StahlarbeiterInnen 

wollen ihre Arbeitskraft entsprechend entlohnt haben, 

auch Kulturarbeitende haben lange Arbeits- und Ausbil-

dungswege hinter sich, bevor sie in der Lage sind, öffent-

lich aufzutreten. Wer leidenschaftlich Computer repariert, 

ist Experte, wer leidenschaftlich Geige spielt, macht das 

nicht nur für die Freude. Mit einer Erhöhung von 4 Millio-

nen EUR im Kulturbudget wird es Wien leider nicht 

schaffen, die Kriterien von Fair Pay, sprich, faire Hono-

rarhöhen, zu erfüllen. Ein echtes Fair Pay für Wien, 

sprich, eine Förderung entlang der Honorarkataloge der 

IGs in den Institutionen und im freien Bereich, würde 

zirka 30 Millionen EUR mehr im Budget brauchen - 30 

Millionen EUR mehr, das haben wir grob überschlagen. 4 

Millionen EUR mehr sind dagegen im Budget veran-

schlagt. Es ist ein zu kleiner Kuchen, um faire Bedingun-

gen in Wien zu schaffen. Solange vor allem Neuproduk-

tionen und Innovatives gefördert werden, solange die 

Förderlogik vor allem Events unterstützt und solange die 

Fördersummen nicht an Realkosten angepasst werden, 

sparen die freischaffenden Kulturarbeitenden in erster 

Linie an sich selbst.  

Es ist ein Teufelskreis. Unser Ziel als PolitikerInnen 

muss es sein, diesen Teufelskreis zu durchbrechen. Wir 

wissen, dass so keine nachhaltige Kulturpolitik möglich 

ist. Wenn Wien weiter Kulturhauptstadt in Europa bleiben 

will, müssen wir die Förderungen, die Rahmenbedingun-

gen der Produktionen und somit die ganze Kulturland-

schaft der Stadt neu bewerten und vermutlich an einigen 

Stellen neu ausrichten. Wie kann das gelingen? Als 

Grundlage dafür braucht man valide Zahlen: Wer be-

kommt wie viel? Wie viele Männer und wie viele Frauen 

können von den Förderungen profitieren? Wer nutzt die 

Angebote? - Wir haben leider nur ein sehr oberflächiges 

Bild davon, wer aller von der Kulturförderung profitiert. 

Wir wissen wenig über die KünstlerInnen, ihre Ausbil-

dung und Lebenswege, wir können kaum mit Sicherheit 

sagen, ob die Wiener Kulturförderung tatsächlich allen, 

die hier leben, zugänglich ist, welche implizierten Aus-

schlüsse es gibt. Was wir aber sehen, ist, dass sich die 

Zusammensetzung der Gesellschaft ändert und dass das 

aktuelle Angebot sich deutlich weniger ändert. Wie kann 

man dem begegnen? - Man muss es analysieren und 

neue Strategien entwickeln, wenn man auch noch zu-

künftiges Publikum erreichen will. Was braucht man 

dazu? - Wien braucht ein langfristiges Gender- und 

Diversitätsmonitoring für den Kulturbereich.  

Dazu bringen wir einen Antrag ein. Die dort ausge-

machten Zahlen und Analysen schaffen eine Basis für 

einen Kulturentwicklungsplan für Wien. Wir reden schon 

lange davon, aber ich sehe im aktuellen Budget leider 

noch keine Finanzierung für so einen Strategieprozess. 

Deshalb stellen wir hiermit auch den Antrag, zeitnahe die 

nächsten Schritte für so einen Kulturentwicklungsplan für 

Wien zu setzen.  

Eigentlich wollte ich noch etwas über die Kennzahlen 

in der Kulturbewertung sagen, aber das geht sich jetzt 

leider nicht mehr aus. Das hebe ich mir für das nächste 

Mal auf, nur so viel: Allein von BesucherInnenzahlen darf 

man die Förderhöhe nicht abhängig machen. Kulturan-

gebote machen einen wesentlichen Teil der Lebensquali-

tät in Wien aus. Mit einer gut austarierten Kulturförde-

rung können wir für Publikum wie für Kulturarbeitende 

eine gute Basis schaffen und die Stadt Wien noch cooler 

und attraktiver machen. Danke und Danke allen Kultur-

arbeitenden, dass sie den Kopf hochbehalten, dass sie 

positiv bleiben und weiterarbeiten und die Hoffnung nicht 

verlieren. Sie geben auch uns Hoffnung, in dieser Stadt 

gut weiterzuleben.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Danke für die 

Anträge. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Eppin-

ger. Die selbstgewählte Redezeit ist zehn Minuten. Frau 

Mag. Berner hat neun Minuten verbraucht.  

GR Peter L. Eppinger (ÖVP): Liebe Bürgerinnen und 

Bürger! Geschätzte Steuerzahler und -innen! Werter 

Gemeinderat!  

Ich möchte mich gleich zuallererst bei jenen Men-

schen hier im Rathaus bedanken, die sich ehrlich um 
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Kunst- und Kulturschaffende bemühen. Damit meine ich 

vor allem nicht nur uns Gemeinderäte, sondern, weil ich 

Sie hinten sehe, Frau Rotschopf, Frau Zemlyak. All jene, 

die im Kulturausschuss unsere hitzigen Debatten mitbe-

kommen, werden jetzt gleich ein bissel grinsen, aber ich 

bedanke mich ausdrücklich bei Frau Zemlyak. Ich mag 

Menschen mit Leidenschaft, auch wenn man anderer 

Meinung ist, Frau Mayerhofer, auch dir, lieber Gerhard, 

danke ich für den respektvollen Austausch im Kulturaus-

schuss. Das macht sehr viel Spaß, mit euch hier arbeiten 

zu dürfen.  

Und weil Kollege Weber vorher diese großartigen Be-

richte aus dem Wien Museum erwähnt hat: Dafür möchte 

ich mich auch bei Ihnen bedanken, denn es war unsere, 

meine Initiative, hier im Kulturausschuss etwas mehr 

Transparenz hineinzubringen. Ich wurde anfangs dafür 

belächelt, jetzt erfreuen wir uns alle an diesen Berichten 

und ich bedanke mich bei Ihnen, dass Sie auf dieses 

Angebot eingegangen sind.  

Hinter uns liegt das erste gemeinsame Jahr hier im 

Rathaus und wir alle hätten uns das anders vorgestellt, 

auch im Kulturbereich. Wenn wir im Theater, im Kino, 

irgendwo bei der Bühne, bei einem Künstler, einer Künst-

lerin sitzen, dann sind das ein paar Stunden Pause vom 

Alltag, dringend notwendiger Eskapismus in diesen Zei-

ten. Nach William Shakespeare: Die Welt ist eine Bühne. 

Und diese Welt gibt eben ein Drama, ein Stück mit wenig 

Pausen und viel Aufregung, so etwas wie Wagners „Ring 

der Nibelungen“, ein Ende ist da noch lange nicht in 

Sicht. Was unseren Kampf gegen das Virus betrifft, ist 

der letzte Vorhang noch nicht gefallen. Es ist ein Kampf 

gegen das Virus, nicht gegeneinander. Es ist ein Mitei-

nander und selbst wenn wir anderer Meinung sind, dann 

können wir dieses Miteinander leben. Sie haben mich in 

diesem Jahr auch persönlich kennen gelernt und wissen, 

wie sehr ich mich für den respektvollen Umgang einbrin-

ge. Wer aus der Kultur dieser Tage die Spaltung unserer 

Gesellschaft beklagt, der gehört gleichzeitig auch ge-

fragt: Was tust du dafür oder was tust du dagegen? Die 

großen Bühnen dieser Stadt, die Sie mit zig Millionen 

sponsern, ihre Direktoren, ihre Autoren tragen hier eine 

Mitverantwortung, der sie nachzukommen haben. Meine 

Kollegin Laura Sachslehner wird noch genauer darauf 

eingehen.  

Ein paar Worte von mir als Kultursprecher dazu: Es 

gibt Tage, da kommt man aus dem Kopfschütteln nicht 

mehr heraus. Ein britischer Politiker wird bei einer öffent-

lichen Sprechstunde erstochen, er hinterlässt fünf Kin-

der. Offene Drohungen gegen Politiker und Politikerinnen 

sind auch hierzulande an der Tagesordnung, und genau 

zu dieser Zeit wird im Wiener Volkstheater ein Stück 

aufgeführt mit dem Titel - ich zitiere -: „1. Kreuz brechen 

oder also alle Arschlöcher abschlachten“, André Heller, 

Andreas Gabalier, Jesus Christus und noch viele mehr, 

natürlich auch Sebastian Kurz, gekreuzigt, gevierteilt, mit 

Scheiße bedeckt und vernichtet. - Das finden Sie zum 

Lachen? Schön, schön dass Sie das zum Lachen finden, 

wenn man Menschen öffentlich herabwürdigt und im 

Volkstheater Hass aufgeführt wird, Mord aufgeführt wird. 

Die Aufgabe der Kunst kann sein, den Bogen zu über-

spannen, nur den Bogen hier tatsächlich mit Pfeilen zu 

bestücken und abzufeuern und das dann genau abzufei-

ern, das geht entschieden zu weit!  

Ich weiß nicht, was es da zu lachen gibt, Frau Stadt-

rätin! „Alle Arschlöcher abschlachten“ ist im Gemenge 

unserer Zeit reichlich deplatziert. Und das sind die 

freundlichsten Worte, die mir dazu einfallen. (Zwischen-

ruf.) - Das ist letztklassig, was im Volkstheater heute 

gespielt wird, Sie haben vollkommen recht.  

Kommen wir zum aktuellen Budget: Wir sehen eine 

Erhöhung um zirka 2 Prozent, also um 4,4 Millionen EUR 

auf 287 Millionen EUR im Jahr 2022, im Jahr 2023 wird 

das Kulturbudget dann deutlich reduziert, um mehr als 

1,7 Millionen EUR. Und weil dann manche von Ihnen 

gerne reflexartig auf die Bundesregierung zeigen, ist hier 

mein Vergleichsservice: Das Kunst- und Kulturbudget 

des Bundes 2022 steigt von 496 Millionen EUR auf 557 

Millionen EUR im nächsten Jahr und somit um 61 Millio-

nen EUR, das sind plus 12 Prozent!  

Jetzt zu Wien: Jeder oder jede CEO eines Unter-

nehmens mit einem Budget von knapp 300 Millionen 

EUR wird Ihnen sofort eine Strategie aus der Tasche 

ziehen, eine Vision, eine Idee, mit anderen Worten: ganz 

simpel eine Kulturstrategie. Seit zwei Jahren in Wien 

angekündigt, wir sprechen Sie regelmäßig darauf an, 

was hören wir? - Wir suchen noch nach den richtigen 

Fragen. - Richtig gehört, Sie suchen seit zwei Jahren 

nach den richtigen Fragen. Ich habe eine für Sie: Was 

hindert Sie denn daran, endlich Antworten zu finden? 

StR Hanke - und ich höre Ihnen allen sehr genau zu - hat 

heute gesagt: Jene, die das Ziel nicht wissen, kennen 

auch den Weg nicht. - Ja, wo bleibt eine Strategie für die 

Kulturhauptstadt Wien, wenn sie denn noch überhaupt 

eine ist? Und nein, Corona zählt hier nur bedingt als 

Ausrede, mit Experten, Künstlern, Stakeholdern können 

Sie sich jederzeit auch online austauschen, oder Sie 

greifen zum Telefonhörer. Sie finden hier im Gemeinde-

rat, auch in den vielen Magistratsabteilungen richtig 

gescheite und kreative Köpfe. Um hier endlich in die 

Gänge zu kommen, schlagen wir eine Enquete zur Kul-

turstrategie vor. Diesen Antrag bringe ich hiermit ge-

meinsam mit meinen KollegInnen Laura Sachslehner, 

Josef Mantl, Michael Gorlitzer ein. Verspielen Sie bitte 

nicht den guten Ruf von Wien, einem Ort, an dem viel-

fach Kultur tatsächlich stattfindet!  

Regieren ist ein Rendezvous mit der Realität! Liebe 

NEOS, schönen Gruß aus der Vergangenheit, uns wird 

im Kulturausschuss noch immer nicht über die abgelehn-

ten Förderansuchen berichtet - das habt ihr einmal kriti-

siert, noch bevor ihr Teil dieser Regierung wart. Das 

findet ihr lustig, ja, ich nicht. Die Vereinigten Bühnen 

erhalten auch weiterhin die Hälfte aller Förderungen für 

darstellende Kunst - das habt ihr einmal kritisiert, noch 

bevor ihr Teil dieser Regierung wart. Im Bundesländer-

vergleich ist Wien nach wie vor Schlusslicht im Hinblick 

auf die Musikschulplätze - habt ihr mal kritisiert, noch 

bevor ihr Teil dieser Regierung wart. Auch hier bringe ich 

einen Antrag zur Ausweitung des Musikschulangebots 

ein und erinnere Sie an ein einst wichtiges Anliegen Ihrer 

Partei.  
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Wir alle wissen - damit komme ich auch schon in 

Richtung Schlusskurve -, was Lieder mit uns machen. 

Ich weiß das vielleicht besser als manch anderer hier, 

nachdem ich 22 Jahre lang viele gespielt habe. Wir sin-

gen, wir jubeln, wir grölen sie mit - bei Hymnen ist das 

so, dass sie uns alle irgendwie berühren oder beschäfti-

gen. Wenn wir unsere schöne Bundeshymne hören, 

dann hören wir ein Gemeinschaftsgefühl, wir hören eine 

Anstrengung, dieses Land wieder aufzubauen, wir hören 

Leidenschaft, wir hören Heimatliebe und die Zuversicht, 

große Herausforderungen zu stemmen.  

Wie klingt Wien? Wie singt Wien? - Auch so können 

wir unsere Tradition erhalten. In acht von neun österrei-

chischen Bundesländern gibt es eine offizielle Landes-

hymne als kollektiven Identitätsfaktor, lediglich Wien hat 

kein offizielles Lied. Und wenn es auf der Welt eine Stadt 

mit eigener Landesidentität gibt, der man auch musika-

lisch Ausdruck verleihen könnte, so ist es Wien - die 

Stadt der Musik, eine Hymne für Wien, ein Gemein-

schaftsgefühl, wichtiger denn je. Auch das gibt uns die 

Möglichkeit, viele Musiker und Musikerinnen, Autoren, 

Studios zu beschäftigen. Diesen Antrag bringe ich eben-

falls ein: eine Hymne für Wien.  

Herr Weber hat das besser gesagt, als es mir mit 

Worten möglich wäre. Ich sage es in kurzen Worten, 

aber er hat vollkommen recht: Liebe Kunstschaffende, 

bitte halten Sie durch, wir brauchen Sie alle, Sie sind 

lebensnotwendig für uns! Über Geschmack kann man 

bekanntlich streiten, und das tun wir hier immer wieder 

redlich, aber Sie finden in mir gerne einen nachdenkli-

chen Diskutanten. Das Theater, die Kunst spiegeln ganz 

oft die Realität wider, zumindest eine von ganz vielen 

Sichtweisen. Wir alle betrachten ja oft das Gleiche, se-

hen aber nicht immer dasselbe. Was uns einen kann, ist 

der Respekt, selbst im Theatralischen. Es mag den einen 

oder anderen erstaunen, aber man kann tatsächlich auch 

anderer Meinung sein, ohne sein Gegenüber zu beleidi-

gen oder ihm gleich Unwissenheit oder fehlende Le-

benserfahrung zu unterstellen, wie das hier auch schon 

passiert ist.  

Daran möchte ich uns alle erinnern und bedanke 

mich bei jedem und jeder Einzelnen, die sich ehrlich 

darum bemühen. Zum Schluss: Allen Erkrankten, auch 

hier im Gemeinderat, es gibt leider welche, wünsche ich 

eine gute und vollständige Genesung und uns allen 

einen schönen und gesunden Advent. - Danke vielmals.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war zehn Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet GR 

Dr. Schmid. Selbstgewählte Redezeit neun Minuten. 

GR Dr. Gerhard Schmid (SPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Frau Stadträtin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen!  

Ich möchte auch damit beginnen, mich bei den Kolle-

ginnen und Kollegen im Kultur- und Wissenschaftsaus-

schuss sehr herzlich für die Zusammenarbeit zu bedan-

ken. Wir bemühen uns um eine intensive und ausgegli-

chene Diskussion, wir bemühen uns um ein gutes Mitei-

nander, das schließt aber nicht aus, dass man in der 

Sache auch weitreichend anderer Meinung sein kann 

und sein soll. Die Oppositionsparteien versuchen natür-

lich, hier diesen berühmten Spalt in der Tür zu finden, 

und wir werden schauen, dass er nicht offen ist.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie 

mich einen Gedanken voranstellen, einen Gedanken, der 

zumindest 124 Jahre alt ist: Wenn man heute vor der 

Wiener Secession steht, dann steht über der Wiener 

Secession dieser ganz berühmte Spruch, der lautet: „Der 

Zeit ihre Kunst, der Kunst ihre Freiheit.“ Ich glaube, auch 

wenn uns etwas nicht gefällt oder wenn wir etwas ableh-

nen oder wenn eine bestimmte Produktion nicht unseren 

Vorstellungen entspricht, aber wir haben alles zu tun, 

diesen Grundsatz im 21. Jahrhundert zu respektieren 

und zu schauen, dass wir da nicht 124 und 125 Jahre 

zurückkommen.  

Die Welt ist gebeutelt durch die Corona-Krise - wir 

beschäftigen uns eh fast in jeder Wortmeldung damit, 

daher brauche ich die Folgewirkungen und die Implikati-

onen nicht zu wiederholen. Aber, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, in vielen Ländern, auch in vielen 

europäischen Ländern, bedeutet das, dass man, um die 

Finanzen entsprechend zu sanieren oder Reserven zu 

schaffen, zunächst einmal auf Bereiche zugreift, die 

vielleicht nicht mit einer so starken Lobby vertreten sind, 

und das ist in vielen Ländern der Bereich der Kunst und 

der Kultur. Wir haben hier ganz bewusst einen alternati-

ven Weg gesetzt, um diesen Grundsatz oder dieses 

Grundprinzip, das wir in so vielen europäischen Ländern 

beobachten, nicht zur Anwendung zu bringen. Wien geht 

da einen anderen Weg, das ist gut so. Kultur ist in Wien 

Hauptthema, Kultur ist wesentlich für die Qualität einer 

Gesellschaft, und zwar sehr wesentlich, und Kultur ist 

aber auch sehr wesentlich und sehr wichtig für die Aus-

prägung eines Wirtschaftsstandortes.  

Daher ist aus all diesen Gründen Kultur immer ein 

Hauptthema. Wir haben heute die Situation der Kultur-

schaffenden auch in Österreich - einige Vorredner haben 

ja bereits darauf Bezug genommen - nicht nur als kritisch 

eingeschätzt, sondern haben auch von Anfang an ge-

sagt, dass man etwas mit Kultursommer, mit Arbeitssti-

pendien, mit diversen Förderungen tun muss. Es war von 

Anfang an klar, da ein entsprechendes Beispiel oder ein 

Gegenbeispiel zu setzen. Das gilt im Übrigen auch für 

den Bereich der Wissenschaft. Wien ist nicht nur die 

bedeutendste Universitätsstadt im deutschsprachigen 

Raum, sondern Wien ist auch ein Ort des wissenschaftli-

chen Diskurses, und das hängt ganz, ganz eng mit dem 

Thema Kultur zusammen. 

Daher möchte ich auch von der Stelle alle Bemühun-

gen unterstützen, das Prinzip und das Wesen der Wis-

senschaft so breit wie möglich zu vermitteln. Ich glaube, 

dass es wichtig ist, hinauszugehen, vor allem zu jungen 

Menschen, vor allem in einer Verschränkung mit dem 

Bildungsbereich, um zu sagen, wie wichtig die Verbin-

dung zwischen Wissenschaft und der Vermittlung und 

der Neugiergewinnung und der Interessensgewinnung 

ist. 

Kommen wir zum Budget, meine sehr geehrten Da-

men und Herren: Da möchte ich einmal warnen, interna-

tionale Vergleiche anzustellen, weil die Budgetkonstruk-

tionen in anderen Städten, auch in Großstädten, völlig 
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anders sind. In Deutschland zum Beispiel ist die Kultur-

kompetenz weitestgehend bei den Ländern. Andere 

Großstädte haben zum Beispiel in ihren Budgets be-

stimmte wesentliche Merkmale unseres Budgets, von 

Gesundheit, öffentlichem Verkehr, und so weiter, gar 

nicht drinnen, sodass die Relationen natürlich völlig 

anders sind. Man kann hier also nur Äpfel mit Äpfel und 

Birnen mit Birnen vergleichen. Was man aber schon tun 

kann, ist, das Faktum festzuhalten - und an Fakten soll-

ten wir uns orientieren -, dass vom Jahr 2018 bis heute 

das Kulturbudget in Wien um 28,36 Prozent gestiegen 

ist. Das muss man sehr deutlich sagen. Als Faktum 

festhalten kann man auch, dass wir im Jahr 2021 sagen 

können, dass vom gesamten Wiener Budget 1,74 Pro-

zent in die Kultur gegangen sind, und das im Jahr 2022 

auf 1,87 Prozent erhöht wird.  

Bei der Gelegenheit möchte ich auch noch anmer-

ken, dass wir eine Konstruktion in unserem Land haben, 

dass wir kulturelle Ausgaben und Aufgaben auf Landes- 

und Gemeindeebene zu vollziehen haben und gleichzei-

tig aber auch der Bund ein wichtiger Player bei den Aus-

gaben ist. Der Bund, schätze ich einmal, investiert eine 

halbe Milliarde Euro in etwa in Wien sozusagen noch 

einmal in den Kulturbereich, wo die Verschränkung und 

die Koordination mit den Bundeseinrichtungen eine ganz, 

ganz wichtige ist. Dass im Jahr 2023 das ein bisschen 

runtergeht, ist der Tatsache geschuldet, dass dann In-

vestitionen ins Wien Museum nicht mehr schlagend 

werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte 

vor allem den Magistratsabteilungen 8 und 9 sehr herz-

lich danken. Die tun Großartiges, um das Wissen und 

das Erbe der Stadt entsprechend zu kultivieren. Ich 

möchte mich auch explizit bei der Magistratsabteilung 7 

bedanken. Wir haben mit denen wirklich einen ganz 

intensiven, nicht immer unkritischen, Diskurs. Aber dort 

sind jetzt 6,7 Prozent hinzugekommen, von 2021 auf 

2022. Das ist nicht hoch genug zu schätzen. 

Man möchte sich nur vergegenwärtigen, was die tun: 

Die haben 30 unterschiedliche Förderschienen, die ha-

ben 55 Einreichtermine, 6 laufende Einreichungen, 28 

Expertengremien, 45 Jury- und Beiratssitzungen, 53.000 

Geschäftsstücke, 6.000 Anträge, von denen übrigens 

4.000 positiv erledigt werden. 

Es gibt eine gute Kooperation mit den Vereinigten 

Bühnen Wien, die auch in einer sehr, sehr schwierigen 

Situation sind, aber jetzt auch vor der Herausforderung 

stehen, entsprechende Höchstleistungen zu bringen. Ich 

denke an den Umbau und die Renovierung im Theater 

an der Wien. Die Wiener Festwochen sind ebenfalls in 

einer sehr schwierigen Situation, sie haben das Pro-

gramm in den Herbst hineingezogen. Wir hoffen für 

2022, dass es wieder gelingen wird, ein ambitioniertes 

Programm aufzustellen. Die Wiener Symphoniker: Da 

können wir berichten, dass es heuer möglich war, und 

das war sehr, sehr gut, dass sie Bregenz gemacht ha-

ben. Diese Verbindung Ost und West - seit 75 Jahren 

das Hausorchester der Bregenzer Festspiele - ist ganz 

besonders hervorzuheben. Was ich bei den Wiener 

Symphonikern ganz besonders, auch wertschätzend, 

hervorheben möchte, ist, dass sie hinausgehen, dass sie 

in die Grätzl gehen, dass sie auch in die Gemeindebau-

ten gegangen sind, ins MuseumsQuartier, dass sie jetzt 

auch im Advent etwas geplant haben, was wahrschein-

lich nicht zustande kommen wird, aber dass sie versu-

chen, sozusagen die Bevölkerung zu gewinnen. 

Ich komme auch schon zum Schluss, weil die Se-

kunden gnadenlos laufen: Kultur ist Hauptthema in Wien. 

Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 

Magistrats, der unterschiedlichen Dienststellen. Ich dan-

ke allen Unternehmungen, auch im Bereich der Stadt, 

mit denen wir kooperieren. Ich danke den Kolleginnen 

und Kollegen aus dem Büro des Stadtrats. Ich glaube, 

dass Spitzenleistungen auf höchstem Niveau nur mög-

lich sind, wenn viele Menschen gemeinsam an einem 

Strang ziehen. Die Qualität einer Gesellschaft ist im 

hohen Maße von Kunst und Kultur abhängig und von 

einem Kunst- und Kulturverständnis, das sich, nach 

meiner Auffassung, noch nicht auf Eliten bezieht, son-

dern wo es gelingen möge, möglichst viele Menschen 

gleichberechtigt einzubinden. - Vielen herzlichen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war neun Minuten. Als Nächste zu Wort gemeldet ist 

GRin Matiasek. Selbstgewählte Redezeit ist zehn Minu-

ten. 

GRin Veronika Matiasek (FPÖ): Sehr geehrter Herr 

Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte 

Damen und Herren!  

Ich darf den Herrn Vorsitzenden nur fragen, wie hoch 

die Restredezeit ist, weil nach mir niemand mehr von uns 

sprechen wird. 

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-

chend): Zwölf Minuten. 

GRin Veronika Matiasek (fortsetzend): Herzlichen 

Dank. 

Ich darf gleich kurz auf meinen Vorredner replizieren: 

Herr Kollege Schmid, Sie haben den schönen Spruch an 

der Wiener Secession zitiert. Ich nehme an, und das war 

nicht zu überhören, im Hinblick auf die Kritik, die Vorred-

ner GR Eppinger geübt hat. Es gibt nur einen kleinen 

Unterschied zu damals, zu vor 124 Jahren und zu dem, 

womit wir uns heute und hier befassen. Wir sprechen 

hier über das Steuergeld der Wienerinnen und Wiener, 

das in die Kultur investiert wird, und das war zu einer 

Zeit, als Mäzene schwerpunktmäßig dafür sorgten, dass 

die Kunst überlebt hat, da schaut das doch ein bisschen 

aus, heute wären es Sponsoren. Daher glaube ich 

schon, dass man auch Rücksicht auf allgemeinen Ge-

schmack, auf Befindlichkeiten nehmen muss, oder eben 

auch darauf, wenn es in Richtung Blasphemie geht. Das 

heißt nicht, dass wir jetzt grundsätzlich eine Einschrän-

kung wollen, aber Kritik darf hier wohl zu üben sein, 

wenn es auch, wie gesagt, um das Steuergeld der Bür-

ger geht.  

Sehr geehrte Damen und Herren, in kaum einem 

Ressort neben Gesundheit und Finanzen hat diese 

Corona-Krise ihre Auswirkungen so sehr gezeigt wie im 

Kulturressort, bei den Kulturschaffenden und beim Publi-

kum. Für beide eine sehr belastende Situation, über-

haupt keine Frage. Die Kulturschaffenden mussten sich 
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beschränken, mussten sich zum Teil umstellen oder 

konnten eben nicht auftreten. Dem Publikum sind viele 

lieb gewonnene Abende im Theater, im Konzert oder 

Ausstellungsbesuche über lange Zeit nicht möglich ge-

wesen und im Moment ja wieder eingeschränkt. Daher 

ist das natürlich auch zu berücksichtigen, und wir haben 

uns selbstverständlich dafür ausgesprochen, dass man 

vor allem die Kulturschaffenden nicht hängen lässt. Da 

hat ja Wien auch mit vielen Arbeitsstipendien und einer 

Umschichtung des Kulturbetriebs wie etwa dem Kultur-

sommer viel Hervorragendes geleistet. 

Aber es gibt natürlich auch immer die eine oder an-

dere Kritik. Herr Kollege Schmid hat gesagt, wir suchen 

den Spalt in der Tür - na ja, ich glaube, dass gerade 

Kritik ja auch wichtig ist, solange sie ernst gemeint ist, 

solange sie seriös ist. Das entwickelt ja auch die Sache 

oft sehr positiv weiter. Beim Thema Transparenz bei 

Förderungen zum Beispiel warten wir immer noch da-

rauf, dass wir Anträge vorgelegt bekommen, damit man 

eben ein Gesamtbild eines Fördernehmers vor sich lie-

gen hat, um eine entsprechende Entscheidung zu tref-

fen. 

Die Kennzahlen, Theaterkennzahlen: Die Vorredne-

rin, Frau Mag. Berner, meinte, man kann es nicht abhän-

gig von Besuchern machen. Na, ganz unabhängig von 

Besuchern kann man aber eine Förderung oder eine 

förderungswürdige Sache auch nicht machen, denn 

immerhin zahlen die Menschen, die Kultur konsumieren, 

auch dafür. Einerseits ist das Kulturbudget natürlich im 

Vergleich zum Gesamtbudget sehr klein, es ist uns im-

mer zu wenig, andererseits ist es natürlich auch sehr viel 

Steuergeld. 

Mein besonderes Anliegen gilt der Musik. Wien ist 

immer noch die Musikhauptstadt, und ich glaube, darauf 

muss man schauen. Es wurde vorhin schon angespro-

chen und ich weiß, dass es nicht in dieses Ressort hin-

eingehört, dennoch müssen wir es immer wieder sagen, 

und wir hoffen wirklich, dass da auch Druck von Seiten 

der Kultur kommt - es geht um unsere Musikschulen. Nur 

27 Prozent erhalten dann wirklich einen Platz, den sie 

sich in den Musikschulen der Stadt Wien wünschen. 

Private Musikschulen bekommen überhaupt nur eine 

Einjahresförderung, Schulen mit hunderten Schülern, die 

auch eine entsprechende Administration haben. Im Peti-

tionsausschuss hatten wir ja einen Fall. Diese Musik-

schulen haben keine Planungssicherheit. Und wenn man 

heute schaut, aus welchen Musikern sich unsere großen 

Orchester speisen, dann müssen wir sehr bedauernd 

feststellen, dass sehr wenige wieder dabei sind, die dann 

eine Qualifikation haben, um in einem unserer wunder-

baren und großen Orchester mitzuspielen. Das finde ich 

sehr bedauerlich. Wir tun auch leider viel zu wenig dazu, 

um die Kinder hin zur Musik zu führen. Gerade jetzt in 

Zeiten des Lockdowns konnte ich es in meinem persönli-

chen Umfeld erleben, wie wunderbar das ist, wenn in 

einer Familie die Kinder ein Instrument spielen, als sich 

dann auf Grund der Zeit, die man plötzlich zu Hause 

verbringt, ein kleines Hausorchester gefunden hat.  

In der Stadt Leipzig, die ja auch extrem musikaffin ist, 

gibt es eine ganz tolle Einrichtung, die Lange Nacht der 

Musik. Da darf das Publikum in die Wohnungen gehen, 

wo gespielt wird - kammerorchestermäßig zusammenge-

setzt oder ein Einzelner am Klavier oder eine Einzelne 

mit Instrument. Das ist auf jeden Fall eine sehr interes-

sante Sache. Davon sind wir als Musikstadt Wien leider, 

leider im Moment sehr weit entfernt. Ich glaube, die mu-

sische Erziehung ist eines der wichtigsten Dinge, sie 

bereichert die Kinder und macht sie glücklich. Sie ver-

bindet und sorgt auch dafür, dass dann auch in anderen 

Schulfächern plötzlich ein Aufschwung entsteht, sollte 

der nicht vorhanden sein, weil es auch unheimlich viel 

Selbstbewusstsein bei den Kindern schafft, und irgend-

ein Talent, sei es jetzt im Zeichnen, im Bühnenspiel oder 

in der Musik, hat nämlich jedes Kind.  

Ich darf, sehr geehrte Damen und Herren, auch noch 

einen Beschlussantrag einbringen. Ich bedanke mich 

dafür, dass wir diesen gemeinsam zuweisen, weil es mir 

wirklich ein großes Anliegen ist. Ich habe vor nicht allzu 

langer Zeit ein Kirchenkonzert besucht, bei dem die 

Komponistin Marianna von Martines gespielt wurde, eine 

vergessene Komponistin, die 1773 als erste Komponistin 

in die Accademia Filarmonica in Bologna aufgenommen 

wurde, also eine wirkliche Pionierin. Sie hat einen Salon 

geführt und eine Musikschule für Frauen in Wien ins 

Leben gerufen. Sie ist dann leider vergessen worden, 

weil man einer Komponistin diese Ehre nicht erwiesen 

hat, die ihr zweifellos gebührt. Im Antrag steht es, ich 

darf alle, die es interessiert, darauf hinweisen. Es gibt 

eine wunderbare Dokumentation über diese Komponis-

tin, und wir würden uns sehr wünschen und stellen den 

Antrag, dass ihr eine Verkehrsfläche in Wien gewidmet 

wird.  

Wichtig in unserer Stadt sind natürlich auch die 

Denkmäler, und ich stelle einen zweiten Antrag, der den 

Erhalt von Denkmälern in der bestehenden Form fordert. 

Nicht, dass Denkmäler in Wien zerstörerischen Gewalt-

akten ausgesetzt wären, aber man kann über alles disku-

tieren, kann auch entsprechende Tafeln anbringen, In-

formationen anbringen. Ich glaube, die Denkmäler, so 

wie sie geschaffen wurden, sollten wir auch in dieser 

Form bestehen lassen, vor allem, wenn sie in Zeiten 

geschaffen wurden, die insgesamt politisch außer Dis-

kussion stehen.  

Auch ich darf mich für die Zusammenarbeit im Aus-

schuss bedanken und für die Arbeit der Mitarbeiter. Ich 

darf jetzt meine beiden Anträge einbringen.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war neun Minuten, die Restredezeit für die FPÖ ist daher 

drei Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR 

Dipl.-Ing. Dr. Gara. Die Restredezeit seiner Fraktion ist 

sieben Minuten, und die stelle ich auch ein. 

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrte 

Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ge-

schätzte Kollegen und Kolleginnen! 

Ich bin wirklich sehr stolz darauf, was wir im Budget 

Kultur und Wissenschaft zustande gebracht haben, denn 

wir haben eigentlich den Bereich Förderung von For-

schung und Wissenschaft um 60 Prozent gesteigert. Das 

ist gerade in Zeiten wie diesen, in denen die Wissen-

schaft eine solche Bedeutung im Bereich der Corona-
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Pandemie, im Bereich von Klima hat, ein wirklich großer 

Erfolg. Ich glaube, das ist auch wichtig, weil es ein Zei-

chen und auch eine Anerkennung der Wissenschaft 

gegenüber ist. Es ist eine Anerkennung von Wissen-

schaftlern und Wissenschaftlerinnen, wie wichtig es ist, 

auch auf die Wissenschaft im Bereich der Gesundheit, 

im Bereich von Corona, aber auch im Bereich von Klima 

zu hören.  

Wissenschaft und Forschung sind die entscheiden-

den Impulsgeber, wenn es um die Bewältigung globaler 

Herausforderungen wie den Klimawandel oder die 

Corona-Pandemie geht, und mit diesem Budget stärken 

wir nicht nur die Rolle von Wien als Stadt für Spitzenfor-

schung und Wissenschaft, wir investieren damit auch in 

die Resilienz und Wettbewerbsfähigkeit Wiens und in 

zukünftige Arbeitsplätze am Standort. Ich habe das heu-

te Morgen in der Debatte um den Wirtschaftsstandort, 

am Beispiel auch von Takeda, schon ausgeführt. Das ist 

einer der Gründe, warum internationale Konzerne nach 

Wien kommen und hier ihre Forschungsstandorte, ihre 

Forschungszelte aufbauen, weil wir eben genau diese 

Basis in dieser Richtung schaffen. Und wenn man sich 

ansieht, wie dieses internationale Virusüberwachungs-

system funktioniert - wir haben es jetzt bei Omikron ge-

sehen, bei der neuen Variante, wie schnell das gegan-

gen ist, mit ein paar Sequenzen des Virus kann man 

sehr, sehr schnell identifizieren, welches Testsystem hier 

funktioniert, ob die Impfung in welcher Form funktioniert. 

Auch das ist wichtig für uns.  

Wir dürfen nicht vergessen, wir haben auch über den 

Wiener Wissenschafts- und Technologiefonds sehr, sehr 

schnell mit diesem Covid-19-Response-Programm „Wien 

erforscht Corona“ reagiert, nicht nur aus der biologischen 

Sicht, auch aus der sozialen Perspektive: Was sind die 

Auswirkungen dieser Pandemie? - Und das, glaube ich, 

ist ein wirklich großartiger Erfolg.  

Ein Jahr Fortschrittskoalition bedeutet auch, dass wir 

zum Beispiel ganz konkret den Wissenschafts- und For-

schungsstandort durch ein Finanzierungsübereinkom-

men mit dem WWTF, also dem Wiener Wissenschafts- 

und Technologiefonds, massiv substanziell gestärkt 

haben. Wir investieren jetzt pro Jahr von 2022 bis 2024 

10 Millionen EUR, und das geht wirklich in vielen Fällen 

in die Grundlagenforschung - in viele Bereiche, sei es 

das Thema der Präzisionsmedizin, sei es das Thema 

des digitalen Humanismus, sei es das Thema der Um-

weltsystemwissenschaften. Ich glaube also, dass das 

wirklich eine großartige Basis ist, und das ist absolut ein 

ganz wesentlicher Erfolg dieser Fortschrittskoalition.  

Das ist auch ein wichtiges Signal. Das ist ein wichti-

ges Signal für Forscherinnen und Forscher, es ist ein 

wichtiges Signal für UnternehmerInnen, die sagen: Gut, 

in Wien, da passiert Zukunft. - Ich habe es heute in der 

Früh schon erwähnt, das ist mit einer der Gründe, warum 

wir im Bereich der Life Sciences auch auf europäischer 

Ebene zu den Spitzenstandorten gehören. Und das 

wollen wir auch weiter ausbauen.  

Es gibt auch viele andere Institutionen, denen wir mit 

diesem Forschungs- und Wissenschaftsbudget finanziell 

unter die Arme greifen, die wir unterstützen. Wir haben 

es im Regierungsprogramm auch festgelegt, zum Bei-

spiel der Complexity Science Hub, mittlerweile bekannt 

von den Forschern Thurner und Klimek, die aus diesen 

vielen Daten komplexe Zusammenhänge identifizieren, 

um einfach auch zu zeigen, wie denn die Prognose für 

die Corona-Virussituation ausschaut.  

Das sind ganz wichtige Elemente und das ist der 

Grund, warum Wien da gesagt hat: Da wollen wir einfach 

mehr tun. Wir finanzieren und unterstützen genau diese 

Forschungsgebiete, denn Evidenz ist uns in der Politik 

extrem wichtig, ob in der Gesundheit oder auch im Kli-

maschutz oder auch im Bereich der Medizin.  

Ein wichtiger Punkt ist der digitale Humanismus: Da 

geht es darum, dass wir auch die ethische Komponente 

mitbetrachten. Es geht darum, künstliche Intelligenzsys-

teme so zu entwickeln, dass sie so gestaltet sind, dass 

der Mensch im Mittelpunkt steht. Es geht also darum, 

sozusagen einen Grundstein für eine künstliche Intelli-

genzethik zu schaffen. Da wurde, und auch das ist span-

nend, in Wien von Prof. Spiekermann auf der WU Wien 

ein internationaler Standard zum Thema, wie man da 

eine Basis für ethische und faire autonome intelligente 

Systeme legen kann, initiiert. Ich glaube, das ist ganz 

entscheidend. Das heißt, wir sehen uns auf der einen 

Seite mit dem Fortschritt konfrontiert, aber auf der ande-

ren Seite wollen wir auch unsere Grundwerte hier integ-

rieren, und da geht es um den Humanismus.  

Das ist aber nicht nur Theorie, sondern das ist schon 

Praxis, denn dieser Standard wurde bereits bei einem 

System der Wiener Stadtwerke implementiert. Da geht 

es um das Thema Abfragung von Kundendaten. Das 

muss also von vornherein gewährleistet sein, dass ethi-

sche Spielregeln da berücksichtigt sind, sodass aus den 

Daten nicht falsche Informationen abgelesen werden 

können, oder anders gesagt, wir versuchen, Systeme so 

zu programmieren, dass von vornherein zum Beispiel 

schon Datenschutzsicherheitsüberlegungen mit integriert 

sind. Ich glaube, auch das ist ein wichtiges Symbol für 

diese Stadt, indem wir Fortschritt mit Humanismus kom-

binieren und letztendlich auch zu einem Zentrum des 

digitalen Humanismus werden. Auch dafür haben wir 

einen großen Posten im Budget reserviert, und ich bin 

wirklich stolz, dass wir da gemeinsam eine Basis ge-

schaffen haben, um deutlich mehr für den Bereich Wis-

senschaft und Forschung in Wien zu machen. - Vielen 

Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Vielen Dank. 

Das war mit der Redezeit eine Punktlandung. Die Rest-

redezeit für NEOS ist daher null. Als Nächste zu Wort 

gemeldet ist Frau GRin Mag. Mag. Malle. Selbstgewählte 

Redezeit ist neun Minuten.  

GRin Mag. Mag. Julia Malle (GRÜNE): Sehr geehrte 

Frau Stadträtin! Sehr geehrte Vorsitzende! Liebe Kolle-

ginnen und liebe Kollegen!  

Ich möchte mich auch für die gute Zusammenarbeit 

im Ausschuss bedanken. Das ist wirklich immer sehr gut 

vorbereitet und es gibt meistens auch einen sehr trans-

parenten Austausch. Nach all dem Eigenlob möchte ich 

trotzdem auf Grund der letzten Reden noch eine ein 

bisschen andere Sichtweise auf die Dinge einbringen. 
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Einerseits gab es alles, was Herr Kollege Gara gesagt 

hat, schon vor der Regierungsbeteiligung der NEOS, 

andererseits schließe ich mich Herrn Kollegen Schmid 

an, dass Wissenschaft zu vermitteln, eine zentrale Auf-

gabe ist. Ich freue mich sehr, wenn Sie daher auch unse-

rem Antrag, den ich später noch einbringen werde, zu-

stimmen können.  

Worüber Sie wenig gesprochen haben oder heute 

noch gar nicht, aber was Sie sich auch gerne ein biss-

chen auf die Fahnen heften, ist die Central European 

University, die auch in diesem Themenkomplex diskutiert 

gehört. Sie können mir glauben, ich kenne dort Studie-

rende, und wie die MA 35 mit den Studierenden dort 

umgeht, kann ich auch in dieser Geschäftsgruppe nicht 

unerwähnt lassen. Ich kenne persönlich StudentInnen, 

deren Anträgen auf Aufenthaltsbewilligungen stattgege-

ben wurden, die aber von der MA 35 keine Info bekom-

men haben, wann sie ihre Ausweise abholen können. 

Weiters gibt es Fälle, die durch monatelange Bearbei-

tungszeit im Unwissen darüber gelassen werden, ob sie 

ihr Studium überhaupt aufnehmen können oder sie das 

Land verlassen müssen, wobei sie sich wiederum um ein 

Visum bewerben können, wo sie wieder monatelang 

warten, ob eine positive Entscheidung getroffen wird 

oder nicht. Sie betonen in diversen Aussendungen im-

mer wieder die Wichtigkeit der Central European Univer-

sity, bitte zeigen Sie den Studierenden dort auch, dass 

sie Ihnen wichtig sind. Was in der Stadt Wien in der 

MA 35 passiert, ist einer Universitätsstadt nicht würdig, 

liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Ein nächster Punkt: Sie betonen auch immer wieder - 

auch heute in der Budgetrede ist mir das aufgefallen und 

gerade erst wieder in einer Aussendung vor zwei Wo-

chen - die Rolle der Wissenschaft in den Fragen der 

Klimakrise. Natürlich freuen wir uns auch, wenn der 

WWTF in seinen Förderprogrammen da einen Fokus 

setzt. Übrigens ist auch das nichts Neues, keine Erfin-

dung der neuen Koalition, sondern auch schon vor der 

Regierungsbeteiligung der NEOS gab es Calls zur Um-

weltsystemforschung. 2017 wurden in diesem Bereich 

insbesondere Projekte gefördert, die sich mit den Prob-

lemstellungen der urbanen Umwelt in einer ganzheitli-

chen Weise auseinandersetzen. Konkret geht es also um 

Umweltsystemforschung in der Stadt für die Stadt, und 

ich habe mir ein paar Projekte genauer angesehen. 

Keine Sorge, ich werde jetzt nicht im Detail dazu referie-

ren, aber drei Highlights habe ich schon herausgesucht.  

Da gibt es Projekte, die sich mit dem Zusammenhang 

von Klimawandel und sozialer Gerechtigkeit oder Unge-

rechtigkeit befassen und Vorschläge entwickeln, wie man 

in einer gentrifizierten Stadt zu einer höheren Wider-

standsfähigkeit gegenüber Überhitzung kommen könnte. 

Dann gibt es Projekte, die sich mit toxischen Chemika-

lien im städtischen Wasserkreislauf befassen und Maß-

nahmen, auch wiederum für die Stadtplanung, daraus 

ableiten. Und es gibt hochinteressante Projekte bezie-

hungsweise auch Maßnahmen, die entwickelt werden, 

Handlungsempfehlungen zum Thema Hitze unter der 

Stadt, die Temperaturveränderungen und Temperaturun-

terschiede im Wiener Grundwasser untersuchen. Das 

sind alles großartige Projekte, die wir finanzieren und die 

einer breiten Bevölkerung sehr wenig bekannt sind und 

von denen ich auch nicht weiß, wie handlungsleitend sie 

zumindest ansatzweise auch für Ihre Arbeit sind. Natür-

lich ist die Wissenschaft frei, aber ein Beispiel, wo sie 

handlungsleitend ist, ist das Pariser Klimaabkommen, 

und wenn die Projekt-Outputs des WWTF sich auch in 

Ihren Diskursen niederschlagen würden, wenn Sie die-

sen Empfehlungen auch irgendwie folgen würden oder 

sie ansatzweise beherzigen würden, müssten wir nicht 

jedes Mal mit Ihnen über eine Stadtautobahn streiten, 

würde ich meinen.  

Und nein, Herr Kollege Gara, das ist nicht unser ein-

ziges Thema. Dank Ihrer Bildungspolitik, dank den Zu-

ständen in der MA 35, dank des Themas Transparenz 

und Inseratenkorruption wird uns ganz sicher nicht fad in 

unserer Oppositionsrolle.  

Die NEOS sagen auch immer wieder, Wien soll Stadt 

der Wissenschaft werden - vor einem Jahr wurde das 

gesagt. Mir ist es immer noch nicht ganz klar, wie Sie 

das erreichen wollen. Ich sitze jetzt ein Jahr in diesem 

Ausschuss, der zum Glück ja oft ein konsensualer ist, 

aber was wirklich fehlt, ist immer noch ein Diskurs über 

die Wissenschaftsstrategie der Stadt Wien. Wir sehen 

keine Gesamtstrategie, die immer wieder gefordert wur-

de. Ich habe in meiner ersten Rede, kann ich mich erin-

nern, die Frage gestellt, ob Umweltforschung alleine über 

diese WWTF-Calls geschehen wird oder ob Sie geden-

ken, da mehr zu tun, als sechs große Projekte zu för-

dern. Ich habe damals auch gefragt, wo bestehende 

Forschungsaktivitäten zusammenfließen sollen und wo 

das Wissen gebündelt wird, wie es zu den Menschen 

kommt. Es ist bis heute nicht klar. Wie kommt es bei 

ihnen an? Wie kommt es überhaupt dazu, dass Sie in 

der Zwischenzeit lieber eine Stadtautobahn um 460 

Millionen EUR bauen wollen und damit wissenschaftliche 

Erkenntnisse jener Projekte, die Sie gleichzeitig fördern, 

komplett ignorieren? Und wenn Sie die 460 Millionen 

EUR für die Autobahn mit den Millionen für Wissenschaft 

und Forschung, mit den wenigen Millionen im Budget 

vergleichen, dann wissen wir auch, wohin die Reise geht, 

dann schaut das Budget in dem Bereich dann doch lei-

der recht blass aus, zumal ja auch die Projektanträge 

mehr werden.  

Und weil Sie selbst keine sichtbaren neuen Ideen für 

die Wiener Wissenschaftslandschaft zu haben scheinen, 

schlagen meine KollegInnen Barbara Huemer, Felix 

Stadler und ich heute vor, sich konkret damit auseinan-

derzusetzen, wie die Wissenschaft zu den Menschen 

kommt, weil aus dem Wissenschaftsbarometer von 2021 

leider hervorgeht, dass das Interesse der österreichi-

schen Bevölkerung gegenüber der Wissenschaft im 

europäischen Vergleich erschreckend gering ist. Besorg-

niserregend ist das Vertrauen in und das Wissen über 

die Wissenschaft und besonders auffallend ist, dass 

Wissenschaftsskepsis, ja sogar Ignoranz in Österreich 

stärker verbreitet ist als in fast allen anderen europäi-

schen Ländern. Das ist insbesondere in Zeiten der Pan-

demie noch einmal klar geworden, wenn undifferenzierte, 

faktenbefreite Nachrichten in Umlauf geraten, wenn Fake 
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News extreme Verbreitung finden und wenn ihnen, noch 

schlimmer, auch immer öfters Glauben geschenkt wird.  

Um die Wissenschaft zu den Menschen zu bringen, 

braucht es anscheinend andere Formate, wenn die be-

stehenden nicht genügend wirken. Herr Kollege Schmid 

hat selbst gerade auf die Notwendigkeit hingewiesen, 

was uns natürlich sehr freut. Wir würden daher gerne mit 

Ihnen Formate entwickeln, die der getrübten Beziehung 

von Wissenschaft und Bevölkerung auf den Grund gehen 

und für eine vertrauensvollere Atmosphäre sorgen.  

Deshalb bringen wir heute auch einen Antrag für eine 

Enquete mit Stakeholdern ein, um die Ergebnisse des 

Wissenschaftsbarometers zu besprechen und zu analy-

sieren.  

Abschließend: Natürlich finden wir die Erhöhung gut, 

keine Frage, wir begrüßen sie und natürlich haben wir 

auch zugestimmt, aber noch einmal zusammenfassend: 

Es wäre sehr schön, wenn Sie die Ergebnisse von Wis-

senschaft und Forschung mehr beherzigen würden, 

wenn sie in Ihrem Handeln Niederschlag finden würden. 

Der Beitrag der sogenannten Fortschrittskoalition für die 

Wissenschaft ist bis jetzt sehr mager, sehr gering, auch 

hier nichts Neues, auch hier eher ein Verwalten vom 

Alten. Vielen Dank.  

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit 

war acht Minuten. Die Restredezeit für die Grüne Faktion 

ist zehn Minuten. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau 

GRin Mag. Sachslehner. Die selbstgewählte Redezeit ist 

sieben Minuten. Bitte schön. 

GRin Mag. Laura Sachslehner, BA (ÖVP): Herr Vor-

sitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! 

Kollege Schmid von der SPÖ hat vorhin schon die 

Freiheit der Kunst angesprochen, und genau in die Ker-

be möchte ich auch schlagen. Am 12. Mai 1982 wurde 

die Freiheit der Kunst in der österreichischen Verfassung 

verankert. Das war ein Meilenstein in der österreichi-

schen Kunstwelt, und auch ich sage ganz klar, die Frei-

heit der Kunst muss immer oberste Priorität haben - 

keine Frage.  

Doch was bedeutet dieses Bekenntnis in der Praxis? 

Wie hat sich denn diese Freiheit der Kunst in den letzten 

Jahren entwickelt? In Wien merken wir leider schon 

länger, dass diese Freiheit der Kunst vor allem für linke 

und linksextreme Kunstprojekte gilt, zumindest für al-

les ... (Zwischenruf.) - Na ja, die Kollegen von der SPÖ 

finden es wieder einmal zum Schreien, aber Sie werden 

noch mehr zum Lachen finden, das verspreche ich 

Ihnen. In Wien merken wir leider schon länger, dass 

diese Freiheit der Kunst eben nur für diese linksextremen 

Kunstprojekte gilt, zumindest für alles, was der parteipoli-

tischen Ideologie der Stadtregierung zu Gute kommt. Da 

werden ominöse Fußballvereine aus dem Kulturbudget 

gefördert, linke Asylvereine, die im WUK untergebracht 

sind und deren einzige Aufgabe es ist, Asylverfahren in 

die Länge zu ziehen, unter dem Deckmantel der Kultur-

förderung subventioniert. Und Theater, die kaum Publi-

kum anziehen, werden mit hunderten Euro pro Karte 

zusätzlich gefördert, solange sie politisch opportun sind 

und in das Bild passen. Und alles, was nicht in dieses 

Bild passt, bekommt keine oder nur wenig Förderung.  

Mit Hilfe von ominösen Beiräten versucht man dann, 

den Mantel des Schweigens darüber auszubreiten, denn 

die würden ja unabhängig entscheiden - und dann wer-

den die Entscheidungen nicht öffentlich gemacht. Es ist 

also ein undurchsichtiges und politisch getriebenes 

Machtspiel, das sich im Wiener Kulturbereich etabliert 

hat.  

Jetzt kann man sagen, ja, wir als Oppositionspartei 

haben das Recht, das zu kritisieren, aber ändern können 

wir es nun einmal nicht. Nur, wo übersteigt das Ganze 

das politisch Vertretbare und Aushaltbare? Wo endet 

denn dieses Machtspiel? Wo endet diese angebliche 

Freiheit der Kunst? - Die Freiheit endet dort, wo zu Ge-

waltexzessen aufgerufen wird, und leider finden wir in 

Wien einige Beispiele, mein Kollege hat es vorhin schon 

erwähnt, unter anderem zum Beispiel im über die Maßen 

subventionierten Volkstheater. Ausgerechnet dort, wobei 

das eigentlich ja das hübsche neue Aushängeschild der 

Wiener Stadtregierung sein sollte! Was passiert dort? - 

Wir haben es schon gehört: Dort werden in 80 Minuten 

Personen des öffentlichen Lebens ermordet, gefoltert, 

wie auch immer, und zum Grande Finale dürfen dann die 

Zuschauer auch noch Sebastien Kurz erschießen. Das 

klingt ziemlich verstörend, oder?  

Kollegin Matiasek von der FPÖ hat von Befindlichkei-

ten gesprochen. Ich muss leider sagen, ich fürchte, mit 

dem Begriff Befindlichkeiten werden wir nicht auskom-

men. Da geht es nämlich nicht um Befindlichkeiten, das 

ist auch keine Kunst, das ist ein extremistischer Gewalt-

aufruf.  

Eines wird dabei leider ganz deutlich: In der linken 

Wiener Szene fallen mittlerweile alle Hemmungen. Es 

gibt überhaupt keine Grenzen mehr, und solange es in 

das parteipolitische Bild der Stadträtin passt, ist es auch 

vollkommen in Ordnung, wenn in einem Theaterstück 

Personen des öffentlichen Lebens ermordet werden. Für 

uns als Volkspartei ist klar, das geht zu weit. Solche 

öffentlichen Gewaltexzesse dürfen in keinem Fall mit 

Steuergeld subventioniert werden. Natürlich ist es Künst-

lern zwar unbenommen, solche Theaterstücke zu entwi-

ckeln und auf die Bühne zu bringen, aber das heißt nicht, 

dass sie dann unter Bereitstellung von Steuergeld durch 

die Stadt Wien subventioniert werden müssen. Dass mit 

dem Geld der Wienerinnen und Wienern gewaltverherrli-

chende Theaterstücke finanziert werden, ist einfach 

wirklich ein Skandal. Es ist vor allem auch deshalb ein 

Skandal, weil fast am gleichen Tag der Uraufführung ein 

britischer Parlamentsabgeordneter bei einer Bürger-

sprechstunde erstochen wurde. Auch das zeigt uns, dass 

das, was da im Volkstheater passiert, einfach zu weit 

geht.  

Aus diesem Grund bringen wir heute einen Be-

schlussantrag ein, in dem wir die Stadt auffordern, bei 

der Vergabe von Fördergeldern genauer hinzuschauen 

und sicherzustellen, dass Projekte, wo zu Gewalt aufge-

rufen wird, nicht unterstützt werden. Sollte dies dennoch 

der Fall sein, müssen Fördergelder zurückverlangt be-

ziehungsweise ein Förderstopp umgesetzt werden. 
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Abschließend möchte ich noch kurz auf ein zweites, 

ganz anderes, aber dennoch wichtiges Thema zu spre-

chen kommen, nämlich auf die Versprechen der Stadtre-

gierung in ihrem eigenen Regierungsprogramm. Wir 

wissen jetzt, ein Jahr später ist vieles davon sowieso in 

Vergessenheit geraten oder unter dem Teppich gekehrt, 

aber ein Versprechen aus dem Regierungsprogramm 

war es, die Grätzl in unserer Stadt weiter zu beleben und 

zu stärken. Das bedeutet meinem Verständnis nach 

auch, dass Kulturangebote in unseren Grätzln stärker 

sichtbar gemacht werden müssen, nicht nur für Touris-

ten, sondern auch für Wienerinnen und Wiener. Alle 

Kulturangebote abseits der Inneren Stadt und des Rings 

leiden nämlich darunter, dass sie in unserer Stadt weni-

ger sichtbar und weniger prominent sind. Was unsere 

Stadt dazu braucht, ist ein übersichtliches Kulturleitsys-

tem. Wien ist dabei im internationalen Vergleich leider 

deutlich schlechter aufgestellt als viele andere Städte in 

Europa.  

Als Volkspartei bringen wir deshalb auch dazu einen 

Beschlussantrag ein und fordern ein gutausgebautes 

Kunst- und Kulturleitsystem, das unsere Kulturangebote 

vor allem auch in den Außenbezirken sichtbarer macht 

und den Wienerinnen und Wienern zeigt, was für Mög-

lichkeiten es in ihrem eigenen Grätzl gibt. Auch dafür 

bitten wir um Ihre Zustimmung. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 

sechs Minuten. Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau 

GRin Mag. Dr. Samel. Ich erteile es ihr. Die selbstge-

wählte Redezeit ist acht Minuten. 

GRin Mag. Dr. Ewa Samel (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte 

Zuhörerinnen und Zuhörer via Livestream! 

Wien ist eine weltanerkannte Kulturmetropole, und 

darauf können wir, glaube ich, sehr, sehr stolz sein. 

Kunst und Kultur sollen für alle Wienerinnen und Wiener 

zugänglich sein. Das ist, glaube ich, für unsere Stadt ein 

essenzieller Bestandteil von sozialem Zusammenhalt 

und auch ein bedeutendes Element der Wiener Identität, 

darüber hinaus aber auch ein wirklich wichtiger Wirt-

schaftsfaktor für die Stadt selbst. Für viele Touristinnen 

und Touristen - das haben wir auch schon zuvor gehört - 

ist gerade das kulturelle Angebot in Wien ein wichtiger 

Anreiz für einen Städtebesuch. Jeder Euro, der in Kultur 

investiert wird, kommt mehrfach zurück. Deshalb, denke 

ich, sind Kunst und Kultur für Wien und ganz Österreich 

ein enorm starker Wirtschaftszweig.  

Die Corona-Pandemie - das haben wir auch schon 

gehört - hat sich natürlich auch auf die Kultur ausgewirkt. 

Die Stadt Wien hat aber rasch auf die Lage der Künstle-

rinnen und Künstler reagiert, wie zum Beispiel mit den 

Arbeitsstipendien, worauf wir wirklich alle sehr, sehr stolz 

sein können.  

Wien hat einen wirklich exzellenten Ruf als For-

schungs- und Wissenschaftsstandort. Wir haben ideale 

Bedingungen für internationale Forschungsunternehmen 

im Bereich Pharmazie, Biotechnologie und Medizin. 

Auch die Life Sciences bilden ein starkes Feld in Wis-

senschaft und Wirtschaft in Wien. Der Life-Science-Hub 

hat in Wien eine sehr hohe Forschungsquote von 3,5 

Prozent, die über der EU-Vorgabe von 3 Prozent liegt. 

EU-weit sind wir unter den Top 3. Das schafft Arbeits-

plätze und kurbelt unsere Wirtschaft an. Der gerade 

erhobene Life Science Report 2021 zeigt auch, dass 

Wien heute unter den Top-5 Life-Science-Standorten in 

Europa ist. Das ist, denke ich, wirklich sehr beachtlich.  

Das Bekenntnis der Stadt zu Forschung und Entwick-

lung und Produktion wissen auch die rund 600 Life-

Sciences-Unternehmen mit rund 41.000 Beschäftigten 

am Standort Wien zu schätzen. Es freut mich daher ganz 

besonders, dass es auch im Rahmen der Wissenschaft 

eine Steigerung im Budget gibt. Das ist wirklich, wirklich 

toll.  

Ich möchte noch ganz kurz auf die drei Schwerpunk-

te der Wissenschaft für die kommenden Jahre eingehen. 

Einerseits möchte ich die Erhöhung der Förderung für 

den WWTF ansprechen, den Kollege Gara auch vorhin 

schon angesprochen hat, die sich wirklich sehen lassen 

kann. In den Jahren 2022 bis 2024 sollen nun jährlich 

jeweils 10 Millionen EUR, in Summe 30 Millionen EUR 

aufgewendet werden, damit sich die Spitzenforschung in 

Wien weiter stark entwickeln kann. Mit dieser sagenhaf-

ten Erhöhung kann die Attraktivität des Standortes für 

große wissenschaftliche Talente weiter gesteigert wer-

den.  

Dabei ist es vor allem wichtig, zu betonen, dass es 

sich hier um eine Dreijahresförderung handelt. Diese 

Mehrfachförderungen, nicht nur im Bereich der Wissen-

schaft, sind wirklich, wirklich wichtig. Das ist ein starkes 

Commitment, das gezeigt wird, um die Rolle Wiens als 

Stadt für Spitzenforschung und Wissenschaft noch weiter 

zu stärken.  

Gerade der WWTF ist für die Stadt ein wichtiger För-

derfonds und hat viel vor, wie zum Beispiel eben den Life 

Sciences Call zum Themenbereich Public Health, die 

Vienna Research Groups im Bereich Umweltsystemfor-

schung, den Bereich des digitalen Humanismus, das 

Universitätsstrukturprogramm zur Förderung von mittel-

großer Sachausstattung und Infrastrukturen. All das sind 

für die Stadt sehr wichtige und relevante Themen, die die 

Wettbewerbsfähigkeit Wiens stärken.  

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Complexity Sci-

ence Hub, der mit einer halben Million gefördert wird. 

Beim CSH geht es vor allem darum, komplexe Systeme 

in Wien systematisch auszubauen und die Grundlagen 

für den sinnvolleren Umgang mit Big Data zu entwickeln. 

Dazu entwickeln derzeit 40 Forscherinnen und Forscher 

modernste datengetriebene Analysemodelle, um die 

Fragestellungen zu den großen Themenbereichen wie 

zum Beispiel Gesundheit, Umwelt, aber auch die öffentli-

che Verwaltung mit dem digitalen Zeitalter zu verbinden 

und dementsprechende Entwicklungsszenarien aufzu-

zeigen. Künftig sollen bis zu 100 qualifizierte Personen 

Sinn und Nutzen aus Big Data generieren, um transpa-

rente Datengrundlagen für die Entscheidungsfindung zu 

schaffen, die für unsere Stadt wichtig sind.  

Ein weiterer wichtiger Bereich ist ebenso die Wissen-

schaftsvermittlung. In diesen Bereich wird ebenso eine 

halbe Million investiert, um unter anderem die Erstellung 

eines Förderprogramms zur Wissenschaftsvermittlung 
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und zu Citizen-Science-Aktivitäten zu unterstützen. Da-

bei geht es vor allem um zwei Zielgruppen, einerseits um 

den niederschwelligen Zugang für Kinder, anderseits im 

Rahmen der Citizen Science aber auch für die Erwach-

senen.  

Ich glaube, ein ganz, ganz wichtiger großer Punkt ist 

auch Fair Pay, der auch schon vorhin angesprochen 

wurde. Dabei geht es darum, dass Arbeit wirklich gewür-

digt wird. Wir sind uns hoffentlich einig, dass das auch 

wirklich wichtig ist.  

Fair Pay ist ein wirklich zentrales Anliegen der Wie-

ner Kulturpolitik, das wurde auch schon mehrfach bewie-

sen. Es gab zum Beispiel 2019 ein Fair-Pay-Symposium 

zu diesem Themenbereich. Dabei war, glaube ich, ganz, 

ganz wichtig, auch festzuhalten, dass die Szene selbst 

bestimmen muss, was ein gerechtes monetäres Modell 

ist, dass es viele verschiedene Szenen gibt, die unter-

schiedlich arbeiten, aber auch unterschiedliche Bedürf-

nisse haben. Eine gerechte Bezahlung ist dabei wirklich 

essenziell. Die Honoraruntergrenzen, die sich dabei 

herausgebildet haben, dienen seither auch als Empfeh-

lung für die Vorschläge der KuratorInnen.  

Das Wiener Fair-Pay-Modell findet auch international 

Beachtung, und die vielen substanziellen Budgeterhö-

hungen, die auch quasi in diesem Budget drinnen sind, 

fließen auch in die Arbeit selbst. Dabei geht es eben vor 

allem um die Fortsetzung der Erhöhung bei Institutionen 

und Förderungen der freien Szene, die Erhöhung der 

Einzelförderungen, besonders in der bildenden Kunst, 

aber auch um den ganz, ganz großen Themenbereich 

Arbeitsstipendien, die in Wien wirklich einzigartig sind.  

Die Idee der Arbeitsstipendien entstand während 

Corona und wird jetzt 2022 dauerhaft implementiert. Ab 

dem nächsten Jahr werden 84 Stipendien zu jeweils 

18.000 EUR für ein Jahr vergeben. Dafür werden 1,5 

Millionen EUR bereitgestellt. 84 KünstlerInnen in den 

Bereichen Theater, Performance, Film, Komposition, 

Dramatik, Literatur und bildende Kunst erhalten eben ab 

dem Jänner 2022 jährlich jeweils 18.000 EUR, das ist 

monatlich von Jänner bis Dezember eine Auszahlung 

von zirka 1.500 EUR. Den Künstlern kann damit auch 

der Zeitraum für ihre künstlerische Tätigkeit gegeben 

werden. Das bringt eine enorme Entlastung und ist für 

die Künstlerinnen und Künstler wirklich wesentlich, um 

eben den Druck für ihre künstlerische Arbeit herauszu-

nehmen.  

Das neue Stipendienprogramm ist eine großartige In-

vestition in die Zukunft und ein wirkliches Vorzeigeprojekt 

in Wien. Deshalb freut es mich ganz, ganz besonders, 

dass wir das auch nachhaltig im Wiener Budget für die 

nächsten Jahre implementieren.  

Meine Damen und Herren, mit diesem Doppelbudget 

garantiert Wien eine Planungssicherheit für die kom-

menden Jahre und investiert in Projekte für die nächsten 

Generationen. Stabilität, Verlässlichkeit, Vertrauen für 

die Bevölkerung und die Politik - ich glaube, das sind die 

wesentlichen Faktoren in unserer Stadt, auf die wir auch 

stolz sind.  

Mit diesem Budget wird die Spitzenforschung weiter 

gestärkt. Wissenschaft und Forschung, wie wir alle wis-

sen, sind entscheidende Impulsgeber für unsere Stadt, 

wenn es um die Bewältigung globaler Herausforderun-

gen wie zum Beispiel eben auch der Corona-Pandemie, 

in der wir mittendrin stecken, geht. Ich möchte auch ein 

großes Danke an alle ExpertInnen und Wissenschaftle-

rInnen aussprechen, die in dieser Pandemie wirklich 

Einzigartiges geleistet haben und in diesen wirklich wich-

tigen gesellschaftlichen Fragen immer beratend zur Seite 

gestanden sind.  

Wir stehen vor wirklich großen Herausforderungen, 

die wir aber im Sinne der Bevölkerung annehmen. Mit 

diesem Doppelbudget setzen wir einen wichtigen Grund-

stein für Kontinuität, um der Weiterentwicklung einer 

wachsenden Stadt gerecht zu werden. Darauf bin ich 

wirklich stolz, darauf, denke ich, können wir alle stolz 

sein.  

Auch in meinem Namen noch einmal ein ganz, ganz 

großes Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter der Magistratsdienststellen, an die MitarbeiterIn-

nen des Stadtratbüros, an die Künstlerinnen und die 

Künstler, die Kunstschaffenden, ans Publikum, das die 

Kunst- und Kulturszene auch wesentlich unterstützt hat. 

Danke, dass Sie alle wirklich der Kunst- und Kulturszene 

die Stange gehalten haben. Vielen herzlichen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 

genau acht Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist 

GR Dipl.-Ing. Margulies. Ich erteile es ihm. Die selbstge-

wählte Redezeit ist fünf Minuten. 

GR Dipl.-Ing. Martin Margulies (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Vorsitzende! 

Eigentlich wollte ich kein Wort zum Volkstheater sa-

gen, aber ein gescheiter Kollege von mir, Klaus Werner-

Lobo, hat einmal gesagt: Ein Stück ist erst wirklich dann 

erfolgreich, wenn es weitergeht, wenn man Teil des 

Stückes wird. Kollege Eppinger und Kollegin Sachsleh-

ner sind Teil eines Stückes des Volkstheaters gewor-

den - aufgeführt in der Dunkelkammer vor nicht einmal 

100 Leuten - und sind dabei, dieses Stück populär zu 

machen und immer weiter voranzutreiben.  

Wäre kein Lockdown, wäre das Volkstheater nicht 

nur in der Dunkelkammer ausverkauft, wenn dieses 

Stück jetzt mehrfach wiederholt werden würde, denn auf 

die gezielte Provokation mit Skandal, Zensur und Förde-

rung Streichen zu reagieren, ist das Falscheste, was 

man in der Kultur tun kann. Sie sind jetzt aber Teil des 

Stückes, mal sehen, vielleicht schauen Sie sich ja den 

zweiten Teil an.  

Zurück zum Kulturbudget: Es wurde ja viel Richtiges 

gesagt und es hat mich außerordentlich gefreut, dass es 

uns in der Vergangenheit gelungen ist, das Kulturbudget 

drastisch zu erhöhen. Es tut mir so leid, ich hätte mir 

gewünscht, das geht einfach weiter. Ich sage, wie es ist. 

Noch nie hat Wien so einen Gebarungsabgang gehabt, 

im Ergebnishaushalt 3,4 Milliarden EUR, im Finanzie-

rungshaushalt mehr als 1,7 Milliarden EUR, und das 

Kulturbudget steigt nicht einmal um die Inflationsrate.  

Ich weiß, es liegt nicht an der Frau Stadträtin. Kollege 

Weber, was ist denn mit Ihnen passiert, dass es Ihnen 

nicht gelungen ist, gemeinsam noch eine stärkere Erhö-

hung des Kulturbudgets auszuverhandeln? Sie alle wol-
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len doch die Kultur in Wien voranbringen und nicht das 

Schlusslicht in der Steigerungsrate sein. Ich bin wirklich 

unglücklich und hoffe, dass im Laufe des Jahres bezie-

hungsweise auch als Nachtragshaushalt für den Bereich 

Kultur ausreichend finanzielle Mittel für unsere gemein-

samen Ziele der vergangenen Jahre zur Verfügung ge-

stellt werden. Ich sage bewusst, gemeinsam, sogar im 

gesamten Kulturausschuss war Fair Pay nämlich allen 

miteinander wichtig.  

Meine Kollegin Berner hat das deutlich und in aller 

Dramatik ausgeführt: Das geht sich mit diesem Budget 

nicht aus. Wenn wir Fair Pay umsetzen wollen, müssen 

wir beim Kulturbudget 30 Millionen EUR drauflegen. Ich 

denke, das sollten wir bei Fair Pay tun - das sage ich 

ganz bewusst und das freut mich, in Kooperation zwi-

schen Wien und dem Bund -, um in diesem Bereich 

weiterhin erfolgreich zu sein, um Kulturschaffenden zu 

vermitteln, ganz gleich, ob sie in großen Häusern oder in 

der freien Szene arbeiten, ganz gleich, ob Theater, bil-

dende Kunst, Literatur, Musik, dass ihre Arbeit geschätzt 

wird, dass ihre Arbeit etwas wert ist. 

Da ich auch nicht mehr viel Zeit zur Verfügung habe, 

in diesem Sinne tatsächlich nur der Wunsch an uns alle - 

denn jeder von uns hier, glaube ich, sieht das so -, dass 

wir das Kulturbudget aufstocken sollten. Machen wir es 

einfach! Ich sage es ganz ehrlich und bleibe bei den 1,7 

Milliarden von Herrn StR Hanke: Ob 1,7 Milliarden oder 

1,73 Milliarden Gebarungsabgang - das ist auch schon 

wurscht. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Unterstützung 

für die Kultur, und es würde mich freuen, würde die So-

zialdemokratie, wenn wir dann zum Abschluss kommen 

und das Budget abstimmen, beim Kulturbudget einfach 

noch 30 Millionen EUR drauflegen. Ich danke sehr.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zu einer tatsächli-

chen Berichtigung hat sich Herr GR Eppinger zu Wort 

gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Peter L. Eppinger (ÖVP): Lieber Herr Kollege, es 

ist spannend, dass Sie das Wort Zensur in den Mund 

nehmen, denn wir sind weit davon entfernt, zumindest, 

was unsere Partei betrifft. Es geht einzig darum, ganz 

klare Gewaltverherrlichung nicht mit Steuergeld zu sub-

ventionieren.  

Mir ist als Mann der Medien, der das 22 Jahre lang 

tagein, tagaus gemacht hat, durchaus klar, dass es sich 

hier auch eventuell um geplante Schlagzeilen, um eine 

geplante Provokation handelt. Für mich ist es vielmehr 

auch ein verzweifelter Hilferuf des Volkstheaters, und 

daher ist mir jedes Mittel und jede Rede von Kollegin 

Sachslehner und mir auch recht, denn das Volkstheater 

braucht uns mehr denn je. Und wenn jetzt deswegen 

mehr Leute ins Volkstheater gehen, egal, was sie sich 

dort anschauen, ist das super, denn dieses Theater 

braucht jeden Einzelnen von uns. Es hat schon so viel 

überstanden und respektable Menschen wie Emmi Wer-

ner an seiner Seite gehabt. Damals war das Theater 

übrigens noch voll. Wir freuen uns also über jeden Ein-

zelnen, der in das Volkstheater geht. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist Herr GR Dr. Gorlitzer. Ich erteile es 

ihm. Die selbstgewählte Redezeit ist sieben Minuten. 

GR Dr. Michael Gorlitzer, MBA (ÖVP): Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! 

Im Budgetvoranschlag wurden die Mittel des Wiener 

Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds von 

4 auf 10 Millionen EUR aufgestockt. Das ist auch eine 

sehr positive Entwicklung, denn wenn man sich die letz-

ten Jahre anschaut: Wer kann uns denn aus dieser Pan-

demie herausbringen, wenn nicht Wissenschaft und 

Forschung? Vor allem im Bereich der Medizin sind die 

Leistungen in den letzten Jahren hervorragend und wirk-

sam gegen die Bekämpfung von Covid-19 gewesen.  

Es geht uns nur ein bisschen zu wenig weit, denn es 

gibt zum Beispiel auch den Medizinisch-

Wissenschaftlichen Fonds des Bürgermeisters der Stadt 

Wien, seit 1978 eine gute Einrichtung, und es sind bis 

jetzt doch 1.500 Forschungsprojekte gefördert worden. 

Derzeit werden 50 Projekte mit 2 Millionen EUR geför-

dert, darunter wurde auch der uns allen bekannte Gur-

geltest entwickelt. Es ist besonders wichtig, medizinische 

Forschungsarbeit zu fördern, auch und vor allem im 

außeruniversitären Bereich. Sie kennen ganz viele Insti-

tute, das Ludwig-Boltzmann-Institut oder die Karl Land-

steiner Gesellschaft.  

Es ist uns wichtig, Wien als Wissenschaftsmetropole 

zu entwickeln, meine Damen und Herren. Seien Sie 

mutig genug, diesen Weg weiterzugehen, denn im inter-

nationalen Vergleich unterliegt Wien vielen anderen 

Städten. Zum Beispiel wurden in München allein für die 

Corona-Forschung 5,3 Millionen EUR für 16 Projekte 

ausgegeben. Das entspricht 331.000 EUR pro Projekt, 

im Vergleich sind es in Wien 40.000 EUR pro Projekt. 

Beim Berliner Institut für Gesundheitsforschung beträgt 

das Gesamtbudget 72 Millionen EUR pro Jahr, und die-

ses Jahr hat der Berliner Bürgermeister diesem For-

schungsprojekt 50 Millionen EUR für Lehre und For-

schung zugeschossen.  

Die Berliner sind schon ein bisschen weitergegan-

gen, sie wollen Berlin als Brain City titulieren, weil ihnen 

Forschung und Entwicklung und Wissenschaft beson-

ders wichtig sind. Deswegen fordere ich den Herrn Bür-

germeister und die Stadtregierung auf: Machen wir eben-

falls Schritte in diese Richtung. Nennen wir Wien Brain 

City Vienna oder machen wir Wien zur Innovations-

hauptstadt.  

Deswegen bringe ich mit der Bitte um Zustimmung 

den Antrag ein, die medizinisch-wissenschaftlichen For-

schungsprojekte vor allem im Bereich der Translations-

medizin und der Gesundheitsförderung zu erhöhen und 

zu unterstützen. 

Zum Thema Kultur wurde heute schon viel gesagt, 

Peter Eppinger war gerade am Wort. Es spannt sich der 

Reigen der Überförderung von manchen Kulturstätten 

vom Theater am Petersplatz über das Theater an der 

Wien bis zum Volkstheater. Das Volkstheater, meine 

Damen und Herren, wissen wir, ist ja unser Dauerpatient. 

Von 2021 bis 2023 sind mit einer kleinen Warnung 9,8 

Millionen EUR pro Jahr für das Volkstheater veran-
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schlagt. Es wurden schon letztes Jahr 2 Millionen EUR 

zusätzlich gefördert, dazugeschossen. Das ergibt 15,5 

Prozent des gesamten Budgets für alle Großbühnen in 

Wien, also einen beachtlichen Betrag.  

Der Stadtrechnungshof bekrittelte immer wieder das 

Volkstheater auf Grund der stark gesunkenen Besucher-

zahlen. Die Karteneinnahmen pro Besucher waren 17 bis 

18 EUR, die öffentlichen Zuschüsse pro Besucher betra-

gen 91 EUR. Das ist das Fünffache des Kartenpreises, 

und die Sitzplatzauslastung beträgt 56 Prozent. Deswe-

gen sollte jeder hingehen, wenn er möchte. Es ist ein 

wunderschönes Theater, wir hatten mit dem Direktor Kay 

Voges eine Führung, es ist sehr schön renoviert, wirklich 

sehenswert, wirklich besuchenswert. Nur bei Förderun-

gen muss man immer zielgerichtet, vernünftig und fair 

agieren, und dafür treten wir als neue Volkspartei hier in 

Wien ein.  

Gerade im Fall des Volkstheaters ist der Umgang mit 

Steuermitteln als wenig sorgsam zu betrachten, auch der 

Stadtrechnungshof hat das genau zitiert. Nach Ansicht 

des Stadtrechnungshofes Wien ist es nicht mit einer 

sparsamen Verwendung von öffentlichen Mitteln verein-

bar, was im Volkstheater passiert.  

In der Beantwortung einer Anfrage der neuen Wiener 

Volkspartei verwies die Kulturstadträtin Anfang Juli 2021, 

dass die Geschäftsführung das Sanierungskonzept dem 

Aufsichtsrat Ende Juni vorgelegt hat. Das Konzept liegt 

also vor, und wir verstehen eigentlich nicht, warum die-

ses Konzept nicht auch dem Fördergeber des Volksthea-

ters, nämlich dem Wiener Gemeinderat, vorgelegt wird. 

Deswegen fordern wir die Amtsführende Stadträtin für 

Kultur und Wissenschaft dazu auf, als Vertreterin der 

subventionsgebenden Stelle der Stadt Wien von der 

Volkstheater Gesellschaft m.b.H. das vom Stadtrech-

nungshof geforderte Sanierungskonzept einzufordern 

und dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wis-

senschaft vorzulegen. Ich bringe diesbezüglich einen 

Antrag ein und bitte um Ihre Zustimmung. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 

sechs Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr 

GR Neumayer, und ich erteile es ihm. Die selbstgewählte 

Redezeit ist sieben Minuten. 

GR Jörg Neumayer, MA (SPÖ): Sehr geehrte Da-

men und Herren! 

Es ist schon mittlerer Abend, und wir sind mitten in 

der Kulturdebatte. Ich finde es wunderbar, vor allem, weil 

die ÖVP eine kleine Auflage geliefert hat. Vielleicht wer-

den wir dadurch wieder ein bisschen ermuntert, zur Sa-

che zu reden. Ich wollte mich bei Kollegin Sachslehner 

schon zu einer tatsächlichen Berichtigung melden, ich 

führe es jetzt aber am Beginn meines Redebeitrags an. 

Frau Kollegin, haben Sie das Gefühl, das Theater in 

der Josefstadt sei linksextrem? Wir haben zumindest bei 

der Sanierung mitfinanziert und unterstützen dieses 

Theater in unserer Stadt. Frau Kollegin, sind Sie der 

Ansicht, dass Grillparzer ein Linker oder Linksextremer 

wäre, denn er wird vielfach in unseren Spielstätten vor-

getragen? Glauben Sie, dass das Radiosymphonieor-

chester linksextrem oder linksradikal wäre? Ich kann es 

mir nicht vorstellen, und das Musical „Sissi“ wird es 

wahrscheinlich auch nicht sein.  

Es sind leider immer die konservativen Parteien, die 

über die Freiheit der Kunst sinnieren, das aber in einer 

sehr eigenständigen Art und Weise, wie sie Freiheit 

definieren. Ich sage es in meinen Worten, in meiner 

Überzeugung: Sehr geehrte Damen und Herren, sehr 

geehrte Frau Stadträtin - bei Ihnen weiß ich es -: Kunst 

kann schön sein, Kunst kann aber genauso schiach sein, 

Kunst muss vor allem eines, Kunst muss irritieren kön-

nen, muss zum Denken anregen können und muss in 

unserer Gesellschaft Prozesse in Gang bringen und 

Prozesse der Veränderung begleiten.  

Es gibt bei uns im Haus viele verschiedene Begriff-

lichkeiten und Definitionen der Freiheit der Kunst, aber 

eines bin ich mir sicher: Freiheit der Kunst kann nur frei 

sein, und da ist jegliche Interpretation von konservativer 

Seite entbehrlich. 

Die Zahlenspiele hatten wir heute auch schon teil-

weise. Ich sage es jetzt einmal relativ simpel: Wenn 

jemand ein Budget aus dem Jahr 2004 mit dem heutigen 

vergleicht, ist das nicht nur 17 Jahre her, sondern die 

Geschäftsgruppe war auch inhaltlich anders aufgestellt. 

Ich möchte nur daran erinnern, dass beispielsweise die 

MA 01 mit den IKT-Akten Teil der Geschäftsgruppe oder 

des Bereichs Sport war. 

Sehr geehrter Herr Kollege Berger, dementspre-

chend bitte ich Sie, beispielsweise den Ausführungen 

von Kollegen Thomas Weber der NEOS oder unserem 

Fraktionsführer im Kulturbereich Gerhard Schmid zu 

folgen. Da ist das Budget richtig dargestellt, so wie es 

auch zu Papier gebracht worden ist. Das bedeutet näm-

lich eine Steigerung um ein paar Millionen im Jahr 2022 

und einen prozentualen Satz des BIP von 1,87 Prozent, 

wenn ich das jetzt richtig in Erinnerung habe. Dement-

sprechend dürfen hier nicht Äpfel mit Birnen verglichen 

werden, sondern wir müssen uns anschauen: Was es 

wiegt, das hat es. 

Wir haben öfter die Debatte über die umfangreichen 

Akten und Geschäftsstücke, die einmal zu viel Informati-

on haben oder zu wenig gelesen werden. Die Zahl ist 

schon beeindruckend: 53.000 Geschäftsstücke hat die 

MA 7 heuer bis Stand Oktober bearbeitet, 6.000 Förder-

ansuchen, davon 4.100 Zusagen. Dementsprechend 

würde ich vorschlagen, dass der nächste Applaus auf 

jeden Fall der MA 7 gilt, vor allem in dem Bereich der 

darstellenden Kunst. Die MA 7 verwaltet hier 115 Millio-

nen EUR.  

115 Millionen EUR ist das Theaterbudget, das sind 

42 Prozent des Kulturbudgets. Das ist ebenso eine Stei-

gerung um 5 Prozent. Herr Kollege Berger, das ist rech-

nerisch leicht herausfindbar. Ich möchte mich im Thea-

terbereich aber auch bei anderen Playern bedanken. Sie 

kennen sie alle: Die Jurys, die transparent auf unseren 

Homepages stehen, aus ExpertInnenkreisen aus dem In- 

und Ausland zusammengesetzt, die Regisseurinnen und 

Regisseure, Intendantinnen, Intendanten, Geschäftsfüh-

rerinnen, Geschäftsführer, haupt- und freiberufliche Dar-

stellerinnen und Darsteller der unterschiedlichen Szenen, 

die Kollektive aber auch die Individuen in den Szenen. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, unser Dank gilt sowohl 

der Hochkultur als auch den Mittelbühnen und der freien 

Szene. 

Im Theaterbereich haben wir großartige Vierjahres-

förderungen, bei denen wir wieder die Konzeptförderun-

gen erhöhen konnten. Beispiele: Das Rabenhof Theater 

mit über 1 Million, das Kosmos Theater mit einer dreivier-

tel Million, die Drachengasse mit 700.000, aber auch 

eine Brunnenpassage oder kleinere, wie das Kabinett-

theater oder Wiener Wortstaetten. Sie sehen, die Freiheit 

der Kunst wird gewahrt, weil die Vielfalt ein ganz essen-

zieller Bereich ist, den wir unterstützen und fördern.  

Frau Kollegin Sachslehner, liebe ÖVP! Vielleicht ge-

fällt euch das eine oder andere nicht, aber es geht uns 

um die Vielfalt, um die Breite, denn die Wienerinnen und 

Wiener sind nicht eintönig, sondern die Wienerinnen und 

Wiener sind mehrfärbig und vielfältig.  

Im Bereich der Ein- und Zweijahresförderung möchte 

ich Projekte wie die Wiener Taschenoper, das Bernhard 

Ensemble anführen, viele, viele, viele andere sind noch 

auf unserer Homepage ebenso transparent ersichtlich. 

Herr Kollege ... ich bin mir jetzt nicht mehr sicher! Auf 

jeden Fall wurde über die Vereinigten Bühnen Wien 

geurteilt, dass diese die Hälfte vom Bereich darstellende 

Kunst haben. Das geht sich wiederum rechnerisch nicht 

aus. Das Gesamtbudget für darstellende Kunst ist 115 

Millionen, für die Vereinigten Bühnen Wien 40 Millionen, 

was definitiv nicht die Hälfte ist.  

Es war Kollege Eppinger, der das Gemeinschaftsge-

fühl vermisst hat. Ich sehe gerade jetzt ein Gemein-

schaftsgefühl in der Wiener Szene, weil es extrem 

schwierig ist, und in der Krise rücken die Leute bekannt-

lich zusammen. Wir können stolz auf die Kulturschaffen-

den, aber auch auf die Unterstützung durch die Wiener 

Stadtregierung und unsere Kulturstadträtin sein. 

Ich möchte noch zu einem anderen Bereich kommen, 

der mir extrem wichtig ist, das ist das Wien Museum 

Neu, das Museum der Wienerinnen und Wiener. Wir 

haben in den vergangenen Jahren in diesem Hohen 

Haus sehr intensiv darüber diskutiert. Es freut mich, ich 

kann die Botschaft nach mehreren Jahren Diskussion ein 

weiteres Mal anführen: Das Wien Museum Neu ist auf 

Schiene, ist im finanziellen Plan und auch im Zeitplan. 

Wir haben eine Steigerung von ein paar Tausend Quad-

ratmetern vor uns. Ich freue mich besonders auf die 

neue Dauerausstellung. Ich weiß, dass das Wien Muse-

um hier schon intensiv daran arbeitet. Mein Dank gilt 

Matti Bunzl, aber auch Christina Schwarz in den unter-

schiedlichen Rollen. Das Wichtigste am Wien Museum 

Neu ist, dass es für alle Wienerinnen und Wiener zu-

gänglich sein wird, zentral gelegen und für alle im Zent-

rum dieser Stadt einfach zugänglich. 

Auch ich war jetzt dort und habe mir angeschaut, wie 

dieser Stahlkoloss aufs Dach hinaufgesetzt worden ist. 

Es ist einfach imposant, es ist cool, was sich hier am und 

rund ums alte Haerdtl-Haus tut. Die Fassaden sind gera-

de bei der Sanierung im Denkmalschutz. Ich freue mich, 

dass hier dieser Schick aus dem denkmalgeschützten 

Haerdtl-Haus und einer neuen modernen Architektur 

unser Stadtbild in Zukunft prägen wird. 

Der Innenausbau wird demnächst, nach dem Ro-

hausbau natürlich, auf Schiene kommen. Wenn es gut-

geht, wenn alles passt, können wir bereits Ende 2023 mit 

einer Eröffnung hoffen. Darauf freue ich mich einfach. 

Die Vorstellungen sind im MUSA natürlich weiterge-

gangen und werden auch parallel weitergeführt. Koope-

rationen gibt es mit Salzburg, mit Berlin. Mir taugt vor 

allem diese Fernführung in Echtzeit in den Häusern zum 

Leben, wo im Digitalisierungsbereich das Wien Museum 

Neu eröffnet wird. Überhaupt können wir sagen, dass die 

Online-Sammlungen vom Wien Museum jetzt seit einem 

Jahr laufen. Das heißt, wir haben hier ein Jubiläum zu 

feiern, es sind bereits 47.000 Objekte online und für die 

Nachwelt und für alle Wienerinnen und Wiener zugäng-

lich. 

Kollegin Ewa Samel hat bereits über den WWTF ge-

sprochen, und ich mache jetzt den Sprung zum digitalen 

Humanismus und möchte hier noch einmal eine Klam-

mer setzen. Warum ist dieser digitale Humanismus so 

wichtig? Wenn wir auf den einen Kontinent Amerika 

sehen, haben wir einfach „Alles ist möglich.“ als eine 

Prämisse, unter die sich Gesellschaft und Wirtschaft 

stellen. Im asiatischen Raum haben wir alles unter totaler 

Kontrolle. So wie wir zur Freiheit der Kunst stehen, ste-

hen wir auch dafür, den Menschen in den Mittelpunkt zu 

stellen. Es ist die Frage, welchen Weg hier Europa an-

setzt. Es kann nur der menschliche, der humanistische 

und der aufgeklärte Weg sein. 

In diesem Sinne möchte ich auch meinen Beitrag 

zum Budget schon schließen. Ich glaube, es wird ein 

ausgewogenes Budget. Es wird gerade im Kulturbereich 

ein sehr gutes Budget sein, vor allem in der jetzigen 

Situation, in der wir die Vielfalt in unserer Stadt einfach 

bewahren müssen. Herzlichen Dank. 

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit ist 

acht Minuten gewesen. Als Nächste zu Wort gemeldet ist 

Frau GRin Mag. Sequenz. Ich erteile es ihr. Die fraktio-

nelle Restredezeit ist sechs Minuten, die ich auch ein-

stellen werde. 

GRin Mag. Heidemarie Sequenz (GRÜNE): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kollegen und Kolleginnen! 

Werte ZuseherInnen via Livestream! 

Bei der heutigen Budgetdebatte werde ich einen An-

trag auf massive Aufstockung der Mittel für den Altstadt-

erhaltungsfonds einbringen. Was macht dieser Fonds? - 

Er stellt öffentliche Mittel für die Restaurierung der histo-

rischen Bausubstanz Wiens zur Verfügung. Das sind 

hauptsächlich Gebäude, die in Schutzzonen liegen oder 

auch denkmalgeschützt sind. Ich hoffe, dass das nicht zu 

radikal für die ÖVP ist und Sie dann trotzdem zustimmen 

werden.  

Warum ist das gerade jetzt so wichtig? - Gründerzeit-

liche Gebäude in Wien sind bei den Mietern sehr begeht, 

man wohnt dort gerne, aber sie sind auch bei den Inves-

toren sehr, sehr begehrt, denn wenn man diese abreißt 

und ein neues Gebäude mit entsprechender Kubatur 

hinstellt, ist das sehr, sehr, sehr profitabel, einerseits, 

weil natürlich die Bebauungsbestimmungen bis auf den 

letzten Millimeter ausgereizt werden, aber andererseits, 

weil natürlich mit dem Abriss eines gründerzeitlichen 
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Gebäudes immer auch günstiger Wohnraum verloren 

geht, weil diese Wohnungen sehr oft dem Richtwertzins 

unterliegen.  

Und genau diese leistbaren Wohnungen fehlen in 

Wien. Wir haben sogar voriges Jahr das Phänomen 

gehabt, dass mehr Wohnungen gebaut wurden, als Leu-

te nach Wien zugezogen sind. Das waren letztes Jahr 

10.000 Wohnungen. Man würde glauben, dann gehen 

die Mieten runter, wenn mehr gebaut wird, als Bedarf ist. 

Nur werden nicht in erster Linie günstige Wohnungen 

gebaut, sondern Betongold, Anlegerwohnungen, und die 

interessieren natürlich die Investoren. Mit nichts wird 

derzeit so gerne spekuliert wie mit Immobilien.  

Um genau diese gründerzeitlichen Gebäude zu 

schützen, wurde 2018 unter Rot-Grün die Bauordnung 

geändert, und die Gebäude, die vor 1.1.1945 gebaut 

wurden, können sozusagen auch nicht mehr mir nichts, 

dir nichts abgerissen werden, sondern es braucht die 

MA 19, die entscheidet, ob das Gebäude für das Ortsbild 

wichtig und daher im öffentlichen Interesse ist. Ist das ein 

positiver Bescheid, dann kann das Gebäude nicht abge-

rissen werden.  

Ich habe schon in meiner letzten Rede zur wirtschaft-

lichen Abbruchreife erwähnt, dass es dabei dieses 

Schlupfloch gibt, eben diese wirtschaftliche Abbruchreife, 

mit der dieser Schutz gerne umgangen wird. Teilweise 

wird auch gerne nachgeholfen, indem das Dach beschä-

digt wird, Fenster im Winter offen gelassen werden, 

damit das Haus so kaputt ist, dass man es wahrschein-

lich wirklich nicht mehr retten kann, weil eben diese 

fetten Gewinne in Aussicht stehen.  

Die Streichung der wirtschaftlichen Abbruchreife aus 

der Bauordnung könnte natürlich ein Instrument sein, um 

dieser negativen Entwicklung entgegenzuwirken. Leider, 

leider, leider fand unser Antrag diesbezüglich letzte Wo-

che keine Mehrheit, dagegen gestimmt haben SPÖ, 

NEOS, ÖVP und FPÖ. Was mich besonders geärgert 

hat: Es sind genau die Parteien, die sich, wenn wieder so 

ein Haus abgerissen wird, dort hinstellen, laut Zeter und 

Mordio schreien und Entsetzen vortäuschen. Und wenn 

sie dann wirklich etwas tun könnten, wie einem Antrag 

zuzustimmen, dann finden sie es nicht der Mühe wert, 

sich dafür einzusetzen.  

Was wird mit diesem Altstadterhaltungsfonds, dessen 

Mittel, die derzeit zur Verfügung stehen, wir verdreifa-

chen wollen, gefördert? - Ich habe es schon gesagt, es 

sind hauptsächlich Gebäude in Schutzzonen - das würde 

man gar nicht glauben, das sind immerhin 9 Prozent der 

Gebäude in Wien - oder denkmalgeschützte Gebäude. 

Jetzt ist es so, dass ein Großteil der Förderungen - das 

waren im letzten Jahr 2020 2,4 Millionen - derzeit von 

Kirchen in Anspruch genommen wird. Bei Privaten 

kommt das selten vor, sondern eher nur bei Leuten, die 

wirklich einen Bezug zu diesem Gebäude haben oder 

selbst dort wohnen. Ein weiterer Grund, warum das 

eigentlich gar nicht so gerne in Anspruch genommen 

wird, ist eben auch dieses Schlupfloch der wirtschaftliche 

Abbruchreife. Das ist auch ein weiterer Grund, warum 

das abgeschafft werden soll, denn dann können diese 

Mittel nämlich auch wirklich ausgeschöpft werden.  

Ich möchte jetzt noch drei wirklich sehr, sehr gelun-

gene Beispiele für Gebäude erwähnen, die mit den Mit-

teln des Altstadterhaltungsfonds gefördert wurden. Das 

ist zum Beispiel ein altes Bauernhaus im 22. Bezirk. 

Jeder kennt wahrscheinlich das Haus in der Hamburger-

straße 2 im 5. Bezirk, das ist beim Naschmarkt, unüber-

sehbar, ein fünfstöckiges Zinshaus aus 1902, wirklich ein 

sehr, sehr schönes Gebäude. Im 3. Bezirk ist in der 

Mohsgasse im Fasanviertel auch ein Gründerzeithaus, 

das wirklich sehr, sehr, sehr schön hergerichtet wird.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk (unterbrechend): 

Frau Gemeinderätin, die Redezeit der Fraktion ist abge-

laufen. Ich bitte, den Schlusssatz formulieren. 

GRin Mag. Heidemarie Sequenz (fortsetzend): Ich 

bin mit meinen Ausführungen auch fertig. Wir beantragen 

eine massive Aufstockung auf 10 Millionen EUR für die 

Jahre 2022 und 2023 und hoffen auf Zustimmung mit 

obenstehender Begründung. Vielen Dank.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu 

Wort gemeldet ist GR Dr. Mantl. Ich erteile es ihm. Die 

fraktionelle Restredezeit ist zehn Minuten, diese werde 

ich auch einstellen. 

GR Dr. Josef Mantl, MA (ÖVP): Sehr geehrte Frau 

Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Hoher Gemeinderat! 

Es freut mich, dass ich auch zur Kulturdebatte etwas 

beitragen kann, denn ich glaube, wir sind uns alle einig 

und es erfüllt uns gemeinsam mit großer Sorge, dass die 

Corona-Krise die Kulturszene von Beginn an mit voller 

Wucht getroffen hat. Es ist auf jeden Fall wichtig, in all 

den verschiedenen Meinungen, sozusagen e pluribus 

unum, jetzt das „big picture“ zu sehen, dass wir ja zu-

sammenhalten und an einem Strang ziehen müssen. Wir 

müssen den Kulturschaffenden unter die Arme greifen 

und ihnen mit sinnvollen Maßnahmen das Leben einfa-

cher machen, meine sehr geehrten Damen und Herren.  

Besonders die Weiterentwicklung des Förderwesens 

im Kulturbereich ist eine wichtige Maßnahme, die schon 

längst überfällig ist. Wien ist nicht nur auf Grund der 

Architektur eine beliebte Stadt, sondern besonders auch 

auf Grund der großen Vielfalt an altehrwürdigen Instituti-

onen, modernen Initiativen und engagierten Vereinen. 

Vor allem sind es aber die kreativen und talentierten 

Kulturschaffenden, die erfolgreich dafür verantwortlich 

sind, dass sich Wien als eine europäische Kulturhaupt-

stadt positioniert hat. Um diese Diversität und Qualität zu 

erhalten, kommt dem Förderwesen in unserer Stadt, wie 

wir alle wissen, nun einmal eine sehr, sehr wichtige Auf-

gabe zu. 

Dabei hat sich in den letzten Jahren schon einiges 

verbessert. Das möchten wir durchaus auch zugestehen, 

aber ungebrochen ist - wir haben das schon öfters ana-

lysiert und kritisiert -, dass es noch zu wenig Transpa-

renz und vor allem Effizienz gibt. Wir dürfen uns nie mit 

dem Status quo zufriedengeben, sondern müssen dieses 

Förderwesen einfach verbessern und optimieren. Das 

sehen wir an so vielen Beispielen, meine sehr geehrten 

Damen und Herren.  
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Ich möchte an dieser Stelle ansprechen, was wir 

auch schon vorgebracht haben, nämlich die tausenden 

Subventionsansuchen, die jährlich an die Kulturabteilung 

der Stadt gestellt werden, von denen sehr viele positiv 

beschieden werden. Wir haben die Problematik schon 

öfter angesprochen, dass die abgelehnten Förderanträge 

nicht weitergeleitet werden. Ich kenne die Argumentati-

on, dass das nicht an die Öffentlichkeit geraten soll, um 

den jeweiligen Kulturschaffenden nicht zu schaden, aber 

es geht ja hier um den Kulturausschuss, und es kann 

nicht sein, dass diese weder weiter behandelt noch de-

battiert werden, sondern einfach informationslos abge-

schmettert werden. Dabei ist ja sehr wohl die Nicht-

vergabe von Förderungen auch ein relevanter Teil der 

Kulturpolitik, und diejenigen, die abgelehnt werden, sol-

len nicht aus der politischen Debatte ausgeschlossen 

werden. Es ist eben deshalb - und es ist mir und uns ein 

großes Anliegen, das nochmals zu betonen - an der Zeit, 

dass der Kulturausschuss auch über die jährlich 1.500 

negativen Subventionsanträge umfassend informiert 

wird. Diese Transparenz ist notwendig, und die haben 

wir uns alle verdient.  

Ebenfalls ist eine Verbesserung des Informations-

flusses in Hinblick auf die positiv beschiedenen Subven-

tionsansuchen notwendig. Die gegenwärtige Praxis zeigt, 

dass die an den Kulturausschuss weitergeleiteten Ge-

schäftsstücke oftmals nur unzureichende Informationen 

transportieren, um einer sorgfältigen Bearbeitung nach-

kommen zu können. Die zur Verfügung gestellten Akten 

müssen aber genau um jene Unterlagen erweitert wer-

den, die sowieso von den Förderwerbern der Kulturabtei-

lung zur Verfügung gestellt werden müssen, zum Bei-

spiel Tätigkeitsberichte oder natürlich Finanzierungskon-

zepte. Dieser minimale Mehraufwand für die MA 7 würde 

den beschlussfassenden Gremien der Stadt Wien eine 

bessere Grundlage für ihre wichtige politische Entschei-

dungsfindung liefern. Jedes Jahr fließen ja zig Millionen 

Euro an diese über 3.000 Förderbewerber, die auf Basis 

ihres Ansuchens eine Subvention zuerkannt bekommen 

haben.  

Das sagen wir natürlich gerade als überzeugte Wirt-

schaftspartei, dass wir gerade bei jenen Subventions-

nehmern, die seitens der Stadt Wien über mehrere Jahre 

mit größeren Summen unterstützt werden, konkrete, 

nachvollziehbare und öffentlich einsehbare Ziele verein-

baren, damit wir die Kennzahlen, die KPIs wie Eigenleis-

tung, Auslastung oder Einsparungspotenziale erkennen 

und damit objektive Kriterien für folgende Förderungen 

seitens der öffentlichen Hand schaffen. Es geht ja 

schließlich um das Steuergeld der Bürgerinnen und 

Bürger, meine sehr geehrten Damen und Herren.  

In diesem Zusammenhang muss auch klar geregelt 

sein, welche Konsequenzen eine Nichteinhaltung der 

getroffenen Vereinbarungen mit sich bringt. Es kann 

einfach nicht sein, dass getroffene Zielvereinbarungen 

nicht berücksichtigt werden und Subventionen in weiterer 

Folge aber trotzdem fortgeschrieben werden. Nicht zu-

letzt bringen verpflichtende Zielvereinbarungen auch den 

Fördernehmern den Vorteil, dass sie die ihnen zuge-

sprochenen Subventionen durch die Erfüllung dieser 

objektiven Kriterien in der öffentlichen Debatte rechtferti-

gen können.  

Ein weiteres wichtiges Thema sind effektive Maß-

nahmen gegen die Überförderung. Im März 2021 wurde 

ein Stadtrechnungshofbericht veröffentlicht, der das 

Theater am Petersplatz in den Jahren 2017 bis 2019 

unter die Lupe genommen hat. Den Prüferinnen und 

Prüfern fielen einige Probleme auf, unter anderem wurde 

ein viel zu lockerer Umfang mit Freikarten entdeckt und 

insbesondere fiel der viel zu hohe Zuschussbedarf pro 

Besucherin und Besucher auf. Laut Bericht erhielt die 

Theaterspielstätte je Gast im Durchschnitt rund 289 EUR 

an öffentlichen Subventionen, wobei die errechnete 

Fördersumme pro Besucherin und Besucher im Jahr 

2018 mit 385 EUR am höchsten war. Vor dem Hinter-

grund dieser kritischen Kennzahlen wies der Stadtrech-

nungshof in seinem Bericht korrekterweise auf die 

Gleichbehandlung von anderen Künstlerinnen und 

Künstlern hin. Auch diese würden, so wie das Theater 

Petersplatz, für sich in Anspruch nehmen, kulturell wert-

volle Arbeit für die Wienerinnen und Wiener zu leisten, 

jedoch müssten viele mit wesentlich weniger oder sogar 

gar keinen Subventionen pro Gast auskommen. Es kann 

einfach nicht sein, dass auf der einen Seite Kulturinstitu-

tionen massiv überfördert werden und vor leeren Rängen 

spielen, während andere auf Grund mangelnder öffentli-

cher Unterstützung täglich ums Überleben kämpfen. Das 

ist schlicht und einfach unfair, meine sehr geehrten Da-

men und Herren.  

Aus diesem Grund bringen meine Kollegen und ich, 

wir, die neue Volkspartei Wien, unsere Beschlussanträge 

ein, um Maßnahmen gegen die unfaire Überförderung zu 

setzen und um die Kulturförderungen effektiver, optimier-

ter und transparenter zu gestalten. Vielen Dank und 

einen kultivierten Advent.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu 

Wort gemeldet ist Frau GRin Anderle. Ich erteile es ihr. 

Die selbstgewählte Redezeit ist sieben Minuten. 

GRin Patricia Anderle (SPÖ): Sehr geehrte Damen 

und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Was wünschen wir uns momentan am meisten, in 

Zeiten von Lockdown, einer immer deutlicheren Spaltung 

unserer Gesellschaft und ständig neuen Herausforde-

rungen? - Wir wünschen uns Stabilität, Verlässlichkeit, 

Dinge, auf die wir bauen können, Themen, die uns Mut 

machen und uns näher zusammenbringen. Kunst und 

Kultur machen genau das. Sie verbinden Menschen 

unabhängig vom sozialen Status. Sie machen Mut und 

Lust auf das Leben, die Zukunft und das Gemeinsame. 

Sie verbinden, anstatt zu spalten. Dem haben wir unser 

Budget verschrieben. Erstmals gibt es in der Geschichte 

Wiens ein Doppelbudget, das Stabilität, Verlässlichkeit 

für die kommenden Jahre bringt sowie mehr Transpa-

renz und Berechenbarkeit bedeutet.  

Was heißt dieses Doppelbudget für unsere Bezirke 

beziehungsweise unsere Bezirkskultur? - Eine Stärkung 

der Arbeit von Initiativen zur Förderung von mehr Diver-

sität im Kulturbetrieb, wie zum Beispiel des Vereins kül-

tür gemma!, der sich für die Förderung migrantischer 

Kulturproduktionen einsetzt, oder des Festivals Wiener 
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Mischkulanz des Vereins Vienna ACTS. Eine Stärkung 

der Stadtteilkultur und Interkulturalität in unserer Stadt, 

das Anderssein, ist das, was uns verbindet, was die 

Wienerinnen und Wiener ausmacht.  

Wenn Sie jetzt sagen, das brauchen wir nicht, wir 

haben schon genügend Angebote, in die Geld fließt, und 

gerade zu Zeiten von Corona müssen wir kürzen statt 

aufstocken, dann sage ich Nein. Gerade jetzt müssen wir 

die niederschwelligen, leicht zugänglichen Kulturangebo-

te unterstützen und stärken. Sie sind es, die den Men-

schen Halt geben. Auch für die, die sich nicht der Hoch-

kultur verschrieben haben, muss Kultur und Kunst einen 

Platz in ihrem Leben haben können. Denn Kultur macht 

glücklich, und glückliche Menschen sind gesünder. Und 

daher gibt sich ein ROI-, ein Return-on-Investment-Effekt 

im Gesundheitsbereich.  

Damit das auch so bleibt, braucht es dieses Budget. 

Was passiert zum Beispiel damit? - Eine weitere Stär-

kung der lokalen Kulturarbeit - Kollege Weber hat es 

heute schon erwähnt - und die Schaffung von mehr Ar-

beitsraum, indem mehr Geld in unsere Ankerzentren 

fließt, wie zum Beispiel die SOHO Studios in Ottakring 

oder am Schlingermarkt in Floridsdorf. Bei den SOHO 

Studios wird die Förderung von 183.000 auf 200.000 

EUR erhöht.  

Es gibt auch die Stärkung der Kulturarbeit im Ge-

meindebau in Zusammenarbeit mit den Wohnpartnern 

Wien. Das Kulturlabor Gemeindebau hat das Ziel, ein 

Kulturnetzwerk in den Wiener Gemeindebauten aufzu-

bauen. Neben Angeboten für Erwachsene gibt es auch 

konkrete Workshops und Performances für Kinder und 

Jugendliche. Diese nichtkommerziellen und nieder-

schwelligen Kulturformate ermöglichen auch sozial be-

nachteiligten Menschen den Zugang zu Kultur. Die Erhö-

hung des Budgets für dieses wichtige Projekt von 

100.000 auf 140.000 EUR wirkt also genau dort, wo 

Integration, Zusammengehörigkeit und kultureller Aus-

tausch beginnen sollen, an der Basis der Bevölkerung. 

Und unser Gemeindebau ist der perfekte Ort dafür.  

Wie meine Kollegin Ewa Samel heute auch schon 

erwähnt hat, ist Fair Pay ebenso ein ganz wichtiges 

Stichwort. Das kann man gar nicht oft genug betonen. 

Dabei geht es um die Fortsetzung und Erhöhung von 

Förderungen der freien Szene, den Ausbau von Arbeits-

stipendien sowie die Erhöhung der Einzelförderungen für 

Künstlerinnen und Künstler.  

Und wie meine Kollegen Weber und Neumayer auch 

schon erwähnt haben, aber ein Mal geht‘s noch, ist, dass 

das Geld gut investiert ist. Das zeigt der Überblick über 

die Jahre, über das Jahr 2021. Mit den 283 Millionen 

Budget und den 30 Förderschienen wurden mit Stand 

Oktober rund 53.000 Geschäftsstücke und rund 6.000 

Förderansuchen bearbeitet, von denen rund 4.100 Zusa-

gen und Förderungen bekommen haben. Sagen Sie Ja 

zum Budget, sagen sie Ja zum Kulturbudget. Nur so 

können wir unseren kulturellen und künstlerischen Ver-

pflichtungen gerecht werden, unsere Mitbürgerinnen und 

Mitbürger unterstützen, den Kulturstandort zu stärken 

und auszubauen, neue Projekte zu fördern und voranzu-

treiben, die das Zusammenleben in unserer Stadt ver-

bessern. Weiterhin das zu leben und zu zeigen, wofür 

Wien steht: Für Diversität, Kreativität und Mut. So wie 

unser Bürgermeister Dr. Michael Ludwig eine mutige 

Krisenpolitik verfolgt, geht auch die Stadt mutig neue 

Wege mit dem Doppelbudget. Und Mut ist etwas, das 

uns allen gerade sehr gut tut.  

Und, werte Kollegin Sachslehner, nach Ihrer Einlei-

tung dachte ich kurz daran, dass Sie einen Antrag für Ihr 

Kabarettprogramm einbringen möchten, denn wie Ihr 

Parteiobmann einmal gesagt hat, es wird nicht ohne 

hässliche Bilder gehen. Daher meine Bitte an die Kolle-

ginnen und Kollegen der neuen ÖVP: Hören Sie endlich 

auf mit dieser Ich-Ich-Kamera-Politik! Sagen Sie lieber Ja 

zum Doppelbudget, sagen Sie Ja zu Wien! Haben Sie 

den Mut, über den eigenen Horizont hinauszublicken! 

Haben Sie den Mut, Dinge zu ermöglichen! Haben Sie 

den Mut, in die Menschen zu investieren! Danke.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 6 

Minuten, die fraktionelle Restredezeit ist 14 Minuten. Als 

Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Baxant, und ich 

erteile es ihm, selbstgewählte Redezeit 7 Minuten. 

GR Petr Baxant, BA (SPÖ): Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr 

geehrte Frau Vorsitzende! 

Vielleicht einige wenige Worte, weil ich jetzt doch 

sieben Minuten habe. Vielleicht zu meinen Vorrednern, 

Vorrednerinnen von FPÖ und ÖVP, Herr Kollege Berger 

ist, glaube ich, nicht mehr da. Aber ich nehme es ihm 

wirklich ab, ich nehme ihm die Sorge um die Wiener 

Kultur wirklich ab. Er ist ein sehr kulturbeflissener und ein 

guter und wirklich ein sehr genauer Arbeiter, zeigt das 

auch jedes Mal meiner Meinung nach im Kulturaus-

schuss. Aber ich glaube, wenn er sich wirklich solche 

Sorgen macht - ah, da ist er eh, der Herr Berger -, wenn 

Sie sich wirklich solche Sorgen machen um die Kultur, 

um die Künstlerinnen und Künstler unserer Stadt, dann 

wäre es, glaube ich, wirklich am nachhaltigsten, das 

meine ich alles andere als polemisch, wenn Sie vielleicht 

in Ihrer eigenen Partei ein bisschen mehr dafür werben 

würden, dass sich die Menschen einfach impfen lassen. 

Wenn die Menschen geimpft sind, können die Leute 

wesentlich schneller ins Theater gehen, zum Konzert 

gehen und das ist langfristig am besten überhaupt für 

alle Künstlerinnen und Künstler.  

Und zu meinem sehr geschätzten Kollegen Eppinger 

und zur Frau Kollegin Sachslehner: Natürlich, ich finde 

das absolut richtig, dass wir Politiker und Politikerinnen 

uns auch Gedanken machen und uns auch ganz ehrlich 

austauschen darüber, was uns in der Kultur gefällt oder 

nicht gefällt. Das muss sich die Kultur genauso gefallen 

lassen wie wir Politiker und Politikerinnen, dass uns 

Theaterstücke oder Kunstwerke oder Lieder oder Kon-

zerte einfach nicht gefallen. Das ist, glaube ich, das ist 

der Schatz einer freien und aufgeklärten Gesellschaft, 

das leben wir tagtäglich. Ich bin unglaublich stolz, als 

quasi politisch Verantwortlicher in einer Stadt zu sein, wo 

so ein unglaublich schöner und fruchtbringender und 

zum Teil manchmal auch heftiger politischer Diskurs 

über Kunst und Kultur stattfindet. Das heißt, in diesem 

Sinne danke ich Ihnen für Ihre heutigen Redebeiträge, 
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weil ich glaube, dass die genauso wertvoll sind für unse-

re demokratische Kultur wie die Kunstwerke im Volks-

theater, mögen sie noch so brutal und für manche ein-

fach nicht anzuschauen sein. Das heißt, ich danke Ihnen 

auch dafür.  

Corona, und das ist ja heute schon oft besprochen 

worden, Corona hat unser altes Denken über Arbeit, 

Wirtschaft und Kunst massiv in Frage gestellt. Wir kön-

nen uns noch alle erinnern beim ersten Lockdown, das 

war ein allgemeiner Schock. Das war ein Schock, weil 

plötzlich konnten viele Menschen nicht arbeiten gehen. 

Das heißt, für viele Menschen war es im Grunde eigent-

lich in Frage gestellt, ob sie ihren Alltag noch finanzieren 

können, ob sie ihre Miete noch zahlen können, ob sie 

das Essen für ihre Kinder noch bezahlen können, und so 

weiter, und so fort. Das heißt, es hat plötzlich keine Ar-

beit mehr gegeben oder besser gesagt, es hat keine 

Lohnarbeit mehr gegeben. Die Menschen konnten im 

ersten Lockdown zum überwiegenden Großteil, außer 

wir PolitikerInnen und das Gesundheitspersonal oder die 

MA 48 oder die MitarbeiterInnen der Öffis, aber alle 

anderen durften und konnten nicht ihrer Lohnarbeit 

nachgehen. Das war eine unglaublich spannende Situa-

tion, die auch sehr lehrreich war für Politik und Gesell-

schaft, aber auch die Wirtschaft. Und was war die Lö-

sung? Dass man den Menschen Einkommen generiert. 

Dass man den Menschen Einkommen zur Verfügung 

stellt, wohlwissend, dass sie jetzt nicht einer Lohnarbeit 

nachgehen können, weil das damals einfach richtig und 

wichtig war. In dieser Situation, die damals war, da hat 

quasi die Bundesregierung zum Beispiel die Kurzarbeit 

entwickelt. Die Kurzarbeit ist nichts anderes, als dass die 

Menschen im Grunde zu Hause bleiben, ihrer Lohnarbeit 

nicht mehr nachgehen und dennoch ein Einkommen 

bekommen. Das war meiner Meinung nach absolut rich-

tig. Genauso die Wirtschaftshilfen. Die Unternehmen 

waren zu. Die Unternehmen und unsere Wirtschaftstrei-

benden konnten ihre Produkte und Dienstleistungen 

nicht mehr anbieten. Aber der Politik und der Gesell-

schaft gemeinsam war es wichtig, dass diese Menschen 

dennoch überleben konnten. Und deswegen war es 

absolut logisch, dass auch diese Menschen weiterhin ein 

Einkommen bekommen, um ihren Alltag und ihre Familie 

quasi über den Alltag retten zu können.  

Eine andere Institution, ein anderes Instrument hat 

die Kulturstadträtin in Wien implementiert, und das waren 

die sogenannten Arbeitsstipendien, von denen ich ab der 

ersten Minute absolut begeistert war. Die Arbeitsstipen-

dien, die 2020 ins Leben gerufen worden sind, damals 

eigentlich als einmalige Soforthilfe, wurden, und das freut 

mich extrem, weiterentwickelt zu den Arbeitsstipendi-

en 2022 und werden jetzt als dauerhafte Instrumente der 

Kunst- und Kulturförderung in Wien implementiert. Ich 

glaube, das ist ein riesengroßer Schritt, das ist eine tolle 

Unterstützung für die Wiener Kunst- und Kulturförderung. 

Es werden jährlich insgesamt, bitte, 1,5 Millionen EUR 

investiert. Davon werden 84 Stipendien zu je 18.000 

EUR jährlich ausbezahlt werden können und zwar in den 

Sparten (Zwischenruf.) - ja, das ... ich glaube, da können 

wir alle gemeinsam klatschen - Theater, Performance, 

Komposition, Literatur, Dramatik, bildende Kunst, Medi-

enkunst und Film. Das finde ich wunderbar. Dahinter 

steckt das Verständnis, nämlich dass Menschen in erster 

Linie Einkommen brauchen, um arbeiten zu können und 

nicht umgekehrt. Meine Damen und Herren, das ist ein 

Paradigmenwechsel, der von der Wiener Kulturpolitik 

ausgegangen ist, vielleicht noch sehr im Kleinen, aber 

das ist ein zartes Pflänzchen, das sicher wachsen wird 

und wachsen wird müssen. Wir arbeiten nämlich nicht, 

um Geld zu verdienen, sondern wir brauchen Geld, um 

zu arbeiten. Wir brauchen Einkommen, um zu arbeiten. 

Das ist der Paradigmenwechsel, der da passiert ist. 

Wahrscheinlich wird man erst in einigen Jahren über-

haupt quasi fassen können, was für ein Paradigmen-

wechsel das war. Die Arbeitsstipendien erfüllen für die 

EmpfängerInnen die Funktion eines Grundeinkommens. 

Es ist zwar nicht bedingungslos, aber es ist sehr wohl ein 

Einkommen, mit dem ich als Künstler oder als Künstlerin 

meinem Alltag und auch meinem Beruf nachgehen kann. 

Das heißt, ich brauche zuerst Geld, um überhaupt künst-

lerisch oder anderwärtig tätig sein zu können. Das 

Grundeinkommen beziehungsweise diese Arbeitsstipen-

dien, die jetzt in Zukunft an 84 Künstlerinnen und Künst-

ler in Wien im Jahr ausbezahlt werden, nehmen Angst 

und Perspektivenlosigkeit. Das ermöglicht unternehmeri-

schen Geist und setzt künstlerische Energie frei. Die 

Arbeitsstipendien wirken nachhaltig. Ich glaube, in eini-

gen Jahren werden wir erst die Früchte ernten. Ich bin 

mir sicher, dass wir die Früchte ernten werden können 

und glaube, dass wir heute gemeinsam noch nicht wirk-

lich abschätzen können, was für eine riesige, also was 

für eine Wucht und was für eine Energie, was für eine 

künstlerische und kreative Energie da eigentlich freige-

setzt werden wird. Das werden wir dann in einigen Jah-

ren wieder sehen. Und wo hat‘s angefangen? Natürlich 

in der absoluten Innovationsstadt Wien. 

Ich danke in diesem Sinne den MitarbeiterInnen der 

MA 7, dem gesamten Team des Magistrats und vor 

allem der Frau Kulturstadträtin und ihren Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern dafür, dass sie die Kunst- und Kultur-

stadt Wien so umsichtig und so lebensnahe durch die 

Krise geführt haben und weiterhin durch die Krise führen 

werden. Als Abschluss darf ich noch einmal appellieren, 

nicht nur aus gesundheitlichen Gründen, sondern weil 

wir jetzt über die Kultur reden: Bitte drängen Sie und 

motivieren Sie alle Ihre MitbürgerInnen und Eltern und 

Kinder und Freunde und Bekannte und Funktionäre in 

der eigenen Partei und Wähler und Wählerinnen, Sym-

pathisantInnen, sich impfen zu lassen! Das ist der beste 

und schnellste Weg, um aus der Krise zu kommen und 

natürlich auch für unsere Kunst- und Kulturstadt. Danke 

schön.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Herr Gemeinderat, 

darf ich Sie noch ersuchen, das Rednerpult zu desinfizie-

ren. Die Redezeit ist acht Minuten gewesen, die fraktio-

nelle Restredezeit ist sechs Minuten. Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Berger-Krotsch, und 

ich erteile es ihr, sechs Minuten. 

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (SPÖ): Sehr ge-

ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 
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Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen hier im 

Saal und vielleicht zu etwas späterer Stunde werte Zu-

seherinnen und Zuseher vor dem Livestream! 

Ja, was redet man als letzte Rednerin an einem Tag 

voller wichtiger Debatten zum Doppelbudget, zum ersten 

Doppelbudget einer Stadt, die es gut geschafft hat, durch 

die Krise zu kommen mit einem Bürgermeister, der wie 

ein Fels in der Brandung steht und auf die Wienerinnen 

und Wiener schaut, mit einem Finanzstadtrat, der auf die 

Finanzen schaut, wie wir trotz der Krise in den Bereichen 

Gesundheit, Soziales, Bildung und Kindergartenbetreu-

ung ein Plus vor den Zahlen haben, und als letzte Red-

nerin mit einer Kulturstadträtin, die sich von Anfang ihres 

Wirkens an auf die Fahne geheftet hat, den Kunstschaf-

fenden auf Augenhöhe wie zum Beispiel mit Fair Play zu 

begegnen. Ja was gibt es da nach dieser Spezialdebatte 

in der Geschäftsgruppe Kunst und Wissenschaft am 

Ende dieses langen Tages noch? Ich weiß, ich stehe nun 

neben unserer Kulturstadträtin dann zwischen dem lan-

gen Debattentag und dem Ende des ersten Debattenta-

ges. Aber ich möchte auf ein paar wesentliche Aspekte 

der Geschäftsgruppe noch zu sprechen kommen.  

Im vorliegenden Doppelbudget liegt wieder viel drin, 

Kunst den Wienerinnen und Wienern unmittelbar und 

öffentlich zugänglich zu machen. Mit KÖR zum Beispiel, 

wo die Gelder im Budget 22 von 300.000 auf 400.000 

EUR wiederum erhöht wurden. Viele Projekte stehen da 

auch für das nächste Jahr bereits in den Startlöchern, 

und das ist in Zeiten einer Pandemie, das möchte ich 

hier festhalten, ich denke, doppelt, wenn nicht auch 

dreifach wichtig. Ich erinnere mich, vor wenigen Monaten 

durfte ich am Graben bei der Eröffnung des Kunstwerkes 

Momentary Monument - The Stone von der Künstlerin 

Lara Favaretto dabei sein. Da wurde auch alles nach den 

Bestimmungen, nach den geltenden, abgehalten, Mund-

Nasen-Schutz, Abstand, wir haben Desinfektionsmittel 

mitgehabt. Aber die Begegnung mit den Menschen vor 

Ort damals dort im 1. Bezirk, als wir da zusammenge-

standen sind, auch die Geschäftsführerin Martina Taig 

und die Künstlerin selbst, es war einfach so wichtig und 

unbezahlbar für mich, wie die Menschen, die da vorbei-

geschlendert sind, stehen geblieben sind, das Kunstwerk 

hinterfragt haben, Fragen aufgeworfen haben. Und ge-

nau diese Auseinandersetzung mit Kunst bringt uns 

weiter, öffnet unsere Horizonte, bildet. Wie gesagt, es 

waren schöne Begegnungen und Gespräche damals. 

Das Schöne dabei war, wir alle sind natürlich weiterge-

zogen, aber das Kunstwerk bleibt am Graben, wenn 

auch nur temporär. Aber viele bleiben ja auch perma-

nent. Das heißt, die Auseinandersetzung, das Hinterfra-

gen bleibt. Das ist gut so. Außerdem wird die Identität 

der Stadt und einzelner Stadtteile im Bereich des Zeitge-

nössischen durch KÖR gestärkt. Die Kunst im öffentli-

chen Raum ist sozusagen eine symbolische Markierung 

von bislang kulturabstinenten Territorien. Für 22 haben 

wir viele permanente und temporäre Darstellungen im 

öffentlichen Raum, die auf uns warten. Ich denke da an 

die künstlerische Gestaltung der Lärmschutzwand in 

Liesing bei der U6. Oder wer kennt die Fahrradunterfüh-

rung nicht am Praterstern Richtung Praterallee? Es 

kommen auch etliche Wettbewerbe auf uns zu, und da 

bin ich schon gespannt, welche Einreichungen da zum 

Zug kommen, wenn es um die Gestaltung der U-Bahn-

Stationen der eben gebauten U2/U5 geht.  

Wichtig zu erwähnen, finde ich auch das Projekt, das 

ich jetzt, wir sind ja in den „16 Tagen gegen Gewalt an 

Frauen“, besonders erwähnen möchte, nämlich das 

Projekt „Gamergate“ im Kubus EXPORT hier bei der 

Josefstädter Straße/Uhlplatz. Schauen Sie sich das an, 

werte Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuseherinnen und 

Zuseher, gerade nun auch in Zeiten wie diesen, wo Kun-

steinrichtungen, wie andere Einrichtungen auch, ja ge-

schlossen sind, wir aber dennoch zur physischen und 

psychischen Gesundheit rausgehen können und vom 

Weg von der Arbeit oder Schule hin und retour auch 

einen kurzen Stopp, ein Eintauchen in eine andere Welt 

mit KÖR machen können. Schauen Sie nach unter „ko-

er.or.at“! Hier sehen Sie alle Kunstwerke, die in ganz 

Wien verteilt darauf warten, von uns entdeckt zu werden. 

Was mich sehr erfreut, sind immer auch, wie gesagt, 

feministische Projekte, die gefördert werden, aber auch 

Projekte mit dem wichtigen Thema Kinder und Jugendli-

che. Wir haben „see - Platz der Kinderrechte“ im 20. 

Bezirk. Hier wurde ein eigener Platz geschaffen, wo es 

eine poetische, spielerische Annäherung an das Thema 

Kinderrechte gibt. Wir haben mit SOLANGE von der 

Künstlerin Cibulka auch eine feministische Auseinander-

setzung im öffentlichen Raum, also viele, viele Projekte, 

die KÖR hier auch unterstützt und bereitstellt. Da möchte 

ich mich recht herzlich bei unserer Stadträtin bedanken, 

dass das alles hier auch möglich ist in unserer Stadt.  

Wir unterstützen auch, in den verbleibenden Sekun-

den noch kurz erwähnt, die Subventionen vieler anderer 

Einrichtungen, wo Kinder und Jugendliche im Mittelpunkt 

stehen. Dschungel, ZOOM - Kindermuseum, langjährige 

Partnerinnen, wir wollen hier auch zweite Standbeine auf 

den Weg bringen. Wir haben im Gartenbaukino das 

Internationale Kinderfilmfestival gehabt, das 33. mittler-

weile. Filme sind Fenster, sie öffnen hier Türen in andere 

Welten, sie begegnen Kindern auch auf Augenhöhe und 

das ist genau das Stimmige, was so passt für Wien, weil 

wir wollen ja die kinder- und jugendfreundlichste Stadt 

werden. Wir haben hier schon viel getan, wenn wir zu-

rückblicken, „Werkstadt Junges Wien“, die größte Kinder- 

und Jugendbefragung, über 22.500 Kinder und Jugendli-

che, die sich beteiligt haben, die jährliche Kinder- und 

Jugendmillion ab 22, die vielen Einreichungen und Pro-

jekte, das Wien-weite Kinder- und Jugendparlament. Bei 

uns stehen die Kinder im Mittelpunkt und das nicht nur in 

der einzigen zuständigen Geschäftsgruppe, sondern 

wirklich quer durch alle Geschäftsgruppen, und da bin 

ich unserer Stadträtin sehr dankbar.  

Lassen Sie mich auch noch einen Satz sagen zum 

Thema „Auch Frauen und Kunst und Kultur“. Wir haben 

hier heute auch einen Antrag vorliegen. Ich weiß, dass 

Frausein alleine nicht reicht, um Frauenförderung zu 

betreiben, Frauenpolitik zu machen. Aber ich möchte hier 

ausdrücklich festhalten, dass wir mit unserer Kulturstadt-

rätin eine wahre Kämpferin für Frauen und ihre Anliegen 

haben. Wir haben die Frauen in dieser Stadt, sei es als 
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Künstlerinnen, aber auch als Konsumentinnen sehr im 

Fokus. Wir fördern eben eigene Frauenkunstprojekte. 

Wir haben heute schon vom Kosmos-Theater gespro-

chen. Aber eben auch gezielte feministische Zeichen 

setzen wir mit KÖR, mit dem SOLANGE-Projekt zum 

Beispiel. Aber es kommt auch darauf an, und das macht 

auch unsere Kulturstadträtin, dass wir schauen, wo es 

bei Frauen leider generell auch noch hapert. Wir schau-

en ...  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk (unterbrechend): 

Frau Gemeinderätin, die fraktionelle Redezeit ist abge-

laufen. Darf ich Sie ersuchen, den Schlusssatz zu formu-

lieren. 

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (fortsetzend): ... 

mit Fair Pay eben auch auf die gerechte Entlohnung und 

schauen auch, dass Frauen in Top-Positionen sind. Wir 

haben zum Beispiel in KÖR in der Jury, in der Leitung 

immer auch mehr Frauen. Und auch die Projekte, die 

unterstützt werden, da werden auch immer mehr Frauen 

unterstützt.  

Ja, die Redezeit ist zu Ende. Ich möchte noch mei-

nen Dank den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus-

sprechen, im Speziellen im Kulturressort, aber auch 

generell, aber auch den Künstlerinnen und Künstlern 

meinen Dank aussprechen, den Steuerzahlerinnen und 

Steuerzahlern, die mit ihrer Steuerleistung eigentlich das 

alles erst möglich machen. In diesem Sinne bitte ich um 

Zustimmung zum vorliegenden ersten Doppelbudget für 

Wien.  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zum 

Wort gemeldet ist die Frau Amtsf. StRin Mag. Kaup-

Hasler, ich erteile es ihr. Ich bemerke, dass ihre Redezeit 

mit 15 Minuten begrenzt ist.  

Amtsf. StRin Mag. Veronica Kaup-Hasler: Ja, zu 

fortgeschrittener Stunde die letzte Rednerin. Sehr geehr-

te Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Menschen, die sich das vielleicht per Video-

Stream anschauen! 

Ich bin irgendwie berührt, muss ich ehrlich sagen, 

durch die vielen Reden, die ich jetzt zusammenfassend 

von allen Fraktionen mitnehme, nämlich dieses Enga-

gement für mehr Budget in Kunst und Kultur. Das ist 

eigentlich unglaublich. Allein dafür müssten wir jetzt eine 

Feier machen, weil das ist ein großes Commitment und 

zeigt eigentlich, dass Sie an allen Ecken und Enden 

sozusagen Kunst und Kultur wertschätzen. Vieles gäbe 

es zu einzelnen Rednern zu sagen. Ich möchte einfach 

noch einmal darauf zurückkommen: Was ist visionäre 

Kulturpolitik aus meiner Sicht? Was zeichnet gerade die 

Wiener Kulturpolitik aus? Und warum darf man auch 

zuversichtlich in die Zukunft schauen? Ich glaube, wir 

haben in unseren Arbeiten ein Auge für Arbeitsbedin-

gungen, für Menschen, aber auch für Institutionen, für 

die Rahmenbedingungen, in der Kunst entsteht, und wir 

haben auch das Publikum im Blick. Wir haben das Publi-

kum soweit im Blick, dass wir sagen, die Teilhabe ist ein 

wesentlicher Bestandteil und die Ermöglichung von Teil-

habe an Kunst und Kultur, der Erhalt der Vielfalt. All das 

sind große Themen und Herausforderungen, vor die wir 

gestellt sind.  

Deswegen gilt es auch immer wieder, neue Räume 

für Kunst und Kultur zu öffnen, denn kulturelle Räume 

sind soziale Begegnungsräume, sind Orte der Verhand-

lung, sind Orte der Auseinandersetzung über Themen, 

die uns bewegen über unsere Zeit, über Herausforde-

rungen, denen wir oft als Individuum mit Angst begeg-

nen. Und mit dieser Kulturpolitik im Großen gespannt 

mal zwischen dem Räume Ermöglichen, Räume Schaf-

fen, aber Fair-Pay-Rahmenbedingungen Schaffen, sind 

wir mittlerweile innerhalb dieser drei Jahre auch interna-

tional berühmt geworden. Also ich hab‘ zahlreiche Einla-

dungen zu Konferenzen, zu Veranstaltungen, weil diese 

klare Themensetzung, dieses Commitment für Künstle-

rinnen und Künstler Wien ganz besonders auszeichnet 

und wir haben in vielerlei Hinsicht auch eine Vorreiterrol-

le. Wir sehen ja, wie der Bund, nachdem wir sehr früh … 

und dieses Thema habe ich wirklich schon aus dem 

Steirischen Herbst genommen, Fair-Pay-Agenda, denn 

wir hatten uns damals auch schon eine Fair-Pay-

Maßnahme selber verordnet als Steirischer Herbst. Das 

heißt, ich kam mit dem schon mal in die Politik. Wir ha-

ben ein Symposium gemacht. Und mittlerweile hat der 

Bund, mit dem ich in einem sehr guten Verhältnis bin, 

Staatssekretärin Mayer hat dieses Thema aufgegriffen 

und auch andere Bundesländer haben es aufgegriffen 

genauso wie die Arbeitsstipendien. Und mit einem klei-

nen Hinweis auf GRin Berner: Ich kann nur sagen, ich 

möchte nicht die Fragen der Gegenwart und der Zukunft 

mit den Antworten der Vergangenheit beantworten. Das 

ist einfach ahistorisch, wenn wir schauen, zu welchem 

Zeitpunkt sind denn diese Arbeitsstipendien einst ent-

standen? Das war in einer Zeit, wo einfach kaum etwas 

noch da war oder noch nicht funktioniert hat im Bund. 

Das war ein klares Versagen der Bundesregierung. Da 

sind wir schneller gewesen, wir waren zügig, wir konnten 

sehr vieles auf den Weg bringen. Jetzt sind wir in einer 

anderen Phase. Mittlerweile hat der Bund nachgezogen, 

es gab wieder neue Töpfe. Und das wäre eine Überfor-

derung an falschen Stellen, die immer gleichen Antwor-

ten parat zu haben. Wir wollen einfach immer genau 

schauen: Wo geben wir das Steuergeld richtig aus? 

Diese Implementierung von permanenten Arbeitsstipen-

dien ist einzigartig und wirklich auch hier vorbildgebend. 

Ich habe mit mehreren Bürgermeistern auch großer 

deutscher Städte darüber gesprochen, wie Wien hier 

voranschreitet, und ich glaube, auch das wird Nachfolger 

und Nachfolgerinnen haben. 

Ja, wir haben darüber gesprochen, über das Budget, 

das wirklich in unterschiedlichen Phasen mit unterschied-

lichen Prozentzahlen gedeutet wurde. Natürlich wäre mir 

mehr recht, ist ja klar, ist ja klar. Aber ich darf darauf 

verweisen, dass mir in diesen ersten zwei Jahren … und 

das hat mit der Wahl überhaupt nichts zu tun, sondern 

mit einem schnellen Anstarten eines großen Prozesses, 

der natürlich nicht in dieser Kurve weitergehen kann, 

sondern sich dann natürlich anders gestaltet. Aber wie 

gesagt, gerne mehr. Hier haben wir Zeichen gesetzt und 

mal grundsätzlich schnelle Dinge repariert im Sinne des 

„Repair and Care“ und dieser Gedanke ist mir sehr, sehr 

wichtig. Wir haben Institutionen, Vereine in unterschiedli-
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chen Formen, auch Institutionen der freien Szene sozu-

sagen renoviert, repariert, auf den Stand gebracht und 

gehen jetzt mit ihnen weiter. Das ist ein langer Prozess, 

da sind wir auf dem Weg, da ist man nie zu Ende, das ist 

ja völlig klar, aber das tun wir sukzessive. Wir haben eine 

insgesamte Erhöhung von über 28 Prozent seit meinem 

Amtsantritt! Das ist ungeheuerlich, ja.  

Und in der Tat, in der ersten Zeit war das besonders 

hoch. Aber es kam ja auch noch was dazu, denn wir 

wissen ja alle, dass aus dieser Corona-Situation, und wir 

sind, bitte, noch alle da mittendrinnen, natürlich werden 

dann auch Dinge erwachsen und natürlich werden auch 

noch Institutionen wie auch Einzelkünstler zu uns kom-

men und wir werden wieder mit dem Bund schauen, was 

ist Bundessache, ja, wo ist es ganz klar eine Aufgabe 

des Bundes, und wo werden wir supplementär einfach 

schauen, wie wir Lücken, die entstehen, füllen. Das 

wissen wir und aus diesem Grund sind wir erst mal vor-

sichtig, aber der Bürgermeister weiß es und Gott sei 

Dank weiß es der Finanzstadtrat auch.  

Wichtig ist mir, jetzt zur Wissenschaft zu kommen. 

Ich werde einige Kapitel überspringen, ja, weil vieles 

schon gesagt wurde. Wir sind in Zeiten einer großen 

Skepsis in diesem Land, interessanterweise im ganzen 

deutschsprachigen Raum, das müsste man einmal ana-

lysieren, warum, gegenüber Wissenschaft. Wir sehen 

das an den Portugiesen, die zu 90 Prozent geimpft sind. 

Da geht hier der Glaube an die Wissenschaft parallel 

zum Glauben an die Demokratie und an die Politik. Es 

gibt ein Vertrauen. Dieses Vertrauen ist in Österreich, 

muss man wirklich sagen und wir werden jetzt nieman-

den konkret nennen, aber es ist einfach in den letzten 

Jahren substanziell erschüttert worden. Ganz tiefe Zwei-

fel sind da entstanden, und wir müssen wieder zu einer 

Nähe zur Wissenschaft finden wie eben bei der Roth-

schild-Stiftung. Wir wussten überhaupt nicht, was dabei 

rauskommt. Es hätte sein können, dass die Stadt sozu-

sagen viel Geld in die Hand nehmen muss, um einen 

Fehler der Vergangenheit zu bereinigen. Aber diese 

historische Kommission war wissensbasiert und hat ein 

umfangreiches Dossier erstellt und das ist faktenbasier-

tes politisches Handeln. Das muss uns leiten, ob das 

jetzt in der Gesundheit ist oder in meinem Ressort, fak-

tenbasiertes Handeln.  

Aus diesem Grund bitte ich auch in alle Richtungen, 

jetzt nicht hier eine Politik der Angst zu verkünden. Das 

ist nämlich genau das Gegenteil, wir kennen es von der 

Regierung. Aber, Frau GRin Berner, ganz speziell Sie, 

wenn Sie sozusagen Armutsszenarien skizzieren, fühle 

ich mich erinnert an einen ehemaligen Bundeskanzler, 

der sagte: „Jeder wird jemanden kennen, der gestorben 

ist.“ So ähnlich hat sich das vorhin angehört, und ich hab‘ 

mir gedacht, wie viel haben Sie von dieser Rhetorik 

schon offensichtlich mitgenommen. Ich glaube nicht, 

dass sie die richtige ist. Wir müssen jetzt den Menschen 

eher Vertrauen schenken, dass wir uns sorgend um sie 

kümmern, dass wir uns sorgen, dass wir hier schauen, 

dass wir sie gut durch diese Krise bringen, und wir tun 

das. Wir tun das mit der Wissenschaftsförderung, die 

sich um rund 60 Prozent erhöht hat, also das WWTF, 

Life Sciences wird da vor allem gefördert, Big Data, 

digitaler Humanismus, ein wichtiges Anliegen von uns, 

Umweltsystemforschung. Und wir haben es in der Tat in 

einem Maße jetzt auch geschafft, hier auch mehr in die 

Vermittlung zu gehen, die mir ein großes Anliegen ist, 

weil wir müssen lernen, dass wir das, was wir in großer 

Grundlagenarbeit und Grundlagenforschung erarbeiten, 

auch besser an die Menschen, an die Bevölkerung ver-

mitteln. Das ist ein wichtiges Anliegen. 

Über Fair Pay hab‘ ich schon gesprochen und Fair 

Pay zeigt sich im Übrigen ja auch in der ganzen Rah-

menförderung, die wir erhöht haben und weiterhin erhö-

hen wie auch die Kompositionsförderung. Gestartet 

haben wir bei 15.000 EUR pro Jahr im Jahr 2018, wir 

sind bei 200.000 im Jahr 2022, das hat sich mehr als 

verzehnfacht. Die Budgets für Kunstankäufe sind um 12 

Prozent aufgestockt. Wir haben speziell auch die freie 

Szene gestärkt und haben auch vor, es weiter zu tun. 

Die Rahmenbeträge eben im Bereich Musik und bil-

dende Kunst sind jährlich erhöht worden für Projektförde-

rungen. All dieses wichtige Instrumentarium, das der 

freien Szene zur Verfügung steht, Konzeptförderung, das 

ist uns deswegen so wichtig, weil die freie Szene die 

Szene ist, wo auch sehr viel an innovativem Geschehen 

passiert. Das ist außerordentlich mein großes Anliegen. 

Wir haben auch Ankerzentren in den Bezirken implemen-

tiert, die auch wiederum neue Arbeitsstätten für die freie 

Szene sind. 

Wir haben auch im Bereich der Literatur massive Er-

höhungen vorgenommen, Druckkostenzuschüsse, es 

gibt 20 Prozent mehr Literaturveranstaltungen für junges 

Publikum, Film genauso. Also wir haben da vieles er-

höht. Ich glaube, es ist nicht Zeit, irgendjemanden anzu-

machen. Wir werden sozusagen diese konsequente 

Unterstützung der Szene im Dialog, wir tun das nämlich 

im beständigen Dialog, fortsetzen. Auch KÖR wurde 

erhöht, also ein wichtiges Zeichen, dass eben Kunst im 

öffentlichen Raum auch einen großen Stellenwert für 

mich einnimmt. Das Wien Museum wurde mehrfach 

besprochen. Die Dezentralisierung, das heißt, alle Initia-

tiven, die zeigen, dass die Institutionen nicht nur in sich 

selbst verharren, sondern auch rausgehen in die Bezirke, 

zu den Leuten gehen, all das ist mir ein ganz, ganz wich-

tiges Anliegen. 

Fazit: Ja, ich hätte gerne mehr Geld gehabt, das ist ja 

klar. Aber wir gehen sehr gut mit dem Geld um, auch 

durch Umschichtungen, durch Verlagerungen. Wir 

schauen, wenn uns zum Beispiel die Wiener Festwochen 

etwas zurückgeben, dass wir es anderweitig in Initiativen 

neu umsetzen. Wir gehen gut mit diesem Geld um. Wir 

können mit diesem Geld auf jeden Fall hier eine Sicher-

heit der Kulturlandschaft bieten bei gleichzeitigen großen 

innovativen Anliegen, die mir sehr, sehr wichtig sind. Und 

wir wissen, wir werden sie auch im Blick haben, was 

auch immer Corona jetzt mit sich bringt. Da werden viele 

eine Unterstützung brauchen, aber das machen wir 

maßgeschneidert und in Absprache mit dem Bund. 

Insofern danke ich Ihnen allen, allen Parteien, die 

hier sind. Im Kulturausschuss ist es eine Freude, mit 

Ihnen zu arbeiten. Sie geben mir oft wirklich viele Ideen, 
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manche Bonmots. Ich habe mir schon die ganze Zeit 

überlegt, welche Hymne ich Wien verpassen würde. 

Vielleicht aus aktuellem Anlass „Ana hat immer das 

Bummerl“, aber ich weiß es noch nicht. Aber vielleicht … 

Nein, ich kann es auch ernsthaft machen. In dem Fall 

muss man darüber nachdenken. Man muss auch überle-

gen, in welcher Zeit Hymnen entstanden sind, ob das 

noch zeitgemäß ist, aber wir denken weiter nach.  

Ich nehme auch viele Anstöße von unserem ehema-

ligen Partner, mit dem wir vieles auf den Weg gebracht 

haben, was wir auch fortsetzen, was wir gerne weiter-

bringen, aber auch von den NEOS mit ihrem starken 

innovativen Zugang zur Wissenschaft, der auch, glaube 

ich, viel Notwendiges jetzt hier auf den Weg gebracht 

hat. Ich danke dem Bürgermeister, dass er so ein selt-

sames Wesen nach wie vor unterstützt und hier für diese 

Kulturagenden engagiert hat. Ich danke für sein Vertrau-

en, das ich auch zurückgeben kann. Ich danke für die 

Kolleginnen und Kollegen in der Stadtregierung. Ich 

danke unserem Koalitionspartner, aber auch unserem 

Ex-Koalitionspartner, weil wir haben zusammen viel zu 

tun, viel beredet, viel gemacht. Ich halte das auch immer 

mit dem historisch-kritischen Blick in Ehren.  

Danke vor allem den Abteilungen der MA 7, 8 und 9, 

den Abteilungsvorständen, den Mitarbeitern in all diesen 

Magistratsabteilungen für ihre hervorragende Arbeit und 

für die substanzielle Hilfe beim Problemlösen oder bei 

den Herausforderungen. Ich danke meinem Team, das 

ein großartiges Team ist, ich könnte mir kein besseres 

wünschen.  

Und ich danke vor allem allen Künstlerinnen und 

Künstlern dieser Stadt. Sie bereichern ganz persönlich 

mein Leben, wenn ich das einmal so auf mich beziehen 

darf. Sie bereichern diese Stadt. Sie schaffen etwas, was 

uns Sinn gibt, was uns durch diese Krise trägt, weil wir 

wollen nicht ohne Musik, ohne Filme, ohne Bücher sein 

in dieser Zeit der Vereinsamung. Ihr seid überlebensnot-

wendig, wenn ich das so sagen darf! Ich danke für den 

Dialog, der so eng ist und so konstruktiv ist, dass ich 

glaube, auch in schwierigen Zeiten zu guten Lösungen 

gebracht zu werden. Danke Ihnen allen!  

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zur Geschäfts-

gruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wortmeldung 

mehr vor. Wir unterbrechen nun die Sitzung und setzen 

sie morgen mit der Beratung der Geschäftsgruppe für 

Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen um 9 

Uhr fort.  

Schönen Abend und ein gutes nach Hause Kommen!  

 

(Unterbrechung der Sitzung um 20.35 Uhr.)

 

 


